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Neueſtes deutſches Anwaltsrecht. 


Von Rechtsanwalt Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 


Zwei geſetzgeberiſche Maßnahmen haben in neueſter Zeit 
in die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Anwaltſchaft einge- 
griffen: einmal das Kapitel XIII der VO. v. 18. März 1933 
über Maßnahmen auf dem Gebiete der Finanzen, der Wirt⸗ 
ſchaft und der Rechtspflege, das durch Anderung und Er- 
gänzung der RAD. den geſetzgeberiſchen Schlußſtein auf lang⸗ 
jährige Standesarbeiten geſetzt hat; dann das im Zuſammen⸗ 
hang mit dem Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums v. 7. April 1933 erlaſſene Geſetz über die 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft vom gleichen Datum. Die 
beiden Geſetze hängen in ſich ſo loſe zuſammen, daß ſie nicht 
als Einheit begriffen und dargeſtellt werden können, wenn 
auch auf der Hand liegt, welche Bedeutung der Umbau der 
Anwaltſchaft für die Zuſammenſetzung der Reichsrechts⸗ 
anwaltskammer haben muß und wie brauchbar andererſeits 
der Gedanke der Suspenſion als techniſches Mittel zur Er⸗ 
reichung der geſetzgeberiſchen Ziele des ſpäteren Geſetzes er⸗ 
ſcheinen konnte. 


1. Die VO. v. 18. März 1933 


bringt drei grundſätzliche Neuerungen: die Möglichkeit der 
Übertragung der dem Kammervorſtande obliegenden Aufſicht 
auf einzelne Mitglieder, die Suspenſion und die Reichsrechts⸗ 
anwaltskammer (Reirak). Daneben findet ſich die ſeit lan⸗ 
gem erſtrebte Erhöhung des Strafmaßes der Geldſtrafe von 
1000 auf 5000 RA, notwendig, um in allen Fällen, in denen 
der Ausſchluß doch als noch zu hart erſcheinen mußte, wirk⸗ 
lich empfindliche Geldſtrafen verhängen zu können, wozu der 
bisherige Rahmen nicht immer ausreichte. Beſeitigt iſt ferner 
die Vorſchrift, daß während der Dauer eines öffentlichen 
Verfahrens das ehrengerichtliche Verfahren nicht eröffnet wer⸗ 
den darf; es bleibt aber dabei, daß nicht beide Verfahren 
nebeneinander herlaufen können, das kriminelle Strafverfahren 
hat auch jetzt noch den Vorrang, das ehrengerichtliche Ver⸗ 
fahren iſt auszuſetzen; die Ausſetzung hindert aber die Ver⸗ 
hängung der Suspenſion nicht. Schließlich iſt noch beſtimmt, 
daß das Ehrengericht zur beſſeren Aufklärung der Sache vor 
der Hauptverhandlung Beweiserhebungen anordnen kann, eine 
ſeit langem erſtrebte praktiſche Erleichterung, die namentlich 
für Zulaſſungsſachen von erheblicher Bedeutung iſt. 

1. Nach Ziff. 1 der VO. kann der Kammervorſtand die 
in Nr. 1 des 5 49 RAO. bezeichnete Aufſicht einzelnen feiner 


Mitglieder übertragen. „Die Erteilung einer Rüge oder 
Mißbilligung bleibt jedoch dem Vorſtande vorbehalten.“ 

Dieſer letzte Satz beendet die Zweifel darüber, ob der 
Vorſtand überhaupt die Befugnis hat, eine Rüge oder eine 
Mißbilligung auszuſprechen. Von vielen Seiten iſt ihm bisher 
die ſog. kleine Diſziplinargewalt abgeſprochen worden. Man 
unterſchied ſtreng zwiſchen der „Ausübung der Aufſicht“ 
und der „ehrengerichtlichen Strafgewalt“, und erkannte für 
die erſtere Elemente diſziplinarer Strafgewalt nicht an. Daß 
in der Praxis ſich bei vielen Kammervorſtänden eine in ihren 
Abſtufungen bisweilen faſt grotesk anmutende Mißbilligungs⸗ 
übung gebildet hatte, während andere ſorgſam darauf ach⸗ 
teten, daß der betroffene Kollege nur auf die Unrichtigkeit 
ſeines Verhaltens aufmerkſam gemacht und ihm nötigenfalls 
eine Anderung oder Wiedergutmachung (allerdings unter 
Nachprüfung) auferlegt wurde, iſt bekannt. Jetzt ſteht feſt, 
daß die Aufſicht das Recht des Kammervorſtandes zu einer 
Rüge oder zu einer Mißbilligung umfaßt. Nur kann dieſe 
kleine difzipfinare Strafgewalt eben nur durch den Kammer⸗ 
vorſtand — oder die ihm inſoweit gleichſtehende Abteilung — 
ausgeübt werden. 

Im übrigen iſt der Kammervorſtand befugt, die Aufſicht 
über die Erfüllung der den Mitgliedern der Kammer ob⸗ 
liegenden Pflichten einzelnen Mitgliedern zu übertragen. Da⸗ 
mit ſind zunächſt alle diejenigen Fälle erfaßt, in denen ſchon 
bisher, wenn auch geſetzwidrig (vgl. die ausführliche Dar⸗ 
ſtellung bei Friedländer, Abſchn. VI der Anm. zu 8 49), 
der Vorſitzende oder einzelne Beauftragte Beſchwerden oder 
Anträge erledigten, wenn ſie etwa von vornherein als un⸗ 
begründet erſchienen oder die vorgebrachten Fragen außer⸗ 
halb der Zuſtändigkeit des Vorſtandes lagen. Darüber hinaus 
iſt auf Grund entſprechender Übertragung nach den neuen 
Vorſchriften heute auch ein Hinweis gegenüber einem Kammer⸗ 
mitgliede, gegebenenfalls auch in der Form eines Vor⸗ 
beſcheides, zuläſſig, wenn er ſich nur von der Ausübung 
diſziplinarer Strafgewalt freihält. Ob und wie ſich prak⸗ 
tiſch hier die Tätigkeit einzelner Vorſtandsmitglieder, insbeſ. 
der Vorſtands⸗ oder Abteilungsvorſitzenden, entwickeln wird, 
bleibt abzuwarten. 

Hinſichtlich der Vermittlung zwiſchen Kollegen (8 49 
Nr. 2) oder zwiſchen Dritten und Kammermitgliedern (Nr. 3) 
bleibt es bei der bisherigen Übertragbarkeit. 
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2. Unter der wachſenden Gefährdung der Standesmoral 
durch die kataſtrophale Lage der Anwaltſchaft wurde es als 
ein beſonders unerfreulicher Rechtszuſtand angeſehen, daß es 
nicht möglich war, einen Anwalt an der Ausübung ſeines 
Berufs zu verhindern und das Publikum vor ihm zu ſchützen, 
bevor das Ausſchlußurteil rechtskräftig war. Berückſichtigt 
man, welch lange Zeit verſtreichen konnte, wenn das ehren⸗ 
gerichtliche Verfahren die Inſtanzen des öffentlichen Straf⸗ 
verfahrens abwarten mußte, um dann ſelbſt in ſeinen beiden 
Inſtanzen noch geraume Zeit in Anſpruch zu nehmen, ſo 
mußte es als geradezu untragbar für die Rechtspflege er⸗ 
ſcheinen, einem Rechtsanwalt, deſſen bevorſtehenden Ausſchluß 
jeder, der die Verhältniſſe kannte, mit Sicherheit vorausſagen 
konnte, gleichwohl ohne jede Beſchränkung den Verkehr mit 
dem Publikum und das Auftreten vor Gericht zu belaſſen. 

Dem hilft die jetzt auf Grund der umfaſſenden Vor⸗ 
arbeiten des Standes eingeführte Suspenſion ab. Sie beſteht 
in einem Vertretungsverbot, nach welchem dem Anwalt ver⸗ 
boten iſt, „vor einem Gericht, einer ſonſtigen Behörde oder 
einem Schiedsgericht in Perſon aufzutreten, Vollmachten oder 
Untervollmachten zu erteilen und mit Gerichten, ſonſtigen 
Behörden, Schiedsgerichten oder Rechtsauwälten ſchriftlichen 
Verkehr zu pflegen“. Ausgenommen iſt die Wahrnehmung 
der Angelegenheiten ſeiner engſten Familie, ſoweit nicht An⸗ 
waltszwang beſteht. Handelt er gegen das Verbot, ſo iſt ſeine 
Handlung gleichwohl rechtswirkſam; die Partei ſoll keinen 
Nachteil erleiden. Er ſelbſt aber iſt aus dieſem Grunde, 
von Ausnahmen abgeſehen, mit der Ausſchließung aus der 
Rechtsanwaltſchaft zu beſtrafen. 

Vorausſetzung für den Erlaß des Vertretungsverbotes iſt 
die Erhebung der öffentlichen Klage im ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahren; nicht die Eröffnung des Hauptverfahrens und nicht 
ein entſprechender Antrag des öffentlichen Anklägers. Das 
Verbot kann nur auf Grund mündlicher Verhandlung ergehen. 
Die Hauptverhandlung gilt als ſolche, wenn das Ehrengericht 
auf Ausſchluß erkennt, und zwar auch, wenn der Angeklagte 
nicht erſchienen war. Sonſt iſt ein beſonderer Termin anzu⸗ 
ſetzen. Die Entſcheidung erfolgt durch Beſchluß; das Verbot 
erfordert eine -Mehrheit. Es iſt zuzuſtellen und unterliegt 
der ſofortigen Beſchwerde an den Ehrengerichtshof. Auch vor 
dieſem muß mündlich verhandelt werden; aufſchiebende Wir⸗ 
kung hat die Beſchwerde nicht. 

Während der Dauer des Vertretungsverbotes kann die 
Landesjuſtizverwaltung einen Rechtsanwalt als Vertreter be⸗ 
ſtellen. Dieſer führt die Sachen des Vertretenen unter eigener 
Verantwortung für Rechnung und auf Koſten des Vertre⸗ 
tenen; er hat Anſpruch auf eine angemeſſene Vergütung, die 
nötigenfalls vom Kammervorſtand feſtgeſetzt wird und von 
dem Vertretenen zu leiſten iſt — ſofern er dazu in der Lage 
iſt; neben ihm haftet für die feſtgeſetzte Vergütung die An⸗ 
waltskammer wie ein Bürge. 

Geht das Urteil im ehrengerichtlichen Verfahren nicht 
auf Ausſchluß oder wird der Angeſchuldigte außer Ver⸗ 
folgung geſetzt, ſo tritt das Vertretungsverbot außer Kraft. 
Es kann von den ehrengerichtlichen Inſtanzen auch jederzeit 
aufgehoben werden, wenn ſich herausſtellt, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen nicht oder nicht mehr vorliegen. Der Angeſchuldigte 
kann die Aufhebung beantragen; dann kann das Ehren⸗ 
gericht erneute mündliche Verhandlung anordnen. Die Ab⸗ 
lehnung des Antrages unterliegt keiner Beſchwerde. 

3. Die bisherige behördliche Organiſation des Anwalts- 
ſtandes hat nur die Kammerbezirke erfaßt, der ganzen Organi⸗ 
ſation aber noch keine geſetzlich anerkannte Spitze gegeben. 
Dem praktiſchen Bedürfnis nach einer ſolchen hat man durch 
die in ihrer inneren Bindung nur loſe, in ihrer Tätigkeit!) 
aber ſehr wirkſame Vereinigung der Kammervorſtände abzu⸗ 
helfen gewußt. Die jetzt durch die VO. geſchaffene Reirak iſt 
die Legaliſierung des bereits beſtehenden und praktiſch an⸗ 
erkannten Zustandes. Über ihre Aufgabe ſagt das Geſetz, fie 
werde „zur Förderung der Intereſſen der Rechtsanwaltſchaft“ 
errichtet; ihre beſondere Aufgabe ſei, „die ſtändige Verbindung 
unter den Vorſtänden der Anwaltskammern, deren Zuſtändig⸗ 
keit unberührt bleibt, herzuſtellen“. Daneben wird ihr die ge⸗ 
ſetzliche Verpflichtung auferlegt, Gutachten, die von einer ge— 


1 Neben dem DA V., vgl. meinen Aufſatz: DIZ. 1929, 1303. 


ſetzgebenden Körperſchaft, von einer oberſten Reichsbehörde 
oder vom Ehrengerichtshof erfordert werden, zu erſtatten. 

Die Ausgeſtaltung der Reirak iſt der Anwaltſchaft über⸗ 
laſſen. Ihre erſte Satzung wird gemeinſam vom Vorſtande 
der Vereinigung und vom Vorſtande des DAV. beſchloſſen. 
Dieſe Arbeiten ſind beendet; ſie unterliegen der Genehmigung 
des Reichsminiſters der Juſtiz. Vorgeſehen iſt die Bildung 
der Reirak in der Weiſe, daß jede Kammer aus ihrem Vor⸗ 
ſtande ein Mitglied entſendet, für das ein Stellvertreter be⸗ 
ſtimmt wird. Dazu treten drei Delegierte des Vorſtandes des 
DAV. Die eigenen Organe wählt ſich dann die jo gebildete 
Reirak ſelbſt. Einftweilen führt bis zum Zuſammentritt der 
Reirak der Vorſtand der Vereinigung ſchou jetzt die Geſchäfte. 

Es wird anzunehmen ſein, daß die Reirak gebildet wer⸗ 
den wird, ſobald die gegenwärtige, wohl in der überwiegenden 
Zahl der Kammern im Fluß befindliche Umbildung der Vor⸗ 
ſtände beendet iſt. Dann wird die deutſche Anwaltſchaft den 
geſchloſſenen behördlichen Aufbau ihres Standes haben. Ob 
und inwieweit daneben für die freien Kräfte der Anwalt⸗ 
ſchaft noch eine Möglichkeit bleiben wird, ſich zu betätigen, 
iſt eine Frage der Zukunft. 


II. Das Geſetz vom 7. April 1933 


regelt die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft hinſichtlich der⸗ 
jenigen Juriſten, die im Sinne des Geſetzes zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums v. 7. April 1933 nicht 
ariſcher Abſtammung ſind, und derjenigen, die ſich in kom⸗ 
muniſtiſchem Sinne betätigt haben. 

1. Hinſichtlich derjenigen Perſonen, die ſich „in kom⸗ 
muniſtiſchem Sinne betätigt haben“, iſt die Regelung einfach. 
Beſtehende Zulaſſungen ſind zurückzunehmen, neue Zulaſſun⸗ 
gen kommen nicht mehr in Betracht. Das iſt zwingendes 
Recht; für eine Würdigung des Charakters, der Art der Be⸗ 
tätigung, für eine Berückſichtigung des Bedürfniſſes doch 
immerhin noch großer Perſonenkreiſe, einen Anwalt ihrer 
Anſchauungs⸗ und Denkweiſe zur Seite zu haben, iſt kein 
Raum. Auslegungsſpielraum beſteht nur hinſichtlich der Be⸗ 
griffe „ſich betätigen“ und „in kommuniſtiſchem Sinne“. 

Darüber, wer im Sinne des Geſetzes als nicht ariſch 
gilt, iſt in der erſten VO. zur Durchführung des Berufs- 
beamten®. v. 11. April 1933 folgendes beſtimmt: Als nicht 
ariſch gilt, wer von nicht ariſchen Eltern oder Großeltern 
abſtammt; es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Groß— 
elternteil nicht ariſch iſt. Als nicht ariſch ausdrücklich genannt 
ſind insbeſ. Juden, und es iſt als Regel aufgeſtellt, daß die 
Vorausſetzungen als gegeben anzuſehen ſeien, wenn einer der 
in Betracht kommenden Voreltern der jüdiſchen Religion an⸗ 
gehörte. Damit iſt nicht geſagt, daß die Religionsangehörig⸗ 
keit ſchlechthin entſcheidend ſei. Maßgebend bleibt die Ab⸗ 
ſtammung. Ein Hinweis auf das, was das Geſetz will, findet 
ſich darin, daß bei einem Zweifel über die ariſche Ab⸗ 
ſtammung ein Gutachten des beim Reichsminiſterium des 
Innern beſtellten Sachverſtändigen für Raſſeforſchung ein⸗ 
zuholen iſt. 

3. Inwieweit in Zukunft nicht ariſche Juriſten im Sinne 
dieſes Geſetzes zur Anwaltſchaft zugelaſſen werden ſollen, iſt 
reine Ermeſſensfrage. Es gilt dies ſowohl für die Zulaſſung 
des nicht ariſchen Nachwuchſes wie für die Zulaſſung eines 
nicht ariſchen Anwaltes, auf den die Zurücknahmebeſtimmungen 
keine Anwendung finden, bei einem anderen Gericht. In jedem 
Falle kaun die Zulaſſung nicht ariſchen Geſuchsſtellern ver⸗ 
jagt werden, auch wenn die ſonſt in der RAO. beftimmten 
Verſagungsgründe nicht vorliegen. Über die Zulaſſung ent⸗ 
ſcheidet die Landesjuſtizverwaltung, der Kammervorſtand iſt 
vorher gutachtlich zu hören. 

4. Soweit die Vorausſetzungen für eine Anwendung des 
Geſetzes gegen nicht ariſche Anwälte gegeben ſind, bedarf es 
bei denen, die der Anwaltſchaft bereits angehören, einer Zu⸗ 
rücknahme der Zulaſſung nach den Vorſchriften der RAO. 
(§§ 21, 23 RAD.) durch die Landesjuſtizverwaltung. Nach 
den geltenden Beſtimmungen iſt der betreffende Anwalt zu 
hören und eine gutachtliche Außerung des Vorſtandes der 
Anwaltskammer einzuholen. 

Eine Zurücknahme der Zulaſſung iſt unzuläſſig bei nicht 
ariſchen Anwälten, die bereits ſeit dem 1. Aug. 1914 zu⸗ 
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gelaſſen ſind; die im Weltkriege für Deutſchland oder ſeine 
Verbündeten an der Front gekämpft haben; deren Väter 
oder Söhne im Weltkriege gefallen ſind. 

Im übrigen iſt die Entſcheidung über die Zurücknahme 
der Zulaſſung Ermeſſensfrage. Die Durchführung dieſer Zu⸗ 
rücknahme iſt zeitlich begrenzt bis zum 30. Sept. 1933. 

5. Bis die Entſcheidung über die Zurücknahme einer Zu⸗ 
laſſung getroffen iſt, kann die Juſtizverwaltung ein Ver⸗ 
tretungsverbot im Sinne der oben unter I, 2 beſprochenen 
VO. gegen diejenigen Anwälte erlaſſen, denen gegenüber eine 
Zurücknahme zuläſſig iſt. Für kommuniſtiſche Anwälte iſt 
demgemäß ein ſolches Vertretungsverbot ſchlechthin zuläſſig. 
Hinſichtlich derjenigen nicht ariſchen Anwälte, auf welche die 
Zurücknahmevorſchriften keine Anwendung finden, iſt der Er⸗ 
laß eines Vertretungsverbotes dagegen ausdrücklich für un⸗ 
zuläſſig erklärt worden. 

Den Anwälten, die durch Zurücknahme der Zulaſſung 
aus der Anwaltſchaft ausſcheiden, wird durch ergänzende Be⸗ 


ſtimmungen des Geſetzes die Befreiung von Verbindlich⸗ 
keiten ermöglicht, die ſie im Zuſammenhange mit der Aus⸗ 
übung ihres Berufes auf ſich genommen haben: die Zurück⸗ 
nahme gilt als wichtiger Grund zur Kündigung der Dienſt⸗ 
verträge mit den Angeſtellten; die Kündigung von Miet⸗ 
räumen iſt nach den Beſtimmungen des beſonderen Kün⸗ 
digungsG. v. 7. April 1933 zuläſſig: Kündigung, Wider⸗ 
ſpruch des Vermieters, gerichtliche Entſcheidung über die Zu⸗ 
mutbarkeit. 

Soweit der Bericht über die geſetzgeberiſchen Maßnahmen. 

Eine Stellungnahme auch nur von allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten der Rechtspflege aus erſchien nicht vereinbar mit 
dem Grundſatze, die Juriſtiſche Wochenſchrift von politiſchen 
Erörterungen vollſtändig freizuhalten. Sie wäre vielleicht auch 
verfrüht. Ein endgültiges Urteil wird erſt möglich ſein, wenn 
ſich überblicken läßt, in welchem Umfange und in welchem 
Geiſte die Juſtizverwaltungen von den ihnen gegebenen Mög⸗ 
lichkeiten Gebrauch machen. 


Politifhe Rechtswiſſenſchaſt. 


Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Jöckel, Mainz. 


In der Jurisprudenz iſt das Ideal der reinen Rechts- 
lehre, einer ausſchließlich mit den Mitteln formaler Logik 
arbeitenden Erkenntnismethode, im Abklingen begriffen. Es 
hat noch keine Zeit gegeben, zu der dieſes Ideal ſeine Ver⸗ 
wirklichung gefunden hätte. Wo man Wertfreiheit behaup⸗ 
tete, lag ſchon von vornherein der Verdacht nahe, daß man 
insgeheim einer Zielſetzung nachging, die offen zu bekennen 
man ſich ſcheute. Lag ſomit bereits in der nach außen 
hin ſich objektiv gebärdenden Rechtswiſſenſchaft verſchleiert 
der Wertgedanke verborgen, ſo gelangt in der heutigen 
Jurisprudenz das Werturteil (meiſt politiſcher Färbung) viel⸗ 
fach offen zum Ausdruck. Die Gegenwart dräugt bewußt zur 
Stellungnahme und Entſcheidung. Sollten ſich die Wiſſen⸗ 
ſchaften und ihre berufenen Vertreter der ihnen damit ge⸗ 
ſtellten Aufgabe entziehen, ſo würden ſie freiwillig auf die 
Mitgeſtaltung des ihnen anvertrauten Stückes der Welt und 
des Lebens Verzicht leiſten. 


Werturteil und Politik ſind nicht dasſelbe. Die ver⸗ 
ſchiedenſten Wertſyſteme ſind an der Ausprägung der menſch⸗ 
lichen Kultur beteiligt, und im Wechſel der Geſchichte hat ſich 
wiederholt der Schwerpunkt von einem Lebensgebiet auf ein 
anderes verlegt. Wie im Mittelalter das geſamte Leben unter 
dem Leitſtern des Religiöſen ſtand, ſo gab es in der Blüte 
der deutſchen Klaſſik eine Zeit, wo die entſcheidende Macht 
des Lebens die Kunſt war. Schiller glaubte an eine äſthetiſche 
Erziehung des Menſchengeſchlechts. Die Entſcheidung über 
unſere Zeit fällt auf dem Gebiet der Politik. Nicht erſt in 
den letzten Wochen iſt die Überzeugung Gemeingut aller den⸗ 
kenden Zeitgenoſſen geworden, daß der Sieger im politiſchen 
Kampfe neben der als ſelbſtverſtändlich ins Auge gefaßten 
Neugeſtaltung des geſellſchaftlichen, wirtſchaftlichen und ſtaat⸗ 
lichen Lebens zugleich auch das Schickſal der Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Kultur überhaupt maßgebend beeinfluſſen wird. 

Daraus glaubt man mit Notwendigkeit die Folgerung 
ziehen zu müſſen, daß heute jede Wiſſenſchaft, alſo natürlich 
auch die Rechtswiſſenſchaft, einen politiſchen Einſchlag erhalte, 
daß die politiſche Wertwelt die Wiſſenſchaften in ihrer Geſamt⸗ 
heit und beſonders die Rechtswiſſenſchaft durchdringe. Als er⸗ 
kenntnistheoretiſcher Unterbau dieſer Auffaſſung iſt auf ein⸗ 
mal wieder bewußt oder unbewußt der Pragmatismus aktuell 
geworden, der eine Erkenntnis als wahr nur gelten läßt, ſo⸗ 
weit und ſolange ſie fruchtbar iſt und lebensgeſtaltend und 
lebensfördernd zu wirken vermag. 

Gegenüber dieſer mit dem Schlagwort „Politiſche Wiſſen⸗ 
ſchaft“ deutlich gekennzeichneten neuen Vorſtellungswelt bemüht 
ſich die ältere Lehre, ihre Auffaſſung von der Objektivität 
und Wertfreiheit der Rechtswiſſenſchaft zu erhalten. Die deut⸗ 
ſche Rechtswiſſenſchaft will eine Dogmatik des poſitiven Rechtes 
ſein: geſchaffen in ſyſtematiſcher Durchdringung des Rechtes, 
gewonnen aus einzelnen Feſtſtellungen und Auslegungen, die 
ihrerſeits wieder unter höheren Geſichtspunkten, unter den 


Idealen der Objektivität und der Wahrheit mit dem Denk⸗ 
werkzeug des reinen Verſtandes erarbeitet und geordnet wer⸗ 
den. Dieſe Rechtswiſſenſchaft des Poſitivismus und Logizis⸗ 
mus erſtrebt eine ſcharfe methodiſche Trennung der eigent⸗ 
lichen Jurisprudenz, der ſpezifiſch rechtlichen Tätigkeit, die 
in der formallogiſchen Auslegung erblickt wird, von der hiſto⸗ 
riſchen Ableitung, der ſoziologiſchen Erklärung, der politiſchen 
Kritik und der rechtsphiloſophiſchen Würdigung. 

Die wertfreie Wiſſenſchaft der älteren Lehre und die 
politiſche Wiſſenſchaft der neuen Lehre fordern die Stellung⸗ 
nahme des denkenden Wiſſenſchaftlers heraus. Die ältere 
Jurisprudenz, die in Verkennung ihrer Aufgaben glaubte, 
durch eine iſolierte formallogiſche Denkmethode der Lebens⸗ 
fülle gerecht zu werden, verfiel in Wirklichkeit der Dürre 
und Verödung, wenn ſie nicht unter Hintanſetzung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Ehrlichkeit dem aus dem Bereich erlaubten Denkens 
verbannten Werturteil auf Schleichwegen doch wieder Zutritt 
verſchaffte. Die neue Jurisprudenz, welche in aller Offenheit 
der Politik den Vorrang vor dem objektiven Denken ein⸗ 
räumen will, verfällt, folgerichtig durchgeführt, einem metho⸗ 
diſchen Wirrwarr, der den Untergang jeder autonomen Wiſſen⸗ 
ſchaft bedeutet. 

In Wahrheit iſt die Jurisprudenz weder Logik noch 
Politik. Ihre Eigenart gelangt weder im logiſchen Denken 
noch im politiſchen Werturteil weſensgetreu zum Ausdruck. 
Den Weg zur Eigengeſetzlichkeit rechtswiſſenſchaftlichen Den⸗ 
kens weiſt eine Beſinnung auf Weſen und Aufgabe menſch⸗ 
licher Erkenntnis überhaupt. Das menſchliche Erkenntnis⸗ 
vermögen iſt biologiſch betrachtet ein Mittel und Werkzeug 
zur Förderung von Leben und Handeln. Das bedeutet, daß 
unter biologiſchem Geſichtspunkt das letzte und oberſte Ziel 
des Erkennens nicht die Erkenntnis als ſolche, ſondern die 
Ermöglichung zielbewußten Handelns und damit die Erhal⸗ 
tung und zweckmäßige Geſtaltung des Lebens iſt. So wie die 
biologiſche Betrachtung über den Sinn des verſtandesmäßigen 
Erkennens Aufſchluß gibt, iſt es die vornehmſte Aufgabe der 
Philoſophie, das menſchliche Wiſſen aus ſeiner Iſolierung zu 
erlöſen und in den Zuſammenhang des Weltganzen und des 
Lebensganzen hineinzuſtellen. So wie im harmoniſchen Seelen⸗ 
leben Denken und Erkennen durch Fühlen und Wollen ergänzt 
und korrigiert werden, wie neben dem Verſtand Herz und Cha⸗ 
rakter ſtehen, dürfen die Wiſſenſchaften nicht getrennt vonein⸗ 
ander und in Spezialdiſziplinen geſondert eigene Wege gehen, 
ſondern ſie müſſen in der Philoſophie die naturgemäße, orga⸗ 
niſche Verbindung mit den anderen Urkräften des Seelen⸗ 
lebens, wie ſie ſich in der Religion, in der Sittlichkeit, in der 
Kunſt darſtellen, ſuchen und aufrechterhalten. 

Denken und Erkennen haben jedoch in lauger Übung eine 
eigenartige Entwicklung durchgemacht und find ſelbſtändige 
Funktionen des Lebensvorganges geworden; der menſchliche 
Intellekt hat in der Logik ſeine eigenen Regeln ausgebildet: 
die Geſetze der Wahrheit und Richtigkeit. Wahr kann niemals 
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jein, was durch einen Blick in die Außenwelt widerlegt wird. 
Richtig iſt nie, was in ſich widerſpruchsvoll iſt. Durch die 
Erkenntnis dient man dem Leben, aber nur inſofern man 
ſich ihrer Geſetzmäßigkeit unterwirft. Es geht nicht an, um 
der Nützlichkeit willen und mit dem Vorwande, es werde da⸗ 
durch das Leben gefördert, Geſetze des Denkens zu verfäl⸗ 
ſchen. Deshalb kann auch der Pragmatismus als die biolo⸗ 
giſche Betrachtung des Denkens der Eigengeſetzlichkeit des Er⸗ 
kennens niemals gerecht werden. Macht man ſich von prag⸗ 
matiſcher Einfeitigfeit frei, fo ſieht man, daß das Erkennen 
ſeinen verſchiedenartigen Aufgaben nur durch eine ſtrenge 
Arbeitsteilung gerecht werden kann. Während die Wiſſen⸗ 
ſchaft nach der Beſchaffenheit des Menſchen und ſeiner Um⸗ 
gebung fragt, nach dem, was iſt, nach dem Sein, iſt das 
Forſchen nach den Grundlagen des menſchlichen Verhaltens, 
nach den Normen für das menſchliche Handeln Sache der 
Philoſophie. Dieſe allein iſt in der Lage, das Problem des 
Sollens, deſſen Beantwortung über den Rahmen und die 
Leiſtungsfähigkeit der Wiſſenſchaft hinausgeht, zu löſen. 

Gab es eine Zeit, die die Rechtsphiloſophie und in dieſer 
die wertmäßige Betrachtung des Rechtes vernachläſſigte, die 
auf ein eigenes Urteil als Maßſtab der Rechtspolitik ver⸗ 
zichtete und ſich in der Ode des Hiſtorismus oder des Logis⸗ 
mus, des reinen Stoffes oder des reinen Denkens verlor, ſo 
beſteht die Gefahr der heute aufſtrebenden politiſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft einerſeits in der Verkennung des der Wiſſenſchaft 
zugewieſenen beſchränkten Aufgabenbereichs, andererſeits in 
einer Überſchätzung der politiſchen Wertwelt. 

Die Jurisprudenz iſt ein durch die Einheit des Rechtes 
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als ihres Gegenſtandes zuſammengehaltener vielgeſtaltiger 
Komplex non Betrachtungsweiſen und Erkenntniszielen. Sie 
iſt eine Lehre, welche als Rechtsgeſchichte die Entwicklung des 
Rechts, als Rechtsdogmatik die ſyſtematiſche Durchdringung, 
als allgemeine Rechtslehre die Zurückführung auf allgemeine 
Grundbegriffe, als vergleichende Rechtswiſſenſchaft die Aus⸗ 
weitung des Geſichtskreiſes durch Erforſchung fremder Staaten 
und Rechtsſyſteme, als Rechtsphiloſophie die Aufſtellung ober⸗ 
ſter Werte und Leitgedanken, als Rechtspolitik ſchließlich die 
praktiſche Verwirklichung dieſer Richtlinien in der Rechts⸗ 
ſetzung behandelt. Dieſer ganze Bereich von Erkenntniſſen und 
Geboten, der in ſeiner Geſamtheit die Jurisprudenz aus⸗ 
macht, läßt ſich weder auf die Logik noch auf die Politik 
zurückführen. Gerade die rechtsdogmatiſche Tätigkeit aus dem 
juriſtiſchen Betrachtungsbereich herauszugreifen iſt ebenſo ein⸗ 
ſeitig und willkürlich wie auf den politiſchen Einſchlag das 
alleinige Augenmerk zu richten. Auslegung und Dogmatik 
beſchäftigt den Bibelforſcher ebenſoſehr wie den Juriſten, und 
neben der Politik ſind es die Wertſyſteme der Religion, der 
Sitte und Sittlichkeit, welche auf die Ausgeſtaltung des 
Rechtes einen der Politik gleichartigen Einfluß ausüben. 
Selbſt wenn die für das Recht unſerer Zeit entſcheidenden 
Wertgeſichtspunkte von der Politik ausgehen, iſt es doch 
zuvörderſt Aufgabe der Rechtsphiloſophie, dieſe von der Politik 
herkommenden Anregungen ſelbſtändig zu verarbeiten und zu 
durchdringen, damit ſie nicht Fremdkörper bleiben, ſondern 
in den Organismus des Rechts ſinnvoll eingegliedert werden 
können. Die Zukunft wird lehren, ob die Rechtsphiloſophie 
ihre ſchickſalhafte Aufgabe erkennt und bewältigt. 


zwangsweiſe herabſetzung von Forderungen im Entfhuldungsverfahren 
außerhalb des Sicherungsverfahrens. 


Von Rechtsanwalt Walter Galewski, Breslau. 


Nach § 18 Sicherungsverordnung (Sich VO.) v. 17. Nov. 
1931 (RG Bl. I, 675) kann der Entſchuldungsplan für perſön⸗ 
liche Forderungen und — unter Umſtänden — auch für Hypo⸗ 
theken, Grundſchulden und ſonſtige dinglichen Rechte Stun⸗ 
dungen, den Erlaß von Zinsrückſtänden, die Verminderung 
des Zinsſatzes und die Herabſetzung des Forde- 
rungsbetrages ſelbſt beſtimmen. 


Mehrfach (z. B. Dörge⸗Hennig, Komm. z. Oſthilfe⸗ 
Sich VO., 2. Aufl., S. 190 ff.) iſt die Anſicht vertreten wor⸗ 
den, daß § 18 Sich VO., der die Möglichte er zwangsweiſen 
Herabſetzung der Forderungen bis auf 500% gibt, auch dann 
Anwendung finde, wenn kein Sicherungsverfahren, ſondern 
nur ein Entſchuldungsverfahren ſchwebt. Die Landſtelle Berlin 
und — in enger Anlehnung an Dörge⸗Hennig — der 
deutſche Induſtrie⸗ und Handelstag in Berlin haben ſich dieſer 
Anſicht angeſchloſſen. Sie iſt nicht richtig. Gegen ſie ſpricht 
zunächſt der Aufbau der Sich. Teldft (die gegenteilige Auf⸗ 
faſſung von Dörge⸗Hennig ſcheint mir nicht folgerichtig). 
Die Sich VO. bringt in ihrem §17 das Sicherungsverfahren 
und das Entſchuldungsverfahren in einen notwendigen, unlös⸗ 
baren Zuſammenhang. Gemäß § 19 muß der beſtätigte Ent⸗ 
ſchuldungsplan dem „Treuhänder“ vorgelegt werden, alſo einer 
Perſönlichkeit, die es nur im Sicherungsverfahren, nicht da⸗ 
gegen im Entſchuldungsverfahren gibt (der durch die SS 17, 
18, 21—27 VO. v. 12. März 1932 [RG Bl. 130] eingeführte 
„Treuhänder“ iſt bei der deutſchen Rentenbank tätig und hat 
mit dem landwirtſchaftlichen Treuhänder des Sicherungsver⸗ 
fahrens nur den Namen gemeinfam). Zwiſchen dieſen 88 17 
und 19, die ihrem Wortlaut nach vorausſetzen, daß ein 
Sicherungsverfahren eröffnet iſt, ſteht nun der § 18, der den 
zwangsweiſen Erlaß der Forderungen bringt. Schon aus der 
Stellung im Geſetz ergibt ſich, daß auch § 18 nur gelten kann, 
wenn ein Sicherungsverfahren eröffnet iſt. In dem 8 18 
ſelbſt, und zwar im Abſatz 2 heißt es im Anſchluß an die 
Aufzählung der Möglichkeiten, die dem Entſchuldungsplan in 
bezug auf Herabſetzung der Rechte der Gläubiger gegeben ſind: 


„Gläubiger, die infolge der Eröffnung des Siche⸗ 
rungsverfahrens ihr Pfandrecht verloren haben, ſind vor⸗ 
nehmlich zu berückſichtigen.“ 

Auch hieraus folgt, daß bei der Formulierung des 8 18 
an das Beſtehen eines Sicherungsverfahrens gedacht worden 
iſt. Gemäß § 20 Sich VO. ſoll der Entſchuldungsplan, der 
gemäß 8 18 aufgeſtellt worden iſt, unter Aufſicht des Treu⸗ 
händers durchgeführt werden. Da es den Treuhänder aber 
nur im Sicherungsverfahren gibt, ſpricht auch dieſe Beſtim⸗ 
mung dafür, daß § 18 nur dann gilt, wenn ein Sicherungs⸗ 
verfahren beſteht. Entſchuldungsverfahren außerhalb der Sich⸗ 
VO., alſo Verfahren nach den Beſtimmungen des OſthilfeG., 
können durch die SS 19 und 20 nicht getroffen werden; denn 
wenn ein Treuhänder nicht exiſtiert, kann ihm auch kein 
Entſchuldungsplau zugeſtellt werden, und ebenſowenig vermag 
ein nicht vorhandener Treuhänder die Durchführung des 
Planes zu beaufſichtigen. 

Schließlich ergibt ſich auch aus dem Wortlaut des 8 21 
Abſ. 2 Sich O., daß der Entſchuldungsplan des § 18 nur 
innerhalb des Sicherungsverfahrens aufgeſtellt werden kann; 
denn in dieſer Vorſchrift iſt von der „Sicherungsſtelle“ die 
Rede, die es im Entſchuldungsverfahren nach Maßgabe des 
Oſthilfech. gleichfalls nicht gibt. 

Ebenſowenig wie durch den Wortlaut und Aufbau der 
Sich VO. wird die Annahme, daß § 18 SichV O. auch dann 
Anwendung findet, wenn nur ein Entſchuldungs⸗, nicht aber 
auch ein Sicherungsverfahren ſchwebt, durch den Zweck des 
Oſthilfe G. gerechtfertigt. 

Das Dfthilfe®. (8 14 Abſ. 2) bezweckt die Erleichterung 
der Kreditverhältniſſe für gefährdete landwirtſchaftliche (forſt⸗ 
wirtſchaftliche, gärtneriſche) Betriebe, die durch eine Erleichte⸗ 
rung ihrer Kreditverhältniſſe noch erhalten werden können 
und deren Inhaber die Gewähr für die erfolgreiche Fort⸗ 
führung des Betriebes bieten. 

Die Sich VO. dagegen (8 1) will die Vorbereitung und 
Einbringung der „nächſten“ Ernte und die Durchführung 
der Entſchuldungsverfahren ſichern. 
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Da die Sich VO. im Nov. 1931 ergangen iſt, handelt es 
ſich bei der im § 1 genannten „nächſten“ Ernte um die Ernte 
des Jahres 1932. 

Zwecke und Ziele des Oſthilfech. decken ſich alſo nicht mit 
den Zwecken und Zielen der Sich VO. : 

Das OfthilfeG. will den einzelnen Betrieb ſchützen, der 
gefährdet iſt, aber auf Grund der perſönlichen Qualitäten 
des Betriebsinhabers durch Erleichterung der Kreditverhält⸗ 
niſſe noch erhalten werden kann. 

Die Sich VO. bezweckt dagegen in erſter Reihe nicht den 
individuellen Schutz des einzelnen landwirtſchaftlichen (forſt⸗ 
wirtſchaftlichen, gärtneriſchen) Betriebes, ſondern die Vor⸗ 
ſorge für die Volksgeſamtheit, die bei Gefährdung der Ernte 
des Jahres 1932 ſchweren Schaden hätte erleiden können. 

Demgemäß ſind Umfang und Tragweite der im Oſt⸗ 
Hilfe. und in der Sich VO. für zuläſſig erklärten Maß⸗ 
nahmen verſchieden: 

Das Oſthilfecß., das in erſter Reihe den Schutz der 
Belange des einzelnen erreichen will, ordnet nur an, daß der 
Gläubiger ſtatt baren Geldes Entſchuldungsbriefe in An⸗ 
rechnung auf ſeine Forderung annehmen muß; praktiſch 
muß alſo der Gläubiger ſeine Forderung bis zur Fälligkeit 
der Entſchuldungsbriefe ſtunden, dafür tritt aber an die 
Stelle des bisherigen Schuldners, des Betriebsinhabers, die 
deutſche Rentenbank (§ 1 Entſchuldungs VO. v. 6. Febr. 1932 
RG Bl. I, 59], 88 12 ff. Oſthilfe Durchf VO. v. 12. März 1932 
[RG Bl. 130). 

Die Sich VO. dagegen ſieht in ihrem § 18 die Möglich⸗ 
keit vor, auch gegen den Willen der beteiligten Gläubiger 
oder ihrer Mehrheit die Forderungen bis zu 500% herab⸗ 
zuſetzen (§ 18). Dieſe beſonders einſchneidende Beſtimmung 
iſt verſtändlich, wenn man bedenkt, daß mit der VO. die 
Sicherſtellung der Volksernährung bezweckt war und die Re⸗ 
gierung nicht dulden konnte, daß die Mehrheit der Gläubiger 
eines Betriebsinhabers durch Verweigerung der Zuſtimmung 
zu einem Vergleichsverfahren oder zu einem Zwangsvergleich 
im Konkurſe dieſen Erfolg gefährdete. 

Nun ſind aber unter dem 5. März 1932 „Richtlinien 
für die landwirtſchaftliche Entſchuldung“ erlaſſen worden 
(RG Bl. 143), in deren Abſchnitt II (Entſchuldungsverfahren) 
es unter 8 11 Abſ. 3 heißt: 

„Iſt eine gütliche Einigung zwiſchen dem Betriebs⸗ 
inhaber und den Gläubigern nicht zu erzielen, ſo ſtellt die 
Landſtelle einen Entſchuldungsplan nach § 18 Sich VO. vom 
17. Nov. 1931 i. Verb. m. 88 26—30 DurchfVO. vom 

Dez. 1931 auf.“ 
Die Richtlinien behandeln die Entſchuldungsverfahren nach 
Maßgabe des Oſthilfecß. und die Entſchuldungsverfahren 
nach der SichVO. als gemeinſames Ganzes (SS 1 ff. der 
Richtlinien). Wenn daher im 8 11 Abſ. 3 die Landſtelle auch 
innerhalb eines Entſchuldungsverfahrens ohne Sicherungs⸗ 
verfahren ermächtigt wird, den Entſchuldungsplan gemäß 8 18 
Sich O., alſo mit zwangsweiſer Herabſetzung der Forde⸗ 
rungen aufzuſtellen, ſo hat es zunächſt den Anſchein, als ob 
der 8 18 Sich VO. nachträglich Gültigkeit auch für Entſchul⸗ 
dungsverfahren ohne gleichzeitige Sicherungsverfahren er⸗ 
halten hat. Dieſer erſte Anſchein verflüchtigt ſich jedoch, wenn 
man bedenkt, daß die „Richtlinien“ weder ein Geſeßz noch eine 
Rechtsverordnung mit Geſetzeskraft darſtellen, ſondern eine 
Verwaltungsanordnung. Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
kommt einer Verwaltungsanordnung Geſetzeskraft nicht zu, 


ſie kann rechtsbegründende Wirkung nicht ausüben. Daher 
muß ſich die Verwaltungsanordnung im Rahmen der Geſetze 
halten, die die rechtlichen Grundlagen für ihren Erlaß dar⸗ 
ſtellen. Überſchreiten ſie den Rahmen der für ſie grundlegen⸗ 
den Geſetze oder Rechtsverordnungen, ſo ſind ſie geſetzwidrig 
und damit ungültig. Dieſer Fall iſt hier gegeben: 

581 Oſthilfe DurchfVO. (RG Bl. 1932, 130) bildet die 
Rechtsgrundlage für den Erlaß der Richtlinien. Die Durchf⸗ 
VO. ſelbſt iſt im Rahmen des $ 32 Oſthilfec h. und des $ 26 
Sich VO. ergangen, auf die in der Einleitung Bezug genom⸗ 
men iſt. 

§ 32 Oſthilfech. ſchreibt den Erlaß der „zur Durch⸗ 
führung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmun⸗ 
gen“ vor. 

§ 26 Sich VO. gibt der Reichsregierung die Ermächti⸗ 
gung, „die zur Durchführung dieſer VO. ... erforder⸗ 
lichen ... Rechts VO.“ (mit Geſetzeskraft!) „und allgemeinen 
Verwaltungsbeſtimmungen zu erlaſſen“. 

Der Zweck der Sich VO. iſt oben dargelegt worden. 
Hier ſei nur noch darauf hingewieſen, daß der Antrag auf 
Einleitung des Sicherungsverfahrens gemäß 85 bis zum 
31. Dez. 1931 geſtellt ſein mußte. Da die Ernte des Jahres 
1932 geſichert werden ſollte, können jetzt Sicherungsverfahren 
nicht mehr eröffnet werden. Dies iſt auch die Anſicht der 
Landſtelle Breslau. Dagegen iſt auch jetzt die Anbringung 
eines Entſchuldungsantrages ausnahmsweiſe noch möglich. 

Der Erlaß ergänzender Beſtimmungen zur Sich VO. iſt 

danach durch die im $ 26 erteilte Ermächtigung nur inſofern 
gedeckt und daher nur inſoweit gültig, als die ergänzenden 
Beſtimmungen ſich im Rahmen des von der SichVO. ver⸗ 
folgten Zweck bewegen. 
Eine VO. mit dem Inhalt, daß § 18 Sich VO. auch auf 
Entſchuldungsverfahren ohne Sicherungsſchutz anwendbar ſei, 
wäre daher ungültig, zumal § 32 Oſthilfe ch. eine derartige, 
auf 826 Sich VO. ſich ſtützende Vorſchrift begrifflich aus⸗ 
ſchließt; denn es kann nicht auf Grund der Ermächtigung des 
§ 26 Sich VO. ein Eingriff in die Rechte der Gläubiger für 
zuläſſig erklärt werden, der nach der Ermächtigung des $ 32 
Oſthilfech. unzuläſſig iſt. Nach 8 32 Ofthilfe®. find aber nur 
ſolche Eingriffe zuläſſig, die ſich im Rahmen des Ofthilfe®. 
halten. Zu dieſen Maßnahmen gehört 8 18 Sich VO. zweifel⸗ 
los nicht; denn im Dfthilfe®. gibt es keine zwangsweiſe 
Herabſetzung von Forderungen. 

Nun find die mit Geſetzeskraft ausgeſtatteten VO., die 
zur Durchführung des Oſthilfe G. ergangen find, auch durch⸗ 
aus im Rahmen der im 8 32 Oſthilfech. enthaltenen Ermäch⸗ 
tigung geblieben, ſie haben die zwangsweiſe Herabſetzung 
der Forderung nicht gebracht. Erſt die Richtlinien v. 5. März 
1932, die von dem Reichskommiſſar für die Oſthilfe erlaſſen 
find, bringen die bis dahin vermiedene Vermengung zwi⸗ 
ſchen Entſchuldungsplan nach dem Oſthilfech. und Entſchul⸗ 
dungsplan gemäß § 18 Sich VO. Dieſe Richtlinien haben, 
wie bereits ausgeführt, keine Geſetzeskraft, ſie ſind Verwal⸗ 
tungsanordnungen und unbeachtlich, ſoweit ſie den gelten⸗ 
den Geſetzen und den ihnen gleichſtehenden VO. widerſprechen. 

Die ordentlichen Gerichte ſind befugt, die Gültigkeit der 
„Richtlinien“ nachzuprüfen. Sie werden wohl zu dem Er⸗ 
gebnis kommen müſſen, daß $ 11 Abſ. 3 der „Richtlinien“ ſich 
nicht im Rahmen der Ermächtigung des § 32 Ofthilfe®. hält 
und daher ungültig iſt. 


— . ' 


Entgegnungen. 


Erſtattungsfühigkeit der im Verfahren vor der Devifen- 
beſchaffungsſtelle entſtandenen Anwaltskoſten. 


A 


Friedlaender: JW. 1933, 505 bezeichnet meine Ausführungen 
über die Erſtattungsfähigkeit der im Verfahren vor der Deviſen⸗ 
beſchaffungsſtelle eutſtandenen Anwaltskoſten, insbeſ. die angebliche 
Verweiſung des Gläubigers auf einen beſonderen Prozeß, als „rechts⸗ 
ſchutzfeindlich“ und im Gegenſatz ſtehend zu den „Aufgaben einer prak⸗ 
tiſchen Zielen dienenden Rſpr.“. Da ich es ebenfalls für die wichtigſte 


Aufgabe der Prozeßpraxis halte, praktiſch zu arbeiten und zugleich für 
ſchnellen und ſicheren Rechtsſchutz zu ſorgen, aber nicht weiß, warum 
meine Anſicht dieſen Tendenzen zuwiderlaufen ſoll, kann ich die Aus- 
führungen nicht unwiderſprochen laſſen. 

Die Genehmigung der Deviſenbeſchaffungsſtelle muß bei Klag⸗ 
erhebung, ſpäteſtens jedenfalls bei Erlaß des Urteils vorliegen. Dem 
Gläubiger iſt es daher immer möglich, die etwa durch deren Be⸗ 
ſchaffung entſtandenen Auslagen im Hauptprozeß ſelbſt als Neben⸗ 
forderung, evtl. durch Klagerweiterung, geltend zu machen; er iſt alſo 
in keiner Weiſe auf das Erſtattungsverfahren angewieſen, bommt ſogar 
ſchneller zum Ziel, wenn über dieſe Koſten bereits im Urteil des 
Hauptprozeſſes entſchieden wird. Eine Verweiſung auf einen beſonderen 


—— — 
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Prozeß, die ich mit Friedlaender für unzweckmäßig halte, kommt 
alſo nur in Frage, wenn etwa der Gläubiger die Geltendmachung im 
Hauptprozeß trotz gebotener Gelegenheit verabſäumt hat; zur Nach⸗ 
holung vergeſſener Anſprüche materiellen Rechts iſt aber im Er⸗ 
ſtattungsverfahren kein Raum. 

Soweit man den Begriff der Koſten des Rechtsſtreits i. S. des 
8 91 ZPO. auch ausdehnen mag, fo fallen m. E. die hier erörterten 
doch niemals darunter, weil ſie eben, um die weiteſte Definition 
Fürſt⸗Roths zu nehmen, „zum Prozeß in keiner näheren Be⸗ 
ziehung ſtehen“. Sie ſind Unkoſten, die bei jeder Art der Erfüllung, 
insbeſ. auch bei freiwilliger Zahlung des Schuldners immer dann 
dem Gläubiger entſtehen, wenn er zu dem Akt einen Anwalt zu⸗ 
zieht; alſo gibt auch nicht die Notwendigkeit, eine „Leiſtung zu er⸗ 
zwingen“, den Anlaß zum Genehmigungsantrag, ſondern lediglich 
das Verlangen des Gläubigers, das Geſchuldete vereinnahmen zu 
können; es handelt ſich um die Koſten der Erfüllung, ſomit einer 
außerhalb des Rechtsſtreits und der Zwangsvollſtreckung liegenden 
Handlung (vgl. Stein⸗Jonas, ZPO. 891 Anm. 76; Seuffert- 
Wals mann, ZPO. 8 91 Ziff. 1b Abſ. 2). Daß die Genehmigung 
bei der gerichtlichen Geltendmachung des Anſpruchs bereits vorliegen 
muß, iſt unerheblich. Denn gerade die Koſten, die durch die Schaffung 
materiellrechtlicher Anſpruchsvorausſetzungen entſtehen, wie 3. B. die 
Koſten einer zur Geltendmachung des Anſpruchs erforderlichen Kün⸗ 
digung oder Abtretungserklärung, können unſtreitig im Erſtattungs⸗ 
verfahren niemals verlangt werden (vgl. ſtatt ausführlicher Literatur 
insbe]. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender §813iff. 81 Anm. 121). 

Im übrigen iſt die materiellrechtliche Frage, ob der Gläubiger 
dieſe Koſten abwälzen kann, m. E. durchaus nicht immer einfach zu 
entſcheiden. Friedlaender behandelt nur den Fall, daß durch Ver⸗ 
zug des Schuldners die Deviſengenehmigung erforderlich wird, daß 
alſo die Forderung des Gläubigers vor Inkrafttreten der Deviſen⸗ 
beſchränkungen bereits fällig war; hier haftet allerdings aus 8 286 
BGB. der Schuldner ohne weiteres für die Koſten als Verzugsſchaden, 
ſo daß man ſich allenfalls noch mit dem „Rechtsſchutz“ des Er⸗ 
ſtattungsverfahrens abfinden könnte, wenn es auch m. E. grundſätz⸗ 
lich bedenklich iſt, über materiellrechtliche Fragen ohne Anhörung des 
Gegners den Urkundsbeamten entſcheiden zu laſſen. In den meiſten 
Fällen iſt aber das Erfordernis der Deviſengenehmigung nicht auf 
Schuldnerverzug zurückzuführen, iſt vielmehr die Schuldverpflichtung 
erſt nach Inkrafttreten der Deviſenbeſchränkungen fällig geworden oder 
gar entſtanden. Hier iſt die Frage der Abwälzbarkeit der Koſten in 
jedem Einzelfall beſonders zu prüfen. Es kann im Rahmen dieſes 
Aufſatzes nicht erörtert werden, unter welchen Vorausſetzungen ma⸗ 
teriellen Rechts der Schuldner dieſe Koſten zu tragen hat; es wird 
hierbei darauf ankommen, ob das Schuldverhältnis vor Inkrafttreten 
der Deviſenbeſchränkungen entſtanden iſt, auf welchem Rechtsgrund 
(Kauf, Darlehn, unerlaubter Handlung, familienrechtlichem Unterhalt, 
erbrechtlicher Auseinanderſetzung uſw.) es beruht, vielleicht auch darauf, 
welches nationale Recht nach den Grundſätzen des deutſchen inter⸗ 
nationalen Privatrechts anzuwenden iſt. Auf alle Fälle entſpricht es 
ſowohl dem Bedürfnis ausreichenden Rechtsſchutzes für beide Par⸗ 
teien als auch den Aufgaben einer praktiſchen Zielen dienenden Recht⸗ 
ſprechung, dieſe Fragen mit den Möglichkeiten und Rechtsgarantien 
des ordentlichen Prozeſſes zu prüfen und über ſie nicht im Koſten⸗ 
erſtattungsverfahren durch den Urkundsbeamten entſcheiden zu laſſen. 


LGDir. Dr. Otto M. Simon, Berlin. 


B. 

Die Einholung der Deviſengenehmigung iſt nicht auf eine Stufe 
zu ſtellen mit der Schaffung materiellrechtlicher Auſpruchsvoraus⸗ 
ſetzungen durch Kündigung oder Abtretung. Der Anſpruch des Aus⸗ 
länders beſteht und iſt fällig, auch wenn die Genehmigung nicht er⸗ 
teilt wurde. Aber die Erfüllung durch Geldzahlung iſt dem Schuldner 
verboten, ſolange dieſe Bedingung nicht erfüllt iſt. Der Richter darf 
nur deshalb keine Entſcheidung gegen den Beklagten erlaſſen, weil er 
zu einer verbotenen Leiſtung nicht verurteilen darf. Hier dienen 


Schri 


Das Zwangsvollſtreckungsnotrecht. Zweiter Teil: Der land⸗ 
wirtſchaftliche Vollſtreckungsſchutz nach der VO. des RPräſ. 
v. 14. Febr. 1933 u. den Ausf VO. v. 14. Febr. u. 14. März 


1933. Erläutert von Dr. Martin Jonas, Min R. im 
R Juſt Min. 2. Aufl. Berlin 1933. Verlag von Franz 
Vahlen. Preis 2,75 A. 


Die JW. 1933, 595 beſprochene Schrift liegt in einer Neu⸗ 
bearbeitung vor, welche die inzwiſchen erlaſſene 2. AusfVO. v. 
14. März 1933 (RG Bl. I, 104) mit behandelt. Der Verfaſſer kann 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


alſo die Koſten, die durch Herbeiführung der Genehmigung erwachſen, 
unmittelbar der Ermöglichung des Urteils, ſie find in concreto recht 
eigentlich für den Prozeß aufgewandt. Fürſt⸗ Roth, deren 
Anſicht Simon für unanwendbar auf unſeren Fall bezeichnet, ziehen 
übrigens aus ihrer Begriffsbeſtimmung auch bezüglich der Kün⸗ 
digungskoſten die Folgerung, daß fie Koſten des Rechtsſtreits 
ſeien, wenn die Kündigung im Hinblick auf den zu beginnenden Prozeß 
erfolgt iſt (5 1 Anm. 2). Das OLG. Karlsruhe hat vor kurzem in 
Anlehnung an Fürſt⸗Roth bezüglich der für die Deviſengenehmi⸗ 
gung aufgewendeten Anwaltskoſten dieſelbe Anſicht vertreten wie der 
Unterfertigte. Eine gegenteilige Entſcheidung iſt mir noch nicht be» 
kannt geworden. 

Simons Vorſchlag, dieſe Koſten in den Klageantrag auf⸗ 
zunehmen, würde in vielen Fällen zur Verzögerung glatter oder ſpruch⸗ 
reifer Sachen führen, beſonders wenn die Genehmigung erſt gleich⸗ 
zeitig mit oder nach der Klageſtellung erholt wird, was durchaus 
zweckmäßig oder notwendig ſein kann z. B. bei Wechſelſachen, bei 
denen keine Zeit verloren werden ſoll, oder bei längerer Dauer des 
Rechtsſtreits und bevorſtehendem Ablauf der Geltungsfriſt. Es iſt mit 
Sicherheit darauf zu rechnen, daß viele Schuldner wegen dieſer Koſten 
Schwierigkeiten machen würden, beſonders der Höhe nach, und da 
die den Gerichten weniger bekannten Landesgebührenordnungen an⸗ 
zuwenden ſind, ſo wäre es nicht ſchwer, eine Verzögerung herbei⸗ 
zuführen und — auch bei Verſäumnisſachen — für den Gläubiger 
nicht immer leicht ſie zu verhüten. 

Während nun Simon einerſeits den Anwalt für verpflichtet 
hält, die Koſten des Verfahrens bei der Deviſenſtelle gegebenenfalls 
in den Klageantrag aufzunehmen, führt er auf der anderen Seite aus, 
daß in den meiſten Fällen dieſem Antrag aus materiellrechtlichen 
Gründen nicht zu entſprechen wäre. Denn wenn auch Verzug vorliege, 
ſo ſei dieſer doch meiſt lange nach Erlaß der Deviſenverordnungen 
eingetreten; in ſolchen Fällen ſei aber die Notwendigkeit der Genehmi⸗ 
gung keine Folge des Verzugs. Dieſer Gedankengang ſcheint mir ab⸗ 
wegig zu ſein. Gerade in den jetzt alltäglichen Fällen, in denen nicht 
nur der Verzug, ſondern auch der Vertragsſchluß lange nach Erlaß 
der Deviſenverordnungen liegt, kann kein Zweifel darüber obwalten, 
daß der Schuldner, der von vornherein weiß und wiſſen muß, daß er 
an den Ausländer ohne Genehmigung der Deviſenſtelle keine Zahlung 
leiſten darf, ſelbſt rechtzeitig die erforderlichen Anträge zu ſtellen hat, 
damit er nicht mit der Zahlung in Verzug gerät. Dieſe Pflicht, das 
Seinige zur Erwirkung der Genehmigung zu tun, obliegt ihm übrigens 
regelmäßig auch bei der Erfüllung von Verträgen, die vor Erlaſſung 
der Deviſenordnungen geſchloſſen wurden; denn er hat für die Über⸗ 
mittelung des Geldes zu ſorgen (§ 270 BGB.) und die Erwirkung 
der Genehmigung, deren er, nicht der Glaubiger, bedarf, kann ihm 
billigerweiſe zugemutet werden. Vgl. Thiele⸗Elsholz, Die deviſen⸗ 
rechtl. Beſtimmungen, 1932, S. 37. Stellt der Gläubiger für ihn den 


- Antrag, weil der Schuldner ſelbſt es nicht rechtzeitig getan oder die 


Verlängerung nicht erwirkt hat, ſo ſchuldet er dem Gläubiger die hier⸗ 
für aufgewendeten Koſten auch nach Zivilrecht, nämlich als Folge 
ſeines Verzugs. 

In aller Regel werden alſo gerade die für den Prozeß auf⸗ 
gewendeten Genehmigungskoſten auch nach Zivilrecht erſtattungsfähig 
ſein: ein Grund mehr, ihre Erſtattungsfähigkeit vom Verſchuldungs⸗ 
prinzip loszulöſen und nur auf die Frage der Notwendigkeit zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung abzuſtellen. 
Die Verweiſung in das Stadium der Koſtenfeſtſetzung ermöglicht es 
auch bei Klageabweiſungen dem verklagten Ausländer, die 
Koſten der vor der Feſtſetzung einzuholenden Genehmigung gleich in 
den Feſtſetzungsantrag aufzunehmen; nach Simons Anſicht wäre hier 
immer eine neue Klage erforderlich. — Sollten gleichwohl auch bei 
Anwendung des § 91 3 80. hinſichtlich der Erſtattungspflicht gelegent⸗ 
lich ſchwierige Fragen auftauchen, fo wären fie gewiß für die Geſchäfts⸗ 
ſtellen nicht unlösbar. Auch ſteht ja immer die Anrufung des Prozeß⸗ 
gerichts, eventuell der Beſchwerdeweg, offen. 


RA. Dr. Friedlaender, München. 


fttum. 


ſich darauf berufen, daß die Klarſtellung, die dieſe 2. AusfVO. zu 
vielen Zweifelsfragen bringt, der von ihm bei der Erläuterung 
der VO. v. 14. Febr. 1933 und der AusfVO. vom gleichen Tage 
vertretenen Anſicht entſpricht. D. S. 


Das Notverordnungsrecht betreffend das bürgerliche Recht, 
die Zwangs vollſtrekung, das Konkursrecht, das land⸗ 
wirtſchaftliche Vermittlungsverfahren. Eine ſyſtematiſche 
Zuſammenſtellung des Geſetzestextes mit Inhaltsüberſicht, 


62. Jahrg. 1933 Heft 17 


Rechtſprechung 
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Schlagworten und alphabetiſchem Sachregiſter ſowie mit 
Anmerkungen verſehen. Nach dem Stande von Ende Fe⸗ 
bruar 1933. Bearbeitet von Notariatspraktikant Krate 
bei dem Amtsgericht Geislingen⸗Steige. Geislingen⸗Steige. 
Verlag der Carl Maurerſchen Buchdruckerei. Preis 2 N. 


Die dankenswerte Zuſammenſtellung der heute geltenden Faſ⸗ 
ſungen der Notverordnungen des in Frage kommenden Rechtsgebiets 
ermöglicht eine ſchnelle Orientierung. Soweit durch neue Verord⸗ 
nungen eine Aufhebung, weſentliche Anderung oder Erweiterung des 
beſtehenden Rechtszuſtandes erfolgt, hat der Verf. die Erganzung ſeiner 
Darſtellung durch Nachträge vorgeſehen. D. S. 


Steuergutſchein und Mehrbeſchäftigung nach der Verordnung 
zur Belebung der Wirtſchaft mit Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen. Erläutert von Dr. O. Weigert, Min Dir. im 
RArbMin., und Kurt Zülow, MinR. im RFin Min. 
2. neubearb. Aufl. Mannheim 1932. J. Bensheimer. 
210 ©. Preis 4,20 K. 

In der Neuauflage find alle Veränderungen berückfichtigt, die 
die geſetzlichen Beſtimmungen über Steuergutſcheine für Mehrbeſchäfti⸗ 
gung bis zum Ende des Jahres 1932 erfahren haben. Inzwiſchen iſt 
durch VO. v. 27. März 1933 (RGBl. I, 149) eine Anderung der Be⸗ 
ſtimmung über Saiſon⸗ und Kampagnegewerbe v. 31. Okt. 1932 er⸗ 
folgt, durch die 2. VO. z. Anderung der DurchfBeſt. zur Steuergut⸗ 
ſcheinsO. v. 27. März 1933 (RG Bl. I, 152) bzgl. der bei Prü⸗ 
fung der Frage der Mehrbeſchäftigung mitzuzählenden Arbeitnehmer 
eine Neuregelung getroffen und durch Geſ. z. Anderung der Steuer⸗ 
gutſchein O. v. 7. April 1933 (RGBl. I, 187) der Wegfall der Ge⸗ 
währung von Steuergutſcheinen für eine nach dem 31. März 1933 
ſtattfindende Mehrbeſchäftigung verfügt, ſoweit nicht bereits für die 
entſprechende Mehrbeſchäftigung ein Anſpruch auf Gewährung von 
Steuergutſcheinen im erſten Kalendervierteljahr 1933 beſtanden hat. 
Auch in ſolchem Falle werden für eine Mehrbeſchäftigung, die nach 
dem 30. Juni 1933 ſtattfindet, keine Steuergutſcheine mehr gewährt. 

Die Erläuterungen, die auch in der Neuauflage im weſentlichen 
an den $ 1 Not O. angeſchloſſen ſind, enthalten wertvolle Hinweiſe 
für Auslegung und Anwendung der geſetzlichen Beſtimmungen. Durch 
zahlreiche Muſterberechnungen für Steuergutſcheinbeträge, die jetzt 
geſchloſſen in einem Anhang erſcheinen, wird die praktiſche Hand⸗ 
habung erleichtert. Ein gutes Sachregiſter ermöglicht ſchnelle Orien⸗ 
tierung. D. S. 


Sammlung deutſcher Geſetze. (Blaue Textausgaben.) 

Bd. 70: Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz 
nebſt Verordnung über das Erbbaurecht. Textausgabe 
mit Verweiſungen auf abändernde und ergänzende Geſetze 
und mit Sachregiſter. Einleitung dazu (Einführung in 
das Syſtem des BGB.) von Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, 


Kiel. 8. Aufl. Mannheim 1933. J. Bensheimer. 
2,80 H.. 

Bd. 13: Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz, den Einführungsgeſetzen, der Entlaſtungsverord⸗ 
nung, dem Lohnbeſchlagnahmegeſetz und der Lohnpfän⸗ 
dungsverordnung. Textausgabe mit kurzen Verweiſungen 
und Sachregiſter, herausgegeben von Dr. Erich Volkmar, 
Min Dir. im RJuſtMin. 4. durchgeſ. Aufl. Mannheim 1933. 
J. Bensheimer. Preis 3 H.. 

In den beiden neuen Auflagen der beſtens bekannten Geſetzes⸗ 
ausgaben find die Geſetzesänderungen bis zum November 1932 be⸗ 
rückſichtigt. 

Die zuletzt JW. 1931, 2226 (Hoeniger) und 1931, 1067 
(Volkmar) beſprochenen Bände erfreuen ſich ebenſo wie die an⸗ 
deren Ausgaben der „blauen Sammlung“, allgemeiner Wertſchätzung. 

D. S. 


Preis 


Soergels Jahrbuch des Zivil⸗, Handels: und Prozeßrechts. 
33. Jahrg. In Verbindung mit 9 Richtern herausgegeben 
von Hofrat Dr. jur. Soergel. Stuttgart 1933. Verlag 
W. Kohlhammer. XI u. 873 S. Preis geb. 15 . 

Der 33. Jahrgang des Jahrbuchs ſchließt ſich in Aufbau und 

Anordnung den früheren, zuletzt JW. 1932, 1817 beſprochenen, an. 

Er führt zu 440 Reichs⸗ und Landesgeſetzen und Verordnungen 

9676 Rechtsſätze und 4598 Aufſätze an. Ein beſonderer Vorzug des 

vorliegenden Jahrgangs beſteht darin, daß zu den Reichsnotver⸗ 

ordnungen 318 Rechtsſätze und 519 Aufſätze angeführt ſind, und 
ein beſonderes Schlagwörterverzeichnis hierzu beigegeben iſt, das auch 
die Aufſätze berückſichtigt. Durch dieſes Regiſter iſt auch den mit den 

Vorſchriften der Notverordnungen weniger vertrauten Benutzern des 

Jahrbuchs die Möglichkeit gegeben, ſich raſch über den Stand der 

Rechtſprechung und Rechtslehre zu Streit- und Zweifelsfragen auf dem 

Gebiete der Notverordnungen zu unterrichten. D. S. 


Nachtrag zu Sattelmacher⸗Lentz: Das Gerichts vollzieherweſen 
in Preußen. Geſetzliche Beſtimmungen und Verwaltungs⸗ 
berfügungen für die Gerichtsvollzieher und die Gerichts⸗ 
kaſſenvollzieher. Unter Benutzung amtlichen Materials 
zuſammengeſtellt von Dr. P. Sattelmacher. Vizepräſ. des 
Juriſt. Landesprüfungsamtes, und J. B. Lentz, Mint. 
im PrJuſtMin., unter Mitwirkung von J. H. Schröder, 
Amtsrat im PrJuſt Min. Berlin 1933. R. von Decker's 
Verlag (G. Schenck). XX u. 110 S. Preis 2,50 . 

Der Nachtrag zu dem JW. 1930, 3301 beſprochenen Buche ging 
erſt bei Redaktionsſchluß ein und ſoll ſobald als möglich beſprochen 

werden. D. S. 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[* Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 7 Anmerkung.] 


I. Notariat und Anwaltſchaft. 


1. 88 276, 839 BGB. Infolge des von der 
früheren Rſpr. des RG. anerkannten Rechtes des 
Käufers eines Grundſtücks, dem dieſes ſchon 
übergeben war, auf Grund ſeines Beſitzes der 
Zwangsvollſtreckung eines Hypothekengläubi⸗ 
gers nach 8 771 8 PO. zu widerſprechen, beſtand, 
folange dieſe Rſpr. galt, keine Amtspflicht des 
Notars zu Belehrungen zum Schutz des Grund⸗ 
ſtückskäufers gegen den Zugriff eines Gläubi⸗ 


D. S. 


gers des Verkäufers. Wohl aber beſtand Be⸗ 
lehrungspflicht darüber, daß der Verkäufer 
ſelbſt noch in der Lage war, mit Wirkung gegen 
den Käufer über das Grundſtück zu verfügen; 
ferner über die Sicherungs möglichkeit des Käu⸗ 
fers durch Vormerkung und Pflicht zur Be⸗ 
lehrung über das Intereſſe, das der Käufer an 
der ſchnellen Zahlung der Grunderwerbſteuer 
hatte. Wenn der Notar dem Geſchäftsgebrauch 
entſprechend es ſtillſchweigend übernimmt, den 
beurkundeten Vertrag zu ſeiner Vollziehung an 
das GBA. weiterzugeben, fo muß er dies un⸗ 
verzüglich tun. Trotz der oben wiedergegebe⸗ 
nen früheren Rſpr. des RG. ſteht der Erfolg, 
der dem Gläubiger nach der jetzigen Rechts⸗ 
auffaſſung des RG. gebührt, in einem adäquaten 
Zuſammenhang mit der ſchädigenden Handlung.) 

Die Kl. kaufte im Mai 1928 von ihrem Stiefvater, dem 


Zu 1. Die Anwendung des 8 839 BGB. ſetzt 1. eine ſchuldhaft 
erfolgte Amtspflichtsverletzung und 2. einen auf Grund dieſer Amts⸗ 
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in London lebenden Kaufmann H., den ſeine Frau, ihre Mut⸗ 
ter vertrat, einige Landflächen. Der Preis wurde ſofort be⸗ 
zahlt; die Übergabe erfolgte ſogleich; zugleich wurde die Auf⸗ 
laſſung erklärt und die pfandfreie Abſchreibung der ver⸗ 
kauften Flächen beantragt. Der Bekl., der den Kaufvertrag 
und die Auflaſſung als Notar beurkundet hat, reichte ihn am 
ſelben Tage dem Kreisausſchuß wegen der Grunderwerbſteuer 
ein. Er erhielt am 1. Juni die Nachricht, die Steuer ſei 
auf 61,54 RA feſtgeſetzt. Der Bekl. ließ die Steuerveranlagung 
ſofort und mit der Aufforderung, den Betrag der Steuerkaſſe 
einzuſenden, der Kl. übermitteln, doch infolge eines Verſehens 
ſeiner Geſchäftsſtelle mit der Bezeichnung „in der Sache B.“. 
Er ſtellte auf die Rückfrage der Kl. v. 12. Juni in ſeiner Ant⸗ 
wort vom ſelben Tage den Irrtum richtig, erhielt am 2. Juli 
die Mitteilung, die Kl. habe das Geld auf ſein Konto über⸗ 
wieſen, und überwies es ſofort weiter an die Steuerkaſſe. Die 
im 8 24 GrErwStG. vorgeſehene Beſcheinigung ging aber exit 
am 10. Juli beim Bekl. ein. An dieſem Tage wurden zu⸗ 
gunſten eines Gläubigers des Verkäufers auf Grund eines am 
5. desſ. M. gegen ihn erlaſſenen Arreſtbefehls Sicherungs- 
hypotheken eingetragen. Die Umſchreibung des Eigentums 
auf die Kl., die bis dahin noch nicht nachgeſucht worden und 
nun nicht mehr laſtenfrei möglich war, iſt deshalb nicht mehr 
beantragt worden. Die Kl. verlangt die Erſtattung der 
1200 RM, welche die Kl. am Tage des Kaufs im Anſchluß an 
deſſen Beurkundung ihrer Mutter gezahlt hat. BG. und RG. 
haben verurteilt. 

Allerdings durfte der Bekl. auf Grund der Eutſch. NG. 
116, 3631), deren Rechtsſtandpunkt erſt in RG. 127, 82) auf⸗ 
gegeben worden iſt, bei der Aufnahme und der weiteren Be⸗ 
handlung des Kaufvertrages ohne Fahrläſſigkeit davon aus⸗ 
gehen, daß die Kl., der das Grundſtück nach dem Inhalt des 
Vertrages bereits übergeben worden war, einer etwa von 
einem Gläubiger des Verkäufers betriebenen Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gem. $ 771 ZPO. mit Erfolg würde widerſprechen 
können. Der Bekl. hat zwar nicht behauptet, daß er ſich von 
jener Entſch. habe leiten laſſen oder auch nur, daß ſie ihm 
bekannt geweſen ſei. Indeſſen ſchon die Anerkennung jenes 
Widerſpruchsrechts des Käufers durch das RG. genügte, um 
die Amtspflicht des Notars zu Belehrungen zum Schutze des 
Grundſtückskäufers gegen den Zugriff eines Gläubigers des 
Verkäufers für die damalig Zeit zu verneinen. Mit Unrecht 
leugnet die Rev. dagegen die Amtspflicht des Bekl., die Kl. 
darauf hinzuweiſen, daß der Verkäufer ſelbſt noch in der Lage 
war, mit Wirkung gegen ſie über das Grundſtück zu verfügen, 
ſie auch über die Möglichkeit einer Vormerkung und ihr 
Intereſſe an der ſchnellen Zahlung der Grunderwerbſteuer zu 
unterrichten. Die Notwendigkeit dieſer Belehrung folgte für 
den Bekl., der nicht wußte, ob der Verkäufer geſchäftlich und 
ſittlich zuverläſſig ſei, daraus, daß die Kl. ſich im Vertrage 


pflichtsverletzung erwachſenen Schaden voraus. Das Verſchulden braucht 
ſich alſo nur auf die Amtspflichtsverletzung zu erſtrecken, verlangt aber 
nicht die Vorausſehbarkeit des Schadens. Das RG. ſtellt daher im 
vorl. Falle zunächſt eine ſchuldhafte Amtspflichtsverletzung des Notars 
feſt: Die Unterlaſſung der ſofortigen Einbringung des Antrages beim 
GBA. Nach dem gegebenen Tatbeſtand iſt dem RG. in dieſer Feſt⸗ 
ſtellung zuzuſtimmen: Dem Notar war poſitiv bekannt, daß das zu⸗ 
ſtändige GBA. derartige Anträge, die ohne Nachweis der Steuer⸗ 
zahlung erfolgten, nicht zurückwies. Außerdem war der Kaufpreis 
ſchon entrichtet, eine Vormerkung aber nicht eingetragen. Es lag dem⸗ 
nach im Intereſſe der Kl., daß der Antrag möglichſt bald eingereicht 
wurde. Mit der Unterlaſſung verletzte daher der Notar ſchuldhaft die 
ihm gegenüber der Kl. obliegende Amtspflicht. 

Der unterlaſſene Hinweis auf die Möglichkeit einer Vormerkung 
wegen der andauernden Verfügungsmacht des Verkäufers kommt als 
beachtliche Amtspflichtsverletzung hier nicht in Betracht. Denn es iſt 
nicht geſagt, daß die Kl. wegen dieſer Verfügungsmacht des Ver⸗ 
käufers — ihres Stiefvaters — ſich hätte eine Vormerkung eintragen 
laſſen wollen. Auf die Gefahr einer von Gläubigern des Verkäufers 
betriebenen Zwangsvollſtreckung, die vielleicht die Kl. veranlaßt hätte, 
für eine Vormerkung zu ſorgen, brauchte aber der Notar die Kl. nicht 
hinzuweiſen. Denn wegen ſeiner für die Kl. günſtigen Auslegung des 
8771 3PO., die auch vom RG. geteilt wurde, brauchte der Notar 
nicht mit dem Erfolg einer derartigen Zwangsvollſtreckung zu rechnen. 
Beachtlich als Amtspflichtsverletzung iſt alſo hinſichtlich des Schadens 
nur die verſpätete Einreichung des Antrages beim GBA. 


1) JW. 1927, 1638, 2) JW. 1930, 707. 


verpflichtete, den Kaufpreis ſofort zu zahlen (vgl. RG.: 
Dot. 1927, 521; 1928, 623; 1929, 670; III 437/31 
v. 5. Juli 1932). Übrigens hat die Kl. den Bekl. auch gefragt, 
ob ſie nun den Preis zahlen könne. Nur dann hätte der Bekl. 
von der Belehrung vielleicht abſehen dürfen, wenn er ent⸗ 
ſchloſſen war, den Antrag auf Umſchreibung des Eigentums⸗ 
wechſels ſofort dem GBA einzureichen und Grund hatte, eine 
Verzögerung des Eingangs oder eine Zurückweiſung des An⸗ 
trags für ausgeſchloſſen zu halten. Aber er hat den Antrag 
erſt nach Empfang der Grunderwerbſteuerbeſcheinigung ſtellen 
wollen. Die erforderliche Belehrung lag auch nicht darin, daß 
der Bekl. die Kl. gem. § 24 GrErwStG. aufgeklärt, d. h. ihr 
geſagt hat, ſie werde erſt nach der Erteilung des Belegs über 
die Steuerzahlung in das Grundbuch eingetragen werden. 
Damit war nicht ausgeſchloſſen, daß ſie irrtümlich annahm, 
der Verkäufer könne infolge der Auflaſſung nicht mehr über 
das Grundſtück verfügen. Die beſchränkte Kraft der Bindung 
des Grundſtücksveräußerers pflegt dem Laien unbekannt zu 
ſein, und die Bereitſchaft der Kl. zur vorgängigen Zahlung 
des ganzen Preiſes deutete auf einen Rechtsirrtum derſelben 
hin. Nichtsdeſtoweniger reicht die Feſtſtellung, daß der Bekl. 
die Kl. ſchuldhaft nicht über die Fortdauer der Verfügungs⸗ 
befugnis des Verkäufers belehrt hat, nicht aus, um das BU. 
aufrechtzuhalten. Das BG. hat bei ſeiner Würdigung des 
Sachverhalts die Belehrung über die Möglichkeit eines Zu⸗ 
griffs von Gläubigern des Verkäufers nicht erſichtlich aus⸗ 
geſchieden. Seine Feſtſtellung, die Kl. würde bei richtigem 
Verfahren des Bekl. dem Gläubiger durch eine Vormerkung 
oder frühere Steuerzahlung zuvorgekommen ſein, kann dem⸗ 
nach nicht ohne weiteres auf die Folgen der beſchränkten Be⸗ 
lehrung bezogen werden, die dem Bekl. oblag; es fällt dabei 
ins Gewicht, daß der Verkäufer der Stiefvater der Kl. war 
und die Ordnung ſeiner Angelegenheiten in Deutſchland, wäh⸗ 
rend er ſelbſt im Ausland lebte, ihrer rechten Mutter über⸗ 
laſſen hatte. 

Unbedenklich iſt dem BG. aber darin beizutreten, daß der 
Bekl. die Auflaſſungsverhandlung dem GBA. ſogleich einzu⸗ 
reichen hatte. Wenn der Notar, dem Geſchäftsgebrauch ent⸗ 
ſprechend, es ſtillſchweigend übernimmt, die von ihm be⸗ 
urkundeten Erklärungen zu ihrer Vollziehung an das GBA. 
weiterzugeben, ſo gehört es zu ſeinen Amtspflichten, das auch 
rechtzeitig zu tun (RG. v. 7. Okt. 1930, III 22/30 5)). Schon 
der Regel nach, beſonders aber wenn der Käufer die Zah⸗ 
lung des Preiſes zuſagt, ohne ſich durch eine Vormerkung zu 
ſichern, erfordert ſein Intereſſe, durch tunlichſt ſchnelle Ein⸗ 
reichung ſeines Antrags ihm deſſen Erledigung vor ſpäteren 
Eingängen zu ſichern. Da das KG.: Recht 1924 Nr. 1265 ſich 
für die Zurückweiſung ſolcher ohne den Nachweis der Steuer- 
zahlung vorgelegten Anträge entſchieden hatte, kam die Stel⸗ 
lung des Antrags bei den GB., welche dieſe Rechtsanſicht 


Um nun den eingetretenen Schaden auf dieſe Amtspflichtsverletzung 
zurückführen zu können, iſt erforderlich, daß der Schaden nicht eine 
„jenſeits aller Erfahrungen und Berechnung liegende Folge der Pflicht⸗ 
verletzung war“ (RG. 72, 326 — JW. 1910, 157), d. h. daß der Ein⸗ 
tritt des Schadens bei vernunftgemäßer Betrachtung nicht außer jeder 
Möglichkeit lag. Dieſe Vorausſetzung iſt hier erfüllt. Denn die An⸗ 
nahme adäquater Verurſachung verlangt nicht, daß der Schaden für 
den Täter vorausſehbar war; es genügt vielmehr, daß bei objektiver 
Betrachtung von Erkenntnisgrund und ⸗folge der Eintritt der Folge 
nicht nur von ſeltſamen außer aller Erfahrung liegenden Ereigniſſen 
abhängig erſcheint. Es widerſpricht nun aber durchaus nicht der Lebens⸗ 
erfahrung, daß das RG. ſeine Anſicht wechſelt, zumal wenn es ſich 
um eine Anſicht handelt, die in der Literatur angegriffen worden iſt 
und die das RG. ſelbſt nicht immer vertreten hat; auch erkennt 
8136 GVG. ausdrücklich die Anderungen in der Rſpr. des RG. als 
natürliche Entwicklung der Praxis an. Ein Wechſel in der RGRſpr. 
kann daher kein Hindernis für die Annahme adäquater Verurſachung 
bilden. Anders könnte es nur dann liegen, wenn das für den Ein⸗ 
tritt des Schadens maßgebliche Urt. des RG. auf ganz neuartigen, 
nicht vorausſehbaren Gedanken beruhte. Es wäre dann für die Ver⸗ 
neinung adäquater Verurſachung der überraſchende Inhalt des Urt. 
der Grund, nicht jedoch der Umſtand, daß das Urt. einen Wechſel in 
der Rſpr. des RG. darſtellt. Denn ein folder Wechſel iſt an ſich 


nichts Seltſames. 
RA. Dr. Dr. Richard Graßhoff, Berlin. 
) JW. 1931, 1078. 
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teilten, allerdings nicht in Betracht, war bei den preuß. AG. 
im allgemeinen auch mit der Befolgung zu rechnen (JW. 
1931, 1078), bis der erk. Sen. anders entſchieden hat (RG. 
126, 107). Aber das BG. ſtellt feſt, daß das hier zuſtändige 
GBA. den Antragſtellern ſchon damals auf Grund des $ 18 
GBO. eine Friſt zur Nachbringung der Steuerbeſcheinigung 
gewährte und daß der Bekl. die übung gekannt hat. Er kann 
ſich alſo nicht auf die abweichende Anſicht des KG. berufen. 
Die Rev. meint dazu, daß der Bekl. immerhin damit rechnen 
müßte, daß das AG. ſeine Übung aufgebe. Dafür hatte der 
Bekl. indeſſen keinen Anhalt; er hätte ſich auch durch eine An⸗ 
frage leicht des Gegenteils vergewiſſern können. Daß die ſo⸗ 
fortige Einreichung etwa die Mitwirkung bei einer unerlaub⸗ 
ten, verbotenen Amtshandlung geweſen wäre, die freilich 
keine Amtspflicht eines Notars ſein könnte, davon kann keine 
Rede ſein. 

Die Verantwortung des Bekl. für die Folgen der ver⸗ 
ſpäteten Einreichung des Umſchreibungsantrages beſchränkt ſich 
nicht darauf, daß er Verfügungen des Verkäufers ermöglichte; 
zu ſolchen Verfügungen iſt es nicht gekommen. Auch daß Kl. 
nicht die Zwangsvollſtreckung eines Gläubigers des Verkäufers 
abwenden kann, iſt die Rechtsfolge jener Säumnis. Es han⸗ 
delt ſich hier nicht um die Frage, ob den Bekl. ein Ver⸗ 
ſchulden trifft, wenn er damit nicht gerechnet hat, ſondern 
darum, ob der Erfolg, der dem Gläubiger beim Feſthalten 
an der in RG. 116, 3635) entwickelten Anſicht freilich ver⸗ 
ſagt geblieben wäre, ihm aber nach der jetzigen Rechtsauf⸗ 
faſſung gebührt, in einem entſprechenden (adäquaten) Zu⸗ 
ſammenhang mit der ſchädigenden Handlung ſteht. Das iſt zu 
bejahen. Die richtige Beurteilung des Sachverhalts kann, auch 
wenn ſie erſt infolge einer Anderung der Rſpr., hier der Rück⸗ 
kehr zu RG. 81, 646) eintritt, nicht zu den Ereigniſſen ge⸗ 
rechnet werden, die den menſchlichen Erfahrungen über den 
natürlichen Verlauf der Dinge widerſprechen. 

Der Schaden der Kl. beſteht im Verluſt des Grundſtücks. 


(u. v. 1. Febr. 1933; V 386/32. — Celle.) Sch.] 


2,8839 BGB. Auch bei einer Schadenserſatz- 
klage gegen einen Notar wegen behaupteter 
Verletzung der Belehrungspflicht hat der Kl. 
die Beweislaſt. Eine Umkehrung der Beweislaſt 
findet nicht ſtatt. 

Wer einen Schadenserſatzanſpruch gegen einen Notar mit 
der Behauptung begründet, der Notar habe ſchuldhaft die ihm 
kraft ſeines Amtes obliegende Belehrungspflicht hinſichtlich 
der rechtlichen Tragweite der abgegebenen Erklärung verletzt, 
hat beim Beſtreiten des bekl. Notars den Rechtsgrund des 
Anſpruchs darzutun, alſo darzulegen und zu beweiſen, daß 
der Bekl. ſchuldhaft feine Belehrungspflicht verletzt habe und 
daß der Kl. bei erfolgter Belehrung durch den Notar die be⸗ 
urkundete Erklärung nicht abgegeben hätte. Der hiervon hin⸗ 
ſichtlich des Beweiſes der Belehrung abweichenden Anſicht des 
3. ZivSen. im Urt. v. 16. Sept. 1930, III 78/30, daß dem 
preuß. Notar durch die geſetzliche Belehrungspflicht eine be⸗ 
ſondere über das allgemeine Maß hinausgehende Rechts⸗ 
verpflichtung auferlegt ſei und daß er ſich nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen über die Erfüllung dieſer Verpflichtung 
oder darüber, daß ihn an der Nichterfüllung kein Ver⸗ 
ſchulden treffe, ausweiſen müſſe, vermag der erk. Sen. nicht 
beizupflichten. Die Tatſache, daß dem Notar durch die Be⸗ 
lehrungspflicht eine beſondere über das allgemeine Maß 
hinausgehende Rechtsverpflichtung auferlegt worden iſt, hat 
eine Umkehrung der Beweispflicht nicht zur Folge und kann 
nicht dahin führen, dem Notar in allen Fällen den Ent⸗ 
laſtungsbeweis für die Erfüllung der Belehrungspflicht oder 
für ihre ſchuldloſe Nichterfüllung aufzubürden. Eines An⸗ 
rufens der VerZivSen. bedarf es aber nicht, da es, wie der 
3. ZivSen. in dem angeführten Urteil ſelbſt hervorgehoben 
hat, für feine Entſch. auf die Frage der Beweispflicht von 
ſeinem Rechtsſtandpunkt aus nicht ausſchlaggebend ankam. 
Im übrigen hat der 3. ZivSen. an jenem Rechtsgrundſatz 
auch nicht feſtgehalten, da er im Urt. v. 9. Junt 1931, 


) JW. 1930, 267. 
IW. 1913, 213 


6) JW. 1927, 1638 


III 298/30: RGWarn. 1931 Nr. 163 ausgeſprochen hat, daß 
die Bekl., die ſich eines Schadenserſatzanſpruches gegen den 
Kl. wegen Verletzung ſeiner Belehrungspflicht als preuß. 
Notar berühmte, den Rechtsgrund dieſes Anſpruchs darzutun, 
mithin die ſchuldhafte Amtspflichtverletzung des Kl. zu be⸗ 
weiſen habe. 

(U. v. 11. Jan. 1933; V 387/32. — Naumburg.) [Sch.] 


3. § 839 BGB.; Art. 40 Abſ. 2; Art. 60 Pr F⸗ 
GG. Die Amtspflicht des Notars zur gebotenen 
Sorgfalt bei einer Unterſchriftsbeglaubigung 
erſtreckt ſich, ſoweit er mit Einwilligung des 
Ausſtellers Kenntnis von dem Inhalt der Ur⸗ 
kunde erhält, auch auf den Inhalt der Urkunde 
(RG. 87, 232; RGUrt. v. 29. Sept. 1931, III 368/30 
und v. 24. Mai 1932, III 280/31) und liegt ihm im 
Verhältnis zu jedermann ob, der im Vertrauen 
auf die Richtigkeit und Geſetzmäßigkeit der Ur⸗ 
kunde am Rechtsverkehr teilnimmt (vgl. hinſichtl. 
der Amtspflicht zu ſorgfältiger Beurkundung 
RGUrt. v. 2. Okt. 1931, III 370/30). Der Notar darf 
daher die Unterſchrift einer Urkunde, die ein 
ſtrafbares oder offenbar ungültiges Geſchäft be⸗ 
trifft, nicht beglaubigen. Er muß vielmehr die 
Herſtellung des ihm etwa übertragenen Enk⸗ 
wurfs der Urkunde und auch die Beglaubigung 
ſelbſt ablehnen (Art. 40 Abſ. 2 Pr GG. in ent⸗ 
ſprechender Anwendung zu Art. 60 Pr GG.). 

(U. v. 3. Febr. 1933; III 397/31. — Breslau.) [Sch.] 


4. 8839 BGB. Die Erfüllung der Amts- 
pflicht zur ſachgemäßen Beurkundung des vom 
Notar zu ermittelnden Geſchäftswillens der 
Parteien erfordert nicht nur eine angemeſſene 
Erörterung der rechtlichen, ſondern unter Um⸗ 
ſtänden auch der wirtſchaftlichen Bedenken, 
welche dem von den Parteien gewünſchten In⸗ 
halte des Rechtsgeſchäftes entgegenſtehen. Wie 
weit dieſe Velehrungspflicht im einzelnen Falle 
geht, läßt ſich nicht nach einem feſten Schema be⸗ 
urteilen, ſondern hängt im weitgehenden Maße 
von den Umſtänden des Einzelfalles ab (vgl. RG.: 
J W. 1922, 805° u. III 11/31; RG Warn. 1932, 79 
Nr. 38). 


(U. v. 11. Nov. 1932; III 405/31. — Naumburg.) 
Sch. 


5. 8 839 BGB.; Art. 40 Pr GG. Es beſteht 
eine Amtspflicht des Notars zur Belehrung der 
Parteien über beſtehende Zweifel an der Gül⸗ 
tigkeit des zu beurkundenden Geſchäftes. Er 
hat insbeſ. bei Aufnahme eines Sicherungs- 
übereignungs vertrages, der auch nur den Ver⸗ 
dacht erweckt, als Kredittäuſchungsvertrag un⸗ 
gültig zu ſein, die Parteien auf die Bedenken 
hinzuweiſen und mit ihnen zu beſprechen, in 
welcher Weiſe die Rechte der anderen Gläubi⸗ 
ger gewahrt werden (RG. 130, 17)). Tut er das 
nicht, ſo haftet er für den der Partei dadurch, 
daß ein Gericht den Vertrag für nichtig erklärt, 
entſtehenden Schaden auch dann, wenn in Wirk⸗ 
lichkeit der Vertrag als gültig anzuſehen iſt. 
Denn die verſchiedene Beurteilungs möglichkeit 
eines ſolchen Vertrages durch die Gerichte fällt 
nicht aus dem urſächlichen Zuſammenhang. 

(U. v. 14. Dez. 1932; V 382/32. — Hamm.) Sch. 


6. 8839 BGB. Allgemeine Regeln darüber, 
wie der Notar ſich Gewißheit über die Per⸗ 
ſönlichkeit der Beteiligten zu verſchaffen hat, 
gibt es nicht. Legitimationspapiere und Ur⸗ 
kunden von materiellem Wert wie Hypotheken- 
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briefe können genügen, um den Nachweis der 
Perſon zu erbringen. Im Falle einer falſchen 
Beglaubigung ſpricht keine Vermutung für eine 
Fahrläſſigkeit des beglaubigenden Notars. 


Das BG. iſt der Anſicht, daß der Bekl. die ihm bei der 
Beglaubigung der Unterſchrift der angeblichen S. obliegende 
äußerſte Sorgfalt nicht erfüllt habe. Die Vorlage des Hypo⸗ 
thekenbriefes in Verbindung mit der Vorſtellung der L. durch 
den dem Bekl. bekannten K. als S. habe der Bekl. nach Lage 
der beſonderen Umſtände nicht für ausreichend halten dür⸗ 
fen, um daraus mit Sicherheit die Überzeugung, er habe S. 
vor ſich, zu gewinnen. Denn der Beſitz des Hypotheken⸗ 
briefes allein könne dann einem Notar keine hinreichende 
Gewähr dafür bieten, daß der Inhaber in der Tat der Be⸗ 
rechtigte ſei, wenn der Hypothekenbrief und die Hypothek, die 
er betreffe, gerade Gegenſtand der Beurkundung oder der 
Beglaubigung ſein ſollten; den derjenige, der unrechtmäßig 
über eine Briefhypothek verfügen wolle, müſſe ſich ja vorher 
den Brief verſchaffen. 

Dieſen Ausführungen kann nicht beigepflichtet werden. 
Die Frage, in welcher Weiſe der preuß. Notar ſich Gewißheit 
über die Perſönlichkeit der Beteiligten zu verſchaffen hat, iſt 
im Geſetz nicht geregelt; es hat dies dem Ermeſſen des No⸗ 
tars überlaſſen. Allgemein gültige Regeln hierüber laſſen 
ſich nicht aufſtellen. Es iſt jedoch in der Rſpr. des RG. an⸗ 
erkannt, daß im allgemeinen eigentliche Legitimationspapiere 
und Urkunden von materiellem Wert, wie Hypothekenbriefe 
und ähnliche Papiere, genügen können, um den Nachweis 
der Perſon zu erbringen (z. B. RG. 81, 199; RG. III 448/31 
Urt. v. 14. Juni 1932 u. a.). Einen Rechtsſatz des Inhalts, 
daß ein Hypothekenbrief, der Gegenſtand der Beurkundung 
oder Beglaubigung ſei, allein niemals dem Notar die Ge⸗ 
wißheit über die Perſönlichkeit geben könne, gibt es nicht. Der 
Grund, der das RG. zur Anerkennung der Eignung von 
Hypothekenbriefen und ähnlichen Urkunden von materiellem 
Wert für die Feſtſtellung der Perſönlichkeit bewogen hat, iſt 
der, daß nach der Erfahrung des Lebens derartige, einen 
Sachwert verkörpernde Papiere ſorgfältig aufbewahrt und 
daß fie deshalb mehr als Urkunden anderer Art davor ge- 
ſchützt zu werden pflegen, daß ſie in die Hand von Unbefugten 
gelangen (vgl. RG. III 448/31 )). Dieſer Grund trifft auch 
auf Fälle zu, in denen ſich die beurkundende oder beglau⸗ 
bigende Tätigkeit des Notars gerade auf die im Hypotheken⸗ 
brief verkörperte Hypothek bezieht. So hat RG. III 351/302): 
HöchſtRRſpr. 1932 Nr. 615; JW. 1932, 644 ſogar in einem 
Falle, in dem ein gefälſchter Hypothekenbrief einem No⸗ 
tar zum Nachweis der Perſönlichkeit vorgelegt wurde, der die 
Unterſchrift unter einer dieſe Hypothek betreffenden Abtre⸗ 
tungserklärung beglaubigt hatte, dieſen Brief nach den Um⸗ 
ſtänden jenes Falles als ausreichendes Mittel zur Perſönlich⸗ 
keitsfeſtſtellung anerkannt. 

Richtig iſt allerdings, daß auch Hypothekenbriefe und 
andere Urkunden von materiellem Wert nur dann dem Notar 
zur Feſtſtellung der Perſonengleichheit genügen dürfen, wenn 
nicht irgendein Umſtand Veranlaſſung gibt, dem Erſchienenen 
zu mißtrauen (RG.: JW. 1930, 129; RG. III 448/31). Einen 
ſolchen, den Beweiswert des dem Bekl. vorgelegten Hypo⸗ 
thekenbriefes mindernden Umſtand entnimmt das BG. der 
Tatſache, daß die angebliche Gläubigerin der Hypothek von 
dem Bruder des in Wahrheit als Hypothekengläubigerin 
berechtigten S. begleitet war, denn dieſer ſei leichter als ein 
Fremder in der Lage geweſen, ſich rechtswidrig in den Beſitz 
des Hypothekenbriefes zu ſetzen. Dieſer Anſicht kann jedoch 
nicht beigepflichtet werden. Mit dem gleichen Rechte ließe ſich 
im Gegenteil ſagen, daß gerade die Anweſenheit eines ſo 
nahen Verwandten des Hypothekengläubigers dem Notar eine 
Gewähr dafür bieten konnte, daß nicht unbefugt über die 
Hypothek verfügt werde. 

Auch die Anſicht des BG. iſt nicht zutreffend anerkannt, 
der Bekl. habe aus dem Umſtande, daß der Bruder der Hypo⸗ 
thekengläubigerin ein dem Bekl. völlig unbekannter Mann 
war, einen Verdacht, es habe ſich dieſer durch Unredlichkeit 
ohne Wiſſen ſeiner Schweſter den Brief verſchafft, nicht gänz⸗ 
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lich unberückſichtigt laſſen dürfen. Gewiß muß ein Notar mit 
der Möglichkeit von Täuſchungsverſuchen rechnen. Der Um⸗ 
ſtand allein, daß die Perſon, die die Amtstätigkeit des No⸗ 
tars in Anſpruch nimmt, dieſem bisher unbekannt iſt, braucht 
in ihm jedoch noch nicht den Verdacht einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung zu erwecken. 

Für die Frage der Beweislaſt ſei noch darauf hingewie⸗ 
ſen, daß, wie das RG. (JW. 1917, 931) bereits ausgeſprochen 
hat, im Falle einer ſachlich falſchen Beglaubigung nicht etwa 
eine tatſächliche Vermutung für die Fahrläſſigkeit des be⸗ 
glaubigenden Beamten ſpricht. Es iſt daher nicht Sache des 
Bekl., den Beweis dafür zu erbringen, daß er den K. für 
eine zuverläſſige Perſönlichkeit gehalten habe. Vielmehr liegt 
es dem Kl. ob, die Umſtände darzulegen und zu beweiſen, 
aus denen ſich eine Fahrläſſigkeit des Bekl. bei der Unter⸗ 
ſchriftsbeglaubigung ergibt. Dazu gehört auch die Behaup⸗ 
tung, daß dem Bekl. bei der Beglaubigung der Unterſchrift 
die Unzuverläſſigkeit des den L. als S. vorſtellenden K. be⸗ 
kannt geweſen ſei. 

(U. v. 28. Jan. 1933; V 391/32. — Celle.) [Sch.] 


TS) Fu RA O. v. 7. März 1927; 88 548, 
567 Abſ. 3 3 P O.; § 839 BGB. 

1. Ein das Ablehnungsgeſuch für unbegrün⸗ 
det erklärender Beſchluß gehört zu den mit der 
Reviſion unanfechtbaren, dem Endurteil vor⸗ 
ausgegangenen Entſcheidungen des Oberlandes⸗ 
gerichts. 

2. Die Stellungnahme des Präſidiums des 
Oberlaudesgerichts gemäß SI RAO. zu dem Ge- 
ſuch eines Rechtsanwalts um Simultanzulaſ⸗ 
ſung ſtellt eine nach freier Überzeugung des 
Präſidiums abzugebende gutachtliche Außerung 
dar, gegen die es kein Rechtsmittel gibt; das 
Präſidium handelt hierbei alſo nicht in Erfül⸗ 
lung einer ihm dem betr. Rechtsanwalt gegen⸗ 
über obliegenden Amtspflicht. 

Als unanfechtbare Entſch. i. S. des § 548 3PO. gel⸗ 
ten nach der nunmehrigen Rſpr. des RG. auch die Entſch. 
der OL G., gegen die nach § 567 Abſ. 3 ZPO. die Beſchw. 
nicht zuläſſig iſt, während ſonſt das Rechtsmittel der Beſchw. 
gegen fie gegeben wäre (RG. 106, 57; 136, 275 1)). Ein das 
Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärender Beſchluß iſt 
an ſich mit der ſofortigen Beſchw. anfechtbar (8 46 Abſ. 2 
ZPO.) Da der Beſchluß im vorl. Falle aber von einem 
OLG. erlaſſen iſt, fo iſt er nach 8 567 Abſ. 3 ZPO. der 
Anfechtung entzogen und kann daher auch gem. $ 548 daf. 
in der Rev Inſt. nicht mehr nachgeprüft werden. Das mit der 
früheren Begr. wiederholte Ablehnungsgeſuch war mit Rück⸗ 
ſicht auf die Rechtskraft des Ablehnungsbeſchl. unbeachtlich. 

Die Rev. meint, Dritte i. S. des 8 839 BGB. ſeien 
alle Perſonen, deren Intereſſen nach der beſonderen Natur 
des Amtsgeſchäfts durch dieſes berührt würden und in deren 
Rechtskreis dadurch eingegriffen werde. In dieſer Allgemein⸗ 
heit iſt dieſer Satz in der Rſpr. des RG. nicht anerkannt. Er 
gilt nur, wenn die betr. Amtspflicht den Zweck hat, die 
Intereſſen des einzelnen wahrzunehmen, und dies iſt i. allg. 
dann anzunehmen, wenn der Beamte im gegebenen Falle zur 
Verwirklichung von Staatsaufgaben berufen iſt, die den Schutz 
und die Förderung der Zwecke und Intereſſen des einzelnen 
zum Gegenſtande haben (RGRKomm. Anm. 3 zu 8 839 
BGB.). Es iſt daher aus der Betrachtung des Amtskreiſes 
des Beamten und aus der Art des Geſchäfts, das er ver⸗ 
richtet, zu entnehmen, ob dieſe Vorausſetzung zutrifft oder ob 
es ſich bei der in Betracht kommenden Amtshandlung nur 
um die Ausübung einer unmittelbar im öffentlichen Intereſſe, 
zum Schutz der öffentlichen Ordnung dem Beamten auf⸗ 
erlegten Pflicht handelt. Im letzteren Fall liegt dem Beamten 
die Dienſtpflicht nicht einem Dritten gegenüber ob, obwohl 
deſſen Intereſſen durch die Ausübung einer lediglich dem 
öffentlichen Intereſſe dienenden Amtspflicht mittelbar auch 
berührt werden mögen (RG. 135, 1102)). 

Die dem Präſidium des OLG. in 89 RAD. i. d. Faſſ. 
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des Geſ. v. 7. März 1927 übertragene Stellungnahme zu 
dem Geſuch um Simultanzulaſſung ſtellt nicht einen Rechts⸗ 
ſpruch dar, ſondern eine gutachtliche Außerung, die das Prä⸗ 
ſidium nach ſeiner freien Überzeugung abzugeben hat. Die 
einzelnen Mitglieder des Präſidiums üben bei der Abgabe 
dieſes Gutachtens nicht eine richterliche Tätigkeit aus, ſondern 
das Präſidium als Organ der Juſtizverwaltung gibt gegen⸗ 
über der Landesjuſtizverwaltung eine dienſtliche Außerung ab, 
die lediglich das öffentliche Intereſſe der Rechtspflege als 
ſolcher, nicht die Intereſſen eines einzelnen Rechtſuchenden 
oder des feine Simultanzulaſſung betreibenden RA. zu 
wahren bezweckt. Gegen die Entſchließung des Präſidiums 
iſt dem die Simultanzulaſſung nachſuchenden RA. kein Rechts⸗ 
mittel gegeben. Auch dieſer Umſtand deutet nach der Rſpr. 
des RG. darauf hin, daß das Präſidium bei Abgabe der 
Erklärung nach SI NAD. nicht in Erfüllung einer ihm dem 
betr. RA. gegenüber obliegenden Amtspflicht handelt (RG. 
135, 144/115 %. 

Im übrigen hat das OLG. aber auch m. R. ein Ver⸗ 
ſchulden der Mitglieder des Präſidiums verneint. Bei ſeiner 
Stellungnahme zu dem Simultanzulaſſungsgeſuch eines RA. 
gem. § 9 RAD. hat das Präſidium des OLG. alle Inter⸗ 
eſſen der Rechtspflege, zu der auch die freiwillige Gerichts- 
barkeit gehört, zu berückſichtigen. Es hat daher auch zu 
prüfen, ob die Simultanzulaſſung der ordnungsmäßigen Aus⸗ 
übung des Notariats durch den ſeine Simultanzulaſſung be⸗ 
treibenden RA., der zugleich Notar iſt, abträglich iſt. 

(U. v. 1. Febr. 1933; V 406/32. — Düſſeldorf.) Sch.] 


8. 58 276, 690 BGB. Ein Vertrag, bei dem 
der RA. im völligen Einklang mit dem Inter- 
eſſe ſeiner Partei eine Treupflicht auch dem 
Vertragsgegner gegenüber übernimmt — hier 
dahin, die dem R A. übergebene Abtretungs- 
erklärung nur nach Begleichung der Schuld ſei⸗ 
ner Partei auszuhändigen —, iſt unbedenklich 
als rechtlich zuläſſig zu erachten (vgl. RG. 129, 
109, 1131)). Es beſteht auch kein Bedenken da⸗ 
gegen, wenn das BG. die dem RA. auf Grund 
einer ſolchen Abrede obliegende Sorgfalts⸗ 
pflicht nicht nach 8 690 BGB., ſondern nach 8 276 
BGB. beſtimmt. Denn der Zweck der Abrede iſt 
ja gerade der, dem Kl. die Gewißheit zu geben, 
daß die von ihm hergegebene Urkunde in ſiche⸗ 
ren Händen ift; daher iſt als i. S. des Treuhand- 
vertrages liegend anzuſehen, daß der R A. für 
Erfüllung der vollen im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt einſtehen ſoll. 

(U. v. 6. Dez. 1932; III 103/32. — Hamm.) Sch.] 


*. 88 276, 278, 254 BGB. Der R A. iſt in der 
Ber Inſt. zur ſelbſtändigen Beratung der Partei 
ohne Rückſicht auf die ihm von der Partei oder 
einem Korreſpondenzanwalt erteilten Informa⸗ 
tionen, insbeſ. bei Teilanſprüchen hinſichtlich 
der Verjährung für die übrigen Anſprüche ver⸗ 
pflichtet. Ein etwaiges Verſchulden feines Korre⸗ 
ſpondenzanwaltes braucht ſich die Partei nicht 
unter dem Geſichtspunkt des eigenen Verſchul— 
dens entgegenhalten zu laſſen. Anwendung des 
§ 254 Ab ſ. 2 Satz 2 i. Verb. m. § 278 im Gebiete 
des 8 254 Abſ. 1. 

Der BerR. nimmt in Anwendung von RG. 115, 186, 
1881) an, daß die Bekl. ihre Pflicht zur Beratung des Kl. 
in dem erſten Vorprozeß verletzt hätten, da ſie ſelbſtändig 
ohne Rückſicht auf die ihnen vom Kl. oder feinem Korre- 
ſpondenzanwalt erteilten Informationen zu prüfen gehabt 
hätten, ob die Sach⸗ und Rechtslage zu irgendwelchen Rat⸗ 
ſchlägen Anlaß geben könne, zumal weder von RA. M., 
noch vom Kl. die Anweiſung gegeben worden ſei, in der 
Ber Inſt. nur die Rentenanſprüche bis zum Dez. 1926 zu 
verfolgen. Wenn der RA. M. ſich zwar als Korreſpondenz⸗ 


8) JW. 1932, 1146. 
) JW. 1930, 2777. 
1) JW. 1927, 514. 


anwalt bezeichnet, jedoch die Information dem Kl. überlaſſen 
habe, ſo hätten die Bekl. ſelbſtändig prüfen müſſen, was 
zugunſten des Kl. zu beachten geweſen ſei. Sie hätten ſomit 
erkennen müſſen, daß der frühere, in der erſten Inſtanz ge⸗ 
ſtellte Feſtſtellungsantrag nicht aufrechterhalten worden ſei 
und daß deshalb dem Kl. für ſeine Anſprüche für die Zeit 
von 1927 ab die zweijährige Verjährung aus dem RHaftpfl®. 
und die dreijährige Verjährung aus 8 852 BGB. drohe, 
falls nicht innerhalb dieſer Zeit neue gerichtliche Schritte 
erfolgten. Hierauf hätten die Bekl. den Kl. oder den RA. M. 
hinweiſen müſſen. Es wäre alsdann Sache des Kl. geweſen, 
ſich darüber ſchlüſſig zu werden, ob er den Feſtſtellungsantrag 
wieder aufnehmen oder ſich ſonſt irgendwie ſichern wollte. Es 
hätte für die Bekl. kein ausreichender Anlaß vorgelegen, an⸗ 
zunehmen, daß der Kl. oder der RA. M. ſich bereits der 
Notwendigkeit einer rechtzeitigen neuen Klage hinſichtlich der 
Anſprüche für 1927 und die folgenden Jahre zur Vermei⸗ 
dung der Verjährung bewußt geweſen ſeien und ſich deshalb 
ein Hinweis darauf erübrigte. Es ſei auch anzunehmen, daß 
die Bekl. den Hinweis lediglich infolge eines Verſehens unter⸗ 
laſſen hätten. 

Der Berg. gelangt gleichwohl zur Abweiſung der Klage, 
weil er einerſeits ein mitwirkendes Verſchulden des RA. M. 
i. S. der 88 254 Abſ. 2, 278 BGB. als gegeben erachtet und 
ferner annimmt, daß der Kl. in den Beſprechungen Ende 1926 
und Anfang 1927 auf die drohende Verjährung hingewieſen 
worden ſei. Deshalb ſei, obſchon die Verjährung der Renten⸗ 
anſprüche für die Zeit von 1927 ab erſt am 12. März 1927 
eingetreten ſei, durch die Tatſache, daß der Kl. und RA. M. 
trotz Erörterung der Verjährung die zweite Klage gegen die 
Kleinbahnengeſellſchaft nicht rechtzeitig erhoben hätten, der ur⸗ 
ſächliche Zuſammenhang mit einem Verſchulden der Bekl. 
unterbrochen, weil dieſe Handlungsweiſe als etwas ſo Außer⸗ 
gewöhnliches zu erachten wäre, daß ſie nicht mehr als Folge 
des Verſehens der Bekl. angeſehen werden könne. 

Der Rev. iſt darin beizutreten, daß die Darlegungen 
des BerR. nicht frei von Rechtsirrtum find, mit denen er 
das Einſtehen des Kl. für ein Verſchulden ſeines Anwalts M. 
bejaht, den urſächlichen Zuſammenhang für unterbrochen er⸗ 
klärt und ein überwiegendes Verſchulden des Kl. annimmt. 

Der BerR. berückſichtigt nicht, obſchon er zunächſt zu⸗ 
treffend ausführt, daß die Verjährung der für die Zeit vom 
1. Jan. 1927 ab im zweiten Vorprozeß erhobenen Renten⸗ 
anſprüche erſt am 12. Marz 1927 eintrat, daß erſt mit 
dieſem Zeitpunkt, infolge der Verjährung, der Schaden des 
Kl. i. S. des § 254 Abſ. 1 BGB. entſtand. Der BerR. 
führt aber im weiteren Verlauf der Urteilsbegründung dieſen 
Gedanken nicht folgerichtig durch und wendet zu Unrecht den 
Abſ. 2 des § 254 BGB. an, ſtatt zu prüfen, ob ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des RA. M. gemäß 8 254 Abſ. 1 
BGB. dem eigenen Verſchulden des Kl. gleichzuſtellen war. 

Nach § 254 Abſ. 1 BGB. brauchte der Kl. ein Ver⸗ 
ſchulden ſeines Anwalts M. ſich nicht entgegenhalten zu 
laſſen. Denn er hat ſich, wenn auch M. Korreſpondenzanwalt 
für die Führung des Prozeſſes in zweiter Inſtanz war, deſſen 
Hilfe nicht in „Erfüllung einer ihm gegenüber den beklagten 
Anwälten beſtehenden Verbindlichkeit“ bedient ($ 278 BGB.). 

Es iſt zwar in der Rſpr. des RG. (RG. 75, 257) aus⸗ 
geſprochen, daß § 254 Abſ. 2 Satz 2 BGB. auch für den 
ganzen Umfang des $ 254 BGB. Anwendung findet, und 
es iſt lediglich verneint, daß § 254 Abſ. 2 Satz 2 BGB. 
dann nicht zur Anwendung kommt, wenn Anſprüche aus einer 
unerlaubten Handlung in Frage kommen (RG. 55, 320; 
62, 346; 75, 257°); 77, 212; 79, 319); 91, 134 und 
JW. 1928, 3983). Die Rſpr. des RG. betont hierbei, daß 
§ 278 BGB. nur dann entſprechende Anwendung finden kann, 
wenn eine ſchuldrechtliche Verpflichtung des Beſchädigten 
irgendwelcher Art (vgl. RG. 75, 2582); VI 159/110; 
III 73/15; V 146/17) gegenüber dem Schädiger beſtehe. 

Eine ſchuldrechtliche Verpflichtung kann aber 8 254 
Abſ. 1 BGB. ſelbſt — im Gegenſatz zu § 254 Abſ. 2 BGB. 
— nicht entnommen werden. Es kann daher eine Anwendung 
des § 254 Abſ. 2 Satz 2 i. Verb. m. 8 278 BGB. nur dann 
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eintreten, wenn ſich eine ſolche ſchuldrechtliche Verpflichtung 
aus den dem Anſpruche, dem die Einwendung aus $ 254 
BGB. entgegengeſetzt wird, den zugrunde liegenden Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen dem Schädiger und dem Beſchädigten 
ergibt. Es wird zwar die Anſicht im Schrifttum vertreten, 
daß die Verweiſung in § 254 Abſ. 2 Satz 2 BGB. auf 
§ 278 BGB. beſage, daß der Beſchädigte ſich in allen Fällen 
des § 254 BGB. das Verſchulden ſeines Vertreters und Ge⸗ 
hilfen ebenſo anrechnen laſſen müſſe, wie das ſonſt durch 
§ 278 BGB. angeordnet werde. Dieſe Rechtsmeinung, welche 
die Bedeutung des § 254 Abſ. 1 BGB. verkennt, findet je⸗ 
doch im Geſetz keine Stütze und entſpricht nicht dem Wort⸗ 
laut und dem Sinn dieſer geſetzlichen Beſtimmung, wie ſich 
insbeſ. auch aus der Gegenüberſtellung zu $ 254 Abi. 2 BGB. 
ergibt. Nur letztere Beſtimmung verpflichtet den Beſchädigten, 
„nach“ Entſtehung des Schadens den Schuldner auf die Gefahr 
eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam zu machen 
und den Schaden abzuwenden oder zu mindern. Lediglich ſie 
begründet — abgeſehen von einem zwiſchen dem Schädiger 
und dem Beſchädigten ſchon beſtehenden Rechtsverhältniſſe — 
eine beſondere ſchuldrechtliche Beziehung, die den Beſchädigten 
in der angegebenen Weiſe verpflichtet. Dieſe Auslegung ent⸗ 
ſpricht auch allein der Rſpr. des RG. (RG. 55, 330 f.; 62, 
346 f.; 75, 2585); 91, 138; JW. 1920, 965), welche hin⸗ 
ſichtlich des 8 254 Abſ. 1 BGB. die Anwendung des $ 278 
BGB. nur dann zuläßt, wenn, wie hervorgehoben, ſchon 
irgendeine Verbindlichkeit des Beſchädigten beſtand. Denn 
§ 254 Abſ. 1 BGB. begründet, wie ſchon gejagt, keine der⸗ 
artige ſelbſtändige Verpflichtung für den Beſchädigten, dem 
Schädiger „bei oder zur Entſtehung des Schadens“ zum 
Nichteintritt der ſchadenſtiftenden Urſache behilflich zu ſein 
(vgl. auch RG. 119, 152 6)), ſondern gibt dem Schädiger 
lediglich einen Einwand, welcher ſeine Schadenserſatzpflicht 
im Hinblick auf das mitwirkende Verſchulden des Beſchädigten 
mindern oder bei gänzlich überwiegendem Verſchulden des 
Geſchädigten zur Abweiſung des geſamten Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs führen kann. Auch den Entſch. des RG. (RG. 62, 
108; Recht 1906 Nr. 1113; vgl. auch RGWarn. 1910 
Nr. 234) iſt nichts Gegenteiliges zu entnehmen, da in den 
dieſen Entſch. zugrunde liegenden Tatbeſtanden eine Ver⸗ 
pflichtung des Beſchädigten, die Intereſſen des Schädigers 
wahrzunehmen, ſich ſchon aus dem zwiſchen ihnen ſonſt bes 
ſtehenden Rechtsverhältnis ergab. 

Vorl. iſt ein ſolcher Zuſammenhang jedoch nicht erſicht⸗ 
lich. Den beklagten Anwälten lag in der BerInſt. die Prü⸗ 
fung der Sachlage insbef. in rechtlicher Beziehung und ohne 
Rückſicht auf die vom Kl. oder einem Korreſpondenzanwalt, 
ihnen zu erteilenden Informationen ob. Sie allein hatten 
jelbftändig, ohne daß irgendeine Pflicht des Kl. gegeben ſein 
konnte, zu prüfen, ob die Sach- und Rechtslage zu irgend⸗ 
welchen Ratſchlägen Anlaß gab. Denn zur Zeit, als dieſe 
Prüfung den Bekl. oblag und ſie die ihnen obliegende Pflicht 
zur Wahrnehmung der Intereſſen des Kl. und zu ſeiner Be⸗ 
ratung verletzten, war, wie geſagt, die Verjährung noch nicht 
eingetreten und mithin der Schaden noch nicht entſtanden. 
Eine entſprechende Anwendung der ss 254 Abſ. 2 Satz 2, 


Zu 10. An der Entſch. iſt weniger iutereſſant die Tatſache, daß 
das RG. die Wiedereinſetzung gewährt hat. Das Urt. iſt vielmehr 
nicht nur im Ergebnis, ſondern auch in der Begr. zweifellos richtig. 
berraſchend und befremdend iſt es lediglich, daß es dieſer Entſch. des 
NG. überhaupt bedurfte, um dem Kl. zu ſeinem Rechte zu verhelfen. 
Es iſt ſchlechterdings nicht begreiflich, daß das OLG. Kaſſel geglaubt 
hatte, eine abweichende Anſicht vertreten zu können. Daß der bei⸗ 
geordnete Anwalt 2. Inſtanz, wenn er von der Beiordnung 
durch Zuſtellung des Beſchl. erfuhr, die Verpflichtung hatte, ſeiner⸗ 
ſeits alles zur Wahrung der Friſt Erforderliche zu veranlaſſen, iſt 
an ſich ſelbſtverſtändlich und entſpricht ſtandiger Rſpr. Beſtand alſo 
am OLG. Kaſſel — wie wohl an allen OLG. — die Übung, den Bei⸗ 
ordnungsbeſchl. demjenigen Anwalt zuzuſtellen, der ja für ſeine Perſon 
ausſchließlich in der Lage iſt, die zur Friſtwahrung nötigen Maß⸗ 
nahmen dem Gericht gegenüber zu ergreifen, ſo muß ſich auch der erſt⸗ 
inſtanzliche Anwalt darauf verlaſſen können, daß dieſes geſchieht und 
es nicht von ſeiner Seite noch einer beſonderen Aufforderung zur Er⸗ 
füllung der Pflicht an den Anwalt 2. Juſtanz bedarf. Damit, daß 
in einem Einzelfall das OLG. hinſichtlich der üblicherweiſe erfolgen⸗ 


2) SE, le ) JW. 1928, 398. 


278 BGB. konnte ſomit nicht in Frage kommen, und es trat 
gegebenenfalls nur eine Haftung des RA. M. neben die der 
Bekl. (vgl. auch RGWarn. 1915 Nr. 139). 

(U. v. 3. Febr. 1933; III 235/32. — Hamm.) [Sch.] 


10. § 30 R AO.; 58 232, 233 3 PO. Ein Ver⸗ 
ſchulden kann nicht darin gefunden werden, daß 
der Proz Bev. erſter Inſtanz angenommen hat, 
der der Partei für die Ber Inſt. beigeordnete 
RA. werde von ſich aus die zur Wahrung der 
Ber riſt erforderlichen Maßnahmen ergreifen. f) 

(Beſchl. v. 1. Dez. 1932; VI B 16/32. — Kaſſel.) [H.] 


Abgedr. JW. 1933, 5071, 


11. 88 232, 233 3 PO. Die Vorlage von Akten 
muß dem Anwalt Anlaß zur Prüfung hinſichtlich 
eines Friſtenlaufs auch dann bieten, wenn ſie 
nicht gerade mit Rückſicht auf den Friſtablauf 
erfolgt. 

Selbſt wenn der Anwalt ohne Verſchulden den Führer 
des Friſtenkalenders für zuverläſſig halten durfte, und ihn hin⸗ 
reichend unterwieſen und überwacht hat, und wenn er deshalb 
zunächſt darauf vertrauen durfte, daß ſeine Verfügung, die 
Notfriſt zum 27. Febr. 1932 zu notieren, ausgeführt und der 
Friſtenlauf überwacht werden würde, hat das BG. doch mit 
Recht angenommen, daß auch der Anwalt ſelbſt in der Folge⸗ 
zeit nicht die den Umſtänden nach erforderliche Sorgfalt be- 
obachtet habe. Bei Anwendung der äußerſten Sorgfalt, die 
angewandt ſein muß, damit ein vorgekommenes Verſehen als 
unabwendbarer Zufall angeſehen werden kann, hätte er aus 
den ihm innerhalb der Friſt vorgelegten Akten erſehen müſſen, 
daß der Ablauf der Begründungsfriſt bevorſtand. Es kann 
nicht anerkannt werden, daß, wie die Rev. meint, die Vor⸗ 
lage der Akten, wenn ſie nicht zum Zwecke der Anfertigung 
der Begr. mit Rückſicht auf den Friſtablauf geſchah, dem An⸗ 
walt keinen Anlaß gegeben habe zu prüfen, ob etwa eine Friſt 
nicht notiert worden ſei und abzulaufen drohe (vgl. RG. : 
JW. 1928, 18543; 1929, 983). Bevor der Anwalt nach Ein⸗ 
gang der Vfg. des Gerichts v. 4. Febr. 1932 am 6. Febr. 
1932 u. a. verfügte „z. Friſt“, mußte er ſich vergewiſſern, 
ob überhaupt eine Friſt lief. Ein Blick in feine Handakten 
hätte genügt, um zu ſehen, daß er zwar das Notieren der 
Notfriſt zum 27. Febr. verfügt hatte, daß aber kein Erledi⸗ 
gungszeichen bei der Vfg. ihre Ausführung anzeigte. Das 
hätte ihm Anlaß geben müſſen, zu prüfen, ob nicht etwa die 
Ausführung ſeiner Friſtverfügung unterblieben ſei. Aber auch 
ſchon ein Blick auf den Aktendeckel ſeiner Handakten, auf dem 
als Begründungsfriſt immer noch der ſchon abgelaufene 
5. Febr. 1932 vermerkt war, hätte genügen müſſen, um in 
ihm Bedenken wegen des Friſtablaufs zu wecken. Als er am 
15. Febr. 1932 den Schriftſatz betr. die Streitwertfeſtſetzung 
entwarf, und darin die Frage behandelte, in welchem Ver⸗ 
hältnis zueinander die Anträge zur Klage und Widerklage 
ſtänden, ob ſie ſich gegenſeitig ausſchlöſſen oder nicht, mußte 
er ſich mit der Sache ſelbſt befaſſen, und dabei werden ihm 
ſeine Handakten vorgelegen haben. Das Gegenteil iſt jeden⸗ 


den Zuſtellung des Beſchl. auch an den zwettinſtanzlichen Anwalt 
anders verfuhr, konnte aber der Anwalt 1. Inſtanz nicht rechnen. 
Das OLG. Kaſſel berückſichtigt bei ſeinem Standpunkt auch nicht, 
daß eine ſachgemäße Durchführung gerichtlicher Verfahren in weit⸗ 
gehendem Umfange nicht allein von der Beobachtung geſetzlicher 
Vorſchr. abhängt, ſondern auf Verwaltungsübung oder Verwaltungs⸗ 
anordnung beſteht. Man denke in dieſem Zuſammenhange z. B. an 
die zur Einreichung friſtwahrender Schriftfäge beſtimmten Geſchäfts⸗ 
ſtunden, die Offnung der Briefkäſten uſw. Solche Verwaltungsübung 
iſt gerade dazu da, den Prozeßverlauf zu erleichtern. Dieſer Zweck 
würde in ſein Gegenteil verkehrt, wenn jeder an der Rechtspflege Be⸗ 
teiligte ſich ſtets darauf einſtellen müßte, daß das Gericht nun im 
Einzelfalle anders verfährt, als jeder nach der bisherigen Übung des 
Gerichts vorausſetzen muß. Es muß daher befremden, wenn ein Ge⸗ 
richt, das von einer bei ihm beſtehenden langjährigen übung in einem 
Einzelfall ſchuldhaft abſieht, ein Verſchulden desjenigen Prozeßbetei⸗ 
ligten annimmt, der ſich auf die pflichtgemäße Einhaltung der Ver⸗ 
waltungsübung durch das Gericht verläßt, alſo gerade Vertrauen zu 
ordnungsmäßiger Handhabung der Rechtspflege zeigt. 
RA. Dr. Frhr. v. Hodenberg, Celle. 
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falls nicht glaubhaft gemacht; daß der Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag vielleicht den Anſchein erwecken könnte, als ob die 
Akten dem Anwalt nach ſeiner Friſtverfügung zum erſten 
Male erſt nach Ablauf der Friſt am 29. Febr. 1932 wieder 
vorgelegt worden wären, reicht nicht aus. Wenn der Anwalt 
auch, wie die Rev. geltend macht, am 15. Febr. 1932 die 
Ber Begr. noch nicht anzufertigen brauchte, jo hätte doch, wie 
das BG. mit Recht hervorhebt, Anlaß zur Prüfung beſtan⸗ 
den, ob nicht das Ende der Friſt nahe bevorſtehe. Ebenſo 
mußte das Schreiben der Partei v. 23. Febr. 1932, das am 
24. Febr. 1932 einging, dem Anwalt Anlaß geben, ſich mit 
der vorl. Sache zu beſchäftigen, da die Partei ihn darin bat, 
eine Verfügung des mit der Sache befaßten BG. über Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung zu erwirken. Auch hierbei 
hatte der Anwalt Anlaß zu der vermißten Prüfung. 
(U. v. 19. Jan. 1933; VIII 466/32. — Berlin.) [H.] 

12. 8233 3 PO. Bei fehlerhafter Friſten⸗ 
kontrolle durch einen geſchulten Büroangeſtell⸗ 
ten iſt Wiedereinſetzung zu gewähren. 

Im Büro des RA. J. wird ſo verfahren, daß die Ber. 
regelmäßig bei der Einlegung auch ſchon begründet wird. 
Zahlungsnachweis⸗ und Begründungsfriſt werden von dem 
Buchhalter S. in den Handakten vermerkt und dann von der 
Stenotypiſtin in den Kalender übertragen; an beiden Stellen 
wird bei Rechtsmittel⸗ und bei Begründungsfriſten der Grund 
für die Friſt angegeben. Im vorl. Falle ſind nun mehrere 
Verſehen untergelaufen: exit bei Zuftellung der Nachweisfriſt⸗ 
verfügung des Vorſitzenden am 29. Dez. 1932 ſind Friſten 
auf den 17. und 23. Jan. 1933 eingetragen worden, beide 
ohne Zuſatz, alſo insbeſ. ohne Hinweis darauf, daß am 
23. Jan. die Begründungsfriſt ablief. Die Zahlungsnachweis⸗ 
friſt, die am 26. Jan. endete, iſt damals gar nicht vermerkt 
worden, ſondern erſt bei Vorlage am 17. Jan. in den Akten 
auf den 26. Jan. notiert, aber nicht in den Kalender über⸗ 
tragen worden. RG. hat die Wiedereinſetzung gewährt. 

Das BG. hält den Anwalt nicht für ſchuldlos. Es er⸗ 
klärt die Organiſation des Büros für bedenkenfrei; die Zu⸗ 
verläſſigkeit der Büroangeſtellten und hinreichende Über⸗ 
wachung durch die Anwälte ſind gleichfalls dargetan. Zweifel 
hat das BG. aber daran, ob ſich S. überhaupt bewußt ge⸗ 
weſen iſt, daß eine Begründungsfriſt lief. Daß ſolche Un⸗ 
kenntnis aber auf mangelnder Beherrſchung des Geſetzes be⸗ 
ruht hätte oder S. ungeeignet geweſen wäre, nimmt das BG. 
offenbar ſelbſt nicht an, da es die Büroorganiſation für be⸗ 
denkenfrei hält. In Anbetracht einer zehnjährigen fehlerfreien 
Tätigkeit S.s ſind ſolche Mängel widerlegt, insbeſ. auch, 
daß das Perſonal nicht ſachgemäß unterwieſen geweſen wäre. 
Es iſt nicht erſichtlich, worauf das BG. ſeine gegenteilige An⸗ 
ſicht ſtützt. — Es kann ſich alſo nur um ein tatſächliches Über- 
ſehen durch S. handeln, das die Anwälte nicht belaſtet. Es 
iſt keine Pflicht der Anwälte anzuerkennen, ſelbſt auf die 
Friſtkontrolle für die Begr. zu achten, nur aus dem Grunde, 
weil es ſich um einen der ſelteneren Fälle handelte, in dem 
die Begründung nicht ſchon gleichzeitig mit der Ein⸗ 
legung der Ber. erfolgte. War S. geſchult und zuverläſſig, 
ſo waren ihm auch ſolche Fälle unbedenklich zur ſelbſtändigen 
Bearbeitung zu überlaſſen. Denn die Friſtkontrolle iſt dazu 
beſtimmt, eine dauernde eigene Friſtüberwachung durch die 
Anwälte unnötig und die Anwälte für ihre wichtigen juriſti⸗ 
ſchen Aufgaben frei zu machen. Die Kontrolle bietet aus⸗ 
reichenden Schutz und ſoll dem Anwalt die zeitraubende Mühe 
erſparen, bei jeder Vorlage die Akten auf den Ablauf von 
Friſten durchzuprüfen, eine Arbeit, die jeder zuverläſſige 
Nichtjuriſt auch leiſten kann. Erſah der Anwalt aus dem Feh⸗ 
len eines Hinweiſes auf die Begründungsfriſt, daß es ſich nicht 
um eine Kontrolle der Begründung handeln konnte, dann 
durfte er ſich darauf verlaſſen, daß die Friſt nur den Zah⸗ 
lungsnachweis betreffen konnte. An dieſen Grundſätzen 
ändert nichts, ob die Handakten umfangreich waren oder 
nicht; die gebotene Sicherheit wurde hierdurch nicht beeinflußt. 

(U. v. 16. März 1933; IV 14/33. — Nürnberg.) 


13. 88 233 ff., 519 3 PO. Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand. Ein Irrtum des Gerichts 


entlaſtet den Anwalt nicht, wenn ihm die An- 
regung eigener Nachprüfung gegeben und ihm 
dieſe möglich war. Auslegung eines Beſchluſſes 
„das Armenrecht wird zu ½ bewilligt“. 

Gegen das Urt. des LG. hatten B. und H. Ber. eingelegt, 
aber ſchon vorher das Armenrecht erbeten. Darüber wurde 
am 11. Juli 1932 mit folgendem Wortlaut entſchieden: „wird 
den Kl. für die Ber Inſt. das Armenrecht zu , bewilligt. Im 
übrigen wird das Armenrecht verſagt, da die Kl. darüber hin⸗ 
aus nicht arm i. S. des Geſetzes ſind“. 

Der Ferienvertreter des ProzBev. zweiter Inſtanz zeigte 
an, die Kl. könnten die Ber. nur inſoweit durchführen, als 
ihnen das Armenrecht bewilligt ſei, da ſie den Koſtenvorſchuß 
nicht aufbringen könnten. Es werde deshalb gebeten, nochmals 
zu erwägen, ob den Kl. nicht doch noch das Armenrecht in 
voller Höhe zuzubilligen ſei, und zu berückſichtigen, daß das 
Gericht ſelbſt die Durchführung der Ber. in vollem Umfange 
für ausſichtsvoll halte und das Armenrecht nur teilweiſe ver⸗ 
ſagt habe, weil die Kl. inſoweit nicht arm ſeien. Der Dezer⸗ 
nent des BG. vermerkte auf der Eingabe, daß es ſich um 
keine Ferienſache handle, das Armenrecht nur zu / bewilligt 
ſei und daher die Zahlungsaufforderung hätte ergehen müſ⸗ 
ſen, daß die Beſchränkung des Anſpruchs daran nichts ändere. 
Darauf erſt iſt am 9. Aug. 1932, zugeſtellt am 16. Aug. 1932, 
vom Vorſitzenden Friſt zum Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr auf den 30. Sept. 1932 beſtimmt worden. Die zu zah⸗ 
lende Gebühr iſt auf ½ der ordentlichen Gebühr berechnet 
worden. Zahlungsaufforderung tft dem Proz Bev. zweiter In⸗ 
ſtanz ebenfalls am 16. Aug. zugeſtellt worden. 

Das Büro des Anwalts verfügte, daß die Gerichtskoſten⸗ 
rechnungen zu den Akten zu nehmen ſeien, unter Hinweis auf 
ein Schreiben des erſtinſtanzlichen Anwalts, daß die Kl., ent⸗ 
ſprechend dem bewilligten Armenrecht zu 34, nur in dieſer 
Höhe den Anſpruch durchführen wollten. Nach ſeiner Rückkehr 
vom Ferienurlaub wurde dem Anwalt zweiter Inſtanz das 
Aktenſtück am 28. Aug. 1932 vorgelegt. Er billigte in beſon⸗ 
derer mündlicher Rückſprache den Vorſchlag des Büros, die 
Koſtenrechnungen nicht weiterzugeben, ſondern zu den Akten 
zu nehmen, in der Annahme, daß das Armenrecht zu 94 des 
Anſpruchs, nicht 34 der Gebühren, bewilligt und bereits an⸗ 
gezeigt ſei, daß die Ber. nur in dieſer Höhe durchgeführt wer⸗ 
den ſolle. 

Nach den Ferien erging am 28. Sept. 1932 ein weiterer 
Gerichtsbeſchluß, in welchem die Abänderung des Armen⸗ 
rechtsbeſchluſſes abgelehnt wurde (zugeſtellt am 29. Sept. 
1932). Mit Schriſtſatz v. 15. Okt. 1932 zeigte der Anwalt 
zweiter Inſtanz nochmals an, daß die Ber. nur im Umfang 
des bewilligten Armenrechts, d. h. zu g der Anſprüche, durch⸗ 
geführt werden ſolle. Unter dem 17. Okt. 1932 wurde ihm 
eine Verfügung des Senatsvorſitzenden vorgelegt des Inhalts: 
„Es iſt beabſichtigt, die Ber. als unzuläſſig zu verwerfen. Die 
mit Vfg. v. 9. Aug. 1932 geſetzte Friſt bis 30. Sept. 1932 war 
gehemmt bis zu der am 29. Sept. 1932 erfolgten Zuſtellung 
des Beſchl. v. 28. Sept. 1932. Von da ab liefen die 15 Tage 
(16. bis 30. Sept. 1932). Die Friſt iſt danach am 14. Okt. 
1932 abgelaufen. Die mit Schriftſatz v. 15. Okt. 1932 erfolgte 
Einſchränkung der Anträge konnte die Kl. nicht davon be⸗ 
freien, den ½ Koſtenvorſchuß innerhalb der geſetzten Friſt nach⸗ 
zuweiſen.“ 

In dieſer Vorlage iſt die Friſt unrichtig berechnet wor⸗ 
den. Es iſt überſehen worden, daß die Hemmung nicht mit 
der Zuſtellung des die Abänderung des Armenrechtsbeſchluſſes 
ablehnenden Beſchl. am 29. Sept. endete, ſondern erſt nach 
Ablauf von zwei Wochen nach dieſer Zuſtellung (8 519 Abſ. 6 
ZPO). Der Anwalt entnahm dieſer Vfg., daß das Armen⸗ 
recht nur in Höhe von 3 der Gebühr (nicht des Anſpruchs) 
bewilligt ſei, rechnete aber die Nachweisfriſt nicht nach, ſon⸗ 
dern verließ ſich auf die Berechnung des Gerichts. In der 
Annahme, daß ſie bereits abgelaufen ſei, ſtellte er am 29. Okt. 
1932 einen Antrag, den Kl. gegen die Verſäumung der Friſt 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Er wies 
dabei darauf hin, daß der Beſchl. v. 11. Juli 1932 $ 115 
Abſ. 2 ZRO. nicht entſpreche und daher Rechtswirkungen in 
bezug auf eine Zahlungspflicht nicht erzeuge; er, der Anwalt, 
habe den Beſchl. ohne Schuld nur in dem von ihm angenom- 
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menen Sinne verſtehen können. Gleichzeitig wies der Anwalt 
die Einzahlung der Gebühr für B. in Koſtenmarken nach. Der 
Nachweis der Zahlung der H. war beim BG. bereits am 
25. Okt. 1932 erfolgt. Am BG. wurde nunmehr die unrich⸗ 
tige Berechnung der Friſt, die tatſächlich erſt am 28. Okt. 
1932 abgelaufen war, bemerkt. Es wies den Antrag der B. 
auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zurück und teilte 
gleichzeitig mit, daß der Nachweis der Zahlung für H. recht⸗ 
zeitig erfolgt ſei. Gegen dieſen Beſchl. legte die Kl. B. ſo⸗ 
fortige Beſchw. ein, in der das BG. einen erneuten Antrag 
auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erblickte. Es wies 
auch dieſen Autrag zurück. Die Beſchw. find unbegründet. 

Die Meinung der BeſchwF., daß der Beſchl. v. 11. Juli 
dem § 115 Abſ. 2 ZPO. nicht entſpreche und daher Rechts⸗ 
wirkungen in bezug auf eine Zahlungspflicht nicht erzeuge, 
iſt nicht gerechtfertigt. Die Begr. des Beſchl., das Armenrecht 
werde nur zu J bewilligt, im übrigen aber verſagt, da die 
Kl. darüber hinaus nicht arm i. S. des Gel. ſei, laßt keinen 
Zweifel darüber zu, daß der Tatbeſtand des § 115 Abſ. 2 
PO. für gegeben erachtet worden it und daß daher wegen 
des reſtlichen Bruchteils die einſtweilige Befreiung von der 
Berichtigung der Gerichtskoſten nicht eingetreten iſt. Aller⸗ 
dings iſt eine Faſſung des Beſchl. vorzuziehen, die mit den 
Worten des Geſetzes auch für jeden Rechtsunkundigen jeden 
Zweifel ausſchließt. Für einen Anwalt und ein Anwaltsbüro 
war aber auch bei der gewählten, anſcheinend vielfach üb⸗ 
lichen Wortfaſſung ein begründeter Zweifel nicht möglich. Es 
kann daher nur auf Unachtſamkeit des Büros, aber auch des 
durch die Anſichten feines Büros vielleicht gefangen genom⸗ 
menen ProzBev. und daher als ein Verſchulden gewertet wer⸗ 
den, daß der Irrtum entſtanden iſt. Er iſt am 17. Okt. auf- 
geklärt worden. Trotzdem iſt er weiter für die Nichtein⸗ 
haltung der Zahlungsfriſt, die damals noch elf Tage lief, 
urſächlich geblieben, insbeſ. dadurch, daß die Partei die Zah⸗ 
lungsaufforderung nicht erhalten hatte, weil der ProzBev. 
die Anordnungen ſeines Büros gutgeheißen hatte. 

Aber auch noch ein zweites Verschulden des ProzBev. iſt 
für den ungenügten Ablauf der Friſt urſächlich geweſen. Es 
war Sache der Partei, alſo ihres ProzBev., die Zahlungsfriſt 
zu überwachen. Die Unterlaſſung bedeutet ein Verſchulden. 
Die Partei durfte ſich nicht darauf verlaſſen, daß eine Amts⸗ 
ſtelle für ſie handelte. Wenn nun auch ein durch eine Amts⸗ 
ſtelle hervorgerufener Irrtum u. U. zur Entſchuldigung dienen 
könnte, fo konnte hier der Zweck der Vorlage der Wfg. des 
Sen Vorſ. v. 17. Okt. doch nur fein, dem Anwalt die Möͤglich⸗ 
keit einer Nachprüfung des beabſichtigten GerBeſchl. zu geben 
und ihn dazu anzuregen. Dazu waren in der Pfg. ſämtliche 
Einzelheiten der Friſtberechnung dargelegt und der unter⸗ 
gelaufene Irrtum war daraus ſofort erkennbar. Lag in einer 
ſolchen Aufforderung zur Nachprüfung der einzige Zweck der 
dankenswerten Mühewaltung des Gerichts, ſollte der Anwalt 
ſich alſo auf die Angaben des Gerichts gerade nicht verlaſſen, 
ſondern auf Fehler nötigenfalls rechtzeitig hinweiſen, dann 
kann ihn der Irrtum des Gerichts wegen ſeiner Unterlaf- 
ſungen nicht entſchuldigen. 

(Beſchl. v. 9. Febr. 1932; IVB 44/32. — Naumburg.) 
Ka. 


II. Sonſtiges materielles Recht. 


14. 8 203 BGB. Wird einer armen Partei 
ungeachtet ſorgfältiger Begründung des Armen⸗ 
rechtsgeſuchs und Ausnutzung aller Rechtsbe⸗ 
helfe das Armenrecht zu Unrecht verſagt, ſo kann 
das einen unabwendbaren Zufall i. S. von 8 203 
BG B. darſtellen. f) 

Die Rüge der Rev., daß das BG. den Beginn der Ver⸗ 
jährungsfriſt unrichtig beſtimmt habe, iſt nicht begründet. Das 


Zu 14. Die Entſch. verbindet Gedanken des bürgerlichen Rechts 
in vorbildlicher Weiſe mit ſolchen des Verfahrensrechts. 

Sie wiederholt zunächſt den ſtets von der Rſpr. feſtgehaltenen 
Grundſatz, daß ſich die kurzen Verjährungsfriſten für Anſprüche aus 
unerlaubter Handlung und ſonſtiger außerrechtsgeſchäftlicher Haftung 
auch auf die nur im Wege einer Feſtſtellungsklage verfolgbaren Au⸗ 


BG. iſt davon ausgegangen, daß die Verjährungsfriſt des 
§ 852 BGB. ebenſo wie die Verjährungsfriſt des 8 14 
KraftfGG. kurz nach dem Unfall zu laufen begonnen habe, weil 
der Kl. von der Perſon des Erſatzpflichtigen unmittelbar nach 
dem Unfall und von ſeinem durch die Beſchränkung der 
Erwerbsfähigkeit bedingten Schaden ſpäteſtens im Nov. 1927 
eine ſeine gerichtliche Geltendmachung ermöglichende Kenntnis 
erlangt habe. Dies iſt nicht zu beanſtanden. Es iſt in der 
Rſpr. des RG. anerkannt, daß die Kenntnis des Schadens 
i. ©. des § 852 BGB. nicht die Kenntnis des Umfangs des 
Schadens und aller ſchädlichen Folgen erfordert. Es genügt, 
daß der Geſchädigte die Kenntnis der ſchädlichen Folgen im 
allgemeinen hat, ſo daß er auf ihrer Grundlage eine Klage 
auf Schadenserſatz, wenn auch nur als Feſtſtellungsklage 
(RG.: Warn. 1909, 103; RGRKomm. zu 8 852 BGB., 
Erl. 4a) zu erheben vermag. Das BG. folgert aus dem 
Schreiben v. 18. Dez. 1927 mit Recht, daß der Kl. ſchon da⸗ 
mals gewußt hat, der Unfall werde eine dauernde Beeinträch⸗ 
tigung ſeiner Erwerbsfähigkeit zur Folge haben, ſo daß er 
ſeinen Rentenanſpruch ſchon damals habe geltend machen 
können. Es genügt bei der Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit infolge einer Verletzung des Körpers für 
den Beginn der Verjährungsfriſt, die Kenntnis von der Be⸗ 
einträchtigung der Erwerbsfähigkeit überhaupt (RG.: JW. 
1909, 725; 1912, 3828; Warn. 1909, 301). Spätere Ver⸗ 
ſchlimmerungen des durch die Verletzung hervorgerufenen 
Leidens, die von vornherein in Rechnung zu ziehen waren, 
begründen keine neue Verjährung (RG. a. a. O. und Warn. 
1916, 137). Ebenſo können erſt ſpäter eingetretene wirtſchaft⸗ 
liche Folgeerſcheinungen der verminderten Erwerbsfähigkeit 
eine neue Verjährung jedenfalls dann nicht begründen, 
wenn die Möglichkeit ſolcher Wirkungen von vornherein ins 
Auge gefaßt werden mußte. Der Kl. hat bereits durch ein 
Schreiben v. 18. Nov. 1927 geltend machen laſſen, daß er 
durch den Unfall nicht nur vorübergehend, ſondern dauernd 
geſchädigt ſei und ſeine geſchäftliche Tätigkeit in der früheren 
Weiſe kaum jemals wieder werde aufnehmen können. Damit 
war eine ausreichende Grundlage für den Rentenanſpruch be⸗ 
reits gegeben. 

Dagegen ſind die Ausführungen, mit denen das BG. 
darzulegen ſucht, daß die Verweigerung des Armenrechts die 
Hemmung der Verjährung nicht zur Folge gehabt habe, von 
Rechtsirrtum beeinflußt. Das BG. führt hierzu aus, das 
jeder näheren Begr. entbehrende Armenrechtsgeſuch des Kl. 
vom Okt. 1928, das nicht nur die bis zum Okt. 1928 auf- 
gelaufene Rente, ſondern auch die künftige betroffen habe, ſei 
in dem das Armenrecht verſagenden Beſchl. des LG. v. 13. Nov. 
1928 allerdings inſofern nicht völlig ſachgemäß beſchieden, als 
darin über die künftige Rente nichts geſagt und die Rechts⸗ 
verfolgung hinſichtlich der aufgelaufenen Rente als zur Zeit 
ausſichtslos bezeichnet und die Bewilligung des Armenrechts 
inſoweit vorbehalten ſei. Immerhin möge in dem Beſchluſſe 
ſinngemäß eine Verſagung des Armenrechts gefunden werden. 
Es gereiche dem Kl. aber zum Vorwurf, daß er ſich über 
dieſen Beſchluß nicht beſchwert habe. Den Beweis dafür, daß 
das Beihmw®. ſich auf den gleichen Standpunkt geſtellt haben 
würde wie das LG. und daß es dies insbeſ. auch gegenüber 
ausführlichen Darlegungen bezüglich des Rentenanſpruchs ge⸗ 
tan haben würde, ſei der Kl. ſchuldig geblieben. Worauf die 
Zurückhaltung des Kl. zurückzuführen ſei, könne dahingeſtellt 
bleiben, denn jedenfalls habe der Kl. ſich nicht jahrelang un⸗ 
tätig verhalten dürfen, ſondern ſein Geſuch unter Hinweis 
auf die bevorſtehende Verjährung erneuern oder gegen den 
Beſchl. des LG. Beſchwerde einlegen müſſen. Daß das Gut⸗ 
achten erſt im Okt. 1930 eingegangen ſei, könne die Säumnis 
des Kl. nicht entſchuldigen. Der Kl. habe ſeine Bemühungen 
um die Bewilligung des Armenrechts mit Rückſicht auf die 
drohende Verjährung ſchon vor dem Eingange des Gutachtens 
wieder aufnehmen müſſen. Wenn er das Armenrecht für die 


ſprüche erſtrecken. Das Geſetz ſelbſt folgt nach der Faſſung des 8 209 
Abſ. 1 BGB. dieſer Anſicht. Soweit der Beginn der kurzen Ver⸗ 
jährung auf eine Kenntnis des Verletzten abgeſtellt iſt, muß daher die 
in der Entſch. beſchriebene allgemeine Erkenntnis etwaiger ſchädlicher 
Folgen eines Ereigniſſes für ausreichend erachtet werden, um die Ver⸗ 
jährungsfriſt in Lauf zu ſetzen. Für den Rechtsberater kann daher 
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Einklagung des Rentenanſpruchs nicht hätte erreichen können, 
habe er ſeine Feſtſtellungsklage erheben können. Daß dem Kl. 
das Armenrecht auch für eine Feſtſtellungsklage bei dringen⸗ 
dem Hinweis auf die drohende Verjährung nicht bewilligt 
worden ſein würde, erſcheine als ausgeſchloſſen und könne von 
dem hierfür beweispflichtigen Kl. jedenfalls nicht dargelegt 
werden. 

Das BG. iſt bei ſeiner Begr. davon ausgegangen, daß 
die Verſagung des Armenrechts für die arme Partei einen die 
Rechtsverfolgung hindernden unabwendbaren Zufall i. S. des 
$ 203 BOB. darſtellen kann. Dieſer Auffaſſung iſt zuzuſtimmen. 
Das NG. hat bereits ausgeſprochen, daß die Verzögerung 
der Entſch. über ein Armenrechtsgeſuch im Anwaltsprozeß als 
unabwendbarer Zufall angeſehen werden und eine Hemmung 
der Verjährung begründen kann (RG. 87, 52 )). Was von 
der Verzögerung der Entſch. über das Armenrechtsgeſuch gilt, 
muß um ſo mehr von der Verſagung des Armenrechts gelten. 
In zahlreichen Entjch. des RG. iſt ferner ausgeſprochen, daß 
die Verjährung von Aufwertungsanſprüchen ganz allgemein 
bis zum 1. Juli 1924 gehemmt geweſen iſt, weil Aufwer⸗ 
tungsanſprüche in den Jahren 1922 und 1923 mit der Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg noch nicht hätten erhoben werden können, und 
das Hindernis, welches die Rſpr. einer erfolgreichen Durch⸗ 
führung von Aufwertungsanſprüchen in den Weg gelegt habe, 
erſt mit dem 1. Juli 1924 weggefallen ſei (RG. 111, 1475); 
120, 3553); 122, 327); 126, 615); Zeiler, Aufwertungs⸗ 
fälle Nr. 1467, 1486, 1657, 1820, 1825, 1873, 1944, 2250). 
Wenn in dieſen Entſch. teilweiſe der Verſuch gemacht worden 
iſt, die Hemmung der Verjährung aus einer analogen An⸗ 
wendung des § 202 BGB. mit der Erwägung herzuleiten, 
der Aufwertungsgläubiger ſei infolge der damaligen Lage der 
Rſpr. vorübergehend zur Verweigerung der Leiſtung berechtigt 
geweſen, fo zeigt die Begr. der Entſch. doch mit hinreichen⸗ 
der Deutlichkeit, daß die Unmöglichkeit der Durchſetzung von 
Aufwertungsanſprüchen als ein von dem Aufwertungsgläu⸗ 
biger nicht zu beſeitigendes Hindernis der Rechtsverfolgung 
alſo als ein Fall der Verhinderung der Rechtsverfolgung 
durch höhere Gewalt angeſehen worden iſt, fo daß die Hem⸗ 
mung der Verjährung mit dem gleichen oder größerem Recht 
wie aus § 202 aus $ 203 BGB. hätte hergeleitet werden 
können. Ein gleiches die Verjährung hemmendes Hindernis 
der Rechtsverfolgung, wie es bei dem damaligen Stande der 
Rſpr. der Geltendmachung von Aufwertungsanſprüchen all⸗ 
gemein entgegengeſtanden hat, kann im Einzelfalle dadurch 
begründet werden, daß einer armen Partei das Armenrecht 


nicht dringend genug betont werden, daß dieſer ſtets bei allen der⸗ 
artigen Rechtsfällen die Gefahr der Verjährung aller künftigen An⸗ 
ſprüche durch Unterlaſſung der Erhebung der Feſtſtellungsklage er⸗ 
wägen und insbeſ. inſofern auch für die rechtzeitige Beantragung des 
Armenrechts zu ſorgen hat. Gerade bei der heutigen Beſchränkbarkeit 
des Armenrechts auf Teile von Anſprüchen iſt beſonders zu beachten, 
daß bei drohendem Ablauf der kurzen Verjährungsfriſten rechtzeitig 
auf Erweiterung des Armenrechts zu dringen iſt. Erleichtert wird die 
Entſchließung der Klagepartei zur Beifügung eines Feſtſtellungs⸗ 
antrages neben einem Leiſtungsantrage durch die Neigung der Gerichte, 
den Streitwert dieſer Feſtſtellungsanträge in einem wirtſchaftlich er⸗ 
träglichen Rahmen feſtzuſetzen. 

Neu für die Rſpr. des NE. iſt die Anerkennung der Anwendung 
des Begriffes der höheren Gewalt i. S. des § 203 Abſ. 2 BGB. nicht 
nur für die Verzögerung der Erteilung eines rechtzeitig beantragten 
Armenrechts, ſondern auch für den Fall der unbegründeten Abweiſung 
eines begründeten Antrages auf Bewilligung des Armenrechts. Wenn 
auch der obige Fall unter der Herrſchaft der alten Wortfaſſung des 
gs 114 BRD. ſpielt, fo ändert dieſes doch nichts an der Bedeutung 
der Aufſtellung des erwähnten neuen Rechtsgedankens. Die jetzige 
Wortfaſſung des § 114 ZPO. würde nur die Begründung und Nach⸗ 
weiſung des Eintritts der höheren Gewalt in dem beſchriebenen Sinne 
erſchweren. Sie würde dieſes aber nicht ausſchließen. Erkennt man 
die Bedeutung des § 203 Abſ. 2 BOB. für den Fall der unbe⸗ 
gründeten Abweiſung des Antrages auf Bewilligung des Armenrechts 
überhaupt an, fo muß ſich damit das Erfordernis an den Antrag⸗ 
ſteller verknüpfen, daß dieſer ſeinerſeits alles getan hat, um die un⸗ 
begründete Abweiſung zu verhindern und durch Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln zu beſeitigen. 

Im Zuſammenhange mit dieſem Problem für die Verjährung 

1) JW. 1915, 575. ) JW. 1928, 2839. 
JW. 1929, 1129. 


) JW. 1926, 154. 
6) SW, 1930, 56. 


für die Einklagung eines Anſpruchs verſagt wird. Dabei iſt 
aber zu beachten, daß von einer Verhinderung der Rechtsver⸗ 
folgung durch höhere Gewalt in einem ſolchen Falle nur dann 
geſprochen werden kann, wenn zwei Vorausſetzungen erfüllt 
ſind. Es muß ſich um ein ſachgemäß begründetes Armenrechts⸗ 
geſuch handeln und die Partei muß alle ihr für die Erlan⸗ 
gung des Armenrechts zu Gebote ſtehenden Mittel erſchöpft, 
insbeſ. von einem zuläſſigen Rechtsmittel gegen einen das 
Armenrecht verſagenden Beſchluß Gebrauch gemacht haben. 
Die von dem BG. gegen dieſe Geſuche des Kl. erhobenen Be⸗ 
anſtandungen ſind nicht berechtigt. 

Wenn das LG., welches nach der damals geltenden Tail. 
des § 114 38 O. lediglich zu prüfen hatte, ob die Rechts⸗ 
verfolgung nicht ausſichtslos erſchien, dem Kl. trotzdem das 
Armenrecht verſagt hat, ſo iſt dies darauf zurückzuführen, daß 
ihm ein Verſehen unterlaufen iſt. Nun würde die nicht gerecht⸗ 
fertigte Verſagung des Armenrechts durch das. LG. allerdings 
nicht ausreichen, die Feſtſtellung zu rechtfertigen, daß der Kl. 
durch höhere Gewalt gehindert geweſen ſei, den Renten⸗ 
anſpruch geltend zu machen, wenn der Kl. es unterlaſſen 
hätte, ein Rechtsmittel gegen die Verweigerung des Armen⸗ 
rechts einzulegen. Das BG. macht ihm dies zum Vorwurf 
und führt aus, der Kl. ſei jeden Bewets dafür ſchuldig ge- 
blieben, daß das Beihiw®. ſich auf den gleichen Standpunkt 
geſtellt haben würde, wie das LG. Dieſe Begr. ſteht im 
Widerſpruch zu dem Inhalt der das einſtweilige Verfügungs⸗ 
verfahren betreffenden Akten. Die Rev. hat auf dieſen Wider⸗ 
ſpruch allerdings nicht hingewieſen. Es braucht aber nicht er⸗ 
örtert zu werden, ob ein offenkundiger Widerſpruch zwiſchen 
den Feſtſtellungen des BG. und dem Akteninhalt auch ohne 
eine zur Zeit nicht zuläſſige Rüge der Verletzung des § 286 
ZPO. berückſichtigt werden kann. Denn im vorl. Fall war 
die Berückſichtigung des Widerſpruchs jedenfalls deshalb zu⸗ 
läſſig, weil die Annahme nicht von der Hand zu weiſen iſt, 
daß die Nichtberückſichtigung des Inhaltes der Akten durch 
einen Rechtsirrtum des BG. veranlaßt iſt. Das BG. hat die 
Feſtſtellung, daß der Kl. nicht durch höhere Gewalt an der 
Geltendmachung des Rentenanſpruchs verhindert ſei, lediglich 
damit begründet, daß er eine Beſchwerde gegen den Beſchluß 
des BG. nicht eingelegt habe. Es hat aber nicht geprüft, ob 
der Kl. nicht aus den bereits vorl. Entſch. des BG. die be- 
gründete Überzeugung von der Zweckloſigkeit einer Beſchwerde 
gewonnen haben kann. Die Nichtberückſichtigung dieſer Mög⸗ 
lichkeit ſtellt ſich als ein Rechtsirrtum dar, der in der Rev⸗ 
Juſt. ohne Rüge zu berückſichtigen iſt. Aus jenen Akten geht 


erhebt ſich die Frage, ob alle dieſe Betrachtungen auch für den Ab⸗ 
lauf von Ausſchlußfriſten gelten. Die Angleichung iſt ohne weiteres 
anzuerkennen für alle diejenigen Ausſchlußfriſten, für deren Berech⸗ 
nung das Geſetz die Anwendung des § 203 Abſ. 2 BGB. vorſieht, 
z. B. für die Friſten aus $$ 124 (ſoweit einmal Anfechtungsfriſten 
ausnahmsweiſe durch Erhebung einer Klage zu wahren ſind), 41 
Abſ. 1 KO. und 812 Anf®. Dagegen verſagt die Angleichung für 
diejenigen Ausſchlußfriſten, deren Ablauf vom Geſetz nicht durch Über⸗ 
nahme des 8 203 Abſ. 2 BGB. geregelt wird, wie für die Friſt 
des § 864 BGB. und des 8 12 Abſ. 2 VVG., wie für alle die 
Verfolgung vermögensrechtlicher Anſprüche von Beamten vor den 
ordentlichen Gerichten begleitenden Klagefriſten. Erfolgt in allen 
dieſen Fällen die Zuftellung einer Klageſchrift wegen Verzögerung oder 
Verweigerung des Armenrechts nach Ablauf der Friſt, ſo iſt keine 
Entſchuldigung irgendwelcher Art zugunſten des Kl. denkbar. Eigen⸗ 
artig liegen aber alle dieſe Fälle dann, wenn zunächſt eine Teilklage 
rechtzeitig erhoben iſt und nach Ablauf der Friſt in demſelben Rechts⸗ 
ſtreit eine Erhöhung des Anſpruches verſucht wird; hier wird man 
der Anſicht beipflichten muſſen, daß die Ausſchlußfriſt im Gegenſatz 
zur Verjährungsfriſt durch Erhebung einer Teilklage auch für den 
Reſtanſpruch gewahrt erſcheint. 

Im vorliegenden Falle will das RG. die Entſchuldigung des 
Kl. gegen den Vorwurf der Unterlaſſung eines Rechtsmittels ſeitens 
des OLG. durch Feſtſtellungen entkräften, die das RG. von ſich 
aus aus den Beiakten hat treffen können, ohne daß die Reviſions⸗ 
begründung darauf hingewieſen hatte. Man hann es im Intereſſe der 
Rechtspflege nur begrüßen, wenn das RG. ſich an dieſer Feſtſtellung 
durch die zeitige Ausſchaltung des 8 286 ZPO. als Reviſionsgrundes 
nicht gehindert geſehen, ſondern in der Unterlaſſung der Rückſicht⸗ 
nahme auf den Inhalt der Beiakten ſeitens des Vorderrichters mit 
Recht einen Rechtsirrtum des Berufungsgerichts erkannt hat, deſſen 
Aufdeckung gerade die Aufgabe eines Rev. iſt. 
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hervor, daß der Kl. gegen die Verſagung des Armenrechts 
für die Einſtw Verf., welche lediglich durch die Verweiſung auf 
die Gründe des Beſchluſſes des LG. v. 13. Nov. 1928 be⸗ 
gründet war, Beſchwerde eingelegt hat und daß dieſe Be⸗ 
ſchwerde durch den Beſchluß des OLG. v. 11. Okt. 1929 mit 
der Begr. zurückgewieſen worden iſt, das LG. habe die weitere 
Rechtsverfolgung mit Recht als ausſichtslos bezeichnet. Da 
dieſer Beſchluß nicht etwa mit dem Mangel eines Grundes 
zum Erlaß einer EinſtwVerf. begründet war, ſondern ſich auf 
eine Beſtätigung der aus materiellrechtlichen Gründen erfolg⸗ 
ten Verſagung des Armenrechts durch das LG. beſchränkte, 
das Vorliegen eines Grundes zum Erlaß der Einſtw Verf. 
auch Bedenken nicht unterliegen konnte, hat der Kl. annehmen 
können und müſſen, das BeſchwG. werde im Falle einer 
Beſchwerde gegen den im Hauptverfahren ergangenen Beſchl. 
v. 13. Nov. 1928 die Begr. dieſes Beſchluſſes ebenſo für 
durchſchlagend erachten, wie es dies in dem Verfahren wegen 
der EinſtwVerf. getan hatte. Dies gilt um fo mehr, als über 
eine Beſchwerde wegen der Verſagung des Armenrechts im 
Hauptverfahren derſelbe ZivSen. des BG. zu entſcheiden 
hatte, der die Beſchwerde im Verfahren wegen der Einſtw⸗ 
Verf. zurückgewieſen hatte. Aus jenen Akten folgt auch 
die Haltloſigkeit des von dem BG. erhobenen Vor⸗ 
wurfs, der Kl. habe ſich nicht jahrelang untätig verhalten 
dürfen, ſondern ſpäteſtens im Sommer 1930 ſein Armen⸗ 
rechtsgeſuch erneuern müſſen, um ſich die Möglichkeit zur 
Geltendmachung des Rentenanſpruchs zu verſchaffen. Der Kl. 
hat ſein Armenrechtsgeſuch für den Rentenanſpruch in dem 
Verfahren wegen der EinſtwVerf. ſchon im Sommer 1929 
wiederholt. Wenn er feinen ausreichend begründeten Renten- 
anſpruch in dem Verfahren wegen der EinſtwVerf. nicht 
früher hat durchſetzen können, ſo iſt dies nur darauf zurück⸗ 
zuführen, daß ihm das Armenrecht von dem LG. und OLG. 
mit einer unzureichenden, ſachlich nicht gerechtfertigten Begr. 
verſagt worden iſt. Dieſe Verſagung ſtellt für den Kl. einen 
Fall der höheren Gewalt dar, durch die er an der Rechtsver⸗ 
folgung ſeines Rentenanſpruchs gehindert worden iſt. Die 
hierdurch begründete Hemmung der Verjährung hat zur 
Folge, daß weder die zweijährige Verjährungsfriſt des 
KraftfG. noch die dreijährige Verjährungsfriſt des BGB. ab⸗ 
gelaufen war, als der Kl. den Rentenanſpruch nach der ſpäter 
erfolgten Bewilligung des Armenrechts im Jan. 1931 gericht⸗ 
lich geltend machte. 

Hiergegen kann auch nicht eingewendet werden, daß der 
Kl. die Verjährung ſeines Rentenanſpruchs auch durch eine 
allgemein gehaltene Feſtſtellungsklage habe unterbrechen kön⸗ 
nen und daß aus der Verſagung des Armenrechts für den 
Rentenanſpruch nicht ohne weiteres gefolgert werden könne, 
daß ihm das Armenrecht auch für die Feſtſtellungsklage ver⸗ 
ſagt worden ſein würde. Wenn im § 203 BGB. die Hem⸗ 
mung der Verjährung für die Dauer der Verhinderung einer 
Rechtsverfolgung durch höhere Gewalt vorgeſehen iſt, ſo be⸗ 
ſchränkt ſich dieſe Vorſchr., wie der Abſ. 2 ergibt, nicht auf 
den Fall der Verhinderung jeder Rechtsverfolgung, ſondern 
trifft auch den Fall der Verhinderung der Verfolgung eines 
beſtimmten konkreten Anſpruchs. Der Kl. hat einen berechtig⸗ 
ten Anſpruch darauf gehabt, daß ihm das Armenrecht für 
ſeinen Rentenanſpruch bewilligt wurde. Daß es ihm für dieſen 
auf Grund ſachlich nicht gerechtfertigter Erwägungen verſagt 
worden iſt, ſtellt für ihn einen Fall der Hinderung der 
Rechtsverfolgung durch höhere Gewalt dar. Ob der Kl. auch 
gehindert geweſen wäre, eine Feſtſtellungsklage zu erheben, iſt 
bedeutungslos. Der Kl. brauchte ſich durch die unbegründete 
Verſagung des Armenrechts für den Rentenanſpruch nicht da⸗ 
zu nötigen zu laſſen, einen Anſpruch anderer Art zu erheben. 
Ob dies auch dann gelten würde, wenn der Kl. durch die 
Geltendmachung eines anders gearteten Anſpruchs das gleiche 
Ziel hätte erreichen können, wie durch den Rentenanſpruch, 
braucht nicht erörtert zu werden. Denn ein FeſtſtellungsUrt. 
gab dem Kl. nicht die gleichen Rechte wie ein Renten Urt. Die 
Notlage, in der der Kl. ſich befand, konnte durch ein Feſt⸗ 
ſtellungsUrt. nicht beſeitigt werden. 

(U. v. 26. Jan. 1933; VI 341/32. — Naumburg.) [9.] 


15. 8839 BGB. 883, 6 ARD. Der Begriff 


des Streitgegenſtandes iſt eine zweifelhafte 


Rechtsfrage. Keine Fahrläſſigkeit des irrenden 
Beamten, wenn ein Kollegialgericht auf Grund 
mündlicher Verhandlung die erhobenen Angriffe 
für unbegründet erklärt. 

Die Kl. fordern vom Bekl. Erſatz des Schadens, den ſie 
durch Ausfall an Gebühren infolge unrichtiger Streitwert⸗ 
feſtſetzung des 8. ZivSen. des OLG. erlitten haben wollen. 

Alle Inſtanzen haben abgewieſen. 

Das LG. hat dahingeſtellt gelaſſen, ob die Streitwert⸗ 
feſtſetzung im Vorprozeß ſachlich unrichtig geweſen ſei; es iſt 
zur Abweiſung der Klage gelangt, weil keinesfalls eine Fahr⸗ 
läffigfeit der dabei beteiligten Richter feſtgeſtellt werden könne. 
Das BG. hat die angegriffene Streitwertfeſtſetzung auf Grund 
eigener Nachprüfung für zutreffend erklärt, womit ſich dann 
die Frage einer Amtspflichtverletzung den Kl. gegenüber von 
ſelbſt erledigte. 

Hiernach ſcheitert die Rev. ſchon an der Billigung der 
als fahrläſſig beanſtandeten Streitwertfeſtſetzung durch das 
BG. der vorl. Sache. In ſtändiger Rſpr. hat der für Scha⸗ 
denserſatzklagen dieſer Art bisher zuſtändige 3. ZivSen. des 
NG. angenommen, daß der Irrtum eines Beamten über die 
Rechtmäßigkeit ſeiner Handlung regelmäßig dann nicht als 
ſchuldhaft angeſehen werden könne, wenn es ſich um eine 
derart zweifelhafte Rechtsfrage handle, daß ein Kollegial⸗ 
gericht auf Grund der gebotenen ſorgfältigen Prüfung nach 
mündlicher Verhandlung die erhobenen Angriffe für unbe⸗ 
gründet erkläre (vgl. RG. 106, 4101)). Nach dieſem Grund⸗ 
ſatz iſt auch entſchieden worden in Fällen, wo es ſich um 
eine Beurteilung der zweifelhaften Rechtsfrage durch ein 
Kollegialgericht desſelben Rechtsſtreits handelte, in dem das 
RevUrt zu erlaſſen war (Urt. III 331/22, III 229/26). Der 
jetzt zuſtändige 5. ZivSen. ſchließt ſich der Rſpr. des 3. Ziv⸗ 
Sen. an, von der abzugehen der vorl. Fall um ſo weniger 
Veranlaſſung bietet, als es ſich hier um eine Nebenentſch. 
in einer ſtreitigen Rechtsſache handelt, auf die zwar die 
Ausnahme des § 839 Abſ. 2 BGB. nach der engen Faſſung 
dieſer Vorſchrift nicht zutrifft, die aber einer Anfechtung durch 
ein Rechtsmittel nach dem Willen des Geſetzes entzogen war. 

(U. v. 28. Jan. 1933; V 395/32. — Hamm.) [Sch.] 


III. Sonſtiges Verfahrensrecht und Gerichtstoſten. 

16. 88 68, 74 A bſ. 3 ZPO. Der im Schrifttum 
(Stein⸗Jonas, 8 P., 14. Aufl., S. 237; Hellwig, 
Lehrbuch des Deutſchen Zivilprozeßrechts S. 515) 
vertretenen und vom BG. gebilligten Anſicht, 
daß die 88 68, 74 Abſ. 3 ZPO. gegenüber der 
ftreitverfündenden Hauptpartei entſprechend 
anzuwenden ſeien, iſt nicht beizutreten. RG. 64, 
354, auf welches ſich das Schrifttum beruft, ſtützt 
ſie nicht. Es beſagt nur, daß derjenige, der aus 
dem abgetretenen Recht der ſtreitverkündenden 
Partei des Vorprozeſſes gegen den Streitver⸗ 
kündeten klagt, dieſem, auch wenn er im Vor⸗ 
prozeß der Hauptpartei nicht beigetreten war, 
die dort getroffenen Feſtſtellungen wirkſam ent⸗ 
gegenhalten kann, beſtätigt alſo nur, was der 
Wortlaut der genannten Vorſchriften ergibt. 
Nach dieſem Wortlaut muß nur der Nebeninter⸗ 
venient, bzw. der nicht beigetretene Streitver⸗ 
kündete die Feſtſtellungen, auf denen das Urteil 
im Vorprozeß beruht, in der im Geſetz angegebe⸗ 
nen Weiſe gegen ſich gelten laſſen. Nur die ſtreit⸗ 
verkündende Hauptpartei erhält mithin das 
Recht, ſich im ſpäteren Rechtsſtreit gegen den 
Nebenintervenienten oder Streitverkündeten 
auf jene Feſtſtellungen zu berufen. So wird ſchon 
RG. III 26/30 v. 21. No v. 1930 (Warn. 1931 Nr. 21) 
eine Wirkung der Vorentſcheidung zugunſten des 
Streitverkündeten als dem Geſetze fremd be⸗ 
zeichnet. Der Streitverkündete kann nun von 
dem Recht Gebrauch machen, auf dasſelbe aber, 
wie auf jedes andere Recht, auch verzichten. Der 


) JW. 1923, 686. 
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Kl. hat ſich im Rechtsſtreit der Parteien gegen⸗ 
über dem Bekl., dem Streitverkündeten des Vor⸗ 
prozeſſes, auf die dort getroffenen Feſtſtellun⸗ 
gen nicht berufen. Deshalb können ſie im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit weder für noch gegen ihn 
Wirkung haben. 

RG. beſagt nur, daß derjenige, der aus dem abgetretenen 
Recht der ſtreitverkündenden Partei des Vorprozeſſes gegen 
den Streitverkündeten klagt, dieſem, auch wenn er im Vor⸗ 
prozeß der Hauptpartei nicht beigetreten war, die dort getrof⸗ 
fenen Feſtſtellungen wirkſam entgegenhalten kann, beſtätigt 
alſo nur, was der Wortlaut der genannten Vorſchr. ergibt. 
Nach dieſem Wortlaut muß nur der Nebenintervenient, bzw. 
der nicht beigetretene Streitverkündete die Feſtſtellungen, auf 
denen das Urteil im Vorprozeß beruht, in der im Geſetz an⸗ 
gegebenen Weiſe gegen ſich gelten laſſen. Nur die ſtreitverkün⸗ 
dende Hauptpartei erhält mithin das Recht, ſich im ſpäteren 
Rechtsſtreit gegen den Nebenintervenienten oder Streitverkün⸗ 
deten auf jene Feſtſtellungen zu berufen. So wird ſchon RG. 
III 26/30 (Warn. 1931 Nr. 21) eine Wirkung der Vorentſchei⸗ 
dung zugunſten des Streitverkündeten als dem Geſetze fremd 
bezeichnet. Der Streitverkündende kann nun von dem Recht 
Gebrauch machen, auf dasſelbe aber, wie auf jedes andere 
Recht, auch verzichten. Der Kl. hat ſich im Rechtsſtreit der 
Parteien gegenüber dem Bekl., dem Streitverkündeten des 
Vorprozeſſes, auf die dort getroffenen Feſtſtellungen nicht 


berufen. 
(U, v. 13, Okt 19832 III 421/31. — Marienwerder.) g 
Sch. 


17. 88 69, 101, 519 Abſ. 6, 554 A bſ.7 3 PO. 8 74 
A bſ. 1 GKG. Auch bei der gewöhnlichen, unſelb⸗ 
ſtändigen Neben intervention find die Koſten des 
Rechtsmittels dem Nebenintervenienten und 
nicht der unterſtützten Partei aufzuerlegen, wenn 
er allein das Rechtsmittel eingelegt und durch⸗ 
geführt hat. In dieſem Fall iſt die Gebühren⸗ 
forderung und Friſtſetzung an ihn, nicht an 
die Partei zu richten und ſchließt das dem Ne⸗ 
benintervenienten bewilligte Armenrecht die 
Anwendung jener Vorſchriften aus. f) 

Wer einer Partei in ihrem Rechtsſtreit mit einem an⸗ 
deren zu ihrer Unterſtützung beitritt, weil ihm an ihrem Ob⸗ 
ſiegen rechtlich gelegen iſt, wird damit nicht zu deren Streit⸗ 
genoſſen in jenem Prozeſſe und demgemäß nicht ſelber Partei 
eines mit dem urſprünglichen Rechtsſtreit verbundenen eigenen 
Prozeſſes um den fremden Anſpruch oder die fremde Ver⸗ 
bindlichkeit. Er wird vielmehr lediglich zum Helfer der unter⸗ 
ſtützten Partei in der Führung ihres Rechtsſtreits, der befugt 
iſt, für jene in dieſem ihrem Prozeſſe Angriffs⸗ und Ver⸗ 
teidigungsmittel geltend zu machen und alle Prozeßhandlun⸗ 
gen wirkſam vorzunehmen, wenn ſchon im allgemeinen nur 
inſoweit, als nicht ſeine Erklärungen und Handlungen mit 
Erklärungen und Handlungen der unterſtützten Partei in 
Widerſpruch ſtehen (88 66, 67 ZPO.; dgl. z. B. RO. 64, 70; 
Warn. 1911 Nr. 1311); RG. 108, 132). Das gilt auch dann, 
wenn die unterſtützte Partei ihm die Fortführung des Rechts⸗ 


Zu 17. I. Es handelt ſich hier nicht um die ſelbſtändige, 
ſtreitgenöſſiſche Nebenintervention des 869 3P0., in der ſich 
Eigenheiten der Nebenintervention mit ſolchen der Streitgenoſſenſchaft 
vermiſchen. Auch der ſtreitgenöſſiſche Nebenintervenient tritt nicht als 
Hauptpartei in den Rechtsſtreit ein; er kann nicht deſſen Gegenſtand 
für ſich begehren oder erſtreiten, vielmehr bleibt er Streit gehilfe 
wie der gewöhnliche, unſelbſtändige Nebenintervenient. Aber 
für dieſen gilt die Beſchränkung, die für jenen entfällt. Prozeß⸗ 
handlungen nicht in Widerſpruch mit der von ihm unterſtützten 
Partei vorzunehmen (8 667 ZPO.). Deshalb iſt auch der gewöhnliche 
Nebenintervenient befugt, während des Laufs der Rechtsmiktelfriſt für 
die Hauptpartei Rechtsmittel wirkſam einzulegen (RG. 97, 216), 
dieſe aber behält die Partei rolle, ſelbſt wenn ſie ſich am Verfahren 
der höheren Inſtanz nicht beteiligt, vielmehr in dem neuen Rechts⸗ 
zuge untätig bleibt, und iſt deshalb auch im Rechtsmittelverfahren als 
Partei zu behandeln und im Urt. des angegangenen Gerichts als die 
Rechtsmittelpartei aufzuführen (RO. 64, 69). 

Daraus wird gefolgert, daß der Nebenintervenient die Zu⸗ 


1) JW. 1911, 222. 
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ſtreits für ſie völlig überläßt und perſönlich bei dem weiteren 
Verfahren nicht mehr mitwirkt; auch hier bleibt ſie allein 
Prozeßpartei, und es werden die wirkſam für ſie vom Neben⸗ 
intervenienten (NJ.) vorgenommenen Handlungen und abge- 
gebenen Erklärungen in ihrem Rechtsſtreite mit dem Gegner 
ſo angeſehen, wie wenn die unterſtützte Partei ſelber ſie vor⸗ 
genommen und abgegeben hätte. Auch in den Rechtsmittel⸗ 
inſtanzen iſt es nicht anders; ſelbſt wenn der NJ. allein das 
Rechtsmittel für die Partei eingelegt hat und durchführt, iſt 
dieſe und nicht der NJ. ebenſo wie im erſten Rechtszuge als 
Partei und dementſprechend auch allein als Rechtsmittel Kl. 
zu betrachten; gleichwie ſie allein ja auch Rechtsmittelbekl. 
wird, wenn ihr Gegner von dem Rechtsmittel Gebrauch macht, 
1 fie ſelbſt die Prozeßführung gänzlich dem NJ. überlaſſen 
aben. 

Dieſe Rechtsgeſtaltung iſt jedoch für die Tragung der 
Prozeßkoſten unter den Vorausſetzungen des 8 69 ZPO. (ſog. 
ſelbſtändige oder ſtreitgenöſſiſche Nebenintervention) grund⸗ 
ſätlich überhaupt nicht maßgebend, indem nämlich hier der 
NI. hinſichtlich der Koſtentragung wie ein Streitgenoſſe der 
unterſtützten Partei behandelt wird (8 101 Abſ. 2 3 O.). 
Und wo jene Vorausſetzungen, wie im gegenwärtigen Prozeſſe, 
nicht gegeben ſind (ſog. unſelbſtändige oder gewöhnliche Neben⸗ 
intervention) und alſo der NJ. gem. 8 101 Abſ. 1 3 PO. 
beim Unterliegen der unterſtützten Partei nur die Koſten der 
Nebenintervention zu tragen hat und bei deren Obſiegen bloß 
dieſe Koſten, ſoweit er ſie ausgelegt hat, vom Gegner erſtattet 
verlangen kann, während die Koſten des Rechtsſtreits ſelbſt 
allein die unterſtützte Partei angehen, greift ſie nach der 
neueren Rſpr. des RG. — von der nur der 6. ZivSen. vor⸗ 
übergehend einmal abgewichen iſt (JW. 1904, 287), die aber 
im übrigen trotz der im Schrifttum dagegen erhobenen Be⸗ 
denken (vgl. vor allem Peterſen: Sächſ Arch. 6, 657 und 
33P. 24, 305; Hellwig, Lehrb. d. D. ZPR Bd. 2, 1907, 
S. 511; Stein⸗Jonas, 14. Aufl., $ 101 Anm. 1) und ein- 
zelner gegenteiliger Entſch. anderer Gerichte (beſ. OLG. 
Kaſſel: ZIP. 47, 164) ſtändig feſtgehalten worden iſt (vgl. 
JW. 1900, 438; V 449/03 v. 22. Juni 1904; II 51/04 vom 
28. Okt. 1904; RG. 59, 173; Gruch. 50,122; RG. 69, 292 2); 
II 287/09 v. 1. März 1910; Warn. 1910 Nr. 104; 1914, 
Nr. 202; 1915 Nr. 121; 1917 Nr. 91; RG. 97, 216 und 
VII 520/29 v. 27. Juni 1930°)) — inſofern ebenfalls nicht 
durch, als danach die Koſten eines Rechtsmittels, das der NJ. 
allein wirkſam für die unterſtützte Partei eingelegt und ohne 
deren Mitwirkung durchgeführt hat, auch dann dieſem und 
nicht der Partei aufzuerlegen ſind, wenn es ſich um eine ge⸗ 
wöhnliche, unſelbſtändige Nebenintervention handelt. 

Dann kann aber bei Rechtsmitteleinlegung durch den 
NJ. allein auch die Gebührenforderung gem. § 74 Abi. 1 
GKG. und die Friſtſetzung gem. §8 519 Abſ. 6, 554 Abſ. 7 
3PO. nur an dieſen gerichtet werden und nicht an die unter⸗ 
ſtützte Partei und muß das dem NJ. für die RevInſt. ge⸗ 
währte Armenrecht die Anwendung jener Vorſchr. auf das 
Rechtsmittel ausſchließen, auch wenn die unterſtützte Partei 
das Armenrecht nicht hat. Denn gebührenpflichtig i. S. dieſer 
Beſt. kann die unterſtützte Partei nur dann ſein, wenn ihr bei 
Erfolgloſigkeit des Rechtsmittels deſſen Koſten aufzuerlegen 
wären; das iſt aber nach der angef. reichsgerichtlichen Rſpr. 


2) JW. 1908, 548. 


ſtellung eines obſieglichen!) Urt. feiner Partei an die Gegen⸗ 
partei behufs beſchleunigten Eintritts der Rechtskraft des Urt. zu⸗ 
gunſten der Hauptpartei bewirken (NÖ. 108, 133) und ferner zwecks 
Herbeiführung einer für feine Partei noch günſtigeren Entſch. ſich 
dem Rechtsmittel des Gegners anſchließen kann, ſelbſt wenn ſeine 
Partei nur Zurückweiſung des gegneriſchen Rechtsmittels beantragt 
hat (RG. 68, 14). Eine weitere Folgerung iſt die, daß der Neben⸗ 
intervenient, ſofern dieſer und die Partei gegen das erſtrichterliche 
Urt. Berufung eingelegt haben, das von ihm eingelegte Rechtsmittel 
auch dann durchführen kann, wenn die Partei ihre Berufung zurück⸗ 
nimmt, es ſei denn, daß die obwaltenden Umſtände einen Verzicht 


2) JW. 1930, 3627. 


1) Die Zuſtellung eines der Partei ganz oder teilweiſe un⸗ 
günſtigen Urt. ſteht dem Nebenintervenienten nicht zu, jedenfalls wird 
dadurch die Rechtsmittelfriſtgegen die Hauptpartei nicht in Lauf ge⸗ 
ſetzt (RG. 112, 164 JW. 1926, 707). 
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nicht der Fall, ſolange die Partei ſich nicht ſelber an der 
Durchführung des Rechtsmittels beteiligt (ebenſo OLE. Ham⸗ 
burg: OLGRſpr. 21, 396; 27, 32). Wenn daher im vorl. 
Rechtsſtreit die Bekl. der Aufforderung, binnen einer ihr ge⸗ 
ſetzten Friſt die Zahlung der von ihr erforderten Prozeßgebühr 
für die Rev. nachzuweiſen, nicht nachgekommen iſt, ſo iſt das 
für die Zuläſſigkeit der Rev. bedeutungslos. Auch ein Wider⸗ 
ſpruch gegen die Durchführung des Rechtsmittels durch den 
NJ. — ſei es unter Anerkennung des damit bekämpften 
Klageanſpruchs, ſei es ohne ſolche — iſt dieſem Verhalten 
der Bekl. den Umſtänden nach nicht zu entnehmen; ob ein 
ſolcher Widerſpruch genügt hätte, das Rechtsmittel un zu⸗ 
läſſig zu machen, kann daher dahingeſtellt bleiben. Es ver⸗ 
ſchlägt ſchließlich auch nichts, daß die Bekl., ehe ſie zum Nach⸗ 
weis der Gebührenzahlung aufgefordert wurde, einen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten für die RevInſt. beſtellt hatte. Denn darin 


der Partei auf ihren Anſpruch oder einen Widerſpruch gegen die 
Durchführung des Rechtsmittels durch den Nebenintervenienten er⸗ 
kennen laſſen (RG. 97, 216). 

Ebenſowenig wird durch die Nichteinlegung des Rechtsmittels 
ſeitens der Partei der Nebenintervenient gehindert, den Weg des 
Rechtsmittels allein zu beſchreiten (RG. 10, 398); die Durchführung 
des von ihm eingelegten Rechtsmittels wird dadurch nicht unter⸗ 
bunden, da man in dem bloß paſſiven Verhalten der Partei eine 
Mißbilligung des Vorgehens des Nebenintervenienten, einen Wider⸗ 
ſpruch gegenüber der Durchführung des Rechtsmittels von ſeiner Seite 
nicht ohne weiteres erblichen kann (RG. 10, 398; 97, 216). 

II. Für die Entſch. über den Koſtenpunkt ſind die Vorſchr. 
des § 101 Abf. 1 und 2 ZPO. zunächſt zu berückſichtigen. Dieſe 
Vorſchr. finden keine Anwendung auf das Verhältnis der Haupt⸗ 
parteien zueinander und ebenſowenig auf das Verhaltnis des Neben⸗ 
intervenienten zu der von ihm unkerſtützten Hauptpartei hinſichtlich 
der ihm von dieſer zu erſtattenden Koſten (RG. 56, 113); inſoweit 
ſind das bürgerliche Recht und die materielle Lage des Rechtsſtreits 
maßgebend. Im übrigen aber betrifft Abſ. 1 des § 101 zit. das Ver⸗ 
hältnis des Gegners der Hauptpartei zu dem unſelbſtändigen Streit⸗ 
gehilfen. Dagegen regelt der Abſ. 2 das Verhältnis hinſichtlich ſamt⸗ 
licher Koſten des ſelbſtändigen ſtreitgenöſſiſchen Nebeninter⸗ 
venienten (58 69 ZPO.) zu dem Gegner, und zwar inſoweit, das heißt 
alſo nur in bezug auf den Koſtenpunkt, unter Abweichung von 
der unter J dargelegten Rechtsgeſtaltung, die ja auch den ſelbſtändigen 
Nebenintervenienten als Streitgehilfen der Hauptpartei betrachtet, 
nach Maßgabe des 8 100 ZPO.; deſſen Abſ. 3 und 4 empfehle ich 
beſonderer Beachtung, für Satz 2 des Abſ. 4 iſt beiſpielsweiſe auf die 
88 1387 und 1388 BGB. (Ehegatten) hinzuweiſen. 

Demgemäß wurden bei Vorliegen der gewöhnlichen Nebeninter⸗ 
vention in RG. 59, 173 der Prozeßpartei die Koſten der von 
dem Nebenintervenienten eingelegten, aber als unbegründet zurück⸗ 
gewieſenen Rev. auferlegt, da auch der Bel. ſelbſt Reviſionsantrag 
geſtellt und Angriffe erhoben hatte; der Nebenintervenient wurde 
lediglich in die durch die Nebenintervention verurſachten Koſten ver⸗ 
urteilt. Und gleichermaßen wurde auch in NG. 69, 292 — JW. 
1908, 548 die von dem Nebenintervenienten unterſtützte Partei als 
die prozeßführende Partei der RevInſt. angeſehen, nachdem ſie ebenſo 
wie der Nebenintervenient auf Grund ſeiner eigenen Befugnis die 
Rechtsmittelinſtanz beſchritten hatte; die Koſtenentſcheidung lautete 
mithin gleich der in dem vorerwähnten Falle. Ob und inwieweit hier 
die Hauptpartei an der Durchführung der Rev. mitgewirkt hat durch 
Antragſtellung uſw., läßt ſich allerdings aus dem Urt. nicht erſehen. 

III. In der vorl. Entſch. hält das RG. an feiner unter 
erwähnten grundſätzlichen Auffaſſung der Neben- 
intervention und der Rechtsſtellung des unſelbſtän⸗ 
digen und des ſelbſtändigen Nebenintervenienten 
als Streitgehilfen der Hauptpartei feſt. 

Es weiſt ferner zutreffend darauf hin, daß dieſe Rechts⸗ 
geſtaltung für die Tragung der Prozeßkoſten nicht ſchlechthin maß⸗ 
gebend iſt und insbeſ. hinſichtlich des ſelbſtändigen Neben⸗ 
intervenienten nicht Platz greift. Ein ſolcher gilt ja i. S. des 861 
3PO., der grundſätzlich die Selbſtändigkeit der einzelnen Streit⸗ 
genoſſen, ihre Unabhängigkeit voneinander feſtſetzt, als Streit⸗ 
genoſſe der Hauptpartei, ſo daß er auch gegen deren Widerſpruch 
zur ſelbſtändigen Vornahme von Prozeßhandlungen befugt erſcheint 
(RG. 42, 392; 90, 44 = JW. 1917, 545; 93, 32 — JW. 1918, 
442; 108, 134). Und im Einklang hiermit beſtimmt ja der Abf. 2 
des § 101 zit. ausdrücklich, daß hinſichtlich der Koſtentragung dem 
Gegner gegenüber die Vorfchr. des § 100 zur Anwendung zu bringen 
find. Hieraus ergibt ſich, daß der ſtreitgenöfſiſche Neben⸗ 
intervenient im Falle des Unterliegens im Prozeſſe zuſammen mit 
der Hauptpartei zu den Koſten des ganzen Rechtsſtreits und 
der Nebenintervention heranzuziehen iſt. 

Es fragt ſich aber weiter, ob in dem Falle, daß wie hier der 
gewöhnliche unſelbſtändige Nebenintervenient allein das Rechts⸗ 


allein lag noch keine Beteiligung an der Durchführung des 
von den NJ. eingelegten Rechtsmittels. Im übrigen aber hat 
jene ſich von dem Rev Verfahren völlig ferngehalten, insbeſ. 
eigene Anträge weder angekündigt noch geſtellt, keine vor⸗ 
bereitenden Schriftſätze eingereicht und ſich in der mündlichen 
Verhandlung nicht vertreten laſſen. Gegen die Zuläſſigkeit der 
Rev. beſtehen daher hier jedenfalls keine durchgreifenden Be⸗ 
denken. Wie die Prozeßlage ſich geſtaltet, wenn die nicht arme 
unterſtützte Partei an der Verfolgung des vom NJ. im 
Armenrecht für ſie eingelegten Rechtsmittels nachträglich mit⸗ 
zuwirken verſucht, kann daher unerörtert bleiben, und es be⸗ 
darf insbeſ. nicht der Entſch., ob jene dann gem. 88 519 
Abſ. 6, 554 Abſ. 7 ZPO. mit Friſtſetzung unter Androhung 
künftiger Nichtzulaſſung des Rechtsmittels nachträglich zur 
Gebührenzahlung für dieſes aufzufordern iſt, was praktiſch 
auf ihre Abhaltung von ſolchem, im Prozeßintereſſe ſicherlich 


mittel wirkſam für die Partei eingelegt hat und durchführt, während 
die Partei ſelbſt ſich am Rechtsmittelverfahren nicht 
beteiligt, insbeſ. in der mündlichen Verhandlung ſich nicht ver⸗ 
treten läßt, die Koſten des Rechtsmittels bei deſſen Erfolgloſigkeit 
dem Nebenintervenienten zur Laſt fallen. Dieſe Anſicht iſt in der 
neueren Rſpr. des NG. faſt durchweg vertreten, und das obige Urt. 
hält daran feſt. Es verkennt nicht, daß ſie mit der Rechtsauffaſſung, 
wonach der Nebenintervenient nur ein Streitgehilfe der Haupt⸗ 
partei iſt, dieſer aber die Parteirolle zukommt, nicht überein⸗ 
ſtimmt. In der Tat läßt ſie ſich nur rechtfertigen, wenn man die 
unterſtützte Partei, ohne deren Zutun und Teilnahme der Neben- 
intervenient den Rechtsſtreit in die höhere Inſtanz gebracht bzw. dort 
allein durchgeführt hat und dort unterlegen iſt, bloß formell als 
Partei in dieſem Rechtsmittelverfahren anſieht (RG. 59, 173). Hier⸗ 
gegen ſpricht aber der Umſtand, daß die unterſtützte Partei die Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels durch den Nebenintervenienten mißbilligen 
kann, ſo daß das Rechtsmittel unzuläſſig wird und daß die 
gegneriſche Rev. der unterſtützten Partei, nicht dem 
Nebenintervenienten gegenüber ſelbſt dann eingelegt werden muß, 
wenn die Partei die Führung des Rechtsſtreits im zweiten Rechtszuge 
dem Nebenintervenienten allein überlaſſen hatte (RG. 34, 390). 

Ausſchlaggebend aber erſcheint mir vor allem der Umſtand, daß 
der Nebenintervenient den Streitgegenſtand nicht für ſich beanſpruchen 
und daß das Gericht den Anſpruch nur der Partei nicht dem Neben⸗ 
intervenienten zuerkennen kann, und daß die Aberkennung nur 
jene nicht dieſen trifft. Der höchſtrichterliche Standpunkt muß des⸗ 
halb als recht bedenklich bezeichnet werden. 

Hat auch die unterſtützte Partei in der Rechtsmittelinſtanz An⸗ 
träge geſtellt und Angriffs⸗ oder Verteidigungsmiktel geltend gemacht, 
fo kommt jedenfalls der Abs. 1 des 8 101 i. Verb. m. 8 97 zur 
Anwendung. Bei Zurückweiſung des Rechtsmittels ſind mithin dem 
Nebenintervenienten lediglich die beſonderen Koſten der Nebeninter⸗ 
vention aufzuerlegen, während bei einem Erfolg des Rechtsmittels 
dieſe Koſten den Gegner treffen. 

Wenn man den reichsgerichtlichen Standpunkt in der 
Koſtenfrage teilt, ſo muß man die weiteren Folgerungen gelten laſſen, 
die das obige Urt. gezogen hat. Bei Rechtsmitteleinkegung durch den 
unſelbſtändigen Nebenintervenienten allein kann danach die Ge⸗ 
bührenforderung gem. 874 Abſ. 1 GRG. und die Friſtſetzung gem. 
88 519 Abſ. 6 und 554 Abſ. 7 ZPO. nur an den Nebeninter⸗ 
venienten und nicht an die unterſtützte Partei gerichtet werden. Des 
weiteren aber muß unter der gleichen Vorausſetzung der Richtigkeit 
der höchſtrichterlichen Rſpr. in Anſehung der Koſtenfrage das dem 
Nebenintervenienten für die Rev Inſt. gewährte Armenrecht die An⸗ 
wendung der erwähnten Vorſchr. auf das Rechtsmittel ausſchließen, 
auch wenn die unterſtützte Partei das Armenrecht nicht hat. 

Weun aber der Nebenintervenient lediglich der unterſtützten 
Partei zum Siege verhelfen und nur für ſie den beanſpruchten Gegen⸗ 
ſtand erſtreiten kann, möchte ich die Frage aufwerfen, ob das Gericht 
denn dem Streitgehilfen, dem die Partei mit ſeinem Willen die Ein⸗ 
legung bzw. Durchführung des Rechtsmittels lediglich um deswillen 
überläßt, um das Koſtenriſiko von ſich abzuwälzen, das Armenrecht 
ohne weiteres bewilligen kann, ob es ihm nicht vielmehr in einem 
ſolchen Falle, wenigſtens unter gewiſſen Umſtänden, das Armenrecht 
wegen Sittenwidrigkeit (8 138 BGB.) zu verweigern hat. 

V. Der Entwurf einer ZPO. von 1931 hat die Beſt. über die 
Nebenintervention, inſonderheit die 88 667 und 69 und die in den 
55 100, 101 ZPO. über den Koſtenpunkt in den 88 68 und 70 
und 103 und 104 faſt wörtlich — ſprachlich verbeſſert — über⸗ 
nommen. Sachlich iſt nur die Streichung der Worte des 8 69 zit. 
„nach den Vorſchr. des bürgerlichen Rechts“ von Bedeutung; fie iſt 
mit Recht geſchehen, weil auch das Prozeßrecht Belt. über die Rechts⸗ 
kraftwirkung der Entſch. gegen Dritte, namentlich gegen noch andere 
Beteiligte als die Prozeßparteien enthält, beiſpielsweiſe in den 88 77 
Abſ. 4, 330 ff., 594 Entw. usw. 

IR. Bendix, Breslau. 
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oft erwünſchten Vorgehen hinauslaufen würde, während die 
gegenteilige Regelung den ſachlich ebenſo unangebrachten An⸗ 
reiz für ſie ſchüfe, in der Rechtsmittelinſtanz den NJ. im 
Armenrecht voranſchreiten zu laſſen, um ſo die Pflicht zur 
Gebührenvorauszahlung zu umgehen. 

(U. v. 12. Dez. 1932; VIII 79/32. — Frankfurt.) [H.] 


18. SS 235 ff., 511 ff. ZPO. Die Friſt für den 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand wegen Ablauf der Rechts mittelfriſt be⸗ 
ginnt bei vor Ablauf der Rechtsmittelfriſt er⸗ 
folgender Verſagung des nachgeſuchten Armen⸗ 
rechtes nicht immer mit dem Tage der Zuſtellung 
des Verſagungsbeſchluſſes (Wegfall des Hinder- 
niſſes), ſondern unter Umſtänden, ihnen ent⸗ 
ſprechend, erſt einen Tag oder einige Tage ſpäter. 

Dem Kl. lief die einmonatige BerFriſt bis zum Ablauf 
des 24. Nov. Er hat mit Schriftſatz v. 11., eingekommen 
15., Nov. beim BG. das Armenrecht für die Einlegung der 
Ber. nachgeſucht. Dieſes Geſuch iſt durch Beſchl. v. 22. zu⸗ 
geſtellt dem Bevollmächtigten am 23. Nov., wegen Aus⸗ 
ſichtsloſigkeit der weiteren Rechtsverfolgung abſchlägig be⸗ 
ſchieden worden. Der Kl., der am 23. Nov. abends bei ſeinem 
Bevollmächtigten in D. war, hat hierbei von dem ab- 
lehnenden Beſcheid über das Armenrecht erfahren und nun 
ſofort Schritte getan, um Mittel zur Gewinnung eines beim 
BG. zugelaſſenen Anwalts für die Einlegung der Ber. auf- 
zubringen. Das hat den Erfolg gehabt, daß mit Schriftſatz 
v. 8. Dez. 1932, eingekommen beim OLG. am gleichen Tage, 
die Ber. unter Anbringung eines Wiedereinſetzungsantrags 
gegen den Ablauf der BerFriſt eingelegt worden iſt. Die Ber. 


it durch den angefochtenen Beſchl. unter Ablehnung des“ 


Wiedereinſetzungsantrags als unzuläſſig verworfen. 

Die hiergegen rechtzeitig erhobene ſofortige Beſchw. iſt 
gem. 88519 Abſ. 2, 547 Ziff. 1, 567 Abſ. 3 Satz 2, 238 
Abſ. 2 ZPO. zuläſſig, aber auch begründet. Die Entſch. hängt 
davon ab, ob der Wiedereinſetzungsantrag zuläſſig und be- 
gründet iſt. Die Zuläſſigkeit dieſes Antrags iſt aber zu be⸗ 
jahen. Als unabwendbarer Hinderungsgrund für die Ein⸗ 
haltung der am 24. Nov. abgelaufenen BerFriſt kann nur 
die durch Armut verurſachte Anwaltloſigkeit gelten. Dieſer 
Hinderungsgrund fällt im allgemeinen mit der Verſagung 
des Armenrechts und ihrer Bekanntgabe weg. Alsdann bleibt 
der abgewieſenen Partei nichts anderes übrig, als die Ein⸗ 
legung der Ber. auf eigene Koſten zu betreiben (RG. 117, 
304). Für den hier zutreffenden Fall, daß der Partei die 
Verſagung des Armenrechts unmittelbar vor Ablauf der 
BerFriſt bekanntgemacht worden iſt, läßt jedoch die Rſpr. 
des RG. — entſprechend dem Fall, daß dies erſt nach Ablauf 
der Friſt geſchieht — noch eine angemeſſene kurze Friſt frei, 
um die Einlegung des Rechtsmittels zu bewerkſtelligen (JW. 
1930, 147, 3311; 1931, 1088; Urt. dieſes Sen. v. 
1. Juli 1932, II 180/32; Beſchl. v. 10. Dez. 1932, VII 
334/32). Das muß der Partei, die rechtzeitig alles Er⸗ 
forderliche getan hat, um das Armenrecht zu erlangen und 
im Vertrauen auf den Erfolg dieſes Schrittes nichts Wei⸗ 
teres unternimmt und zu unternehmen braucht, zugebilligt 
werden, um ſie nicht durch den Verfahrensgang über die 
geſetzlich eingerichtete Hilfe zu benachteiligen. Über die Be⸗ 
handlung der Sache in Anſehung der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand in dem Falle, daß nicht der noch übrige Teil 
der Rechtsmittelfriſt ausreicht, um die Einlegung des Rechts⸗ 
mittels zu bewerkſtelligen, demnach wegen Friſtverſäumnis 
eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erforderlich 
wird, hat ſich, wie in dem zuletzt angeführten Urt. und 
Beſchl. (auch in JW. 1931, 1089) erörtert, ein gewiſſer 
Gegenſatz ergeben. Während einige Entſch. des 4. und 5. Ziv⸗ 
Sen. (RG. 117, 304 [306]; Urt. v. 12. Nov. 1928, 
IV 212/28 und v. 8. Juni 1929, V 204/29) mit der Zu⸗ 
ſtellung des das Armenrecht verſagenden Beſchl. das Hin⸗ 
dernis der durch Armut verurſachten Anwaltloſigkeit für die 
Vornahme der Prozeßhandlung als beſeitigt anſehen und 
demnach ohne Rückſicht auf das Ende der Rechtsmittelfriſt die 
zweiwöchige Friſt für den Antrag auf Wiedereinſetzung gem. 
8234 Abſ. 1 und 2 ZPO. von dieſer Zuſtellung ab rechnen, 
ſetzen andere Entſch. dieſe Friſt erſt an das billig ermeſſene 


Ende der für das erforderliche Handeln der armen Partei 
und des von ihr zu gewinnenden Anwalts notwendigen wei⸗ 
teren Friſt an, fo ſchon das Urt. des 6. Ziv Sen. v. 1. Dez. 
1919, VI 353/19, und ihm folgend das Urt. des 8. ZivSen. 
v. 19. Juni 1929, VIII 191/29: HöHNNRIPL. 1929 Nr. 2036; 
die Beſchl. des 5. und 6. ZivSen. v. 3. Juni 1931, VB 15/31: 
HöchſtütRſpr. 1931 Nr. 1958 und v. 30. März 1932, 
VIB 9/32. Auch der oben angeführte Beſchl. des 7. ZivSen. 
v. 10. Dez. 1932 billigt dieſe Anſchauung, während der Beſchl. 
des 9. ZivSen.: IW. 1932, 1146 die Frage offenläßt. Der 
erk. Sen. hat im Urt. v. 1. Juli 1932 unter Anerkennung des 
Grundſatzes, daß der Mangel an Geld zur Gebührenzahlung 
eine längere Fortdauer des Hinderniſſes nicht begründen 
könne, und mit dem Bemerken, eine für alle Fälle gültige 
Regel werde ſich kaum aufſtellen laſſen, in Berückſichtigung 
der beſonderen Umſtände des Falles das Hindernis erſt nach 
Ablauf einer mehrtägigen Friſt (in die die Weihnachtsfeiertage 
fielen) als beſeitigt erachtet und von da die Wiedereinſetzungs⸗ 
friſt berechnet. Im vorl. Falle iſt die Beſonderheit vor⸗ 
handen, daß nur noch ein Tag von der Zuſtellung ab bis 
zum Ablauf der Rechtsmittelfriſt frei war, und daß der Zufall 
des Erſcheinens der Partei am Zuſtellungstage bei ihrem 
Bevollmächtigten, ſo daß ſie alsbald von der Verſagung 
des Armenrechts in Kenntnis geſetzt werden konnte, dadurch 
aufgewogen wird, daß die Partei ſich da außerhalb ihres im 
Ausland gelegenen Wohnſitzes auf der Reiſe befand. Für die 
Einlegung der Ber. mußte ein Anwalt an einem dritten 
Ort, in H., gewonnen werden. In einem ſolchen Falle iſt 
es nicht minder als in dem am 1. Juli 1932 entſchiedenen 
Falle berechtigt, das Hindernis der Anwaltloſigkeit nicht 
ſchon mit dem Zuſtellungstage als gehoben anzufehen, und 
zwar ganz ohne Rückſicht auf die Frage der Mittelbeſchaffung. 
Muß aber auch nur noch ein Tag (hier der letzte Tag der 
Rechtsmittelfriſt) freigelaſſen werden, ſo iſt der am 8. Dez. 
1932 eingegangene Wiedereinſetzungsantrag rechtzeitig. 
(Beſchl. v. 10. Jan. 1933; II B 24/32. — Hamm.) [Ku.] 


19. 88 235 ff. 3 PO. Eine nicht durch End⸗ 
urteil, ſondern durch beſonderen Beſchluß er- 
teilte Wiedereinſetzung kann mit der Reviſion 
gegen das Urteil nicht angefochten werden. 

Die Rev. wendet ſich allein gegen die vom BG. dem Bekl. 
bewilligte Wiedereinſetzung. Indeſſen iſt eine Nachprüfung des 
Wiedereinſetzungsbeſchluſſes des BG. in der gegenwärtigen 
Inſtanz nicht mehr möglich. Hat einmal das BG., wozu es 
befugt war (vgl. RG. 125, 681)), über die Wiedereinſetzung 
nicht im Endurteil, ſondern durch Beſchl. — und zwar in zu⸗ 
ſtimmendem Sinne — entſchieden, ſo iſt nach ſtändiger 
reichsgerichtlicher Rſpr. (vgl. JW. 1930, 3312; 1922, 1392; 
1928, 1359; VII 313/31 v. 2. Febr. 1932) damit die Ver⸗ 
ſäumung der Berufungsfriſt als geheilt anzuſehen und die 
Zuläſſigkeit der Berufung endgültig feſtgeſtellt. Iſt hiernach 
im Streitfalle eine Anfechtung der Wiedereinſetzung aus⸗ 
geſchloſſen, ſo muß die Rev., da es ſich in der Sache ſelbſt 
um ein nicht reviſibles Urt. handelt, zurückgewieſen werden. 

( v. 9. Dez. 1932; II 324/32. — Breslau.) [Ku.] 


20. 88 9, 13, 77 GK G.; 8359, 5 3 PO. Berech⸗ 
nung der Gerichtskoſtengebühren bei mehreren, 
getrennt voneinander eingelegten Rechtsmit⸗ 
teln, die ſich auf verſchiedene Teile desſelben 
Streitgegenſtandes beziehen. ) 

Die Bekl., die als Gläubiger eines Nießbrauchs zur 
Loſchungsbewilligung verurteilt ſowie mit ihrer Widerklage 
auf Feſtſtellung des Beſtandes des Nießbrauchs abgewieſen 
worden ſind, haben Rev. eingelegt. Die Geſchäftsſtelle geht 
davon aus, daß die zwiſchen den Parteien ſtreitigen Rechte 
20 500 AA wert find und daß ſich der Anteil der Revͤl. Fr. 
daran auf 3/,, derjenige der Nevstl. F. auf 5/; beläuft. Sie 
hat den Prozeßkoſtenvorſchuß hiernach getrennt angefordert. 


) JW. 1929, 3153. 


Zu 20. Das RG. hat durch den 4. und 5. ZivSen. für Fälle, 
in welchen mehrere Prozeßbeteiligte unabhängig voneinander Rechts⸗ 
mittel einlegen, in den in obigem Beſchluß angeführten Entſch., zu⸗ 
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Die jetzige Berechnungsart iſt zutreffend. 

Sie entſpricht dem Rechtsſtandpunkt, den RG. vom 
11. April 1931, IX B 5/31 eingenommen hat, und bedürfte 
weiterer Rechtfertigung nicht, wenn den Gründen dieſer Ent⸗ 
ſcheidung beizutreten wäre. Darin iſt erwogen: bei mehreren, 
getrennt voneinander eingelegten Ber., die ſich auf verſchie⸗ 
dene Teile des abgeurteilten Streitgegenſtandes richteten, ent⸗ 
ſtehe keine Gebühr nach dem Geſamtſtreitwert, ſondern es 
ſeien mehrere Einzelgebühren zu erheben; erſt die Verbindung 
der Ber. zur gemeinſchaftlichen Verhandlung und Entſch. 
ſchaffe die Grundlage für die Entſtehung weiterer nach dem 
Geſamtſtreitwert zu berechnender Gebühren; daher ändere die 
Zahlung der Gebühr des einen Rechtsmittelklägers an der 
Verpflichtung des anderen zur vollen Zahlung der von ihm 
erforderten Gebühr nichts; es genüge alſo nicht, wenn er 
danach nur noch den Betrag entrichte, um den die Zahlung 
hinter einer vom Geſamtſtreitwert berechneten Gebühr zurück⸗ 
bleibe. Dieſen Gedankengang macht ſich der Senat nicht zu 
eigen. Nach 859 ZPO. können mehrere Perſonen in einer 
Klage klagen und in einer Klage verklagt werden. 8 5 ZPO. 
ſchreibt vor, daß mehrere in einer Klage geltend gemachten 
Anſprüche zuſammenzurechnen ſind. Zufolge des 8 9 GKG. 
gilt dieſer Rechtsſatz auch für die Erhebung der Gebühren; 
813 GKG. erweitert ihn noch in mehreren Beziehungen. Es 
unterliegt hiernach grundſätzlich keinem Zweifel, daß beim 
Streit um mehrere Anſprüche der Streitwert ſich aus der 
Zuſammenrechnung ergibt und daß, wie der Sen. ſchon in 
RG. 46, 398 ausgeſprochen hat, bei der Rev. mehrerer 
Streitgenoſſen die einzelnen Beſchwerdewerte zufammenzu⸗ 
rechnen ſind. Eine Ausnahme davon iſt aber auch nicht für 
den Fall anzuerkennen, daß eine Enifch. durch mehrere Rechts⸗ 
mittel angefochten wird, mögen die Rechtsmittel Kl. nun auf 
derſelben Seite als Streitgenoſſen beteiligt ſein oder ſich als 
Gegner gegenüberſtehen. Der bis dahin einheitlich geführte 
und durch eine einheitliche Entſch. abgeſchloſſene Rechtsſtreit 
wird durch die Einlegung mehrerer Rechtsmittel nicht in 
mehrere Prozeſſe geſpalten, die nur durch einen auf ihre 
Verbindung gerichteten Beſchl. des Gerichts wieder zu einer 
Einheit werden können. Vielmehr geht der Prozeß in der 
höheren Inſtanz, nur ſeinem Umfang nach durch die Rechts⸗ 
mittel beſtimmt, unverändert fort, wenn nicht gerichtsſeitig 
die Trennung angeordnet wird. Das folgt aus dem Grund⸗ 
fat des §S 145 ZPO., der zur Trennung der in einer Klage 
erhobenen Anſprüche eine gerichtliche Anordnung vorausſetzt, 
und iſt für den Fall der Einlegung mehrerer Rechtsmittel 
gegen verſchiedene Teile desſelben Urt. bereits in NG. 29, 
349 ausgeſprochen worden. Der Ausgangspunkt der Erinne⸗ 
rung iſt demnach zu billigen. Da die Kl. mit der Bekl. F. 


nächſt dann, wenn der Streitgegenſtand der verſchtedenen Rechtsmittel 
der gleiche iſt, den Grundſatz ausgeſprochen, daß hiermit hinſichtlich 
der Gerichtskoſtenberechnung nicht mehrere Rechtsmittelſtreite ent⸗ 
ſtehen, ſondern ein einheitlicher Rechtsmittelſtreit. Es hat daraus 
den Schluß gezogen, daß, unbeſchadet der Haftung der anderen Rechts⸗ 
mittelkläger, die Gerichtsgebühr für das Rechtsmittel nur einmal be⸗ 
zahlt werden muß und daß die Zahlung durch den einen Rechts⸗ 
mittelkläger zugleich auch zugunſten der anderen Rechtsmittelkläger 
wirkt und deren Rechtsmittel damit zuläſſig macht. In der jetzt er⸗ 
gangenen Entſch. erſtreckt das RG. dieſe Anſicht folgerichtig auch 
auf den Fall, daß der Gegenſtand der mehreren Rechtsmittel ſich 
nicht deckt, ſondern daß die mehreren Rechtsmittelkläger an dem 
Streitgegenſtand in verſchiedener Weiſe beteiligt ſind. Die vorwürfige 
Entſch. handelt von dem Falle, daß die Beteiligung der mehreren 
Rechtsmittelkläger derartig iſt, daß keiner derſelben an demjenigen 
Streitgegenſtand beteiligt iſt, den das Rechtsmittel des anderen be⸗ 
trifft. Das gleiche wird aber zu gelten haben, wenn die Beteiligung 
der mehreren Rechtsmittelkläger zum Teil denſelben Gegenſtand be⸗ 
trifft, zu einem anderen Teil nicht. In allen dieſen Fällen wird 
grundſätzlich anzunehmen ſein, daß nur ein einheitlicher Rechtsmittel⸗ 
ſtreit vorliegt, einerlei wie an demſelben die mehreren Rechtsmittel⸗ 
kläger beteiligt ſind. Es gilt dieſer Grundſatz alſo für alle Fälle, 
ſowohl wenn die mehreren Rechtsmittelkläger auf einer Seite ſtehen, 
ſei es, daß ſie als Geſamtbeteiligte an dem ganzen Streitgegenſtand 
oder einem Teile desſelben in Frage kommen, oder aber, daß ihre 
Beteiligung vollkommen getrennt iſt, ſei es aber auch, daß es ſich 
um die Prozeßgegner handelt, von denen jeder ein Rechtsmittel ein⸗ 
gelegt hat. Leitſatz iſt dabei immer, daß die Gerichtskaſſe nicht mehr 
zu beanſpruchen hat und an ſie nicht mehr zu zahlen iſt, als wenn 
nur ein einheitliches Rechtsmittel eingelegt worden wäre. Die Entſch. 
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um die von ihr beanſpruchten / und mit den Bekl. Fr. 
um die von dieſen in Anſpruch genommenen / Anteilen 
an den dinglichen Rechten ſtreiten, ſo iſt der Streitwert nach 
3/8, d. h. dem vollen Wert der Rechte zu beſtimmen und bei 
der Gebührenerhebung von dieſer Summe auszugehen. 

Eine andere Frage iſt es aber, welcher Teil der einheit⸗ 
lichen Gebühr von jedem Beteiligten geſchuldet wird. Sie 
kann bei Klage und Widerklage mit verſchiedenen Gegen⸗ 
ſtänden — hier ſind ſie es nicht —, bei wechſelſeitig einge⸗ 
legten Rechtsmitteln — auch ſolche liegen nicht vor — oder 
dann auftauchen, wenn der Anſpruchsmehrheit wie im vorl. 
Falle eine Streitgenoſſenſchaft entſpricht. Die Antwort iſt 
dem 8 77 GKG. zu entnehmen. Der Grundſatz, daß die Ge⸗ 
bühren ſchuldet, wer das Verfahren des Rechtsgangs bean⸗ 
tragt hat, bedeutet für den Umfang ſeiner Verbindlichkeit, 
daß die Zahlung ihm obliegt, ſoweit die Gebühren durch den 
Wert ſeines Antrags beſtimmt werden. Man könnte es da⸗ 
nach für genügend halten, wenn die Gebührenſchuld den 
einzelnen Streitgenoſſen zu dem Teil trifft, die dem Ver⸗ 
hältnis des Werts ſeines Antrags zum ganzen Streitwert 
entſpricht (vgl. OLG. Celle: JW. 1925, 2363; Sydow⸗ 
Buſch⸗Krieg 11, 877 Anm. 4; unentſchieden RG. 57, 
310). Dieſer Grundſatz genügt aber nicht in allen Fällen 
zur gerechten Ordnung der Koſtenpflicht, da die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit eines Streitgenoſſen, die Rücknahme ſeines An⸗ 
trags, Gebührenfreiheit und Armenrecht bewirken können, 
daß er ſeinen Koſtenanteil nicht oder nicht voll zahlt und 
dazu auch nicht genötigt werden kann. Unentbehrlich iſt er 
freilich in den ſeltenen Fällen, wo die Gebühr vom Geſamt⸗ 
ſtreitwert die nach den Einzelſtreitwerten berechneten über⸗ 
ſteigt. Sonſt muß ſich der Streitgenoſſe aber mit Rückſicht 
auf die angegebenen Möglichkeiten, ſoll nicht die Staatskaſſe 
grundlos verkürzt werden, es gefallen laſſen, daß er für die 
Gebühr nach dem Wert ſeines Antrags oder Rechtsmittels 
in Anſpruch genommen wird, als führte er den Prozeß 
allein. Soweit der in dieſer Weiſe berechnete Anſatz, wie er 
hier von den Bekl. eingefordert worden iſt, für den einzelnen 
Streitgenoſſen den zuvor gedachten Anteil an der nach dem 
ganzen Streitwert berechneten Gebühr überſteigt, wird die 
Gebühr eben durch die Anträge der mehreren Streitgenoſſen 
zugleich beſtimmt, muß daher jeder, und zwar als Geſamt⸗ 
ſchuldner, für fie haften (vgl. beſonders Jonas 813, 3, 
2 Anm. 7, 877 Anm. 3 und JW. 1932, 3198; Ritt⸗ 
mann⸗Wenz 15, § 87 Anm. 4; ähnlich Friedländer 
8 77 Anm. 29; Baumbach, 8 77 Anm. 2B; ferner OLG. 
Stettin u. Düſſeldorf: IW. 1932, 3198, 3641). Nur ſoviel 
iſt den Bekl. hiernach zuzugeben, daß insgeſamt von ihnen 
nicht mehr als die Gebühr des Geſamtſtreitwerts zu ent- 


rechtfertigt dieſe Folgerung zutreffend damit, daß es nicht der Ver⸗ 
bindung der mehreren Rechtsmittel bedarf, um einen einheitlichen 
Rechtsſtreit für die obere Inſtanz zu ſchaffen, ſondern eines Tren⸗ 
nungsbeſchluſſes, um den einheitlichen Rechtsſtreit in mehrere Rechts⸗ 
ſtreite zu zerlegen. Ohne einen ſolchen Trennungsbeſchluß ſoll und 
kann es der Gerichtskaſſe nicht zum Vorteil gereichen, daß die 
Rechtsmittel getrennt eingelegt wurden. Insbeſ. kann das Recht der 
mehreren Streitgenoſſen, ſich in der Rechtsmittelinſtanz durch ge⸗ 
trennte Prozeß bevollmächtigte vertreten zu laſſen, was in aller Regel 
zur Folge hat, daß die Rechtsmittel getrennt eingelegt werden, nicht 
durch die Anforderung erhöhter Gerichtskoſten beeinträchtigt werden. 
Mit Recht weiſt daher der vorliegende Beſchl. die von ihm erwähnte 
gegenteilige Meinung des 9. ZivSen. zurück. — Ebenſo it aber auch 
zutreffend, daß der einzelne Rechtsmittelkläger nicht dadurch beſſer 
geſtellt ſein kann, daß auch noch ein anderer Beteiligter ein Rechts⸗ 
mittel einlegte. Deshalb haften, wenn und ſoweit für die Beteiligten 
derſelbe Streitgegenſtand in Frage ſteht, dieſe für den zu leiſtenden 
Gerichtskoſtenvorſchuß, unabhängig voneinander, in voller Höhe. 
Wenn, wie hier, die mehreren Rechtsmittelkläger an dem für den ande⸗ 
ren in Betracht kommenden Teil des Streitgegenſtandes ihrerſeits un⸗ 
beteiligt ſind, ſo kann ihre Haftung der Gerichtskaſſe gegenüber ſich 
nicht dadurch verringern, daß noch ein anderer Rechtsmittelkläger 
vorhanden iſt. Denn dieſe Frage der Haftung gegenüber der Gerichts⸗ 
Rafie iſt vollkommen unabhängig von der etwaigen Ausgleichspflicht 
untereinander; nur im Verhältnis untereinander können die Be⸗ 
teiligten die von der Gerichtskaſſe zu vereinnahmende Geſamtgebühr 
nach dem Verhältniſſe ihrer eigenen Beteiligung verrechnen. Der 
Gerichtskaſſe haftet jeder ſo, als hätte er allein das Rechtsmittel 
eingelegt. 
RA. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 
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richten iſt und die volle Zahlung des eingeforderten Betrages 
durch den einen Streitgenoſſen die Schuld des anderen ent⸗ 
ſprechend mindert. Allerdings hat das KG. in der Sache, 
in welcher die Entſch. des 9. Ziv Sen. ergangen iſt, gegen das 
Ergebnis eingewendet, es könne ſich die Schuld des Rechts⸗ 
mittel. auch nach der Zahlung der von ihm eingeforderten 
Prozeßgebühr teilweiſe vermindern, wenn er das Rechtsmittel 
vor der Terminsbeſtimmung zurücknehme. Indeſſen⸗ hat die 
Rſpr. des RG., auch die des 5. ZivSen. (RG. 110, 366; 
135, 191); 137, 192) dieſer Möglichkeit keine entſcheidende 
Bedeutung beigelegt, ſondern es für ausreichend erklärt, daß 
die Zahlung des einen von mehreren Rechtsmittel l. im 
Augenblick, wo ſie erfolgte, die vom andern geſchuldete Lei⸗ 
ſtung der Staatskaſſe zuführe. 

RG. 131, 3382) (7. ZivSen), welche mehrere zur Koſten⸗ 
zahlung verurteilte Streitgenoſſen trotz verſchiedener Betei⸗ 
ligung auf Grund des 887 ZBD. als Geſamtſchuldner der 
ganzen Gebühr anſpricht, wird hier nicht praktiſch, da ſie, 
ebenſo wie die darin erwähnten Beſchl. des 4. ZivSen., 
den Fall der Verurteilung von Streitgenoſſen in die Koſten 
behandelt, den 8 79 GRG. ordnet, und für Fälle der ge⸗ 
gebenen Art Geltung nicht beanſprucht. Es iſt deshalb nicht 
erforderlich, zu dieſer Entſch. und den beachtlichen Einwen⸗ 
dungen Stellung zu nehmen, die dagegen beſonders von 


Jonas: JW. 1932, 3198 und Baumbach, Vorw. und 
887 Anm. 3 erhoben worden ſind. x 
(Beſchl. v. 22. Febr. 1933; V 419/32.) Sch.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig, und 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 


21. 8 157 StG B. Meineid. Es iſt ſtatthaft, 
daß das Gericht die Überzeugung von der Un⸗ 
wahrheit der eidlichen Bekundung ausſchließlich 
aus dem Ergebnis der Blutgruppenprobe ge- 
winnt. f) 

Der Umſtand, daß nach den Urteilsfeſtſtellungen die 
rein theoretiſche Möglichkeit beſteht, daß bei 40000 bis 


1) JW. 1932, 1346. 2) JW. 1931, 1811. 


Zu 21. Die Entſch. nimmt erneut Stellung zu dem Beweiswert 
der ſog. Blutgruppenprobe, die in dem dem Meineidsverfahren zu⸗ 
grunde liegenden Unterhaltsprozeß zu der negativen Feſtſtellung ge⸗ 
führt hatte, daß der von der Angekl. als Vater ihres unehelichen 
Kindes in Anſpruch genommene Bekl. nicht der Vater des Kindes 
ſein könne. Daraus iſt m. R. gefolgert worden, daß die Angekl. in 
der Empfängniszeit noch mit einem anderen Manne geſchlechtlich ver⸗ 
kehrt haben muß, während ſie dies eidlich beſtritten hat. 

Wenn demgegenüber die Rev. geltend gemacht hat, die Blut⸗ 
gruppenprobe ſei kein abſolut ſicheres Beweismittel, ſo betont das 
KG. m. R., daß dieſer Einwand ſchon deshalb die Rev. nicht ſtützen 
Kann, weil es ſich bei der Frage des Beweiswertes um eine ſolche 
handelt, die der freien Beweiswürdigung des erk. Gericht unterliegt 
(RGSt.: IW. 1931, 69 ff. mit Aum von Alsberg; Rt. 66, 
275). Außerdem ſtellt ſich das NG. aber auch unabhängig von dem 
vorl. Fall auf den Standpunkt, daß ein Beweis mit abſoluter 
Sicherheit im allgemeinen nicht geführt werden könne, da ein un⸗ 
bedingt ſicheres Wiſſen der menſchlichen Erkenntnis im allgemeinen 
verſchloſſen iſt und deshalb auch für das Beweisrecht „eine an Sicher⸗ 
heit grenzende Wahrſcheinlichkeit für ausreichend erachtet werden 
kann“. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Blutgruppenprobe, 
ſoweit ſie negativ, d. h. zur Ausſchließung der Vaterſchaft, verwen⸗ 
det wird, in dieſem Sinne ein Beweismittel iſt, das an Sicherheit 
gegenüber anderen Beweismitteln (Beweis durch Daktyloſkopie, bio⸗ 
logiſchen Blutnachweis uſw.) nicht zurückſteht. (Auf die Gründe, auf 
denen dieſe Sicherheit beruht, kann hier nicht eingegangen werden. 
Man vergleiche hierzu beſonders das umfangreiche Handbuch der 
Blutgruppenkunde, herausgeg. von P. Steffan, 1932, beſonders 
S. 331 ff. und die S. 539 ff. aufgeführte, bis 1931 erſchienene Lite⸗ 
ratur. Außerdem vgl. an neuerer Literatur beſonders noch: Hell⸗ 
wig: JurRdſch. 1931, 73 ff., 88 ff.; 1932, 30 ff.; DMedWſchr. 1931, 
723 f.; 1932, 1806; Schiff: JW. 1931, 1428 f.; MSchrKrimpfych. 
1932, 735 ff.; DMedWſchr. 1933, 199 ff.; Schumacher: Der 
deutſche Rechtspfleger, 1932, 465 ff.; Müller⸗Heß: DMedſchr. 
1933, 201 ff.; Etzler, Die Theorie der Blutgrupen ufw. Bresl. 


werd), 


50000 Unterſuchungen ein unzutreffendes Ergebnis heraus⸗ 
kommen könne, macht die Verwertung der wiſſenſchaftlichen 
Erkenntnis — die übrigens nach dem Gutachten praktiſch 
unbedingt ſtichhaltige Ergebniſſe und eine völlige Gewißheit 
nach der Richtung hin lieferte, ob ein Mann als Vater eines 
Kindes anzuſehen iſt —, nicht ſchlechthin unzuläſſig, da ein 
unbedingt ſicheres Wiſſen der menſchlichen Erkenntnis im 
allgemeinen verſchloſſen iſt, und eine an Sicherheit grenzende 
Wahrſcheinlichkeit für ausreichend erachtet werden kann. 


(2. Sen. v. 14. Nov. 1932; 2 D 1009/32.) D. 


II. Verfahren. 

22. § 1 Art. 2 VO. v. 14. Juni 1932 (RG Bl. I, 
285); SS 302, 303, 318 St PO. 

1. Legt lediglich die Staatsanwaltſchaft 
gegen ein Urteil des SchöffG. Berufung ein, fo 
ſteht dem Angekl. gegen das auf dieſe Berufung 
ergehende Urteil das Rechtsmittel der Rev. zu. 
2. Hatteder Vorſitzende den Angekl. — rechts⸗ 
irrig — dahin belehrt, daß gegen das Urteil der 
Strafkammer die Rev nicht zuläſſig fei, fo iſt 
in der Erklärung des Angekl., er unterwerfe ſich 
dem Urteil, kein Rechtsmittelverzicht zu ſehen. 

3. Die Beſchränkung der von der Staats⸗ 
anwaltſchaft eingelegten Berufung auf das 
Strafmaß bedarf nach Beginn der Hauptver- 
handlung der Zuſtimmung des Angekl. Ein ſtill⸗ 
ſchweigendes Einverſtändnis kann grundſätzlich 
nicht vermutet werden. 

Der Borf. der Strͤ. hatte die Angekl. nach der Verkündung 
des Urt. dahin belehrt, daß dagegen die Rev. nicht zuläſſig ſei, 
und der die Erklärungen der Angekl. aufnehmende Urkundsbeamte 
hatte dieſe ebenfalls dahin beſchieden, daß das Urt. der Str. 
bereits mit der Verkündung rechtskräftig geworden ſei. Dieſe 
Belehrungen waren unzutreffend. Da das ſchöffengerichtliche 
Urteil nur von der StA. mit der Ber. angefochten worden 
war, während die Angekl. ſich dabei beruhigt hatten, ſtand 


Diſſ. 1930; Lüdicke, Der gegenwärtige Stand der Blutgrupen⸗ 
unterſuchung und ihre Anwendbarkeit im Unterhaltsprozeß. Bresl. 
Diſſ. 1931; Elias, Der Blutprobenbeweis, feine Zuläſſigkeit und 
Erzwingbarkeit. Bresl. Diſſ. 1931. Schüller, Die Blutgruppen⸗ 
probe als Beweismittel im Zivil⸗ und Strafprozeß. Köln. Diff. 
1932; Meixner: Wien MedWſchr. 1930 Nr. 47, 50; Blaurock: 
Münch Med Wſchr. 1932, 1552 ff.) Im allgemeinen ift hierzu nur zu 
bemerken, daß die Unterſuchungen der letzten Jahre außer den ſeit 
etwa 1901 bekannten Blutgruppen A, B, AB, O den Nachweis noch 
einer ganzen Anzahl weiterer ſog. Faktoren und Untergruppen erbracht 
haben (z. B. M, N, P, G, H, Al und A 2), jo daß man gegenwärtig 
unter Berückſichtigung der Kombination dieſer Gruppen und Faktoren 
ſchon etwa 1000 Klaſſen kennt, von denen 144 nachweislich erblich 
bedingt find (dazu eingehend beſonders Schiff: DMedWfchr. 1933, 
199 ff. und die S. 201 aufgeführte neuere Literatur). Dieſe Diffe⸗ 
renzierungsmöglichkeit geſtattet naturgemäß eine ſtändig zunehmende 
Möglichkeit der Ausſchließung unter mehreren als Erzeuger in Be⸗ 
tracht kommenden Perſonen, ſo daß ſich der negative Beweis beſonders 
dann, wenn eine größere Zahl von möglichen Erzeugern in Frage 
kommt, dem poſitiven Beweis nähert. Das von ganz anderen Über⸗ 
legungen ausgehende, von Zangemeiſter vorgeſchlagene ſerolo⸗ 
giſche Verfahren zur Vaterſchaftsbeſtimmung mit Hilfe des Zeißſchen 
Stufenphotometers, das eine poſitive Vaterſchaftsbeſtimmung ermög⸗ 
lichen ſollte, hat die Erwartungen bisher nicht erfüllt. Es iſt keine 
Unterſuchungsmethode, bei der mit einer für die Praxis notwendigen 
Sicherheit der Ergebniſſe zu rechnen iſt. Möglicherweiſe liegt dies aber 
nicht an dem der Methode zugrunde liegenden ſerologiſchen Phäno⸗ 
men, der Verwertung des Tyndalleffekts, ſondern an der noch nicht 
hinreichend vervollkommneten Konſtruktion der Apparatur, bei der 
die Helligkeitsunterſchiede der Sera, auf die es hierbei ankommt, mit 
dem menſchlichen Auge feſtgeſtellt werden müſſen. (Vgl. zu dieſer 
Methode beſonders folgende Publikationen: Zangemeiſter und 
Krieger: Münch MedWſchr. 1928, 1575 ff., Zangemeiſter: Arch. 
f. Gynäkol. 137, 1929, 942; DMedWſchr. 1930, 517f.; Münch⸗ 
MedWſchr. 1930, 483; Zeiß, Stufenphotometer nach Prof. Dr. Pulf⸗ 
rich, III. Ausg., 1928; Goroncy: DMed)ſchr. 1929, 1793; 1930, 
831; Goroncy und Nippe, ebd. 1930, 831 f.; Lattes, Dal 
Bollettino della Societä Italiana di Biologia Sperimentale. Vol. IV, 
kfasc. 1929, 4; Rabau: Münch MedwWſchr. 1930, 483; Krieger, 
ebd. 484; Werkgartner: Beitr. z. gerichtl. Med. XI, 1931, 
198 ff.). Prof. Dr. Bohne, Köln. 
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auch nach dem Inkrafttreten der NotVO. v. 14. Juni 1932 
außer Zweifel, daß die Angekl. gegen das auf die Ber. der 
StA. ergangene Urteil der Stra. das Rechtsmittel der Rev. 
ergreifen konnten. Unter dieſen Umſtänden konnten die von 
den Angekl. abgegebenen Erklärungen, daß ſie ſich dem — 
nach den ihnen erteilten Belehrungen gar nicht anfechtbaren 
— Urteil unterwerfen, nicht den Sinn haben, daß ſie ernſt⸗ 
lich auf ein ihnen in Wahrheit zuſtehendes Rechtsmittel ver⸗ 
zichteten. Die Angekl. haben ſich ſpäter mit der Reviſions⸗ 
einlegung ihres Verteidigers ausdrücklich einverſtanden erklärt. 


Die Rev. iſt auch begründet. Verfehlt iſt allerdings die 
Annahme des Verteidigers, die uneingeſchränkt eingelegte 
Ber. der StA. hätte in der Hauptverhandlung nicht mehr auf 
das Strafmaß beſchränkt werden dürfen. Das Gegenteil er⸗ 
gibt ſich, da eine ſolche Beſchränkung als teilweiſe Zurück⸗ 
nahme des Rechtsmittels anzuſehen iſt, aus $ 303 StPO. 
Ebenſo unzutreffend iſt die Rechtsanſicht, das BG. habe auch 
im Falle einer wirkſamen Beſchränkung des Rechtsmittels auf 
das Strafmaß die Schuldfrage erneut zu prüfen. Sie ſteht im 
Gegenſatz zu der Rſpr. des RG. (vgl. u. a. RGSt. 42, 30; 
45, 149). Soweit in RGSt. 22, 213 für ſtaatsanwaltſchaft⸗ 
liche Rechtsmittel etwas anderes ausgeſprochen iſt, iſt die dort 
vertretene Anſicht ſchon längſt aufgegeben. Aber die — vom 
RevG. von Amts wegen vorzunehmende (vgl. RGSt. 65, 250, 
252 und die dort angef. Entſch.) — Prüfung, ob die Strͤ. 
die Ber. der StA. mit Recht als wirkſam beſchränkt angeſehen 
hat, muß zur Verneinung der Frage führen. Wie das Sit⸗ 
zungsprotokoll ergibt, hat der StA. nach Aufruf der Zeu⸗ 
gen, alſo nach Beginn der Hauptverhandlung (§8 324 Abſ. 1, 
243 Abſ. 1 StPO.), erklärt, daß die Ber. auf das Strafmaß 
beſchränkt werde. Dieſe Erklärung der teilweiſen Zurücknahme 
des Rechtsmittels bedurfte nach $ 303 StPO. der Zuſtim⸗ 
mung der Angekl. Daß ſie erteilt worden ſei, iſt aus dem 
Sitzungsprotokoll nicht erſichtlich. Eine vom ORA. angeregte 
ergänzende Berichtigung des Protokolls, die an ſich zuläſſig 
geweſen wäre, weil eine das Fehlen der Zuſtimmung bemän⸗ 
gelnde Verfahrensrüge nicht erhoben iſt, iſt nicht erfolgt. 
Vielmehr hat der Vorſitzende der Strͤ. ſich dahin geäußert, 
weder die Angekl. noch ihr Verteidiger hätten eine aus⸗ 
drückliche Zuſtimmungserklärung abgegeben; er habe ſie auch 
nicht ausdrücklich daruber befragt, ſondern ihr ſtillſchweigendes 
Einverſtändnis angenommen. Hiernach ſteht feſt, daß die An⸗ 
geklagten der Beſchränkung des Rechtsmittels nicht ausdrück⸗ 
lich zugeſtimmt haben (vgl. auch RGSt. v. 18. Nov. 1932, 
I 984/32). Ihr ſtillſchweigendes Einverſtändnis durfte aber 
nicht vermutet werden, weil fie, anders als in RGSt. vom 
27. Nov. 1930, II 586/30, in dem ſowohl der Angekl als 
auch die St A. Berufung eingelegt und letztere ihr Rechtsmittel 
zurückgenommen hatte, von der Beſchränkung der ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Ber. nicht nur Vorteile zu erwarten hatten. 
Eine vollſtändige Durchführung dieſes Rechtsmittels hätte ja 
nach § 301 StPO. auch zu den Angekl. günſtigeren Schuld⸗ 
feſtſtellungen führen können. Hier war für die Vermutung 
ſtillſchweigenden Einverſtändniſſes um ſo weniger Raum, als 
der Verteidiger die — rechtsirrige — Anſicht vertreten hat, 
daß die Str. die Schuldfeſtſtellungen des SchöffG. unter 
allen Umſtänden nachzuprüfen habe. 

(1. Sen. v. 13. Dez. 1932; 1D 1443/32.) A. 


Zu 23. Das Urt. iſt leider geeignet, die Schwierigkeiten zu ver⸗ 
mehren, die der an ſich ſchwierigen Verfolgung eines Sachverſtändigen 
wegen einer Eidesverletzung im Wege ſtehen. Das iſt bei der immer 
vermehrten Bedeutung des Sachverſtändigenweſens zu bedauern. Denn 
leider entſprechen Ernſt und Gewiſſenhaftigkeit bei der Begutachtung 
nicht immer der hohen Verantwortung. Im übrigen iſt das Urt. 
intereſſant für die Abgrenzung von Vorſatz und Fahrläſſigkeit bei 
den Eidesdelikten und iſt geeignet, zu erweiſen, daß auf die Be⸗ 
ſtrafung des fahrläſſigen Falſcheides nicht verzichtet werden kann. 

I. Der Satz, daß der Sachverſtändige ſich nicht über den Beweis⸗ 
wert widerſprechender Zeugenausſagen zu äußern habe, trifft nur in 
beſtimmten Fällen zu, ſo wahrſcheinlich im vorliegenden. Die all⸗ 
gemeine Faſſung des Satzes iſt als eine der in der Rſpr. unvermeid⸗ 
lichen übereilten, zu generellen Formulierungen anzuſehen. Der Sach⸗ 
verſtändige iſt vielmehr Gehilfe des Richters gerade auch in der Frage 
der Beweiswürdigung. Insbeſ. in Straf⸗ und Zivilprozeſſen, die 
Autounfälle zur Grundlage haben, erwartet man vom Sachverſtän⸗ 
digen eine Bewertung der Zeugenausſagen, da nur er die in ſolchen 


23. 88 79, 80, 261 StPO.; 88 154, 163 StGB. 

1. Da der Sachverſtändige nicht über den Be⸗ 
weiswert widerſtreitender Ausſagen zu ent- 
ſcheiden hat, genügt er ſeiner Eidespflicht, wenn 
er zu erkennen gibt, von welchen tatſächlichen 
Grundlagen er ausgegangen iſt. 

2. Bei objektiv unrichtigem Gutachten iſt der 
Eid wiſſentlich falſch, wenn es der inneren Über- 
zeugung nicht entſpricht; fahrläſſig falſch, wenn 
der Sachverſtändige bei der ihm zugänglichen 
Kenntnis der tatſächlichen Unterlagen und bei 
der ihm eigenen Sachkunde zu einer anderen 
Überzeugung hätte kommen müſſen. f) 


Das Urt. läßt die tatſächlichen Unterlagen für die Feſtſtellung 
vermiſſen, daß der Angekl. ſein Gutachter als Sachverſtändiger 
fahrläſſig falſch abgegeben habe. Das Urt. führt aus, daß der 
Angekl. dem Sinne nach ausgeſagt habe, A. ſei „richtig“ gefahren, 
d. h. nach dem Zuſammenhang, er habe als Führer eines 
Laſtkraftwagenzugs, beſtehend aus einem Kraftwagen und 
einem Anhänger, die Linkskurve in weitem Bogen genommen 
oder nicht anders nehmen können, als er es getan habe, ferner 
daß der Angekl. ſich bei ſeinem Gutachten auf die Angaben 
des damaligen Angekl. A. geſtützt und daraus, wenn ſie 
richtig geweſen ſein ſollten, unzutreffende Schlußfolgerungen 
gezogen, andernfalls die gegenteiligen Ausſagen der Zeugen 
unbeachtet gelaſſen habe. Dieſe Ausführungen laſſen zunächſt 
nicht erkennen, auf Grund welcher tatſächlichen Unterlagen 
und auf Grund welcher Schlußfolgerungen der Angekl. zu 
ſeinem Ergebnis, A. ſei richtig gefahren, gekommen iſt. Das 
Urt. teilt nur das Ergebnis, nicht aber den Inhalt des Gut⸗ 
achtens mit. Weiter fehlen Urteilsangaben darüber, welche 
Ausſagen die Zeugen in der Hauptverhandlung gegen A. ge⸗ 
macht haben und welchen Inhalt — nicht nur welches Er⸗ 
gebnis — das Gutachten des Angekl. hätte haben müſſen, 
wenn es ſeinem techniſchen Verſtändnis und ſeiner Kenntnis 
des Sachverhalts entſprochen hätte. Dieſe Mängel machen es 
dem RevG. unmöglich, nachzuprüfen, ob das LG. mit Recht 
das erſtattete Gutachten als fehlerhaft bezeichnet, gegebenen⸗ 
falls in welchem Punkte der Fehler eingeſetzt hat, ob der 
Angekl. ſchuldhaft zu dem Fehler gekommen iſt, vor allem, 
ob ihm die Ausſagen der Zeugen Anlaß hätten geben können 
und müſſen, ſein Gutachten anders zu geſtalten. 

Was den Einfluß der Zeugenausſagen auf das Gut⸗ 
achten des Angekl. anlangt, fo iſt noch auf folgendes hinzu⸗ 
weiſen: Der Sachverſtändige hat nicht über den Beweiswert 
der widerſtreitenden Ausſagen, die in der Hauptverhandlung 
von dem Angekl. und den Zeugen gemacht werden, zu ent⸗ 
ſcheiden. Dieſe Prüfung iſt Sache des Gerichts. Kommt der 
Sachverſtändige zu einem verſchiedenen Ergebnis, je nachdem 
er ſeinem Gutachten die eine oder die andere der verſchie⸗ 
denen Ausſagen zugrunde legt, ſo genügt er ſeiner Eides⸗ 
pflicht, wenn er darauf hinweiſt und zu erkennen gibt, von 
welchen tatſächlichen Grundlagen er ausgegangen iſt und daß 
das Ergebnis ein anderes ſein würde oder ſein könnte, wenn 
er von einem anderen Sachverhalt ausginge. Das LG. wird 
daher auf Grund der neuen Hauptverhandlung auch zu prüfen 
haben, ob der Angekl. zu erkennen gegeben hat, daß er bei 
Erſtattung ſeines Gutachtens von den Angaben des Angekl. 
Fällen möglichen Sinnestäuſchungen oder Phantaſieeinwirkungen auf 
die Ausſage beſonders gut kennt, ebenſo beſonders gut in der Lage 
iſt, die Kontrollfrage zu ſtellen, was denn beobachtbar war. 

Allgemein ausgedrückt: Die Gutachterpflicht erſchöpft ſich keines⸗ 
wegs in der Pflicht, Erfahrungsſätze mitzuteilen. Der Sachverſtän⸗ 
dige hat dieſe vielmehr auch anzuwenden, um Tatſachen im Wege der 
Beweiswürdigung feſtzuſtellen oder um dem Richter bei der Sub⸗ 
ſumtion unter den Rechtsſatz behilflich zu fein (fo z. B. 8 51 StPO.). 
Ja, der Sachverſtändige hat möglicherweiſe ſogar die Hilfstatſachen 
ſeines Gutachtens zu ermitteln, was nicht möglich wäre, ohne ſich 
über den Beweiswert der benützten Erkenntnisquellen auszusprechen. 
So hat der Vorſtand der Irrenklinik ſich etwas über die Zuverläſſig⸗ 
keit von Beobachtungen des Wärterperſonals zu äußern. Inwieweit 
für dieſe Punkte der Sachverſtändigenbeweis allein genügt, iſt eine 
andere Frage. 

II. So notwendig es nun methodiſch iſt, mit dem Urt. die Frage 
nach dem Umfang der Begutachtungspflicht zu ſtellen — nur muß 
die Frage dann anders beantwortet werden —, ſo wenig läßt ſich Ver⸗ 
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ausgehe, oder ob er ſein Gutachten als zutreffend auch für 
den Fall hingeſtellt hat, daß man den tatſächlichen Angaben 
der Zeugen Glauben ſchenke. Ob hier das LG. von richtigen 
Vorausſetzungen ausgegangen iſt, kann das RevG. auf Grund 
der ungenügenden Darſtellung des Sachverhalts im Urt. eben- 
falls nicht nachprüfen. Bei Klärung dieſer Frage hätte viel⸗ 
leicht die von dem Angekl. in der Hauptverhandlung gegen 
A. vorgelegte Skizze von Wert ſein können. 

Das Urt. läßt auch nicht mit Sicherheit erkennen, daß 
der Prüfung der Fahrläſſigkeit zutreffende rechtliche Vorſtel⸗ 
lungen über die Pflichten eines Sachverſtändigen zugrunde 
lägen. Der Sachverſtändige ſchwört, daß er ſein Gutachten 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erſtatten werde; er verſichert 
alſo unter Eid, daß er es ſo gut erſtatten werde, wie er es 
verſtehe. Sein Eid iſt wiſſentlich falſch, wenn ſein Gutachten 
ſeiner inneren Überzeugung nicht entſpricht. Sein Eid iſt 
fahrläſſig falſch, wenn er bei der ihm zugänglichen Kenntnis 
der tatſächlichen Unterlagen und bei der ihm eigenen Sach⸗ 
kunde zu einer anderen Überzeugung hätte kommen müſſen, 
als er kundgegeben hat. Wenn daher das Urt. zum Nachweis 
der Fahrläſſigkeit davon ausgeht, daß das Gutachten des 
Angekl. objektiv falſch geweſen ſei, ſo kann dies die Ver⸗ 
mutung eines Rechtsirrtums erwecken. Daß das Gutachten 
objektiv falſch ſei, wurde dem Gericht durch Gutachten von 
weiteren Sachverſtändigen übermittelt. Deren Gutachten hatten 
dann für das LG. nur inſofern Bedeutung, als ſie möglicher⸗ 
weiſe den Beweis erbrachten, daß ein Sachverſtändiger bei 
Berückſichtigung aller tatſächlichen Umſtände und techniſchen 
Erfahrungen nicht zu dem von dem Angekl. abgegebenen Gut⸗ 
achten kommen konnte und daß daher auch der Angekl. bei 


nachläſſigung der Begutachtungspflicht gleichſetzen mit Verletzung der 
Eidespflicht. Wenn das Urt. dies tut, ſo überſieht es, daß zwar die 
Eidespflicht nur verletzt ſein kann, wenn die Gutachterpflicht verletzt 
iſt, daß aber nicht jede Verletzung der Gutachterpflicht ſchon eine Ver⸗ 
letzung der Eidespflicht iſt. Wer ein unzulängliches Gutachten erſtattet, 
ohne die Eidespflicht zu verletzen, zieht ſich möglicherweiſe eine Ord⸗ 
nungsſtrafe nach 5 409 ZPO., § 77 SPD. zu. 

Die Frage, wann eine Verletzung der Eidespflicht vorliegt, hat 
das RG. freilich in der Sache im weſentlichen richtig beantwortet. In 
korrekter Formulierung hat dieſe Antwort zu lauten: „Die Eides⸗ 
pflicht iſt auch dann verletzt, wenn nicht erkennbar iſt, daß das Gut⸗ 
achten auf einer — am Auftrag gemeſſen — unvollſtändigen Würdi⸗ 
gung der tatſächlichen Grundlagen beruht.“ So verletzt etwa der 
pſychiatriſche Sachverſtäandige die Eidespflicht, der unrichtige Beob⸗ 
achtungen des Pflegeperſonals unkritiſch mitteilt, denn er erklürt 
damit, daß er entweder die Beobachtungen ſelbſt gemacht oder ſie doch 
auf ihre Zuverläſſigkeit geprüft habe. Dasſelbe gilt für den Auto⸗ 
ſachverſtändigen, der ſich unkritiſch auf eine beſtimmte Zeugenausſage 
beruft, obwohl er bei Erfüllung ſeiner Gutachterpflicht hätte darauf 
hinweiſen müſſen, daß der Zenge die fragliche Beobachtung gar nicht 
machen konnte. Denn auch er erklärt, daß er die Zeugenausſage ge⸗ 
prüft und unbedenklich gefunden habe. Erſt von hier aus wird der 
vom RG. geprägte Satz gegen Mißverſtändniſſe geſichert, daß der 
Sachverſtändige ſeiner Eidespflicht genügt, wenn er „zu erkennen 
gibt, von welchen tatjächlichen Grundlagen er ausgegangen iſt“. 

Dieſer Entſch. ſcheint man entgegenhalten zu können, daß dann 
gerade derjenige Sachverſtändige ſtraffrei ausgeht, der ein ſo ſaloppes 
Gutachten erſtattet, daß die Unvollſtändigkeit desſelben auch erkenn⸗ 
bar wird. Dieſes ſcheinbare Billigkeitsargument ſchlägt aber nicht 
durch. Denn es iſt ja noch ſalopper, wenn der Sachverſtändige gar 
nichts tut, ſich gar nicht äußert, und dann kann ker nicht gegen die 
Eidespflicht verſtoßen. 

Die Sache liegt ebenſo, wenn der Zeuge etwas verſchweigt. Ent⸗ 
ſteht der Eindruck einer vollſtändigen Ausſage, ſo iſt der Eid falſch. 
Entſteht dieſer Eindruck nicht — etwa weil der Zeuge erkennbar ſich 
nur ſalopp äußert —, fo iſt zwar der Ausſagepflicht nicht entſprochen, 
der Richter mag alſo die erforderlichen Zwangsmittel anwenden, der 
Eid aber iſt rein. (Ganz korrekt Olshauſen 8 154 Anm. 8 
Abſ. 2. Die Entſch. RES. 57, 152 — IM. 1925, 792 1 leiden 
jedoch auch an dem Mangel, daß ſie die Frage, ob ein Zeuge ſeiner 
Bekundungspflicht prozeſſual genügt hat, und die andere, ob ſeine 
Ausſage „falſch“ iſt, nicht auseinanderhalten.) 

III. Das Urt. iſt auch lehrreich für die Abgrenzung von vorſätz⸗ 
lichem Meineid und ſahrläſſigem Falſcheid. 

1. Die Eutſch. beſtätigt die herrſchende, aber in der Judikatur 
noch nicht angewandte Lehre, daß es beim Sachverſtändigenmeineid 
(8 154) auch für den Tatbeſtand auf die objektive Richtigkeit des 
Gutachtens nicht ankommt. Ein Meineid liegt nach der Meinung des 
RG. vielmehr dann vor, wenn der Sachverſtändige ein Gutachten im 
Gegenſatz zu ſeiner Überzeugung abgibt, ſelbſt wenn das Gutachten 


ſeiner Ausſage entweder die Unrichtigkeit ſeines Gutachtens 
erkannt habe (Fall des Meineids) oder ſie bei ſorgfältiger 
Prüfung hätte erkennen müſſen (fahrläſſiger Falſcheid). 


(1. Sen. v. 3. Jan. 1933; 1 D 1462/32.) D.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 58 131, 105, 22 PrK G. Für die Streitwert⸗ 
bemeſſung bei Beſchwerden gegen den Zuſchlagsbeſchluß 
iſt nach der ſtändigen Rſpr. des Senats nicht das Intereſſe 
der Beteiligten, ſondern der objektive Wert maßgebend, 
der ſich nach der Wichtigkeit und der wirtſchaftlichen Be— 
deutung des Geſchäfts beſtimmt. 

(KG., ZivSen. la, Beil. v. 10. März 1933, 1a X 239/240/33.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
* 


2. Art. 8 88 1, 2 Pra BGB.; § 26 Prͤch. Die 
Beſchwerde des Koſtenſchuldners gegen den Anſatz von 
Gerichtskoſten unterliegt ohne weiteres der Zurückweiſung, 
wenn der Anſpruch auf Rückzahlung zuvielgezahlter Ge— 
bühren bereits verjährt iſt und die Staatskaſſe ſich auf 
dieſe Verjährung beruft. 

Die Frage der Verjährung wird in den Fällen, in denen Ge⸗ 
bührenforderungen ſeitens des Staates erhoben werden, regel⸗ 
mäßig vom Sen. geprüft, Iſt nämlich der Anſpruch auf Zahlung 
von Gerichtskoſten gem. § 13 Abſ. 1 PrGKch. bereits verjährt, fo 
können gegenüber dem Koſtenſchuldner keine Gebühren mehr in 
Anſatz gebracht werden (jo Beſchl. 1a X 85/32, auch 1a X 
1368/32; vgl. Mügel⸗Ehm VII, Anm. 8 zu § 13 Pr&X6.). In 
gleicher Weiſe iſt auch vorliegend zu prüfen, ob der Rückerſtat⸗ 
tungsanſpruch der Koſtenſchuldnerin in Hinſicht auf die von ihr 
zuviel gezahlten Koſten verjährt iſt. Beſteht hier wegen Verjäh⸗ 
rung dieſes Anſpruchs keine Möglichkeit, ihn durchzuſetzen, ſo kann 
dem Koſtenſchuldner auch nicht das Recht gewährt werden, eine 
ſachliche Nachprüfung und evtl. Abänderung des Koſtenanſatzes 
herbeizuführen, da er durch dieſen nicht mehr beſchwert erſcheint 
(vgl. Beſchl. v. 2. Mai 1913: Itſchr. Pr. 111; auch Mügel⸗ 
Ehm, VII, Anm. 9 zu § 13 Pr&K®.: BurBl. 1917, 64). 

Der Anſpruch auf Rückzahlung objektiv zuviel gezahlter bzw. 
erhobener Gebühren verjährt nach der auf Grund des Art. 104 
Nr. 4 EGBGB. gültigen Belt. des Art. 8 81 AG Bz. in vier 
Jahren, und zwar beginnt die Verjährung nach 8 2 Nr. 1 a. a. O. 
mit dem Schluſſe des Jahres, in dem der Anſpruch entſteht. Im 
Falle objektiv unrichtigen Koſtenanſatzes entſteht der Rückzah⸗ 
lungsanſpruch nun nicht erſt mit der Beſeitigung des unrichtigen 
Koſtenanſatzes, ſondern bereits mit der Zahlung der erforderten 
Gebühr. Objektiv gibt es nur eine richtige Weta ce und 
eine richtige Berechnung der Gebühren entſprechend den Beſt. 


objektiv richtig fein ſollte. (Der Schlußſatz der Entſch. bezieht ſich nur 
auf die Beweisfrage.) Im übrigen herrſcht ja bekanntlich Streit 
darüber, ob und inwieweit die objektive oder ſubjektive Unrichtig⸗ 
keit der Ausſage zum Tatbeſtand namentlich des Zeugenmeineids 
gehört (vgl. Frank 8 154 III 2). 

2. Nicht ganz klar iſt es, ob die Entſch. zum Talbeſtand des 
8 163 fordert, daß gerade der Sachverſtändige zu einem anderen 
Gutachten hätte gelangen müſſen, oder ob es für § 163 nur auf die 
objektive Unrichtigkeit des Gutachtens anzukommen hat. Die letztere 
Anſicht wäre m. E. vorzuziehen (vgl. meine Abhandlung: GerS. 93, 
205). Immerhin wäre beim Sachverſtändigeneid der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen ſubjektiv fahrläſſig unrichtigem und objektiv unrichtigen Gut⸗ 
achten praktiſch durchzuführen, da der Richter ja ohnedies die dem 
Sachverſtändigen zur Verfügung ſtehenden Erltenntnisquellen nach⸗ 
prüfen muß, ſie alſo bekannt ſind. 

3. Am wichtigſten erſcheint mir eine in der Entſch. enthaltene 
Negative. Der Sachverſtändige ſchwört, daß er ſein Urt. nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen und unparteiiſch abgibt (vgl. 8 410 BRD, 
§ 79 StPO.) Würde man annehmen, der Sachverſtändige mache 
damit zugleich die Ausſage, daß er ſein Gutachten für ſorgfältig und 
gewiſſenhaft halte, ſo hätte in unſerem Fall die Frage des Meineids 
aufgeworfen werden müſſen. M. R. lehnt aber das RG. die Mei- 
nung ab, daß der Sachverſtändige ein derartiges Werturteil über 
ſein Gutachten bezeuge und zugleich beſchwöre. Meineid liegt alſo 
nur dann vor, wenn das Gutachten im Ergebnis nicht der Über⸗ 
zeugung des Sachverſtändigen entſpricht. Weiß er, daß er ſein Gut⸗ 
achten nicht ſo ſorgfältig erſtattet hat, als dies ſeine Pflicht geweſen 
wäre, vertraut er aber dennoch auf die Richtigkeit des Ergebniſſes, 
ſo liegt ein vorſätzlicher Meineid nicht vor. 

Gerade aus dieſer Überlegung ergibt ſich aber, daß die Beſtrafung 
des fahrläſſigen Falſcheides nicht entbehrt werden kann. 

Prof. Dr. Hellmuth Mayer, Roſtock. 
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Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


der Koſtengeſetze. Wenn in Abweichung hiervon Gebühren be⸗ 
rechnet und gezahlt ſind, ſo beſteht ein Rückforderungsanſpruch. Die 
Auffaſſung, daß dieſer Anſpruch erſt mit der Beſeitigung des un⸗ 
richtigen Koſtenanſatzes entſteht, würde dem Sinne der Ver⸗ 
jahrungsbeſt., nämlich zu verhindern, daß nach Ablauf einer ge⸗ 
wiſſen Spanne Zeit eine Koſtenſache erneut aufgerollt wird, was 
ſowohl gegenüber dem Schuldner wie gegenüber der Staatskaſſe 
gilt, nicht gerecht werden. Denn der Gebührenſchuldner konnte 
noch nach unbegrenzter Zeit die Nachprüfung eines Koſtenanſatzes 
erwirken und erſt mit dieſer Entſch. im Verfahren der Erinnerung 
bzw. Beſchw. würde ſich entſcheiden, ob ein Rückforderungsanſpruch 
entſtanden iſt, mithin eine Verzährungsfriſt zu laufen be⸗ 
beginnt. Anders liegt es im Falle der Niederſchla gung. Hier 
hat der Koſtenſchuldner eine objektiv tatſächlich beſtehende Koſten⸗ 
ſchuld bezahlt. Durch die Niederſchlagungsverfügung wird der an 
ſich zu Recht vorgenommene Koſtenanſatz beſeitigt. Bis zur Nie⸗ 
derſchlagungsverfügung hat der Koſtenſchuldner alfo überhaupt 
keinen Rückforderungsanſpruch; erſt mit ihr wird die Verpflichtung 
des Staates zur Rückzahlung der eingezogenen Koſten begründet 
(Beſchl. v. 2. Mai 1913 a. a. O.; vgl. Mügel⸗Ehm, VII, 
Anm. 9 zu § 13 PrGͤKG. a. E. auch Cruſen Müller, 
Anm. II, 1 a zu Art. 8 85 2 AG BGB.). 

Geht man von dieſen Erwägungen aus, ſo iſt der Rück⸗ 
forderungsanſpruch der Koſtenſchuldnerin bereits 1926 begründet 
geweſen (entitanden); die Verjährung würde alſo mit dem 
Schluſſe dieſes Jahres begonnen haben (Art. 8 82 Nr. 1 
A BGB.). Dadurch, daß die Koſtenſchuldnerin aber noch im 
Nov. 1926 Erinnerung einlegte, wurde eine Unterbrechung her⸗ 
beigeführt ($ 209 BGB., Art. 8 § 2 AG BGB.; Mu gel⸗Ehm, 
VII a. a. O.), die aber mit der Zuſtellung des Beſchl. des AG., 
in dem über die Erinnerung entſchieden war, beendet wurde. Dies 
folgt aus der entſprechenden Anwendung der SS 211, 220 BG. 
Nunmehr begann eine neue vierjährige Friſt zu laufen. Dieſe 
Friſt war z. Z., als die Koſtenſchuldnerin ihre Beſchw. gegen den 
ihre Erinnerung zurückweiſenden Beſchl. v. 27. April 1927 ein⸗ 
legte, ſchon abgelaufen, ſo daß ſie nicht mehr in der Lage war, 
eine neue Unterbrechung durch Einlegung eines Rechtsmittels 
herbeizuführen. 

(KG., ZivSen. 12, Beſchl. v. 27. Jan. 1933, 1a X 57/33.) 
Mitgeteilt von KGR. Heydtmann, Berlin. 


Beſchwerdeentſcheidungen 
gegen Entfheidungen der Aufwertungsſtellen. 


Bayern. 


1. Das AufwFällG. enthält ebenſowenig wie das 
AufwG. eine Beſtimmung darüber, in welchem Verfahren 
die zu erſtattenden Koſten feſtzuſetzen ſind. Anwaltskoſten 
ſind nicht immer erſtattungsfähig. Verſchiedene Fragen 
aus dem bayriſchen Koſtenrecht. 5) 

Auch in dem F., auf das 873 Abſ. 1 AufwGg. und 818 
Abſ. 1 AufwFällch. hinſichtlich des Verfahrens verweiſt, iſt eine der⸗ 
artige Verfahrensvorſchrift nicht enthalten. Im gegebenen Falle 
greift demnach für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren die gem. § 200 
Abi. 1 FG. für die Koſtenfeſtſetzung in den Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit in Art. 133 Abſ. 1 Bay Ach BGB. getroffene 
Regelung Platz, wonach die einem Beteiligten zu erſtattenden Koſten 
auf Antrag vom Gericht 1. Inſtanz feſtgeſetzt werden und gegen 
ſolche Entſch. die ſof. Beſchw. gegeben iſt (BayObXG. 30, 412 u. 31, 26). 

Nach Art. 129 Bay AGG BGB. im Zuſammenhalte mit 8 27 FGG. 
kann gegen die vom LG. in der Beſchwanſt. erlaſſene Entſch. die 
ſofortige weitere Beſchwerde eingelegt werden; dieſes Rechtsmittel 
kann jedoch mit Erfolg nur darauf geſtützt werden, daß die Entſch. 
des Beſchwch. auf einer Verletzung des Geſetzes beruht. Die Rechts⸗ 
beſchwerde ift ſohin im vorl. Falle ſtatthaft. 

Die rechtskräftig gewordene Entſch. der AufwSt. über die 
Koſtenpflicht kann nicht nachträglich im Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
abgeändert werden. Das Beihwd. hat ſomit zutreffend den im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren von dem Schuldner geſtellten Antrag, in Abände⸗ 
rung des Beſchluſſes, wodurch ihm die Koſten des auf die Bewilligung 
einer Zahlungsfriſt bezüglichen Verfahrens auferlegt wurden, dem 
Gläubiger einen Teil dieſer Koſten zur Laſt zu legen, zurückgewieſen. 

Die Annahme des Beſchwö., daß die Frage, ob die Koſten 
des von dem Gläubiger zugezogenen RA. erſtattungsfähig ſeien, nicht 
im Verfahren über die Bewilligung einer Zahlungsfriſt, ſondern erſt 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren zu entſcheiden geweſen ſei, begegnet 


Zu 1. Die Entſch., die der bisherigen Praxis des Ban Obe. 
(vgl. JW. 1929, 1988, abw. früher Baygpflg. 1927, 151 — Aufw⸗ 
Kart. Karte 3 zu 8 76) und der im Schrifttum allgemein vertretenen 
Anſicht folgt, iſt zutreffend. Für Preußen vgl. Ark. 9, 10 PreyGG. : 
Schlegelberger, Komm. z. FGG. Anm. II, 2 zu Art. 10 S. 402 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


keinem rechtlichen Bedenken. Die AufwSt. hatte in dem Beſchluß 
lediglich darüber zu entſcheiden, wer die Koſten des Verfahrens zu 
tragen hatte (8 26 AufwFällch.); die Eutſch. über die Erſtattungs⸗ 
fähigkeit der Anwaltskoſten des Gläubigers war im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren zu treffen (vgl. BayObLG.: JW. 1929, 1988 ; Bayd be. 
31, 26; KG.: JW. 1927, 14931 und 1932, 26201; KG.: Höchſt⸗ 
RRſpr. (JurRdſch.) 1927 Nr. 405; Nadler, Grundbuch- und Auf⸗ 
wertungsfragen, 3. Aufl., S. 167; Nadler, AufwFäll G., Anm. 2 
zu § 26; Quaſſowski, AufwFällcz., Anm. 2 zu § 26). 

In den die Bewilligung einer Zahlungsfriſt betr. Sachen ſind 
ebenſo wie in den Aufwertungsſachen die durch die Zuziehung eines 
RA. entſtandenen Koſten nicht allgemein, ſondern nur dann zu er⸗ 
ſtatten, wenn dieſe Zuziehung zur zweckentſprechenden Erledigung 
der Angelegenheit notwendig war; denn bei der Frage der Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit dieſer Koſten findet in den eben genannten Sachen 
nicht die Vorſchr. des 891 Abſ. 2 Satz 1 ZRO. Anwendung, wo⸗ 
nach die Anwaltskoſten der im Koſtenpunkte ſiegenden Partei ſtets 
zu erſtatten ſind, ſondern iſt im Hinblick auf § 73 Abf. 1 AufwG., 
$18 Aufwällch. und 8 200 Abſ. 1 FGG. die Veit. des Art. 131 
Abſ. 1 Satz 2 Bay Ach BB. ſinngemäß anzuwenden, wonach in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit die einem Beteiligten 
entſtandenen Anwaltskoſten dieſem nur dann zu erſtatten ſind, wenn 
die gemachten Aufwendungen zur zweckentſprechenden Erledigung der 
Angelegenheit notwendig waren (vgl. Bayobsc. 25, A 245, 357; 
28, A 689 und 31, 26; KG.: JW. 1925, 14104; Jurgdſch. 1925 
Nr. 1151 und AufwRſpr. 1928, 1008; Mügel, Auw®., 5. Aufl., 
Anm. 2 zu 8 76; Quaſſowski, AufwG., 5. Aufl., Anm. 2 zu 
976; Nadler, Grundbuch- u. Aufwertungsfragen, 3. Aufl., ©. 167; 
Mügel, AufwFällch., Anm. 1 zu 8 26; Nadler, AufwFällG., 
Anm. 2 zu $ 26). 

Über die Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten hat das Gericht 
nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden. Das mit der weiteren Be⸗ 
ſchwerde befaßte Gericht kann nur prüfen, ob das BeſchwG. bei der 
Würdigung der Frage der Notwendigkeit und Erſtattungsfähigkeit 
dieſer Koſten von ſeinem Ermeſſen einen fehlerhaften Gebrauch ge⸗ 
macht, insbeſ. gegen anerkannte Rechtsgrundſätze verſtoßen hat. Zu 
dieſen Grundſätzen gehört es, daß es für die Frage der Erſtattungs⸗ 
fähigkeit der Anwaltskoſten nicht darauf ankommt, ob die Aufwen⸗ 
dung dieſer Koſten ſich im Zeitpunkte der Koſtenfeſtſetzung bei rück⸗ 
wärts gerichteter Betrachtung als notwendig erwieſen hat, ſondern 
nur darauf, ob die Partei zu der Zeit, als fie die Koſtenaufwendung 
machte, dieſe Aufwendung für erforderlich halten durfte. Die Er⸗ 
wägungen, aus denen das Beſchwß. die Notwendigkeit der Zuziehung 
eines RA. verneint hat, ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. Das LG. 
hat ohne Rechtsverſtoß dargelegt, daß im gegebenen Falle die Sach⸗ 
und Rechtslage von vornherein einfach gelagert geweſen iſt und 
tatſächliche oder rechtliche Schwierigkeiten nicht zu erwarten waren. 

Unrichtig iſt das Vorbringen des Vertreters des Gläubigers, 
daß der Schuldner in ſeiner Beſchwerde den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
hinſichtlich der Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten des Gegners 
nicht angefochten habe. Der Schuldner hat in ſeiner Beſchwerde aus⸗ 
drücklich geltend gemacht, er fühle ſich dadurch beſchwert, daß der 
Gläubiger trotz der Einfachheit der Sache die Koſten durch Beiziehung 
eines RA. erheblich vermehrt habe. Ein Verſtoß des Beſchwch. gegen 
den in 8 308 Abſ. 1 ZPO. feſtgelegten, auch für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren geltenden Grundſatz, daß keiner Partei etwas zugeſprochen 
werden darf, was nicht beantragt ift, liegt nicht vor (RG. 35, 427). 

Verfehlt iſt die Anſchauung des Vertreters des Gläubigers, daß 
dieſem mindeſtens diejenigen Koſtenbeträge hätten zugebilligt werden 
müſſen, die ihm bei Selbſtbetrieb der Sache entſtanden wären, näm⸗ 
lich die Entſchädigung für Zeitverſäumnis und Ganggebühren ſowie 
der Erſatz für Portoauslagen, wenn die Anwaltskoſten nicht für er⸗ 
ſtattungsfähig befunden wurden. Der Gläubiger hat ſolche Koſten 
nicht in Rechnung geſtellt. Die RBeſchw. iſt unbegründet. 

Die AufmSt. hat es unterlaſſen, eine Gerichtsgebühr für den 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß feſtzuſetzen. Das BeſchwG. hätte in ſeinem 
Beſchluſſe die Feſtſetzung dieſer Gerichtsgebühr nachholen ſollen, wenn 
auch die Unterlaſſung der Gebührenfeſtſetzung nicht gerügt worden 
war; denn über die Koſten einſchließlich der Gebührenfeſtſetzung iſt 
in ſinngemäßer Anwendung des 8 308 Abſ. 2 ZPO. ſtets von Amts 
wegen zu entſcheiden. In Art. 129 BayKoſtch. iſt allerdings be⸗ 
ſtimmt, daß in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
auf die gerichtliche Feſtſetzung der einem Beteiligten zu erſtattenden 
Koſten die Vorſchr. des GKG. entſprechende Anwendung finden, und 
nach dieſen Vorſchr. iſt das Koſtenfeſtſetzungsverfahren im erſten 
Rechtszuge gebührenfrei (8 1 GRG.; vgl. auch Rittmann⸗Wenz, 
SLG., 15. Aufl., Anm. 3 zu § 20); dieſe allgemeine Regelung greift 
jedoch bei den die Bewilligung einer Zahlungsfriſt betreffenden 
Sachen nicht Platz, weil für dieſe Sachen in den 88 1 und 5 Abſ. 2 
Bay VD. v. 23. Sept. 1930 über den Vollzug des AufwFäll c., im 
Zuſammenhalte mit 888 und 9 Bay O. v. 30. März 1926 über 
den Vollzug des Aufiw®. eine Sonderregelung getroffen worden iſt. 
Nach dieſen Beſt., die auch für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in 
ſolchen Sachen gelten, iſt für jeden Rechtszug eine gerichtliche Ge⸗ 
bühr feſtzuſetzen. 
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Die Koſten der erfolgloſen RBeſchw. waren dem Gläubiger zu 
überbürden. 

$ 26 AufwFällGG. gilt nur für das Verfahren vor der AufwSt., 
ſomit nur im erſten Rechtszuge; für die Beſchwnſt. greift der in 
Art. 131 Abſ. 2 Bay A800. feſtgelegte Grundſatz Platz, daß die 
durch eine unbegründete Beſchw. verurſachten Koſten den Beſchw . 
treffen. 


(Bay Obs, ZivSen., Beſchl. v. 20. Sept. 1932, Reg. VIII Nr. 95/32.) 
Mitgeteilt v. IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Oberlandesgerichte. 
a) Zivilſachen. 


Kiel. I. Recht der Notverordnungen. 

1. Art. 1 8 1 VO. über landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933; Art. 181 AusfVO. hierzu 
v. 14. Febr. 1933. Begriff der landwirtſchaftlichen Neben- 
betriebe. 

Das Grundſtück gehört zu denjenigen, deren Zwangsverſtei⸗ 
gerung durch die VO. und die AusfVO. v. 14. Febr. 1933 ein- 
zuſtellen iſt. Die Indu. HK. in Kiel hat ſich zwar in ihrer gutacht⸗ 
lichen Außerung dahin ausgeſprochen, daß das Grundſtück als 
Ziegelei und als ſelbſtändiger Induſtriebetrieb und nicht als land⸗ 
wirkſchaftlicher Nebenbetrieb anzuſehen ſei. Auch das Berfteig®. 
geht in dem Beſchl. v. 4. Nov. 1932 davon aus, daß das ſtreitige 
Grundſtück ein zweiter Hauptbetrieb der Grundſtückseigentümerin 
ſei. Damit wird man jedoch dem 81 AusfVO. nicht gerecht. 

Offenſichtlich trifft die AusfVO. nicht nur Grundſtücke, die 
in der Hauptſache landwirtſchaftlich genutzt werden und außer⸗ 
dem einen landwirtſchaftlichen Nebenbetrieb unterhalten, ſondern 
auch 97 ändige Grundſtücke, die nur einem landwirtſchaft⸗ 
lichen Neben betriebe dienen. Es kommt alſo darauf, ob Land⸗ 
wirtſchaft und Nebenbetrieb auf ein und demſelben wirtſchaftlich 
oder grundbuchlich zuſammengehörenden Grundſtücke betrieben 
werden, nicht mehr an. Es kommt aber weiter für den Begriff 
des landwirtſchaftlichen Neben betriebes nicht darauf an, ob 
etwa dieſer Nebenbetrieb ſeinem Werte nach, verglichen mit 
der Landwirtſchaft, im Streitfalle erheblich hinter dieſer zurück⸗ 
ſteht. Es iſt vielmehr nur weſentlich, daß ein mit der landwirt⸗ 
re Ertragsgewinnung im Zuſammenhang ſtehendes Ge⸗ 
werbe betrieben wird, auch wenn dieſes Gewerbe allmählich die 
Hauptſache eines landwirtſchaftlichen Umkreiſes geworden iſt. 
Brennereien, Molkereien, Ziegeleien, Schneidemühlen uſw. ſind 
ſchon immer als landwirtſchaftliche Nebengewerbe angeſehen wor⸗ 
den (Jaeckel⸗Güthe, ZwvVerſtG., § 10 Anm. 11), wenn die 
induſtrielle Anlage mit dem Landgute in einem derartigen Ver⸗ 
hältniſſe ſtand, daß ihr Betrieb aus deſſen Erzeugniſſen allein 
oder doch hauptſächlich ihre Rohſtoffe entnahm. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob auch nach Art. 1 8 1 AusfVO. ein derartiger 
Zuſammenhang zwiſchen dem Nebenbetrieb und einem beſtimmten 
anderen, wirtſchaftlich mit ihm im Zuſammenhang ſtehenden 
Grundſtück verlangt wird, und ob es nicht vielmehr — z. B. bei 
Molkereien — genügt, daß ein Zuſammenhang mit der Land⸗ 
wirtſchaft überhaupt oder wenigſtens mit den im Umkreiſe ge⸗ 
legenen Grundſtücken beſteht. Hier jedenfalls hängt das Streit⸗ 
grundſtück unmittelbar mit einem landwirtſchaftlich betriebenen, 
derſelben Grundſtückseigentümerin gehörigen Grundſtücke zuſam⸗ 
men, wird von jenem Grundſtücke aus betrieben, erhält von dort⸗ 
her Perſonal und Beſpannung, bildet alſo eine wirtſchaftliche Ein⸗ 
heit und iſt lediglich grundbuchlich ſeit fünf Jahren von dem 
Hauptgute getrennt. 

(OLG. Kiel, Beſchl. v. 20. Febr. 1933, 1 W 79/3.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


II. Materielles Recht. 
Königsberg. Anwaltſchaft. 


2. 88 675, 611 BGB. Der Rechtsanwalt haftet 
wegen Errichtung eines anfechtbaren Siherungsvertrags.f) 
Ein Kaufmann hatte einem Fleiſchermeiſter Waren im Werte 
von mehreren 1000 % geliefert und beauftragte einen RA., 
einen Sicherungsübereignungsvertrag zwiſchen ihm als Gläubiger 


Zu 2. 1. Man könnte hier ſehr leicht verſucht ſein, vom 
ſtandespolitiſchen Geſichtspunkt aus manches zu 
ſagen. Um aber erſchöpfende Schlußfolgerungen nach dieſer Rich⸗ 
tung zu ziehen, müßte man m. E. noch weitere Tatſachen kennen, 
wie z. B. Vermögens⸗ und Einkommensverhältniſſe des betreffen⸗ 
den RA., Dauer ſeiner Tätigkeit als RA. uſw., lauter Umſtände, 
über die ſich ſelbſtverſtändlich das Urt. nicht verbreiten konnte, 


und dem Fleiſchermeiſter und feiner Frau als Schuldner zu ver⸗ 
faſſen. Durch den Vertrag, den der RA. daraufhin niederſchrieb, 
übertrugen die beiden Schuldner faſt ihre geſamte Habe ſowie ihr 
Fleiſch⸗ und Wurſtwarenlager dem Gläubiger zur Sicherung ſeiner 
gegenwärtigen und zukünftigen Forderungen zum Eigentum. Als 
der Gläubiger den RA. nun fragte, ob dieſer Vertrag auch gültig 
ſei, erwiderte letzterer, der Vertrag ſei richtig, da könne ihm keiner 
etwas machen. Als kurze Zeit darauf andere Gläubiger des 
Fleiſchermeiſters Gegenſtände des übereigneten Hausrats pfän⸗ 
deten und der Kaufmann durch den Anwalt ſein Eigentums⸗ 
recht auf Grund des Vertrages geltend machte, wurde ſeine Inter⸗ 
ventionsklage wegen Nichtigkeit des Übereignungsvertrages aus 
§ 138 Abſ. 1 BOB. abgewieſen. Er hat vom RA. Schadenserſatz 
in Höhe von 4622 e, begehrt und behauptet, der Bekl. habe 
ſchuldhaft ſein Vertragsgeſchäft ihm gegenüber verletzt, weil er 
trotz der Nichtigkeit des Übereignungsvertrages ihn nicht darauf 
aufmerkſam 5 habe, ſondern ausdrücklich ſeine Gültigkeit 
zugeſichert habe. Die Schuldner hätten bisher auf die Ware nichts 
gezahlt und ſeien auch dazu außerſtande. 

Das OLG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt erklärt. Es läßt es dahingeſtellt bleiben, ob der Siche⸗ 
rungsübereignungsvertrag, wie im Interventionsprozeß angenom⸗ 
men worden iſt, als ſogenannter Knebelungsvertrag oder wegen 
übermäßiger Ausnutzung der Lage eines wirtſchaftlich Schwäche⸗ 
ren durch den wirtſchaftlich Stärkeren zum Schaden Dritter als 
unſittlich und deshalb nichtig anzuſehen iſt, weil der Vertrag 
unbedenklich nach 83 Ziff. 1 Auf. anfechtbar iſt, denn der 
Kl. hatte auf die Sicherung durch Übereignung keinen Anſpruch, 
und der Vertrag hatte eine Benachteiligung der übrigen Gläu⸗ 
biger des Fleiſchermeiſters notwendig zur Folge, worüber der Kl. 
nicht im Zweifel ſein konnte, ſo daß der Vertrag in der ihm be⸗ 
kannten Abſicht geſchloſſen war, die anderen Gläubiger zu benach⸗ 
teiligen. Dieſes konnte und mußte auch der Bekl. bei Anwendung 
der gebotenen Sorgfalt erkennen, ſowohl auf Grund des Ver⸗ 
tragsinhalts, demzufolge die Schuldner nicht nur die ganze pfänd⸗ 


da ſie mit der rechtlichen Beurteilung des Falles nicht das ge⸗ 
ringſte zu tun haben. — g 

2. Mit Recht hat das Gericht § 3 Ziff. 1 Anf®. angenom⸗ 
men. Für die Abſicht der Gläubigerbenachteiligung genügt der 
Eventualdolus (ſ. auch nach OLG. Stuttgart: JW. 1931, 2173). 
Es genügt das Bewußtſein des Schuldners, daß die für einen 
einzelnen Gläubiger erfolgende Beiſeiteſtellung der nächſtliegen⸗ 
den Pfändungsſtücke eine Benachteiligung der Gläubiger mit ſich 
bringt, wenigſtens mit fi) bringen kann (KG.: JW. 1931, 2170). 
Wenn noch nicht einmal die Abſicht der Gläubigerbenachteiligung 
ſchon dadurch ausgeſchloſſen iſt, daß ein Kredit zwecks Befrie⸗ 
digung von Gläubigern aufgenommen wird (KG.: JW. 1931, 
2170), fo kann erſt recht nicht dieſe Abſicht dann ausgeſchloſſen 
ſein, wenn, wie hier, die anfechtbare Rechtshandlung allein dazu 
fiber einen Gläubiger für ſeinen von ihm gewährten Kredit zu 
ichern. 

3. Das Os G., das §3 (Ziff. 1 AnfG. feiner Entſch. zugrunde 
legt, läßt es dahingeſtellt, ob die Sicherungsübereignung auch 
gegen § 138 BOB. verſtößt. Aber auch das wäre zu bejahen. Sub⸗ 
jektiv iſt bei Prüfung der Nichtigkeit, wenn nicht ſchon der Ver⸗ 
trag ſeinem Inhalt oder Gegenſtand nach ſittenwidrig war, feſt⸗ 
zuſtellen, ob die Beteiligten das Bewußtſein der Möglichkeit einer 
Gläubigerſchädigung gehabt haben (RG.: JW. 1928, 54 = RG. 
118, 336; Bauer⸗ Mengelberg: JW. 1931, 2088 p). Ver⸗ 
räge, durch die, ſei es auch zum Zweck einer ſog. Sanierung, ein 
Schuldner den weſentlichen Teil ſeines Vermögens einem Gläu⸗ 
biger überantwortet, ohne daß dies der Außenwelt, alſo insbeſ. 
den übrigen bereits vorhandenen oder künftigen Gläubigern, er⸗ 
kennbar wird, verſtoßen gegen § 138. So ſchon RG. 77, 210 = 
JW. 1911, 811 und die weiteren bei RGG.: JW. 1931, 2089 an⸗ 
geführten RGEntſch. In letzterer Entſch, ſprach das RG. be⸗ 
ſonders aus, daß die geheim gehaltenen und nach außen hin zu⸗ 
nächſt nicht in Erſcheinung tretenden Sicherungsmaßnahmen nicht 
ſo weit gehen dürfen, daß ſie das geſamte oder faſt das geſamte 
Vermögen des Schuldners dem Zugriff ſeiner übrigen gegen⸗ 
wärtigen und zukünftigen Gläubiger entziehen und im weſent⸗ 
lichen nur für den neuen Geldgeber Befriedigungsmöglichkeiten 
ſchaffen. Es kommt darauf an, welche Vermögensgegenſtände 
übereignet und dem Schuldner zur freien Verfügung überlaſſen 
wurden, es kommt darauf an, ob der Schuldner mangels freier 
Mittel noch in der Lage blieb, ſeinen Betrieb aufrecht zu erhalten 
und ſeine anderen Gläubiger zu befriedigen (jo R.: JW. 1981, 
2090). In dieſer Entſch fest das RG. voraus, daß die Sicherungs⸗ 
maßnahmen geheim gehalten wurden und nach außen hin zunächſt 
nicht in Erſcheinung traten. Das RG. ſagt ausdrücklich, daß für 
die Beurteilung der Vorausſetzungen der Sittenwidrigkeit die 
Geheimhaltung ſolcher Verträge nach außen hin weſentlich ſei. 
Gegen letztere Vorausſetzung wendet ſich mit Recht Bauer⸗ 
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bare Habe, ſondern auch unpfändbare Sachen ohne wirtſchaftlichen 
Wert, wie Meiſterbrief, Fleiſcherbild u. a. dem Kl. übereigneten, 
als auch aus den Erklärungen der Schuldner, wonach ſie bei Ver⸗ 
tragsſchluß erklärt hatten, außer den übereigneten Sachen nur 
noch Betten, Wäſche und Kleidung zu beſitzen. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden durfte der Bekl., der nach Lage der Sache ohne weiteres 
das Vorhandenſein anderer Gläubiger vermuten mußte und bei 
Zweifel daran dieſes durch Befragen der Beteiligten unſchwer feſt⸗ 
ſtellen konnte und mußte, keinesfalls auf die ausdrückliche Frage 
des Kl. nach der Gültigkeit des Vertrages antworten, der Vertrag 
ſei richtig, da könne ihm keiner etwas machen; vielmehr konnte 
und mußte er den Kl. zum allermindeſten darauf hin⸗ 
weiſen, es liege die Möglichkeit einer Anfechtung recht nahe, und 
der Kl. könne ſich deshalb durchaus nicht auf eine Sicherung durch 
den Vertrag verlaſſen. Hätte der Bekl. das getan, ſo hätte der 
Kl. vom Vertragsſchluß abgeſehen. 

Daß der Kl. die Anfechtbarkeit des Vertrags kannte oder 
kennen mußte, iſt bei ihm als Laien nicht ohne weiteres anzu⸗ 
nehmen, da es ſich dabei im weſentlichen um eine Rechtsfrage 


Mengelberg: JW. 1931, 2089/90. Es hat dann ſpäter das 
RG.: JW. 1932, 2525 ſeine frühere Anſicht über die Geheim⸗ 
haltung eingeſchränkt. Hiernach beſteht keine allgemeine Pflicht 
des Sicherungsnehmers zur Offenbarung der empfangenen Siche⸗ 
rungen gegenüber allen für eine ſpätere Kreditinanſpruchnahme 
durch den Schuldner in Betracht kommenden Perſonen. Eine ſolche 
Aufklärungspflicht beſteht immer nur dem einzelnen gegenüber 
aus den zwiſchen ihm und dem Sicherungsnehmer beſtehenden 
beſonderen Umſtänden und Beziehungen. So auch RG.: JW. 
1932, 2703. Aus dieſen Entſch. iſt zu entnehmen, daß es auf die 
Tatſache der Geheimhaltung der Sicherung nach der jetzigen An⸗ 
ſicht des RG. nicht mehr entſcheidend ankommt. „Das Vorgehen 
eines Gläubigers, der ſich von ſeinem Schuldner Sicherheiten 
geben läßt, kann aus den verſchiedenartigſten Grün⸗ 
den gegen die guten Sitten verſtoßen“, ſagt das RG.: JW. 
1932, 2523 weiter. Dabei iſt zu beachten, daß bei 8 826 BGB. eine 
Sittenwidrigkeit gegenüber anderen Gläubigern des Schuldners 
vorliegen muß, während § 138 BGB. einen Sittenverſtoß gegen⸗ 
über dem Schuldner vorausſetzt. Eine Sittenwidrigkeit gegen⸗ 
über anderen Gläubigern und eine Schadenserſatzpflicht nach 
§ 826 BGB. erblickt das RG. abgeſehen von Gläubigergefährdung, 
Konkursverſchleppung oder einem Kreditbetrug auch in einer 
ſtillen Geſchäftsinhaberſchaft und in einer Ausſaugung des 
Schuldners. Die beiden letzteren Tatbeſtände dürften in unſerem 
Fall wohl gegeben fein, weil fi) der Gläubiger „faſt“ die geſamte 
Habe der Schuldner ſowie ihr Fleiſch- und Wurſtwarenlager zur 
Sicherheit ſeiner gegenwärtigen und zukünftigen Forderungen 
übertragen ließ. Was hier eine Sittenwidrigkeit gegenüber an⸗ 
deren Gläubigern war, iſt es erſt recht gegenüber dem Schuldner. 
Es wäre überdies durchaus falſch, anzunehmen, daß § 138 nur 
gelte, wenn einer der vorbezeichneten Fälle, alſo hier die Aus⸗ 
ſaugung oder ſtille Geſchäftsinhaberſchaft, gegeben wäre. Es kommt 
vielmehr auf die Umſtände des einzelnen Falles an, auf die Be- 
weggründe, den Zweck und den Inhalt des fraglichen Rechts⸗ 
et und ob es gegen das allgemeine Anſtandsgefühl ver⸗ 
tößt. 

4. Eine Schädigung eines dritten Gläubigers iſt hier nicht 
erfolgt, ein dritter Gläubiger hat den Sicherungsnehmer nicht auf 
Schadenserſatz belangt. $ 826 BGB. kommt deshalb nicht in Frage 
(ſ. auch oben Nr. 3). Es beſteht nur Streit über eine angebliche 
Schädigung des Sicherungsnehmers, der mit ſeiner Interventions⸗ 
klage deshalb nicht durchdrang, weil der Sicherungsvertrag nach 
8138 BGB. nichtig, zum mindeſten aber nach Anſicht des OLG. 
anfechtbar iſt. Beides trifft nach dem oben in Nr. 2 und 3 aus⸗ 
geführten zu. Richtig iſt auch, daß der Anwalt die Gültigkeit 
eines ſolchen Vertrags nicht zuſichern durfte. Die Anwaltshaftung 
geht ſehr weit. Zur Begr. einer ſolchen Haftung wäre es noch 
nicht einmal nötig geweſen, daß der Gläubiger den RA. fragte, 
ob dieſer Vertrag auch gültig ſei. Wer von einem Anwalt beraten 
ſein will, verlangt eine umfaſſende Anweiſung über das einzu⸗ 
ſchlagende Verhalten. Die dem Anwalt als Berater einer Partei 
obliegende Sorgfaltspflicht erfordert eine ſelbſtändige Prüfung 
der Sach⸗ und Rechtslage durch den RA. (ſo RG.: JW. 1932, 
2855). Das ORG. hat alſo mit Recht an ſich eine Haftbar⸗ 
keit des beklagten R A. angenommen. 

5. Aber trotzdem ſcheint mir das Urt. nicht ſchlüſſig zu ſein. 
Denn es genügt nicht, wenn der RA. ſeine Vertragspflicht gegen⸗ 
über ſeinem Klienten verletzt hat, es muß vielmehr der von ſeinem 
Klienten behauptete Schaden ſeinen Grund in dem Verhalten des 
RA. haben, das Verhalten des R A. muß für den be⸗ 
haupteten Schaden kauſal geweſen jein. Das Urt. ſtellt 
nun feſt, daß der Kaufmann dem Fleiſchermeiſter Waren im 
Wert von mehreren 1000 7e geliefert hatte und den RA. mit 
dem Sicherungsvertrag beauftragte. Soweit der Kaufmann aber 
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handelt. Sollte er, wie ſeine Frage nach der Gültigkeit nahelegt, 
gewiſſe Bedenken in jener Hinſicht gehabt haben, ſo würde ihn 
ein mitwirkendes Verſchulden i. S. des §S 254 ZPO, nicht treffen, 
denn gerade um Gewißheit wegen der erſtrebten Sicherheit durch 
den Vertrag zu haben, hatte er ſich an den Bekl. als RA. ge⸗ 
wendet, auf deſſen Auskunft er ſich verlaſſen durfte, und den 
daher das alleinige, zum mindeſten überwiegende Verſchulden am 
Schaden des Kl. trifft. 

(OLG. Königsberg, 4. ZivSen., Urt. v. 20. Okt. 1932, 5 U 207/32.) 


Mitgeteilt von OS GR. Ermel, Königsberg i. Pr. 
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3. RAGebO. Die Gebühren und Auslagen des im 
Mahnverfahren tätig geweſenen RA. ſind neben denen des 
Prozeßbevollmächtigten erſtattungsfähig, wenn die Be⸗ 
auftragung des zweiten RA. nur deshalb notwendig ge— 
worden iſt, weil der Rechtsſtreit an das LG. verwieſen 


ſchon vor Abſchluß des Sicherungsvertrags dem Fleiſchermeiſter 
Waren geliefert hatte, kann der Kaufmann ſeinen Anwalt nicht 
haftbar machen, wenn der Schuldner dieſe Waren nicht bezahlt. 
Denn die Forderung des Kaufmanns auf Zahlung der vor Ab⸗ 
ſchluß des Sicherungsvertrags gelieferten Waren wäre auch dann 
ausgefallen, wenn der Sicherungsvertrag nicht geſchloſſen worden 
wäre. Die Waren hatte der Gläubiger ſchon vor Abſchluß des 
Sicherungsvertrags geliefert. Anders natürlich bezüglich der For⸗ 
derung auf Schadenserſatz wegen der ſeit dem Sicherungsvertrag 
dem Fleiſcher gelieferten Waren. Nur bezüglich dieſer Waren iſt 
der RA. haftbar. Aus dem obigen Urt. iſt eine Unterſcheidung 
dieſer Forderungen nicht klar erſichtlich. Die Faſſung des Urt. 
verleitet ſogar zur Annahme, daß der Anwalt anſcheinend für 
Forderungen haftet, die ſchon vor ſeiner Inanſpruchnahme gegen 
den Fleiſcher entſtanden waren. Sollte das jedoch — was aus dem 
Urt. nicht klar zu entnehmen iſt — im vorl. Fall nicht zutreffen 
und der RA. nur für den auf Grund des Sicherungsvertrags 
und ſeit dieſem Vertrag gewährten Kredit haften, ſo wäre das 
Urt. zu billigen, nachdem das OLG. mit Recht ein mitwirkendes 
Verſchulden des Kaufmanns verneint. 

6. Wie ſoll ſich nun der RA. bei Sicherungs⸗ 
übereignungen verhalten? Es gibt natürlich Fälle, 
bei denen noch nicht einmal ein Fingerſpitzengefühl zur Beant⸗ 
wortung der Frage gehört, ob ein Verſtoß gegen die guten Sitten 
vorliegt oder nicht, alſo Fälle, in denen in Wahrheit überhaupt 
keine Frage hierüber entſtehen kann. In ſolchen Fällen hat ſich 
der RA. jeder Tätigkeit zu enthalten. An einem Rechtsgeſchäft, das 
gegen die guten Sitten verſtößt, darf der RA. auch dann nicht 
mitwirken, wenn er die Beteiligten auf einen ſolchen Verſtoß 
aufmerkſam gemacht hat. Auch durch einen Revers kann ſich der 
RA. in einem ſolchen Fall nicht entlaſten. Mit vorſtehendem iſt 
aber dem Anwalt in den meiſten Fällen nicht gedient, weil man 
meiſtens ſehr wohl über das Vorliegen eines Verſtoßes gegen 
die guten Sitten im Zweifel ſein kann. Jene kraſſen Fälle eines 
glatten Verſtoßes gegen die guten Sitten dürften in der Praxis 
nicht oft einem RA. angeſonnen werden. Die Beteiligten pflegen 
ſich da meiſtens an andere Adreſſen zu wenden. Der RA. hat es 
meiſtens mit den Grenzfällen zu tun. Baner⸗ Mengelberg 
ſagt in JW. 1931, 2089 bei Beſprechung des oben in Nr. 3 er⸗ 
wahnten Urt. des RG. über eine Sicherungsübereignung: „Un⸗ 
erträglich iſt es, daß ſolche Verträge heute unüberſehbare Riſiken 
bergen und daß jeder Anwalt ſich hüten wird, dabei zu beraten.“ 
Bei Beſprechung der RGEntſch.: JW. 1932, 2609 (ſ. oben Nr. 3) 
muß derſelbe Juriſt, ſelbſt ein hervorragender Kenner, ein wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Bearbeiter dieſer Materie ſagen: „Die Anwälte ſind 
ratlos.“ Daraus dürfte ſich aber m. E. für den Anwalt nicht die 
Folgerung ergeben, ſich ſelbſt auszuſchalten und jede Beratung zu 
verſagen. Schließlich entſpricht doch die Sicherungsübereignung 
einem allgemeinen Bedürfnis des Geſchäftsverkehrs und nicht zum 
letzten auch gerade dem Intereſſe des ſchwachen Schuldners, der 
ſonſt überhaupt keinen Kredit bekäme. Abgeſehen von den Fällen, 
in denen unzweifelhaft ein Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegt 
und bei denen der Anwalt ſich jeder Tätigkeit zu enthalten hat, 
muß es genügen, wenn der Anwalt die Beteiligten auf das 
Zweifelhafte der Rechtslage aufmerkſam macht und den Vertrag 
genau nach Maßgabe der beiden RGEntſch.: JW. 1932, 2522 und 
2699 prüft. Es wird nichts dagegen zu erinnern ſein, wenn der 
Anwalt in ſolchen Fällen, in denen nicht ein glatter, ohne weiteres 
erſichtlicher Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegt, ſich durch 
Ausſtellung eines Reverſes von einer Haftung für fahrläſſige 
Beratung befreien läßt. Jeder gerecht Denkende wird einſehen, 
daß die Gefahr einer zweifelhaften Rechtslage in ſolchen Fällen 
nicht auf den Anwalt abgewälzt werden kann. 

RA. Dr. Ludwig Weil, Ludwigshafen a. Rh. 
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werden mußte, nachdem der Beklagte, ohne irgendwelche 

ſachlichen Einwendungen vorzubringen, Widerſpruch er- 

hoben hatte und der zuerſt tätig geweſene am LG. nicht 

zugelaſſene RA. der ſtändige Rechtsberater der Partei iſt. 

Dies gilt nicht, wenn beide Rechtsanwälte Sozien ſind. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 3. Febr. 1933, 20 W 1743 33.) 
Mitgeteilt von LGDir. Dr. Sprinz, Berlin. 
* 


4. 583, 51 RA Geb O. Koſtenerſtattung bei mehreren 
gemeinſam vertretenen Streitgenoſſen. f) 

Die Frage, in welchem Umfange eine Koſtenerſtattungspflicht 
der unterliegenden Partei beſteht, wenn auf der Gegenſeite meh⸗ 
rere Streitgenoſſen, die gemeinſchaftlich vertreten waren, vorhan⸗ 
den ſind und nur einer von dieſen obſtegt, iſt von dem beſchlie⸗ 
ßenden Sen. in ſeiner grundſätzlichen Entſch. 20 W 11947/30 v. 
8. Dez. 19301) (Kartei zu §3 RAcGGebO. u. § 104 ZPO.) dahin be⸗ 
antwortet worden, daß der obſiegende Streitgenoſſe vom Gegner 
die Erſtattung der vollen durch die gemeinſame Vertretung 
entſtandenen Anwaltsgebühren verlangen kann, ſofern er deren 
Zahlung glaubhaft macht. Der Sen. hat damit den Standpunkt, 
als wenn allein ſchon die Tatſache, der Haftung aller Streit⸗ 
genoſſen auf die geſamten gemeinſamen Vertretungsgebühren 
ihres Prozeßbevollmächtigten entſcheide und den einen obſiegenden 
Streitgenoſſen berechtigte, die vollen gemeinſamen Vertretungs⸗ 
gebühren in weiteres vom unterliegenden Gegner erſetzt zu ver⸗ 
langen, abgelehnt. Der Sen. hat auch in einer weiteren Entſch. 
20 W 10521/32 v. 5. Nov. 1932 ſich nochmals mit dem gegentei- 
ligen Standpunkt der BeſchwKammer des LG. I (deren Beſchl. v. 
6. Juni 1932, 227 T 5605/32) auseinandergeſetzt. Das LG. I 
geht davon aus, daß jedem Bekl. die wirklich erwachſenen Koſten 
zu erſtatten ſeien, daß als ſolche aber bereits die Koſten, für die 
jeder Bekl. hafte, anzusehen ſeien, und deshalb dem obſiegen⸗ 
den Streitgenoſſen in voller Höhe zu erſtatten ſeien, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob der Streitgenoſſe ſie auch ſchon gezahlt habe. Dem 
hat der Sen. entgegengehalten, daß dann folgerichtig der obſie⸗ 
gende eine Bekl. die vollen gemeinſamen Anwaltskoſten auch 
dann erſtattet verlangen könne, wenn er an den Anwalt nichts, 
wohl aber der unterliegende Streitgenoſſe alle Vertretungskoſten 
gezahlt hat, dann aber nicht der Partei, der die Koſten wirklich 
entſtanden find, ſondern einer mit Koſten tatſächlich nicht be⸗ 
laſteten Partei gleichſam fingierte Koften zu erſtatten wären. 

An dieſem Standpunkt hält der Sen. auch jetzt feſt und ver⸗ 
bleibt bei feiner bisherigen Rſpr., daß unter erwachſenen Koſten 
i. S. des § 91 ZPO. grundſätzlich nur ſolche zu verſtehen ſind, die 
von einer Partei bereits haben aufgewendet werden müſſen, es 
ſei denn, daß mangels eines anderen in Frage kommenden Schuld- 
ners dieſe Aufwendungen ohnehin unausbleiblich ſind oder daß 


Zu 4. Die Prozeßkoſten an bei Streitgenoſſen bekannt⸗ 
lich insgeſamt nur einmal les ſei denn, daß einzelne von ihnen 
erſt ſpäter beigetreten jind). Für dieſen Geſamtbetrag baftet jeder 
Streitgenoſſe im Rahmen ſeiner Prozeßhandlungen dem Koſten⸗ 
gläubiger vollen Umfangs und hat gegen die anderen Streitgenoſ— 
fen einen Ausgleichsanſpruch. 

Daher liegt bei der Koſtenerſtattung an einen einzelnen ob⸗ 
1 unter mehreren Streitgenoſſen ein Sondermoment darin, 
aß ſeine wirklichen Koſten nicht ohne weiteres feſtſtehen: Im 
rechtlichen Endergebnis ſoll er feine Koſtenquote tragen. Im tat- 
ſächlichen Endergebnis kann er einen Mehrbetrag bis zur vollen 
Geſamtkoſtenhöhe tragen, wenn er aus ſeiner Solidarhaftung für 
höhere Beträge in Anſpruch genommen und ſein Ausgleichsan⸗ 
ſpruch nicht realiſierbar iſt. 

Entſch, von mannigfaltiger Verſchiedenheit ſind von der 
Rſpr. an dieſe Lage geknüpft worden. Der Standpunkt des 
20. Sen. des KG. iſt d. E. der folgerichtigſte und geradlinigſte: 
Der einzelne obſiegende unter mehreren Streitgenoſſen ſoll erſtattet 
erhalten 1. ſeine Koſtenquote ohne weiteres, 2. darüber hinaus 
einen Mehrbetrag bis zur vollen Solidarhaftungsſumme unter 
der Vorausſetzung, daß er nachweislich mehr verausgabt hat und 
nicht im Ausgleichswege zurückerhalten kann. 

Auch den praktiſchen Bedürfniſſen iſt mit dieſer Auffaſſung 
entſprochen. Sie gibt dem obſiegenden Streitgenoſſen denjenigen 
Schutz, den er braucht, und ſie verhindert doch zugleich, daß die 
Koſtenerſtattung zur Bereicherung führt. Würde man den ein⸗ 
zelnen obſiegenden unter mehreren Streitgenoſſen verſchonen wol⸗ 
len von der Obliegenheit, nachzuweiſen: a) daß er mehr als ſeine 
Anteilsquote bezahlt hat, b) daß er dieſen Mehrbetrag nicht im 
Ausgleichswege zurückerlangen kann — ſo könnte er unbehindert 
mehr vom Prozeßgegner einfordern, als er wirklich zu verausgaben 
hat, und er könnte mit dem Mehrbetrage ſich ſelber oder einen 
ſeiner unterlegenen Streitgenoſſen bereichern. 

RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 
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nach der gegebenen Sachlage die Inanſpruchnahme wegen eines 
beſtimmten Koſtenanteils als dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
entſprechend zu erwarten ſteht. Demgemäß muß der obſiegende 
von mehreren in der Koſtenentſch. nicht gleich behandelten Streit⸗ 
genoſſen glaubhaft machen, daß gerade er die vollen gemein⸗ 
ſamen Vertretungskoſten gezahlt hat. Andernfalls iſt bis zum 
Nachweis des Gegenteils davon auszugehen, daß ihm als nur 
einem der mehreren mithaftenden Geſamtſchuldner als tatſäch⸗ 
licher Koſtenaufwand, alſo als erſtattungsfähig nur der im Zwei⸗ 
fel bei der Ausgleichung unter den Geſamtſchuldnern ihn treffende 
gleiche Anteil (§ 426 BGB.) entſtanden iſt. 

Geht man von dieſen Erwägungen aus, dann iſt hier der 
volle Erſtattungsanſpruch des Bekl. zu 3. gegen die Kl. nur dann 
gerechtfertigt, wenn unter den Parteien bereits feſtſteht oder ſonſt 
von der erſtattungsberechtigten Partei nachgewieſen wird, daß die 
anderen Streitgenoſſen, die vom gleichen Anwalt mit vertreten 
worden ſind, praktiſch für eine Inanſpruchnahme wegen des auf 
fie entfallenden Anteils der gemeinſamen Vertretungskoſten des⸗ 
halb nicht in Frage kommen, weil ſie zahlungsunfähig ſind. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 25. Jan. 1933, 20 W 568/38.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


4 5. Die Korreſpondenzgebühr eines deutſchen RA. 
in Tientſin iſt im 3fachen Betrage des 89 RA Gebo. an- 
zunehmen. f) 

Die Zuziehung des Korreſpondenzanwalts in Tientſin war für 
den in Tientfin wohnenden Kl. bei der Schwierigkeit des Prozeßſtof⸗ 
fes zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig. Geht man 
hiervon aus, ſo kann der Kl. vom Bekl. Erſatz derjenigen Koſten 
verlangen, die er zur üblichen Honorierung des von ihm in Tient⸗ 
fin angenommenen Korreſpondenzanwalts aufwenden muß. Dabei 
kann die Gebühr des § 44 NAGEDD. nicht die Höchſtgrenze bilden, 
da ſie in der Regel nur für deutſche RA. im Inland zu gelten 
hat. Der Kl. hat hinreichend glaubhaft gemacht, daß es z. Z. des 
Beſtehens der deutſchen Konſulargerichtsbarkeit in China üblich 
war, den bei den deutſchen Konſulargerichten zugelaſſenen RA. 
für ihre Tätigkeit die dreifache Gebühr der deutſchen RAGebO. 
zuzuſprechen. Dieſe Sätze muſſen bei der bekanntermaßen teuren 
Lebenshaltung in Oſtaſien auch heute noch um ſo mehr als keines⸗ 
falls zu hoch angeſehen werden, als es jetzt für einen deutſchen 
Anwalt in China nach der Aufhebung der deutſchen Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit und mit Rückſicht auf die chineſiſchen Kriegswirren 
und die ſonſtigen unſicheren politiſchen Verhältniſſe in China un⸗ 
gleich ſchwieriger ſein muß, ſeine Exiſtenz als Anwalt zu finden 
als früher. Es wird ferner auf VO. betr. die Zuſtellung, die 
Zwangsvollſtreckung und das Koſtenweſen im ehemaligen Schutz⸗ 
gebiet von Kiautſchou (VOBlatt für das Kiautſchou⸗ Gebiet hrs⸗ 
geg. v. Reichsmarineamt 1904, S. 16) Bezug genommen. 

(KG., 22. ZivSen., Beſchl. v. 7. Febr. 1933, 22 W 12645/32.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Auguſt Vorwerk, Hamburg. 

* 


6. Die Gebühr des $ 23 Nr. 18 RA Geb. ſteht dem 
RA., der die Zwangs vollſtreckung betrieben hat, auch dann 
Zu 5. Wenn die Korreſpondenzgebühr eines ausländi⸗ 
ſchen NA. erſtattungspflichtig iſt, jo iſt anerkanntermaßen der 
erſtattungspflichtige Betrag nicht dem § 44 NAGEHO. zu entneh⸗ 
men, ſondern dem ausländiſchen Recht; auch dann, wenn dieſes 
einen höheren Betrag ergibt. 

Den auslandsdeutſchen RA. hat das LG. Berlin III 
ſchlechter ſtellen wollen in einem Beſchl. v. 15. Nov. 1932, deſſen 
zweifache Begr. wohl nur an der Oberfläche bleibt: Daß für deutſche 
Prozeſſe nur die deutſche GebO. Anwendung finden könne, iſt un⸗ 
zutreffend (Friedlaender 844 Anm. 12; Willenbücher, 
11. Aufl. S. 112). Und daß in der Gebühr des § 44 eine angemeſ⸗ 
ſene Vergütung liege für einen Anwalt in Tientſin, kann doch 
wirklich nicht unterſtellt werden ohne jedes Eingehen auf die aus⸗ 
landsrechtlichen und ortsüblichen Anwaltsgebühren in Tientſin 
und auf die dortigen Lebenshaltungskoſten. Das KG. hat dieſen 
Beſchl. aufgehoben. Die nicht ſelten zu beobachtende Neigung, an⸗ 
waltliche Gebührenanſprüche einſchränkend zu interpretieren (die 
mit dem in abstraeto fo oft verſicherten freundlichen Verhältnis 
des Richters zum Anwalt in Widerſpruch ſteht), hatte das LG. 
das deutſche Zuſammengehörigkeitsgefühl ſo weit vergeſſen laſſen, 
daß es den auslandsdeutſchen RA. ſchlechter ſtellen wollte, als nach 
feſtſtehender deutſcher Judikatur ſelbſt der ausländiſche RA. ge⸗ 
ſtellt iſt. — Demgegenüber entnehmen wir der Entſch. des KG. 
den Grundſatz: Eine erſtattungsfähige Korreſpondenzgebühr des 
auslandsdeutſchen RA. iſt nicht unter formaler Beſchränkung auf 
inlandsdeutſche Satze, ſondern unter freier Würdigung der Bräuche 
und der wirtſchaftlichen Verhällniſſe des Auslandsortes feſtzuſetzen. 

RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


zu, wenn er vorher Prozeßbevollmächtigter war und für 
dieſe Tätigkeit die Prozeßgebühr erhalten hat. Der RA., 
der bei dem zuſtändigen Bezirksgericht die nach dem deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Rechtshilfeabkommen v. 21. Juni 1923 zur 
Vollſtreckung erforderliche Exekutionsbewilligung bean⸗ 
tragt, erhält eine volle Gebühr. Die in der Not Vo. vom 
14. Juni 1932 feſtgeſetzte Beſchwerdegrenze von 50 Rs 
findet keine Anwendung auf Rechtsmittel gegenüber Feſt⸗ 
ſetzung von Armenanwalts gebühren. 
(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 25. März 1933, 20 W 2964/33.) 
Mitgeteilt von RA. Helmut Reich, Berlin. 
* 

Braunſchweig. 

8. Der auswärtige Rechtsanwalt kann für die 
Wahrung des zweiten Beweisaufnahmetermins nochmals 
nach 8 45 RA Geb. eine /0⸗Prozeßgebühr berechnen, wenn 
ihm bereits die gleiche Gebühr für den erſten Termin 
zuſtand. ) 

Die zweite halbe Prozeßgebühr für die Wahrnehmung des 
zweiten Beweisaufnahmetermins neben der für den erſten Be⸗ 
weisaufnahmetermin zugebilligten wird von den RA. N. N. des⸗ 
halb in Anſpruch genommen, weil die beiden Zeugenverneh⸗ 
mungen auf zwei verſchiedenen Beweisbeſchlüſſen und die Wahr⸗ 
nehmung der beiden Termine auf zwei verſchiedenen Aufträgen 
beruht hat. LG. hat ſich — in Übereinſtimmung mit RG. 47, 413; 
OLG. Poſen: Sörgel, Rſpr. 1918, 362; Willenbücher, RA⸗ 
GebO. § 45 Anm. 3 u. Baumbach Anm. 3 — auf den Stand- 
punkt geſtellt, daß auch in einem ſolchen Falle eine doppelte Zubil⸗ 
ligung der in 8 45 RAcGebdO. vorgeſehenen halben Prozeßgebühr 
nicht zuläſſig ſei. Das RG., dem ſich Willenbücher, Baum⸗ 
bach u. OLG. Poſen anſchließen, folgert feine Anſicht aus dem 
Grundgedanken des Pauſchſyſtems, der die NAGEBD. beherrſche und 
in den 88 25 und 29 Abſ. 1 ausgeſprochen ſei, und meint, es ſei 
nicht anzunehmen, daß dem Grundgedanken des 8 25 nicht auch die 
in § 45 vorgeſehene ermäßigte Prozeßgebühr unterworfen fein ſolle. 

Die gegenteilige Anſicht ſagt unter Berufung auf die Mot. zu 
den 88 48 und 49, die Grenze, innerhalb welcher der durch verſchie⸗ 
dene Aufträge mit der Wahrnehmung von Beweisterminen beauf⸗ 
tragte RA., der nicht Prozeßbevollmächtigter iſt, Gebühren bean⸗ 
ſpruchen kann, werde nicht durch § 25, ſondern durch 8 48 RA⸗ 
Geb. gezogen; unbeſchadet des Grundſatzes des $ 25 ſeien in den 
88 42, 45, 47 und 48 Häufungen von Gebührenanſprüchen zuge⸗ 
laſſen. Sie wird in ftändiger Rſpr. vom OLG. Hamburg vertreten 
(OLG. 9, 170; 31, 243; JW. 1930, 19456), ferner von Kaſſel 
(OLG. 19, 258; Recht 1909 Nr. 372), Breslau (OLG. 42, 64), 
Stettin (J. 1929, 3194), Düſſeldorf (Recht 1914 Nr. 62). Im 
Schrifttum wird fie vertreten von Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
Iaender? 845 Anm. 13 und den dort angeführten Syd o w⸗ 
Buſch⸗Krieg 8 45 Anm. 3, ferner von Rittmann⸗Wenz 
8 45 Anm. 1, Merzbacher⸗Krakenberger 8 45 Anm. 2 und 
us dieſem auch von Quednau Anm. 5 und Pfafferoth 

nm. 2. 

Beide Anſichten nehmen für ſich auch Billigkeitsgründe in 
Anſpruch. So meint Baumbach ($ 48 Anm. 2), der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte erhalte zwar mit der vollen Prozeßgebühr mehr als der 
Unterbevollmächtigte, müſſe dafür aber den geſamten neu hinzu⸗ 
getretenen Streitſtoff genau ſo durcharbeiten wie der Unterbevoll⸗ 
mächtigte, der ſomit beſſer entlohnt würde, wenn er eine verdoppelte 
halbe Prozeßgebühr erhalte. Hiergegen wendet ſich Walter⸗Joa⸗ 
chim⸗Friedlaender mit der Bemerkung, der Unterbevollmäch⸗ 
tigte komme regelmäßig bis zur Erteilung eines neuen Auftrages 
außer Verbindung mit der Sache und müſſe ſich ganz von neuem in 
die Akten einleſen. Beide Gedanken haben etwas für ſich. Mit ſol⸗ 
chen Billigkeitserwägungen läßt ſich daher die Streitfrage nicht 
entſcheiden. 

Der $ 25 ſpricht nur von dem RA., der zum Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten beſtellt iſt; für ihn ſollen die einmaligen in § 13 bezeichneten 
Gebühren den Höchſtſatz deſſen bilden, was er in jedem Rechtszuge für 
ſeine geſamte Tätigkeit beanſpruchen kann. Die folgenden 88 26—41 
beſchäftigen ſich mit der Frage, welche Tätigkeit zur Inſtanz i. S. 
des § 25 gehört und welche Tätigkeit nicht dazu gehört. Die 88 42 
bis 47 regeln die Gebühren für die Tätigkeit eines nicht zum Pro⸗ 
zeßbevollmächtigten beſtellten Anwalts und der 8 48 ſtellt für die 
Tätigkeit des letzteren den allgemeinen Grundſatz auf, daß er höch⸗ 


Zu 8. Die Begründung wie das Ergebnis der obigen Entſch. 
ſind richtig. Zu beachten iſt, daß die beiden Zeugenvernehmungen auf 
verſchiedenen Beweisbeſchlüſſen beruhten, ſo daß eine Mehrheit von 
Aufträgen gegenüber demſelben Anwalt anzunehmen war. Würde 
nur ein einheitlicher Auftrag (Anwaltsvertrag) vorliegen, ſo wäre 
auch hinſichtlich der Prozeßgebühr anders zu entſcheiden (vgl. Wal⸗ 
ter⸗Joachim⸗Friedlaender? 58 42, 43 Anm. 19, SS 45, 


46 Anm. 13). 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


ſtens die für den Prozeßbevollmächtigten beſtimmte Gebühr erhalten 
ſoll, falls die ihm aufgetragenen Handlungen in den Kreis der⸗ 
jenigen Tätigkeit fallen, für welche die dem Prozeßbevollmächtigten 
zuſtehende Gebühr beſtimmt iſt. Der 8 49 endlich regelt den Fall, 
daß der nicht als Prozeßbevollmächtigter tätig geweſene Anwalt nach⸗ 
träglich zum Prozeßbevollmächtigten beſtellt wird. Aus dieſer Reihen⸗ 
folge der Geſetzesbeſt. und aus dem Inhalte des § 48 geht hervor, 
daß die Begrenzung der Gebühr des nicht zum Prozeßbevollmächtigten 
beſtellten RA. nicht durch § 25, ſondern durch $ 48 geſchieht. Zu 
einer entſprechenden Anwendung des $ 25 auf die in den 88 42 ff., 
insbeſ. in § 45 geregelten Gebühren, wie ſie das RG. 47, 413 vor⸗ 
nimmt, liegt kein ausreichender Grund vor. 
(OLG. Braunſchweig, Veſchl. v. 8. März 1933, 2 W 14/33.) 
Mitgeteilt von RA. Kahn I, Wiesbaden. 
* 
Frankfurt a. M. 


9. 578 RA Gebo. Die Höhe der Tage- und Über- 
nachtungsgelder der RA. wird durch die BD. des R§ M. 
v. 20. Aug. 1931 (RBeſold Bl. 94) nicht beeinflußt. F) 


Nach 8 78 RAbgO. Abf. 1 erhält der RA. Tagegelder nach den 
für die Reichsbeamten der Stufe III (S 2 Abſ. 2 der Reiſekoſten⸗ 
VO. f. d. Reichsbeamten v. 14. Okt. 1921 [RG Bl. 1345) geltenden 
Sätzen. In Ausübung einer im § 15 der genannten Reiſekoſten⸗ 
VO. enthaltenen Ermächtigung hat der RF M. dieſe Sätze zur 
Anpaſſung an die jeweiligen wirtſchaftlichen Verhältniſſe mehrfach 
geändert, ſo zuletzt durch die VO. v. 29. Nov. 1924 in folgender 
Faſſung: „Es beträgt bei Dienſtreiſen das volle Tagegeld“, Die 
entſcheidende Frage iſt, ob auch in der ebenfalls auf Grund des 
9.15 erlaſſenen VO. des RF M. v. 20. Aug. 1931 (RBeſpl. 94) 
eine ſolche „Anderung“ der Sätze zu erblicken iſt. Das war zu 
verneinen. 
Einer ſolchen Annahme ſteht vor allem der Wortlaut der 
VO. entgegen, der dahin geht: 
die in der VO. v. 20. Nov. 1924 (RGBl. 361) unter I feſt⸗ 
geſetzten Tage⸗ und Ubernachtungsgelder ... find nur in fol⸗ 
gender Höhe auszuzahlen: 
a) die Sätze für beſonders teure Orte mit 80%, 
b) die Sätze für andere Orte mit 900/%. 


Der Vergleich mit der Faſſung der die Sätze ändernden BO. 
v. 29. Nov. 1924 zeigt eindeutig, daß man die Sätze hat beſtehen 
laſſen wollen, daß man nur bis zur Wiederaufhebung dieſer in 
der Zeit außergewöhnlicher finanzieller Notlage des Reichs erlaſ⸗ 
jenen VO. zur Schonung der Reichskaſſe einen Teil der von den 
betroffenen Beamten zu beanſpruchenden Gebühren dieſen hat vor⸗ 
enthalten und der Reichskaſſe hat belaſſen wollen. Dem entſpricht 
auch das bei der Anweiſung der Gebühren an Beamte beobachtete 
Verfahren, indem der unveränderte Betrag der Tagegelder — ent⸗ 
ſprechend der VO. v. 29. Nov. 1924 — nach wie vor eingeſetzt und 
davon 10 bzw. 20% ausdrücklich als der nicht auszuzahlende Teil 
gekürzt werden. 

Demnach gelten die z. Z. des Erlaſſes der VO. v. 20. Aug. 
1931 beſtanden habenden Sätze unverändert fort, und die RA., 
die § 78 RAGEHD. hinſichtlich der Höhe ihrer Tagegelder auf die 
für die Reichsbeamten geltenden Sätze berweiſt, bei denen auch 
eine Zurückhaltung eines Prozentſatzes zugunſten der Reichskaſſe 
im Regelfalle nicht in Frage kommt, können ohne Rückſicht auf 
die für die Reichsbeamten im wirtſchaftlichen Erfolg eintretende 
Kürzung die Sätze der ReiſekoſtenB O. unverändert beanſpruchen. 
Es läßt ſich auch, wie ſelbſt von den Gegnern der vom Sen. in 
1121 LTR mit Dr. Adolf Friedlaender: JW. 1932, 
1124, ſowie in den eingangs bezeichneten Stellen des Kommen⸗ 
tars von Walter⸗Joachim⸗Friedlaender vertretenen 
Auffaſſung zugeſtanden wird (vgl. Bier bach: Röcffleger 1932, 
S. 95 und 96), eine unterſchiedliche Behandlung der Fälle, in denen 


92 9. Die Entſch. des OLG. Frankfurt a. M. iſt freudig zu 
begrüßen. Sie tritt durchaus meinen Ausführungen an den in der 
Entſch. angeführten Stellen bei. Derſelben Anſicht find Kauf⸗ 
mann in der Anm. Rhein WeſtfAnwBl. 1932, 27 und Geiers⸗ 
höfer in der Anm. zu JW. 1932, 2168 vund 2906 34, während 
Anonymus in DRpfleger 1931, 362, Paul Meyer: Furdl. 
1931, 237, Rhein WeſtfAnwBl. 1932, 27 (OLG. Düſſeldorf), 
DRpfleger 1932, leres 10 1932, 199 (OLG. Zweibrücken), 
Bierbach: Dfpfleger 1932, 95/96, OLG. Karlsruhe, 1. Ziv⸗ 
Sen. v. 10. Mai 1932 (ungedruckt), JW. 1932, 2168? (OG. 
Celle), 2906 3 (KG.), 2906 34 (OLG. Dresden), JW. 1933, 546 10 
(OLG. Kiel), Baumbach«, Anm. 2 zu §78 RAGED, Ritt⸗ 
mann⸗Wenz , Geſamtnachtrag 34 die VO. v. 20. Aug. 1931 
auch auf RA. anwenden wollen. Es iſt zu hoffen, daß die ſorg⸗ 
fältig begründete Entſch. des OLG. Frankfurt a. M, der ich nichts 
hinzuzufügen habe, die Gegner von der Unhaltbarkeit ihrer Anſicht 
überzeugen wird. 
LG R. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 
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der Anwalt ſeine Gebühren von der Prozeßpartei und der Fälle, 
in denen er ſie als Armenanwalt vom Staat zu fordern hat, nicht 
rechtfertigen. Dieſen letzteren Fällen, in denen die Anwendung 
der VO. v. 20. Aug. 1931 allerdings zu einer unmittelbaren Ent⸗ 
laſtung der Staatskaſſe führen würde, kommt erfahrungsgemäß 
nur eine ganz untergeordnete Bedeutung zu, da Armenanwälte 
bei der Ungewißheit, ob ſpäter im Koſtenſeſtſetzungsverfahren Rei⸗ 
ſen als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsver⸗ 
teidigung notwendig angeſehen werden, ſolche Reiſen nur ſelten 
unternehmen. 

Abzulehnen war die in der Begr. der Beſchw. geltend ge⸗ 
machte Vorſtellung, Zweck der VO. v. 20. Aug. 1931 ſei geweſen, 
den Eintritt einer allgemeinen Preisſenkung in der Wirtſchaft 
durch Ermäßigung der Prozeßkoſten zu fördern. Davon könnte die 
Rede ſein, wenn die VO. im Dez. 1931 oder ſpäter ergangen 
wäre. Der Zeit ihres Erlaſſes, die unter dem Eindruck der Zah⸗ 
lungseinſtellung der Darmſtädter⸗ und Nationalbank und der ſich 
daran anſchließenden ſchweren finanziellen Kriſe ſtand, lagen ſolche 
Gedankengänge und Ziele noch fern. Als Ziel der VO. ſtand nur 
eine Erleichterung der Kaſſenlage des Reichs durch Ausgabenmin⸗ 
derung in Frage, für die wohl eine Anderung der als Tagegelder 
an Beamte, nicht oder nur mittelbar und untergeordnet eine ſolche 
der an RA. zu zahlenden Beträge von Bedeutung iſt. 

(OLG. Frankfurt a. M., 2. ZivSen., Beſchl. v. 30. Juni 1932, 2 W 25/32.) 
* 
Hamburg. 

10. § 44 RA Gebo. Abweichend von der Regel iſt in 
beſonderen Fällen eine Gebühr für die Korreſpondenz des 
Anwalts zweiter Inſtanz mit dem Anwalte der Reviſions⸗ 
inſtanz erſtattungs fähig. f) 

Das Gericht folgt der von Walter⸗Joachim⸗Friedlaen⸗ 
der, 9. Aufl., Anm. 10 Ziff. 2 zu $ 44 RAcGebO. und Baumbach, 
Anm. 4 zu $ 44 vertretenen Auffaſſung, wonach, abweichend von der 
Regel, in beſonderen Fällen auch die Gebühr für die Korreſpondenz 
mit dem Anwalte der RevInſt. erſtattungsfähig iſt. 

Hier liegt die Sache fo, daß der Anwalt der RevInſt. im 
Gegenſatze zu dem Hamburger ProzBev. der Behl. den Standpunkt 
vertreten hat, daß die Rev. im weſentlichen ausſichtslos ſei. Der vor⸗ 
gelegte Briefwechſel ergibt ferner, daß ſich aus dieſer Abweichung 
in der rechtlichen Beurteilung der Sache ein ausgedehnter Meinungs- 
austauſch zwiſchen den beiden Anwälten entwickelt hat, und daß 
ſchließlich der Bekl. kein anderer Ausweg blieb, als ihren ProzBev. 
zur Verhandlung nach Leipzig fahren zu laſſen. 

Man wird alſo in dieſem Falle nicht ſagen können, daß die 
rechtlichen Erörterungen des Korreſpondenzanwalts überflüſſig waren, 
da der Reviſionsanwalt ſelbſt in der Lage war, die Rechtslage richtig 
zu beurteilen. Es iſt vielmehr davon auszugehen, daß es zur zweck 
entſprechenden Rechtsverfolgung notwendig war, daß die Behl. ihrem 
mit der Sachlage vertrauten ProzBev. die briefliche Inſtruierung des 
Leipziger Anwalts überließ. 

Daraus folgt, daß ſie dieſe Koſten von ihrem unterlegenen 
Gegner erſtattet verlangen kann. 

(OLG. Hamburg, 2. ZivSen. Beſchl. v. 17. Jan. 1933, Bs Z II 8/33.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. M. Horowitz, Hamburg. 
* 


Karlsruhe. 

11. RA Geb.; § 91 3 PO. Die Anwaltskoſten, die 
durch den Verkehr mit der Deviſenbewirtſchaftungsſtelle 
behufs Herbeiführung der Genehmigung erwachſen, find 
Koſten des Rechtsſtreits i. S. des $ 91 ZPO. Sie werden 


Zu 10. Die Entſch. zeigt ein erfreuliches Verſtändnis für die 
Aufgaben des Verkehrsanwalts — auch in der RevInſt. In ähn⸗ 
lichem Sinne haben ſich in neueſter Zeit ausoeſprochen: Od. 
Frankfurt a. M.: JW. 1932, 290735; OLG. Hamburg: JW. 1932, 
118122, Nur möchte man wünſchen, daß die Erftattungsfähigkeit 
der Gebühr in der Rev Inſt. weniger auf beſondere Ausnahmefälle be⸗ 
ſchränkt würde als bisher. „Sehr häufig“, ſagt Baumbach 
(NKoſtGG.“ § 44 RAGED. Anın. 4) mit Recht, „iſt tatſächliche 
und rechtliche Information geboten.“ Daß z. B. bei 
Glaubhaftmachung der Reviſionsſumme der Inſtanzanwalt meiſt zur 
Beſchaffung des Tatſachenmaterials mitwirken muß (OLG. Nürn⸗ 
berg: Bay Z. 1933, 16) und daß dann ſeine Gebühr erſtattungsfähig 
iſt, verſteht ſich von ſelbſt; ebenſo, daß die rechtliche Information 
durch den Verkehrsanwalt bei beſonderer Schwierigkeit der Materie 
oder bei entlegeneren Spezialgebieten regelmäßig notwendig iſt. Aber 
auch außerhalb ſolcher Fälle ſollte noch mehr als bisher die Er⸗ 
kenntnis Platz greifen, daß eine gute rechtliche und tatſächliche In⸗ 
formation durch den Inſtanzanwalt, vielfach auch eine mündliche oder 
schriftliche Ausſprache mit dem Anwalt der RevInſt., oft der Sache 
dienlich iſt und nicht das nachträgliche Urt., ſie ſei „überflüſſig“ ge⸗ 
weſen, verdient (vgl. auch Geiershöfer: JW. 1932, 67427), 

RA. Dr. Friedlaender, München. 
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nach der LGebO. berechnet und find als erſtattungsfähig 
feſtzuſetzen. 5) 

Entgegen der Auffaſſung des LG. iſt die ſtreitige Gebühr des 
Korreſpondenzanwalts der Kl. für Erwirkung des Genehmigungs⸗ 
beſcheides der Deviſenbewirtſchaftungsſtelle den notwendigen Pro⸗ 
zeßkoſten i. S. von § 91 ZPO. beizurechnen, weil die Kl. nach der 
Beſt. von § 23 Dev VO. dieſer Genehmigung bedürfte, um ihrer 
Klage Eingang zu verſchaffen. Unter den Begriff der Koſten des 
Rechtsſtreits nach §91 3PO. fallen nicht nur die unmittelbar 
durch das gerichtliche Verfahren verurſachten Aufwendungen, ſon⸗ 
dern alle in näheren Beziehungen zu denſelben ſtehenden Unkoſten, 
alle durch die Einleitung und Durchführung des Verfahrens ver⸗ 
urſachten Koſten (Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 
NAGEHD., 9. Aufl., $ 87 Anm. 14; Friedlaender: JW. 
1932, 3573). Abgeſehen davon ſind die Bekl. der Kl. auch materiell 
unter dem rechtlichen Geſichtspunkt der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag für den Erſatz der ſtreitigen Gebühr haftbar, weil nach 
§ 22 Dev O. die Erwirkung des Genehmigungsbeſcheids dem 
Schuldner obliegt und der Gläubiger nur ſubſidiär berechtigt iſt, 
ſeinerſeits die Genehmigung zu beantragen. Dieſe Gebühr fällt 
daher dem Schuldner zur Laſt. Gegen ihre Hohe nach § 12 Bad⸗ 
LandGebD. beſtehen nach dem erhobenen Schriftwechfſel des RA. 
Dr. W. mit der Deviſenbewirtſchaftungsſtelle keine Bedenken. 

(OG. Karlsruhe, 2. ZivSen., Beſchl v. 15. Febr. 1933, II 28 26/33.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Weil, Freiburg i. Br. 
* 
Kiel. 

12. § 23 Ziff. 5 RA Gebo. Der Antrag des RA. auf 
Verweiſung der Sache an den Senat fällt nicht unter die 
im $ 23 Ziff. 5 a. a. O. erwähnte Tätigkeit. 

(OLG. Kiel, 2. ZivSen., Beſchl. v. 27. Jan. 1933, 2a EL 4/33.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
* 
Königsberg. 

13. 8 13 Ziff. 3 RA Gebo. Bei Vergleichsabſchluß 
unter Vorbehalt des Widerrufs hängt die Entſtehung der 
Vergleichsgebühr von dem Unterbleiben des Widerrufs a b. ) 

Bei Abſchluß eines Vergleichs mit Vorbehalt des Widerrufs 
zur Beendigung eines Rechtsſtreits wollen die Parteien, insbeſ., 
wenn ihnen beiden das Widerrufsrecht eingeräumt iſt, regelmäßig 
mit dem Augenblick des Vergleichs dieſem noch keine Rechtswirk⸗ 
ſamkeit beilegen. Sie ſind vielmehr darüber einig, daß bis zum Ab⸗ 
lauf der gewöhnlich kurz bemeſſenen Friſt von keiner Seite Rechte 
aus dem Vergleich hergeleitet werden dürfen, insbeſ. nicht eine voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung des gerichtlichen Vergleichs erfordert und 
Zwangsvollſtreckung aus ihm betrieben werden darf. Bet dieſer 
Auslegung kann in dem Vorbehalt des Widerrufs eine auflöſende 
Bedingung nicht gefunden werden, vielmehr hängt die Entſtehung 


Zu 11. Die obige Entſch. des OLG, Karlsruhe ſtellt ſich hin⸗ 
ſichtlich der Anwaltskoſten, die im Verfahren wegen Genehmigung 
einer eingeklagten Leiſtung durch die Deviſenbewirtſchaftungsſtelle 
entſtehen, auf den von mir in JW. 1932, 3573 und neuerdings 
JW. 1933, 505 vertretenen Standpunkt: Die erwähnte Tätigkeit 
fällt nicht unter die anwaltſchaftliche Prozeßgebühr, iſt alſo, wo 
eine LandGebO. beſteht, nach dieſer beſonders zu vergüten; die 
Anwaltskoſten ſind erſtattungsfähig und als Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits feſtzuſetzen. Die hier einſchlägigen Fragen werden ver⸗ 
hältnismäßig ſelten zur obergerichtlichen Entſch. gelangen, weil 
die Beſchwerdeſumme von 50 RA in den meiſten Fallen ent⸗ 
gegenſtehi (RotB O. v. 14. Juni 1932, Teil I Kap. III Art. 1). 
Um ſo erfreulicher iſt es, daß der erſte bekanntgewordene Beſchluß 
eines OLG. ſich auf den richtigen, für die Praxis allein brauch⸗ 
baren Standpunkt ſtellt. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 13. Die Entſch. ift zweifellos im Ergebnis richtig. Der 
aufſchiebend bedingte Vergleich begründet die Vergleichs⸗ 
gebühr nur dann, wenn die Bedingung eintritt, d. h. — in An⸗ 
wendung auf den konkreten Fall — wenn die Widerrufsfriſt 
fruchtlos verſtrichen iſt. Denn wenn auch, wie das KG. und die 
herrſchende Meinung mit Recht betonen, zur Entſtehung der Ver⸗ 
gleichsgebühr nicht erfordert wird, daß der Vergleich die prozeß⸗ 
beendigende Wirkung tatſächlich ausübt, daß das angeſtrebte Ziel 
wirklich erreicht wird, ſo kann doch anderſeits die Vergleichsgebühr 
nach Sinn und Wortlaut des Geſetzes nicht zur Entſtehung ge⸗ 
langen, wenn ein Vergleich überhaupt nicht abgeſchloſſen wurde, 
wenn die Parteien gar nicht endgültig einig geworden ſind. Der 
Vergleich mit Widerrufsrecht ſoll in aller Regel nach dem Willen 
der Parteien keinerlei Wirkung äußern, ſolange nicht feſtſteht, daß 
er „rechtskräftig“ wird. Nur wenn das Widerrufsrecht ausnahms⸗ 
weiſe die Bedeutung hat, daß der Vergleich zunächſt in Kraft 
treten ſoll, daß aber den Parteien oder einer von ihnen in be⸗ 


1078 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


der Vergleichsgebühr, ebenſo wie das Wirkſamwerden des Ver⸗ 
gleichs von dem Unterbleiben des Widerrufs ab. 
(OG. Königsberg, 6. Sen., Beſchl. v. 4. Febr. 1933, 7 W 13/33.) 

Mitgeteilt von RA. Gerhard Dömpke, Königsberg. 

* 
Stuttgart. 

14. SITNAGebD.; § 272 b ZPO. Vernimmt der Einzel⸗ 
richter in einem Vortermin einen Zeugen, ſo ſteht dem RA. 
die erhöhte Verhandlungsgebühr nicht zu. 

Im Vortermin wurden von den erſchienenen Anwälten keine 
Sachanträge geſtellt, ſondern nur im Haupttermin, auf den Urt. 
erging. Es haben daher keine zwei mündl. Verh. ſtattgefunden, alſo 
keine weitere mündl. Verh. i. S. des 817 NAGCD. Ter Anwalt 
des Kl. will die weitere Verhandlungsgebühr mit der Mehrarbeit 
begründen, die durch die Verwertung des Beweisergebniſſes ent⸗ 
ſtand. Dies iſt jedoch nicht entſcheidend, denn die Gebühr des 
817 wird auch dann verſagt, wenn der Anwalt erſt nach der Be⸗ 
weisaufnahme in den Rechtsſtreit eintritt und über das Beweis⸗ 
ergebnis verhandelt. Baumbach, 3. Aufl., S. 191 weiſt darauf 
hin, daß die Arbeit der erſten Verhandlung erſpart ſei. Fried⸗ 
laender hat feine gegenteilige Anſicht aufgegeben: 9. Aufl., 8 17 
S. 329; JW. 1930, 1515; a. M. OLG. Hamm: JW. 1926, 864. 
88 Satz 2 EntlVO. laßt ſich nicht auf den Fall der mündl. Verh. 
anwenden. 

(OLG. Stuttgart, 4. ZivSen., Beſchl. v. 8. April 1932, U 1515/31.) 


IV. Verfahren. 
Berlin. Zivilprozeßordnung. 


15. 8 515 Abſ. 3 ZPO.; § 13 Ziff. 1 RA Gebo. Der 
Streitwert des Antrags auf Ausſpruch des Verluſtes des 
Rechtsmittels der Berufung iſt nicht nach dem Hauptan⸗ 
ſpruch zu bemeſſen, ſondern nach 83 ZPO. frei zu ſchätzen. f) 

Die Prozeßgebühr aus § 13 05 1 RAGebO. bemißt ſich nach 
demjenigen Gegenſtande, den der Geſchäftsbetrieb im allgemeinen 
nach dem Inhalt des erteilten Auftrags umfaßt (W.⸗J.⸗Fried⸗ 
laender 1932, § 13 Anm. 28). Bei einem Rechtsmittel berechnet 
ſich, und zwar gilt das auch für den Prozeßbevollmächtigten der 
Gegenpartei, die Prozeßgebühr nach demjenigen Anſpruch, mit dem 
die das Rechtsmittel einlegende Partei in erſter Inſtanz unterlegen 
iſt, aber nur, wenn die Gebühr für ihn anfällt, bevor eine rechts⸗ 
wirkſame Einſchränkung des Rechtsmittels erfolgt iſt (W.⸗J.⸗ 
Friedlaender 1932, § 13 Anm. 30). Schon daraus ergibt ſich, 
daß es hier maßgebend in erſter Linie auf den Zeitpunkt der Auf- 
tragserteilung und nicht auf den Zeitpunkt des Beginns der In⸗ 
ſtanz ankommt. 

War alſo die Ber. im Zeitpunkt der Beauftragung des Pro⸗ 
zeß bevollmächtigten des BerBekl. bereits wirkſam zurückgenom⸗ 


ſtimmten Fällen, z. B. bei Nichterfüllung, das Rücktrittsrecht ein⸗ 
geräumt wird, liegt eine auflöſende Bedingung vor; in die⸗ 
ſen Fällen iſt die Vergleichsgebühr entſtanden, weil ein Vergleich 
zum Zwecke der Beilegung des Rechtsſtreits abgeſchloſſen 
wurde; der Eintritt der auflöſenden Bedingung kann ſie nicht wie⸗ 
der in Wegfall bringen. Etwas anderes hat — nach der Ver⸗ 
öffentlichung der Entſch. v. 24. Okt. 1932 im BerlAnwBl. 1932, 
283 zu urteilen — auch der Koſt Sen. des KG. nicht ausgeſprochen; 
anſcheinend auch nicht in der Entſch. v. 23. Nov. 1931 (20 W. 
11927/31), die jedenfalls durch den ſpäteren, oben erwähnten 
Beſchl. überholt wäre (vgl. hierzu die Ausführungen von Carle⸗ 
bach: AnwBl. 1933, 41, der die entſtandenen Mißverſtändniſſe 


bereits klargeſtellt hat). 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 15. Die Entſch., die den Verſuch macht, eine ſeit Jahr⸗ 
zehnten beſtehende Praxis umzuſtoßen, kann nicht gebilligt werden. 

Sie iſt begreiflich aus der Erkenntnis heraus, daß das „Ver⸗ 
luſtigkeitsurteil“ (§8 515 Abſ. 3, 566 ZPO.) praktiſch eine ziemlich 
bedeutungsloſe und nicht immer erfreuliche Rolle ſpielt und daß 
es regelmäßig nicht wünſchenswert erſcheint, die Parteien durch 
dieſen Rechtsbehelf mit hohen Koſten zu belaſten. Allein das ſind 
Erwägungen de lege ferenda, die nicht dazu führen dürfen, daß 
in das Syſtem des geltenden Rechts — hier die Lehre vom Streit⸗ 
gegenſtand — eine Breſche gelegt wird, deren Folgen gar nicht 
abzuſehen ſind. 

In der Tat bedeutet der Verſuch des kammergerichtlichen 
KoſtSen., für das Verfahren über den Verluſt des Rechtsmittels 
einen eigenen Streitwert einzuführen, der weder mit dem Streit⸗ 
wert der Hauptſache noch mit dem eines bloßen Koſtenſtreits iden⸗ 
tiſch, ſondern nach dem Intereſſe des Ber Bekl. an dem Ver⸗ 
luſtigkeitsurteil frei zu ſchätzen iſt, nicht mehr und nicht weniger als 
die Einführung eines neuen Streitwertbegriffes in das Prozeß⸗ 


men und auf einen Teil des Anſpruchs beſchränkt, ſo bildete den 
Gegenſtand des Rechtsſtreits, auf den ſich der Auftrag zur Vertre⸗ 
tung des BerBekl. bezog, nur noch der übriggebliebene, jetzt noch 
mit der Ber. verfolgte Teil des Hauptanſpruchs. Nur dieſer Teil 
iſt daher für die Bemeſſung der Prozeßgebühr des Anwalts des 
BerBekl. maßgebend. 

Dieſer Grundſatz kann nun allerdings Einſchränkungen er⸗ 
fahren, ſofern und ſoweit Maßnahmen des BerbBekl. auch noch 
bzgl. des zurückgenommenen Teils der Ber. in Frage kommen 
können und eine entſprechende auftragsgemäße Tätigkeit des 
Prozeßbevollmächtigten entwickelt worden iſt. 

8515 ZPO. gibt dem BerBekl. das Recht, die Folgen der 
— auch teilweiſen — Berufungsrücknahme, nämlich den Verluſt 
des Rechtsmittels und die Verpflichtung zur Koſtentragung, durch 
Urt. ausſprechen zu laſſen. Wird der Anwalt in dieſer Richtung 
tätig, ſei es auch nur durch Ankündigung eines entſprechenden 
Antrags, dann muß ſich die Prozeßgebühr nach einem höheren 
Streitwert bemeſſen. 

Sofern es ſich nur um den Ausſpruch über die Verpflichtung 
des Rechtsmittel Kl. zur Koſtentragung handelt, ergibt ſich 
der Streitwert ohne weiteres aus dem Betrage der Koſten, die 
durch den zurückgenommenen Teil der Ber. entſtanden find. Aller- 
dings darf nicht überſehen werden, daß auch die den zurückgenom⸗ 
menen Teil betr. Koſten nach wie vor Neben forderung geblieben 
ſind (S 10 RAGebO., SI GKG., §4 3P O.). 

Die Bekl. ſtützt ihren Anſpruch auf die Prozeßgebühr nach 
dem vollen urſprünglichen Streitwert aber auch darauf, daß ihr 
Prozeßbevollmachtigter fie wegen des Antrags, die Kl. des Rechts⸗ 
mittels der Ber., ſoweit Rücknahme erfolgt ſei, für verluſtig zu 
erklären, beraten und auch big habe einen entſprechenden 
Antrag zu den Akten angekündigt habe. Indes iſt auch dadurch 
für ihren Prozeßbevollmächtigten die Prozeßgebühr nicht nach dem 
vollen urſprünglich mit der Ber. verfolgten Anſpruch angefallen. 

Zwar wird in der Rſpr. ſowohl wie in der Literatur, ſoweit 
erſichtlich, allgemein und ohne Bedenken angenommen, daß We 
der Ausſpruch des Verluſtes des Rechtsmittels gem. § 515 Abi. 3 
ABO. auf die Sache ſelbſt bezieht (N®.: Gruch. 44, 1189; NO.: 
JW. 1883, 269; RG.: JW. 1894, 85; BayObs G.: Recht 1902 
Nr. 1058, das annimmt, daß dabei über den Hauptanſpruch ſelbſt 
erkannt worden ſei; ohne nähere Begr. auch OLG. Nürnberg: 
Bay Z. 1931, 230 II). Auch W.⸗J.⸗Friedlaender 1932, 813 
Anm. 35 und e lo ee, RAGebO., 1929, 810 
Anm. 1) teilen diefen Standpunkt, offenbar auch Landsberg: 
Poſener Jur. Monatsſchr. 1904, 21. 

Auch in älteren Kommentaren iſt durchweg bei Erörterung 
des früheren § 26 Ziff. 5 GKG. v. 18. Juni 1878 und des 820 
NASCD. v. 7. Juli 1879, Faſſ. v. 20. Mai 1898 dieſe Anſicht 
vertreten. Hier iſt nämlich beſtimmt, daß 0 der ordentlichen Ge⸗ 
bühr erhoben werden für Akte, die die Zurücknahme eines Rechts: 
mittels (8515 Abſ. 3 ZPO.) betreffen. Aus dieſem Anlaß wird 
(vgl. Sydow-Buſch, HRG. 1907, 820 Anm. 12; Walter⸗ 


verfahren: an Stelle des Streitgegenſtandes, wie wir ihn bisher 
verſtanden haben, (nämlich — bei Leiſtungsklagen — des mit 
der Klage geltend gemachten Anſpruchs) tritt die einzelne Prozeß⸗ 
handlung; das Intereſſe an dieſer wird zur Belt. des Streit⸗ 
werts herangezogen. Wenn das zutreffend wäre, was das KG. im 
Gegenſatz zu der geſamten bisherigen Rſpr. und Literatur aus⸗ 
führt, 1 wäre nicht einzuſehen, warum es bei der Ber. gegen das 
Urt. über eine prozeßhindernde Einrede, z. B. über eine Zuſtändig⸗ 
keitsfrage, anders ſein, warum nicht auch hier für die ganze Ber⸗ 
Inſt. nur das Intereſſe des Rechtsmittelklägers an der Einrede 
oder ihrer Beſeitigung maßgebend ſein ſollte. Das würde dann 
ſehr häufig ſogar zu einer Verneinung der Berufungsſumme 
führen, auch wenn der wirkliche Streitgegenſtand ein hoher 
wäre. Eine ſolche Umbildung der Begriffe Streitgegenſtand und 
Streitwert iſt abzulehnen und bisher ſtets abgelehnt worden; ſie 
würde ſpeziell für das Koſtenweſen die Folge haben, daß die 
Vereinfachung, die durch das Streitwertſyſtem erreicht werden 
ſollte, aufgehoben wäre, weil jede gebührenpflichtige Einzelhand⸗ 
lung u. U. in ihrer Bedeutung für den Prozeß beſonderer Würdi⸗ 
gung unterzogen werden könnte: hat der Anwalt nur über eine 
Vertagung oder Ausſetzung verhandelt, ſo müßte das Intereſſe 
der Partei an der Vertagung oder Ausſetzung der Berechnung 
der Verhandlungsgebühr als Streitwert zugrunde gelegt werden. 
Wurde der RA. nur beauftragt, über die Zuſtändigkeit der Kam⸗ 
mer für Handelsſachen zu verhandeln oder das zuſtändige Gericht 
nach § 36 ZPO. beſtimmen zu laſſen, jo bezöge er nicht nur die 
verminderten Gebühren nach § 23 Nr. 7 (was durchaus angemeſ⸗ 
fen ift), ſondern er müßte auch, einen nach dem prozeſſualen 
Intereſſe, nicht nach dem Streitgegenſtand, bemeſſenen Wert — 
alſo regelmäßig einen ganz geringfügigen Betrag — der Berech⸗ 
nung zugrunde legen. Für eine ſolche doppelte Herabſetzung der 
Vergütung bietet das Geſetz keinen Anhalt; die Beruckſichtigung 
der verminderten Tätigkeit in gewiſſen Fällen geſchieht vielmehr 
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Joachim, GebO., 1904, 8 20 Anm. 27 und 8 13 
Anm. 41) ausgeführt, daß für die Gebührenberechnung der Streit- 
wert der Hauptſache maßgebend ſei. Nur wenn der Antrag ſich auf 
die Auferlegung der Koſten des zurückgenommenen Rechtsmittels 
beſchränkt, ſoll der Streitwert nach den Koſten berechnet 
werden (ſo auch RG. 44, 414). In allen Fällen berufen ſich je⸗ 
doch die Kommentare und ſpäteren Entſch. ausſchließlich auf RG.: 
JW. 1883, 269; 1894, 85. Von dieſen Entſch. enthält aber nur 
die erſtere eine Begr. Das NG. geht davon aus, daß § 26 Ziff. 5 
SRG. auf 8 18 daſelbſt verweiſt und daß danach für die Entſch. 
nach § 515 Abſ. 3 (damals § 476 Abſ. 3 ZPO.) 0b der Entſchei⸗ 
dungsgebühr des § 18 Ziff. 3 zu erheben ſeien, daß die Entſchei⸗ 
dungsgebühr aber ſtets nach dem Wert des Hauptanſpruchs zu 
berechnen ſei und daß § 515 Abſ. 3 durch die Nebeneinanderſtel⸗ 
lung: Verluſt des Rechtsmittels und Koſten zu erkennen gegeben 
habe, daß zugleich über Haupt anſpruch und Neben anſpruch 
entſchieden werden ſolle. Sonſt findet ſich aber nirgends irgend⸗ 
welche Begr. für die Auffaſſung, der Hauptanſpruch ſei maßgebend 
für die Koſtenberechnung. Deshalb hat auch bereits das Ober. 
Danzig: JW. 1929, 867 ſich R.: ZW. 1894, 85 nicht angeſchloſſen 
und dieſe Anſicht für unzutreffend erklärt, da nicht erſichtlich ſei, 
inwiefern für das Urt., das nur formell die eingetretene Rechts⸗ 
e e dann noch der frühere Streitgegenſtand maßgebend 
ein ſoll. 

Auch der Sen. vermag ſich nach eingehender Prüfung dieſem 
Standpunkt in Rſpr. und Rechtslehre nicht anzuſchließen. Die 
Zurücknahme der Ber. hat kraft Geſetzes den Verluſt des 
Rechtsmittels und die Verpflichtung zur Koſtentragung zur Folge 
(5515 Abſ. 3 ZPO.). Dieſe Rechtsfolgen treten alſo unabhängig 
von einem dieſe Folge ausſprechenden Urt. ein. Gleichwohl gibt 
das Geſetz in § 515 Abſ. 3 S. 2 ZPO. dem BerBell. ein un⸗ 
bedingtes Recht auf einen derartigen Urteilsausſpruch. Ein be⸗ 
ſonderes Rechtsſchutzintereſſe an dem Urt. auf Verluſtigkeitserklä⸗ 
rung braucht der Ber Bekl. nicht darzutun, wobei RG.: Gruch. 44, 
1189 allerdings die Frage offenläßt, ob nicht doch der Nachweis 
jeglichen Fehlens eines ſolchen Intereſſes zuläſſig iſt. R.: JW. 
1893, 19 dagegen geht davon aus, daß dieſes Recht des Bereit. 
nur auf der Erwägung beruhen könne, daß dem Gegner trotz des 
ohnehin ſchon eingetretenen Verluſtes des zurück⸗ 
genommenen Rechtsmittels ein formelles Recht auf Erlangung 
eines der vollen Rechtskraft fähigen (Verluſtigkeits⸗) Urteils ge⸗ 
währt werden ſollte. Selbſt dieſe Erwägung bedeutet jedoch keines⸗ 
wegs, daß ein Intereſſe des BerBekl. an der Erlangung dieſes 
Urt. vorhanden ſein muß. Man wird im Gegenteil mit Förſter⸗ 
Kann, ZPO. § 515 Anm. 9 a davon ausgehen müſſen, daß ein 
ſolches Intereſſe regelmäßig fehlt. Schon daraus ergibt ſich, daß 
dem Urt. über die Verluſtigkeitserklärung nur deklaratoriſche Be⸗ 
deutung beikommt (Förſter⸗Kann, ZPO., § 515 Anm. 9 e; 
Landsberg a. a. O.), daß es nur rein formale Bedeutung hat 
(RO.: JW. 1907, 392), während das Koſtenurteil immerhin einen 
Vollſtreckungstitel wegen eines (Koſten⸗) Anſpruchs ſchafft. 


durch die Minderung der Gebührenſätze ſchon im Hinblick 
darauf, daß ſich der Streitwert für den ganzen Prozeß nach 
deſſen Gegenſtand (5 9 GebD.) und nicht nach dem Intereſſe an 
einzelnen Prozeßhandlungen richtet (vgl. W.⸗J.⸗Friedlaen⸗ 
dere 99 Anm, 17 und die Zitate in Fußnote 32). Daher iſt es auch 
durchaus berechtigt, in 97 50 Zuſammenhang auf die frühere 
Vorſchr. des § 20 Ziff. 5 Geb O. zu verweiſen, welche die Gebühren 
auf >/ıo minderte, wenn die Tätigkeit des RA ausſchließlich die Zu⸗ 
rücknahme eines Rechtsmittels — 8515 Abſ. 3 uſw. — betraf 
(ebenſo: GKG. ä. Faſſ. § 26 Nr. 5). Der Umſtand, daß dieſe Beſt. 
auch galten, wenn nur noch ein Koſtenurteil erwirkt wurde, der 
Streitwert alſo zweifellos nur noch aus den Koſten zu berechnen 
war, kann zur Widerlegung unſeres Standpunktes nicht heran⸗ 
gezogen werden. Denn dann iſt eben die Hauptſache durch Ver⸗ 
zicht auf ein Verluſtigkeitsurteil erledigt und es kommt die 
poſitive Vorſchr. des §15 Abſ. 3 GKG. zur Anwendung. Auch die 
Entſch. des Obcker. Danzig (JW. 1929, 8671), die einzige, die 
das KG. für ſeinen Standpunkt anführen zu können glaubt, be⸗ 
ruht auf der Annahme, es habe ſich die Tätigkeit des RA. in 
Wirklichkeit nur auf den Koſtenpunkt bezogen; nur aus den Koſten 
wird deshalb der Streitwert vom Ober. Danzig berechnet, wäh⸗ 
rend das KG. einen ganz neuen Streitgegenſtand — noch dazu 
entgegen aller Syſtematik, berechnet aus dem Intereſſe des 
BerBekl. an der Feſtſtellung der Prozeßlage — zugrunde 
legt, einen Streitgegenſtand, der nicht einen quantitativ ausſcheid⸗ 
baren Teil des urſprünglichen darſtellt und auch nicht mit der 
Summe der Koſten identisch iſt, ſondern ſich qualitativ von beiden 
Größen unterſcheidet. Ein ſolcher Streitgegenſtand ift 
aber unſerem Prozeßverfahren grundſätzlich 
fremd. Wenn dies nach obigen Ausführungen noch eines Nach⸗ 
weiſes bedürfte, fo wäre er durch die SS 14 und 15 Gͤcg. erbracht: 
ſie kennen nur Akte, die einen Teil des Streitgegenſtandes oder 
die Koſten allein betreffen, nicht aber Akte, die deshalb nach 


Ob die Beurteilung eine andere ſein müßte, wenn durch 
das Verluſtigkeitsurteil feſtgeſtellt würde, daß etwa inſoweit das 
erſte Urt. Rechtskraft beſchritten habe, kann unerörtert bleiben. 
Denn gerade dieſe Bedeutung kommt dem Verluſtigkeitsurteil 
nicht bei. Sein alleiniger Zweck iſt der, die Tatſache ord⸗ 
nungsmäßiger Rücknahme feſtzuſtellen. Damit erübrigt 
ſich aber keineswegs die Nachprüfung der Rechtskraft des erſten 
Urt., die für die Erteilung des Rechtskraftzeugniſſes erforderlich 
iſt. Eine derartige Wirkung hat das Verluſtigkeitsurteil um des⸗ 
willen nicht, weil damit nur der Verluſt des eingelegten 
Rechtsmittels (Stein⸗Jonas 8515 Anm. III; Förſter⸗ 
Kann, Anm. 8a) durch richterlichen Ausſpruch klargeſtellt und 
keine für die Rechtskraft des erſten Urt. unbedingt bindende Feſt⸗ 
ſtellung getroffen wird. Dieſe Juen iſt zwar in Rſpr. und Rechts⸗ 
lehre äußerſt umſtritten (vgl. Zuſammenſtellung bei Seuffert⸗ 
Walsmann, ZRO., 1932, § 515 Anm. 4 a). Doch erkennt auch 
RG. 96, 189 ff.) die Möglichkeit erneuter Einlegung der 
Ber. unter gewiſſen Umſtänden an. Allein ſchon dieſe Möglichkeit 
nimmt aber dem Verluſtigkeitsurteil die Wirkung unbedingter 
Feſtſtellung der Rechtskraft des erſten Urt. Dieſe Frage iſt viel⸗ 
mehr bei Prüfung des Geſuches um Erteilung des Rechtskraft⸗ 
zeugniſſes ($ 706 ZPO.) von der dafür berufenen Stelle felbſtän⸗ 
dig zu prüfen (ſo auch Stein⸗Jonas a. a. O.). Daraus folgt 
aber, daß es ſich bei dem Antrag auf Verluſtigkeitserklärung nicht 
darum handelt, einen Ausſpruch über denjenigen Teil des An⸗ 
ſpruchs zu erlangen, der von der Rechtsmittelrücknahme betroffen 
wird. Es handelt ſich vielmehr nur um eine rein prozeſſuale 
Frage, die deklaratoriſche Feſtſtellung von prozeſſualen Wirkungen, 
die auf Grund von Prozeßhandlungen des Gegners ſich kraft zwin⸗ 
gender geſetzlicher Vorſchr. bereits eingeſtellt haben, für den gel⸗ 
tendgemachten Anſpruch jedoch nicht von Bedeutung ſind. 

Der Streitwert dieſes Antrags kann daher keinesfalls mit 
dem von der Rechtsmittelrücknahme betroffenen Anſpruch bzw. 
Anſpruchsteil gleichgeſetzt werden. Die Bekl. kann ſich für ihre 
gegenteilige Auffaſſung auf die bereits oben angeführten frü⸗ 
heren Geſetzesbeſt. nicht ſtützen. Denn wenn fie für Akte aus 
5515 Abſ. 3 ZPO. nur %ıo der vollen Gebühr auswerfen, fo iſt 
damit für den Streitwert, nach dem dieſe Gebühr zu be⸗ 
rechnen iſt, nichts geſagt. Im Gegenteil, die Tatſache, daß auch 
das Koſtenurteil als nur eine der zuſammengehörenden 
Doppelwirkungen des § 515 Abſ. 3 die Gebühr nach dem 
Streitwert der aufgelaufenen Koſten entſtehen läßt (RG. 44, 414), 
beweiſt allein ſchon, daß der Streitwert des die Wirkungen aus 
8 515 Abf. 3 ausſprechenden Urteils, ſei es Koſten⸗ ſei es Verluſtig⸗ 
keitsurteils allein, ſei es Urt. über beide Wirkungen zuſammen, 
bei Akten aus 8 515 III ZPO. keineswegs ohne weiteres nach 
dem Hauptanſpruch zu bemeſſen iſt. 

Selbſt wenn man nun mit RG.: JW. 1883, 269 davon ausgeht, 
daß § 26 Ziff. 5, § 18 GKG. Entſch. aller Art betreffen, auch ſolche, 
die ſich nicht auf die Sache ſelbſt, ſondern auf ihre prozeſſualen 


einem anderen Gegenſtand bewertet werden, weil ſie ſich nur auf 
einzelne Prozeßhandlungen beziehen. 

Wird die Ber. oder die Rev. zurückgenommen, ſo hat der 
Rechtsmittelbekl. ein unbedingtes Recht darauf, einen richterlichen 
Ausſpruch über die Zurücknahme des Rechtsmittels und ihre Gül⸗ 
tigkeit zu erhalten. Daraus ergibt ſich, daß prozeſſual die 
Hauptſache nicht erledigt ift. Denn es muß auf Antrag richterlich 
feſtgeſtellt werden, ob das Rechtsmittel in der Hauptſache noch 
ſchwebt oder nicht. Dieſes Recht des BerBekl., das durch kein 
Rechtsſchutzintereſſe bedingt iſt, bleibt beſtehen, bis wirkſam dar⸗ 
auf verzichtet iſt. Die Frage, ob im einzelnen Falle die Rechtsgül⸗ 
tigkeit der Zurücknahme zweifelhaft iſt oder ſtreitig wird, ſpielt 
für den Umfang und Wert des Streitgegenſtandes gar keine Rolle. 
Das KG. hat ſich offenbar ſelbſt dieſen Einwand entgegengehalten; 
denn in dem nicht abgedruckten Teil der Entſch. heißt es: 

„Auch die Erwägung der Bekl., daß bei der unklaren Faſſung 
der Rücknahmeerklärung es eingehender Beratung mit der Par⸗ 
tei und ſogar mit dem erſtinſtanzlichen Prozeßbevollmächtigten 
bedurft hätte, um ſich über das weitere prozeſſuale Verhalten der 
Partei ſchlüſſig zu werden, beweiſt nicht, daß die Prozeßgebühr 
für ihren Anwalt nach dem vollen urſprünglichen Streitwert der 
Ber. angefallen iſt. Denn es kommt nur auf die tatſächlich ein⸗ 
getretene Prozeßlage an, d. h. alſo darauf, ob eine Berufungs⸗ 
zurücknahme erfolgt iſt. Das iſt aber vom BG. ausdrücklich an⸗ 
erkannt worden, ſo daß alſo in der Tat z. Z. der Beauftragung 
des Anwalts der Bekl. der Anſpruch, ſoweit Zurücknahme der 
Ber. erfolgt iſt, nicht mehr im Streit war.“ 2 8 

Hier wird aich del verkannt, daß da, wo über einen 
Gegenſtand eine Entſch. verlangt wird, dieſer den Streitgegenſtand 
bildet, auch wenn die Sache nicht ſtreitig und objektiv nicht zweifel⸗ 
haft iſt. Sonſt gäbe es ja regelmäßig in Verſäumnisſachen über⸗ 
haupt keinen Streitgegenſtand. h 

RA. Dr. Friedlaender, Münden. 
ee 
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Vorfragen beziehen (ſo Sydow-Buſch, GKG., 1907, 8 18 
Anm. 5; RG. 40, 380), fo ergibt ſich auch daraus kein Beweis, 
nach welchem Streitwert dieſe Entſcheidungsgebühr zu bemeſſen 
iſt. Gerade das vorſtehende Beiſpiel bzgl. des Koſtenurteils wider⸗ 
legt die Berechtigung, bei Akten aus § 515 Abſ. 3 ZPO. ſchlechthin 
den Hauptanſpruch als Streitobjekt anzuſehen, zumal für die Auf⸗ 
faſſung des RG., daß hier bewußt über Haupt anſpruch und 
e e entſchieden werden ſolle, ſich kein Anhaltspunkt 
ergibt. 

Es iſt danach nicht angängig, die Sachlage ſo zu betrachten, 
als wenn die BerBekl. inſoweit etwa ein Urt. auf Zurückwei⸗ 
ſung der Ber. bezweckt und erzielt hätte. Der Streitwert inſoweit 
iſt vielmehr völlig unabhängig von dem Anſpruch ſelbſt und 
kann vom Gericht nur nach $3 ZPO. frei geſchätzt werden. Dabei 
kann dem Anſpruch ſelbſt nur inſofern eine gewiſſe Bedeutung 
beigemeſſen werden, als er für die Bedeutung des geſamten 
Rechtsſtreits für die Parteien und demgemäß für die Bemeſ⸗ 
fung des Intereſſes des BerBekl. an dem Urt. auf Verluſtig⸗ 
keitserklärung einen Anhaltspunkt geben kann. Ein weiterer — 
entſcheidender — Anhaltspunkt iſt der, daß die verlangte Ver⸗ 
luſtigkeitserkllaͤrung die ordnungsmäßige Rücknahme der 
Ber. und damit eine Inzidentfrage für die Koſtenpflicht des 
Rechtsmittelklägers inſoweit feſtſtellt. Dabei wird in Fällen, in 
denen kein Koſtenurteil ergeht, das Intereſſe mindeſtens etwa 
nach dem Betrag der Koſten zu ſchätzen ſein. In Fällen, in denen 
aber gleichwohl auch noch Koſtenurteil ergeht, entfällt jedoch 
auch dieſer Maßſtab, und es kommt nur noch ein verhältnismäßig 
geringer Streitwert entſprechend dem tatſächlich vorhandenen In⸗ 
tereſſe des BerBekl. in Frage. 

Damit iſt der Befürchtung von Landsberg: Poſener 
Monatsſchr. 1904, 21, daß dem Verluſtigkeitsurteil einzig und 
allein die Bedeutung beikomme, dem Gegner beſonders zweckloſe 
und beträchtliche Koſten zu verurſachen, ohne irgendwelche Da⸗ 
ſeinsberechtigung zu haben, der Boden entzogen. 

(RS., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Jan. 1933, 20 W 280/33.) 


Mitgeteilt von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


16. $S 25 GKG. Getrennte Anfechtung von Vor- 
behalts⸗ und Nachverfahrensurteil eröffnet zwei felb- 
ſtändige Rechtsmittelinſtanzen. 

Der Anſicht von Jonas, D., 1927, 8 25 Anm. ie, daß 
bei Anfechtung mehrerer Entfch. derſelben Sache eine andere Rechts⸗ 
mittelinſtanz, die auch gebührenrechtlich ſelbſtändig zu behandeln ſei, 
nur dann eröffnet werde, wenn das vorher eingelegte Rechtsmittel 
inzwiſchen ſeine Erledigung gefunden habe, kann nicht beigetreten 
werden. Grundſätzlich eröffnet ein jedes Rechtsmittel eine neue Rechts⸗ 
mittelinſtanz, ein getrenntes Verfahren mit verſchiedenem Prozeßſtoff, 
von denen jedes zu einer ſelbſtändigen getrennten Entſch. über ver⸗ 
ſchiedene erſtinſtanzliche Entſch. führen muß, es ſei denn, daß dieſe 
mehreren Rechtsmittelverfahren miteinander verbunden werden. Erſt 
dann handelt es ſich um eine einheitliche Inſtanz. 

Für die ſelbſtändige Berufungseinlegung gegen mehrere Teilurt. 
hat der Sen. bereits in JW. 1931, 1843 in Übereinſtimmung mit 
RG.: Höchſtagſpr. 1930 Nr. 1767 ausgeſprochen, daß durch jede der 
Ber. eine ſelbſtändige Rechtsmittelinſtanz eröffnet wird und dadurch 
in jedem Falle die Prozeßgebühr nach dem Streitwert einer jeden 
Ber. entſteht. 

Dasſelbe gilt für die getrennte Anfechtung von Vorbehalts⸗ 
und Nachverfahrensurteilen im Urkundenprozeß (Fried⸗ 
laender, DOKG., 1928, 8 25 Anm. 9; Rittmann⸗Wenz 8 25 
Anm. 3). Denn die Erwägungen ſind in beiden Fallen dieſelben: Durch 
die mehrfachen Urt. in der Vorinſtanz iſt eine Spaltung des Prozeſſes 
eingetreten (RG. a. a. O.). Dadurch iſt die Einheit des Prozeßgegen⸗ 
ſtandes zerſtört. Dieſe Folge wirkt ſich bei der Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln über die verſchiedenen Teile dahin aus, daß auch die Rechts⸗ 
mittel ſich über verſchiedene ſelbſtändige Streitgegenſtände verhalten, 
daß alſo durch jedes von ihnen eine ſelbſtändige Rechtsmittelinſtanz 
eröffnet wird. Dieſe Einheit kann erſt durch einen Verbindungsbeſchl. 
des Gerichts wiederhergeſtellt werden (RG. a. a. O.). Dieſer bewirkt, 
daß von nun an gebührenrechtlich nur noch eine Inſtanz mit ein⸗ 
heitlich zu berechnenden Gebühren vorliegt. Rückwirkung kommt aber, 
wie der Sen. a. a. O. bereits betont hat, ſolcher Verbindung nicht zu. 
Deshalb wird ſie gerade für die Frage der Prozeßgebühr, die bereits 
mit jeder neu eingelegten Ber. nach dem Streitwert dieſer entſteht, 
regelmäßig ohne Bedeutung ſein. 

Anders liegt der Fall nur bei wechſelſeitigen Rechtsmitteln 
gegen dasſelbe Urt., wie insbeſ. bei Eheſachen, wo die Einheit des 
Prozeſſes, damit alſo auch der Inſtanz, von vornherein gegeben iſt 
(vgl. RG. 110, 366) und wiederum erſt durch einen Trennungsbeſchl. 
des Gerichts aufgehoben werden könnte. 

Für eine Unterſcheidung derart, daß nur bei Erledigung des 
früher eingelegten Rechtsmittels durch das neue Rechtsmittel eine neue 
ſelbſtändige Inſtanz eröffnet wird (Jonas a. a. O.), fehlt es danach 
an einer rechtlichen Handhabe. Die Erledigung des erſten Rechtsmittels 


hat nur inſofern rechtlich und pralktiſch Bedeutung, als dadurch eine 
Verbindung ausgeſchloſſen wird. 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 15. Febr. 1933, 20 Wa 36/33.) 
Mitgeteilt von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 
Karlsruhe. 


17. 88 295, 310 ZPO. Der Fehler, der mit der Ver⸗ 
kündung eines von der Kammer erlaſſenen Urteils durch 
den Einzelrichter begangen wird, zwingt auch in vermögens⸗ 
rechtlichen Sachen mindeſtens dann zur Aufhebung und Zu⸗ 
rückverweiſung, wenn die Parteien nicht nach dem Ber- 
fahrensverſtoß auf ſeine Rüge verzichtet haben. 

(Forderungsklage vor der HfH.: Die Vollkammer verkündet 
Gerichtsbeſchluß: „Termin zur Verkündung einer Entſch., die 
durch den Einzelrichter erfolgen darf, wird be⸗ 
ſtimmt auf ...” Das Urteil der Kammer wird dementſprechend 
durch den ER. verkündet. 

„Die Berufung iſt zuläſſig. Der durch das fehlerhaft ver⸗ 
kündete Urteil nach ſeinem Inhalt beſchwerten Partei muß die 
Möglichkeit gegeben werden, das Urteil, das der Vollſtreckung 
fähig und aus dem nach dem Vortrag der Parteien die Vollſtreckung 
eingeleitet iſt, durch das ohne jenen Fehler ſtatthafte Rechtsmittel 
anzufechten. 

Das Verfahren des LG. war fehlerhaft. Ein von der Voll⸗ 
kammer beſchloſſenes Urteil kann nicht vom Einzelrichter verkündet 
werden (RG. 135, 118 )). g 

Fraglich bleibt nur, ob der Verſtoß heilbar iſt. Die angeführte 
Entſch. des RG. (9. Ziv Sen.) verneint das. Sie bezieht ſich indes 
auf ein Urteil in einer Eheſcheidungsſache und läßt die Frage 
offen, ob der von ihr aufgeſtellte Grundſatz der Unheilbarkeit auch 
in vermögensrechtlichen Sachen gelten ſoll. Für dieſe aber hat 
ſich das RG. (10. ZivSen.): HöchſtRRſpr. 1931, 623 auf den 
Standpunkt geſtellt, daß der Verſtoß heilbar iſt, wenn die 
Parteien ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf die Rüge ver⸗ 
zichten. Nun haben die Parteien allerdings vorl. in der Schluß⸗ 
verhandlung erſter Inſtanz erklärt, daß ſie mit der Ver⸗ 
kündung durch den Einzelrichter einverſtanden ſeien. Allein dieſe 
Erklärung iſt bedeutungslos, da auf eine Prozeßrüge im voraus 
nicht verzichtet werden kann (RG. 133, 218 2), 135, 119). Im 
weiteren Verfahren iſt aber auf die Rüge des Verſtoßes weder 
ausdrücklich noch ſtillſchweigend verzichtet worden; der Bekl. hat 
vielmehr in der erſten mündlichen Verhandlung vor dem BG. den 
Verſtoß gerügt. 

(OLG. Karlsruhe, 3. ZivSen., Urt. v. 19. Mai 1932, 3 ZBR 165/31.) 
Mitgeteilt von OS GR. Dr. Jordan, Karlsruhe. 
* 
Kiel. 

18. 8 2514 3 PO. ſoll der Prozeßbeſchleunigung dienen. 
Das Gericht hat die Zuſtimmung zur Aufnahme des Rechts- 
ſtreites zu erteilen, ſobald ihm Umftände dargelegt werden, 
ans denen ſich ergibt, daß die Parteien den ruhenden 
Prozeß ernſtlich fortzuſetzen gedenken. \ 

8251 Abſ. 2 ZPO. iſt keine Strafvorſchr. in dem Sinne, daß 
die Erteilung der Zuſtimmung zur Aufnahme des Verfahrens vor 
Ablauf von drei Monaten von der Feſtſtellung abhängig zu 
machen ſei, daß die Terminsverſäumnis nicht auf ein Verſchulden 
der Partei oder deren Prozeß bevollmächtigten zuückzuführen ſei. 
Der Sinn der genannten Vorſchr. iſt vielmehr der, daß ſie der 
Beſchleunigung der Prozeſſe dienen ſoll. Durch das Erfordernis 
der gerichtlichen Zuſtimmung ſoll erreicht werden, daß die wieder⸗ 
holte Terminsanberaumung in Prozeßſachen, von denen anzuneh⸗ 
men iſt, daß ſie von den Parteien nicht ernſtlich betrieben werden, 
der Förderung der übrigen Prozeſſe nicht hindernd im Wege ſteht. 
Die ernſtlich betriebenen Prozeſſe ſind daher — dem Zweck des 
8251 Abſ. 2 ZPO. entſprechend — zu beſchleunigen, die nach⸗ 
läſſig geführten dagegen, an deren Förderung den Parteien er⸗ 
ſichtlich nichts liegt, ſind — und zwar für die Mindeſtdauer von 
drei Monaten — zurückzustellen. Aus dieſer Erwägung geht her⸗ 
vor, daß das Gericht die Zuſtimmung zur Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreits zu erteilen hat, ſobald ihm Umſtände dargelegt werden, aus 
denen erhellt, daß die Parteien den ruhenden Prozeß nunmehr 
ernſtlich fortzuſetzen gedenken. Das frühere Verhalten der Par⸗ 
teien iſt inſoweit nur zu berückſichtigen, als ſich aus ihm ſchließen 
läßt, daß auch künftig die Parteien den Rechtsſtreit nur läſſig be⸗ 
treiben werden. Aus der einmaligen Verſäumung eines Termins 
werden keine entſcheidenden Schlüſſe herzuleiten ſein, wenn glaub⸗ 
haft gemacht wird, daß ſie nicht verſchuldet war oder daß doch 
künftig ſolche Verſäumungen ſich nicht wiederholen werden. Die 
vorſtehenden Erwägungen befinden ſich in Übereinſtimmung mit 
KG.: JW. 1928, 74 l(ebenſo Stein⸗Jonas 8251 Anm. 5). 


1) JW. 1931, 2486. 
2) JW. 1932, 2287 1. 
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Dieſe letztere Auffaſſung allein wird den heutigen Verhältniſſen 
gerecht, die — wie auch wiederholten Erlaſſe des JuſtMin. zum 
Ausdruck ende haben — eine tunliche Beſchleunigung der Pro⸗ 
zeßſachen beſonders dringend erfordern. 
(OG. Kiel, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Jan. 1933, 2 W 13/33.) 
Mitgeteilt von OLGR. Römer, Kiel. 


* 
Naumburg. 

19. 88 542, 519 b, 238 3 PO. Im Falle verſpäteter 
Einlegung der Berufung kann bei Ausbleiben des Be- 
rufungsklägers in der mündlichen Verhandlung über fie 
nicht Verſäumnisurteil auf Zurückweiſung der Berufung, 
ſondern muß Verſäumnisurteil auf ihre Verwerfung er⸗ 
gehen. Ein früherer ſchriftlicher Wiedereinſetzungsantrag 
des Berufungsklägers iſt dabei unbeachtlich. f) 

Das Verfäumnisurt. auf Zurückweiſung der Ber. iſt ein in 
der Sache, wenn auch ohne ſachliche Prüfung entſcheidendes 
Urteil. Es ſetzt daher wie jede andere ſachliche Entſch. im Be⸗ 
rufungsverfahren die Zuläſſigkeit der Ber. voraus (Stein⸗ 
Jonas ZPO. 8542 II), und fie iſt nach § 519 b Abſ. 1 ZPO. 
von Amts wegen zu prüfen. Dazu gehört auch die Prüfung, ob 
die Ber. in der geſetzlichen Friſt und Form eingelegt iſt. Ergibt 
die Prüfung, daß die Erforderniſſe nicht erfüllt ſind, dann kann 
trotz Verſäumnis des Ber Kl. kein Verſäumnisurt. auf Zurück⸗ 
weiſung der Ber. ergehen, die Ber. muß vielmehr nach § 519 b 
Abſ. 1 Satz 2 ZPO. auch im Verſäumnisfall, und zwar alsdann 
(entgegen Stein⸗Jonas a. a. O. und bei Note 12 vor § 330 
III 3 mit der dort angeführten gegenteiligen Rſpr., insbeſ. RGB. 
50, 384 ff. und RG.: Gruch. 61, 824) durch echtes Verſäumnis⸗ 
urt. als unzuläſſig verworfen werden. 

So liegt die Sache auch hier. Die Berufungsfriſt war mit 
dem 18. Mai 1932 abgelaufen; die erſt am 24. Juni 1932 beim 
BG. eingegangene Ber. war nicht mehr zuläſſig. 

Daran ändert ſich auch dadurch nichts, daß der Kl. zugleich 
mit der Ber. den ſchriftlichen Autrag geſtellt hat, ihm die Wieder— 


Zu 19. Das Urt. unterliegt in mehrfacher Hinſicht Bedenken. 
Zunächſt handelt es ſich um das Problem, ob im Fall der Säum⸗ 
nis des BerͤKl., wenn die Formalien der Ber. nicht in Ordnung 
find, Verſäumnisurt. zu erlaſſen oder die Ber. durch kontradik⸗ 
toriſches Urt. als unzuläſſig zu verwerfen iſt. Das RG. hat (RG. 
50, 386) ſich für den erſten Standpunkt entſchieden. „Nach der 
Rſpr. des RG. iſt in jedem Falle (einerlei ob die Sache ſelbſt oder 
eine Prozeßvorausſetzung in Rede ſteht) ein Verſäumnisurt. zu 
erlaſſen.“ Dieſe Auffaſſung, der ſich Struckmann⸗Koch 
§ 542, 2; Skonietzki⸗Gelpcke §542, 2 A; Baumbach 
8542, 1B; Hellwig, Syſtem 1, 848; Roſenberg, Lehr⸗ 
buch (3) § 145 J angeſchloſſen haben, wird von andern — ob man 
noch (ſo Pagenſtecher: Jurgidſch. 1926, 729 f. Anm. 4) ſagen 
kann, die herrſchende Meinung, ſei dabingeſtellt — abgelehnt, ſo 
Stein⸗Jonas 8 542 II; Kann 8542, 2; Seuffert⸗ 
Walsmann 8542, 1; Wach: Gruch Beitr. 36, 24 f.; Gold⸗ 
ſchmidt, ZivilprR. 2) § 65, 2; Pagenſtecher a. a. O. 
Insbeſ. wird gegen das Verſäumnisurt. geltend gemacht, daß das 
Verfäumnisurt. hier gar nicht auf der Verſäumnisfolge beruht. 
Hellwig (Syſtem 1, 644) hat dagegen eingewendet, „daß es für 
ein Verſäumnisurt. nicht genüge, wenn das Urt. gegen die 
ſäumige Partei ergehe, iſt gerade probandum.“ Indeſſen hat hier 
Wach a. a. O. m. E. überzeugend nachgewieſen, daß ein ſolches 
Verſäumnisurt., das lediglich eine absolutio ab instantia ent⸗ 
halte, weder der Entſtehungsgeſchichte entſpräche noch mit dem 
Syſtem der ZPO. in Einklang zu bringen ſei. Nun hat das RG. 
in feinen erſten Entſch. (vgl. RG. 6, 364) geltend gemacht, daß 
auch hier die Verſäumnis von Bedeutung ſei. Der Kl. hätte, 
wenn er zugegen geweſen wäre, die Möglichkeit gehabt, Einwendun⸗ 
gen geltend zu machen oder die Tatſachen, aus denen das Gericht 
den Mangel der prozeſſualen Vorausſetzungen ſchloß, zu widerlegen. 
Aber das iſt hier nur eine mittelbare Wirkung der Verſäumnis, 
die im Geſetz eine Berückſichtigung nicht findet. Die eigentliche 
Verſäumnisfolge, die Tatſachenfiktion, kommt dem Kl. gegenüber 
nicht in Betracht. Es handelt ſich bei den prozeſſualen Voraus⸗ 
ſetzungen um Tatbeſtände, die von Amts wegen zu berückſichtigen 
find. Hier iſt die Verſäumnisfiktion ausgeſchloſſen. Somit bleibt 
als letzter Grund für das RG., daß vielfach gegen die Entſch. (jo 
z. B. beim LG. in der Ber Inſt. und beim RG.) eine Anfechtungs⸗ 
möglichkeit ausgeſchloſſen ſei, wenn man nicht Verſäumnisurt. 
gebe. Hellwig (Syſtem 644) erklärt dies für unerträglich, weil 
es keine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen Verſäum⸗ 
nis dieſer Art gebe. Das mag bedauerlich ſein, berechtigt aber 
nicht, die Lücke durch eine dem Syſtem der ZPO. widerſprechende 
Ergänzungsbeſt. auszufüllen. Die Rechtsordnung hat öfter den 
Konflikt zwiſchen dem Jutereſſe, eine Unbilligkeit in Einzelfällen 
zu beſeitigen und dem Intereſſe am beſchleunigten definitiven 


einſetzung in den vorigen Stand wegen der Verſäumung der Be⸗ 
rufungsfriſt zu gewähren. Dieſer bisher nur ſchriftlich angekündigte 
Antrag iſt im jetzigen mündlichen Verhandlungsverfahren un⸗ 
beachtlich. Allerdings finden nach § 238 Abſ. 2 ZPO. auf die 
Entſch. über die Zuläſſigkeit des Wiedereinſetzungsantrags, damit 
alſo überhaupt auf das Verfahren über ihn die Vorſchr. An⸗ 
wendung, die in dieſer Hinſicht für die nachgeholte Prozeßhand⸗ 
lung gelten, d. h. m. a. W. das Verfahren folgt den gleichen Regeln 
wie das Verfahren über dieſe. Da bei der Ber. die Entſch. über 
ihre Zuläſſigkeit ſeit der neueren Vorſchr. des 8519 b ohne münd⸗ 
liche Verhandlung erfolgen kann, iſt demgemäß auch ſeitdem 
das Verfahren über den Wiedereinſetzungsantrag gegen ihre 
verſpätete Einlegung fakultativ mündlich (Stein⸗Jonas 
a. a. O. § 238 J). Nun hat zwar in der Regel die bloß fakultative 
mündliche Verhandlung den Zweck weiterer Aufklärung und Er⸗ 
gänzung des ſchriftlichen Akteninhalts und ein ſchriftlich bereits 
vorliegender Antrag behält ſeine Wirkung und Bedeutung, auch 
ohne daß er nochmals mündlich vorgetragen zu werden braucht 
(Stein⸗Jonas a. a. O. § 128 V B), Das iſt jedoch bei der 
Ber. und demgemäß auch bei dem Verfahren über die Wieder⸗ 
einſetzung gegen ihre verſpätete Einlegung anders; das Verfahren 
folgt hier ſeinen beſonderen Regeln. Während ſonſt die fakultative 
mündliche Verhandlung ihre Eigenart als ſolche behält, alſo insbeſ. 
die Entſch. alsdann durch Beſchluß ergeht (ſoweit nicht etwas 
anderes wie z. B. im Fall des § 922 380. beſonders geſetzlich 
vorgeſchrieben iſt) und daher bei ihr auch im Regelfall kein Ver⸗ 
ſäummisverfahren ſtattfindet, iſt die mündliche Verhandlung bei 
der Ber. keine abgeſonderte über die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels, 
ſondern die mündliche Verhandlung über die Ber. ſelbſt, die daher 
den allgemeinen Regeln unterſteht (Stein⸗Jonas a. a. O. 
5519 b III B 1). Demzufolge gilt auch für das Verfahren über die 
Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt, wenn 
mündliche Verhandlung ftattfindet und obwohl fie nur fakultativ 
iſt, der Grundſatz der Mündlichkeit und danach muß der 
Wiedereinſetzungsantrag in ihr, um Berückſichtigung zu finden, 
vom Geſuchſteller mündlich nach Maßgabe der dafür geltenden 
Vorſchr. (85128, 137, 297 ZPO.) geſtellt werden. Das iſt hier 


Abſchluß des Rechtsſtreits im letzteren Sinne entſchieden. Das 
Verſäumnisurt. führt hier zur Verlängerung des Prozeſſes. Man 
kann auch nicht einwenden, dem Bedürfnis nach Beſchleunigung 
werde ſeit der Nov. von 1924 ja durch die Möglichkeit des Be⸗ 
e genügt. Damit iſt für die prinzipielle Frage nichts ge⸗ 
andert. 

Indeſſen wenn hier das OLG. das NG. hinter ſich hat, 
dürfte die Behandlung des Wiedereinſetzungsantrags auf keinen 
Fall richtig ſein. Die Form des Antrags auf Wiedereinſetzung 
richtet ſich nach den Vorſchr., welche für die verſäumte Prozeß⸗ 
handlung gelten. Demgemäß tft der Antrag auf Wiedersenſetzung 
gegen Verſäumung der Berufungsfriſt durch Einreichung eines 
Schriftſatzes bei dem BG. zu ſtellen. Das ift geſchehen. Kl. hat 
zugleich mit der Ber. den ſchriftlichen Antrag geſtellt, ihm die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen Verſäumung der 
Berufungsfriſt zu gewähren. Der ſchriftliche Antrag iſt nicht eine 
bloße Ankündigung, ſondern ein konſtitutiver Akt. Dieſer Antrag iſt 
nicht mit den Berufungsanträgen in der mündlichen Verhandlung 
auf eine Stufe zu ſtellen, ſondern mit der Ber. ſelbſt. Es iſt demnach 
unrichtig, wenn das OLG. erklärt, „dieſer bisher nur ſchriftlich au⸗ 
gekündigte Antrag iſt im jetzigen mündlichen Verhandlungsver⸗ 
fahren unbeachtlich.“ Auch was das OLG. weiter ausführt, ver⸗ 
fällt dem gleichen Fehler: „Demzufolge gilt auch für das Ver⸗ 
fahren über die Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Be⸗ 
rufungsfriſt, wenn mündliche Verhandlung ſtattfindet und ob⸗ 
wohl ſie nur fakultativ iſt, der Grundſatz der Mündlichkeit und 
demnach muß der Wiedereinſetzungsantrag in ihr, um Berück⸗ 
ſichtigung, vom Geſuchſteller mündlich nach Maßgabe der dafür 
geltenden Vorſchr. geſtellt werden.“ Der Wiedereinſetzungsantrag 
war bereits wirkſam geſtellt. Es mußte auf jeden Fall geprüft 
werden, ob er zuläſſigerweiſe geſtellt iſt. Kam das Gericht hierbei 
zur Verneinung, ſo war die Ber. nicht friſtgemäß eingelegt. Dann 
konnte nach dem vom OLG. vertretenen Standpunkt das Ver⸗ 
ſäumnisurt. dahin ergehen, daß die Ber. als unzuläſſig verworfen 
werde. Wurde die Wiedereinſetzung gewährt — dieſe Möglichkeit 
iſt nicht geprüft —, dann war die Ber. durch Urt. als unbegründet 
zu verwerfen. De facto iſt durch die Entſch. dem Berͤl. kein 
Schaden erwachſen, da er in beiden Fallen die Möglichkeit hatte, 
durch Einſpruch ſeine Rechte zu wahren. Inſofern hat die Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit im Endergebnis keine erhebliche Bedeutung. 
Man könnte daran denken, es fer über den Wtedereinſetzungsantrag 
gar nicht entſchieden, da das OLG. erklärt, der ſchriftliche Wieder⸗ 
einſetzungsantrag ſei nicht zu berückſichtigen, und es müſſe dieſe 
Entſch. nachgeholt werden. Aber das iſt nicht richtig, da die Entſch., 
der Antrag ſei nicht zu berückſichtigen, auch eine Entſch. über den⸗ 
ſelben darſtellt. a 


Prof. Dr. Hans Walsmann, Roſtock. 
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nicht geſchehen, da der Kl. nicht verhandelt hat. Sein ſchrift⸗ 
licher Wiedereinſetzungsantrag iſt nicht zu berückſichtigen. 

Die Ber. muß durch Verſäumnisurteil verworfen werden. 
Der Bekl. hat zwar einen auf Verwerfung der Ber. gehen⸗ 
den Antrag nicht geſtellt, das iſt jedoch auch nicht nötig, weil 
fein Antrag auf Zurückweiſung der Ber. die nach § 519 b 
ZPO. von Amts wegen einſetzende Prüfung der Znuläſſigkeit der 
Ber. und ihre Verneinung — bei mündlicher Verhandlung durch 
Urt. auf Verwerfung der Ber. — zur Folge hat. In der Ver⸗ 
werfung der Ber. liegt dann zugleich die Zurückweiſung ſeines 
anderweiten Antrages auf ihre Zurückweiſung, ohne daß es 
eines beſonderen dahingehenden Ausſpruchs noch erſt bedarf. 

(Os G. Naumburg a. S., 7. Ziv Sen., Urt. v. 3. Jan. 1933, 7 U 342/32.) 


Mitgeteilt von OSR. Biedermann, Naumburg a. S. 


V. Armenrecht. 
Verlin. 1. Bewilligung. Wirkung. 

20. 88 114 ff. ZPO. Ein Grund für die Entziehung 
des Armenrechts liegt nicht ſchon darin, daß die von der 
armen Partei beanſpruchte Geldſumme nur mittelbar ihr 
zugute kommt, weil ſie ausſchließlich zur Schuldentilgung 
beſtimmt iſt. 

(KG., 19. ZivSen., Beſchl. v. 16. 3. 33, 19 U 15194/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Noiſten, Berlin. 
* 

21. 88 114ff. ZPO.; 8 36 NAD. Die Auswahl des 
Armenanwalts erfolgt nach dem richterlichen, in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz nachprüfbaren Ermeſſen des Vorſitzenden. 

(KG., 22. ZivSen., Beſchl. v. 17. Jan. 1933, 22 W 13 403/32.) 
Mitgeteilt von KR. Gottſchick, Berlin. 
* 


22. 8114 BO. mit 8 21 Teil 6 Kap. I NotBO. vom 
6. Okt. 1931 (RG Bl. 1931, 564). Die Rechtsverfolgung bietet 
keine Ausſicht auf Erfolg, wenn ein günſtiger Ausgang 
des Rechtsſtreits nicht wahrſcheinlich iſt, mag auch die 
Möglichkeit abweichender Beurteilung des zu erwarten⸗ 
den Beweisergebniſſes nicht ausgeſchloſſen ſein. 1) 

Es entſcheidet bei der nach § 114 ZPO. vorzunehmenden 
Beurteilung der Ausſichten eines Prozeſſes das freie Ermeſſen des 
Gerichts. Eine Rechtsverfolgung kann ſchon dann nicht als Erfolg 
verſprechend angeſehen werden, wenn ein günſtiger Ausgang des 
Prozeſſes nicht wahrſcheinlich iſt, mag auch die Möglichkeit einer 
abweichenden Beurteilung des zu erwartenden Beweisergebniſſes 
nicht ausgeſchloſſen ſein. 

(KG., 25. ZivSen., Beſchl. v. 31. Jan. 1933, 25 W 859/33, 14 0 
7056/32.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Rudolf Blumenhein, Berlin. 


* 
Düſſeldorf. 

23. 88 114 ff. ZPO. Eine von der Rſpr. des RG. ab» 
weichende Rechtsauffaſſung der Inſtanzgerichte darf nicht 
dazu führen, dem um Bewilligung des Armenrechts bitten⸗ 
den Kläger die Rechtsverfolgung unmöglich zu machen. 

(OLG. Düſſeldorf, 1. ZivSen., Beſchl. v. 9. Febr. 1933, 1 W 36/33.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Kaufmann, Düſſeldorf. 
* 


Zu 22. Nach § 114 ZPO. war Armenrechtsbewilligung ge⸗ 
boten, wenn die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos erſchien. Die 
Not O. v. 6. Okt. 1931 Teil 6 Kap. 1 § 11 änderte das dahin, 
daß die Rechtsverfolgung poſitiv Ausſicht auf Erfolg bieten müſſe. 
Ob dieſe Vorausſetzung vorliegt, iſt nach dem Ermeſſen des über 
den Armenrechtsantrag befindenden Gerichts zu entſcheiden: dieſes 
Ermeſſen hat ſtets ſubjektiven Charakter, weil es immer von der 
Auffaſſung dieſes Gerichts diktiert wird. Ich habe daher gegen 
den KGBeſchl. keine rechtlichen Bedenken. Seine Stellungnahme 
bedeutet offenbar, daß die an ſich gegebene geringe Möglichkeit 
einer anderen Auffaſſung vorausſichtlich im vorl. Fall tatſächlich 
praktiſch vom Hauptſachegericht nicht geteilt werden wird. Das 
wird im Regelfall auch zutreffen, beſonders wenn — wie häufig 
— die gleichen Richter, welche das Armenrechtsgeſuch verbeſcheiden, 
auch zur Hauptſacheentſch. berufen fein werden. Es liegt demnach 
auch der höhere Grad von Grundloſigkeit der Rechtsverfolgung 
vor, den RG. 4, 417 erfordert. Ahnlich auch Jonas: JW. 1931, 
3519 I 1. Das muß auch für ſtreitige Rechtsfragen gelten, trotz 
der Bedenken, die Breslauer Anwaltsblatt 1926, 275 
gegen die Übung des RG. erhebt. 

IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Hamburg. 

24. 85 Arm AnwG.; 88 1387, 1388 BGB. Der Ehe- 
mann haftet nicht aus $$ 1387, 1388 BGB. für die aus der 
Staatskaſſe erſtatteten Armenanwaltskoſten ſeiner im 
Eheprozeß unterlegenen Frau. 5) 

Nach 85 Erftatt®. geht, ſoweit dem RA. wegen feiner Ge⸗ 
bühren und Auslagen ein Anſpruch gegen die Partei oder einen erſatz⸗ 
pflichtigen Gegner zuſteht, dieſer Anſpruch mit der Erſtattung 
auf die Staatskaſſe über. Ein vom LG. aus $$ 1387, 1388 BGB. 
hergeleiteter Anſpruch des Anwalts der Frau gegen den Ehemann be⸗ 
ſteht aber nicht, denn nach 8 115 Ziff. 3 ZPO. iſt der Anwalt zur 
vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung der Rechte der 
Ehefrau verpflichtet, ſolange der Frau nicht das Armenrecht entzogen 
und fie nicht gem. 88 125, 126 ZPO. zur Nachzahlung der geſtun⸗ 
deten Beträge verpflichtet iſt (ogl. Baumbach, Anm. 1 zu 8 5 
Erſtattc. und Rittmann⸗Wenz, 8 5 Erſtattch. Anm. 1). So⸗ 
weit aber die Frau keine Verbindlichkeiten zu tragen hat, kann ihr 
Ehemann auch nicht aus $ 1388 BGB. „als Geſamtſchuldner“ in 
Anſpruch genommen werden. Wenn aber dem Anwalt der Frau ein 
Anſpruch gegen den Ehemann nicht zuſteht, kann nach dem 8 5 
ErſtattG. auch kein Anſpruch auf die Staatskaſſe übergegangen fein. 

(OLG. Hamburg, Beſchl. v. 22. Dez. 1932, Bs Z VI 378/32.) 
Mitgeteilt von Juſto S. Ewert, Hamburg. 
E 
Hamm. 

25. § 115 Abſ. 2 3PO. Einer armen Partei darf im 
Anwaltsprozeß die Beiordnung eines Armenanwalts 
nicht mit der Begründung abgelehnt werden, daß ſie die 
Anwaltskoſten in kleinen monatlichen Raten zahlen könne. 

Nach 8115 Abſ. 2 ZPO. kann zwar das Armenrecht nur 
zu einem Bruchteil der Koſten des Rechtsſtreits bewilligt werden. 
Eine Trennung zwiſchen Anwalts⸗ und Gerichtskoſten iſt aber 
nicht vorgeſehen; ſie iſt nur zuläſſig, wenn die Partei einwilligt. 
Ebenſo erſcheint es dem klaren Wortlaut der Geſetzesbeſt. gegen⸗ 
über nicht angängig, die Zahlung der Gebühren in Raten an⸗ 
zuordnen. Bei der vom LG. im vorl. Fall getroffenen Anord⸗ 
nung iſt überhaupt nicht abzuſehen, ob der Anwalt die ihm zu⸗ 
ſtehenden Gebühren während der Dauer des Rechtsſtreits erhalten 
wird. Mit Rückſicht darauf, daß die einzelnen Gebühren erſt nach⸗ 
einander und in gewiſſen Zeitabſtänden fällig werden, erſcheint 
die Bewilligung zu einem Bruchteil durchführbar. 

(OLG. Hamm, Beſchl. v. 25. Jan. 1933, 11 W 50/33.) 
Mitgeteilt von RA. Uhlenbrock, Arnsberg i. W. 
* 
Kiel. 

26. SS 114 ff. ZPO. Rückwirkung der Armenrechts⸗ 
bewilligung, ſofern dies erkennbar, wenn auch nicht aus⸗ 
drücklich, ausgeſprochen iſt. 

Dem die Armenrechtsbewilligung enthaltenden Beſchluß kommt 
an ſich keine rückwirkende Kraft zu. Wenn das Gericht aber gleich⸗ 
wohl in ſeinem Bewilligungsbeſchluß deſſen rückwirkende Kraft aus⸗ 
geſprochen hat, ſo liegt darin kein ungültiger Staatsakt. Vielmehr 
iſt dieſer Beſchluß, der keiner Anfechtung unterliegt, wenn er auch 
fehlerhaft iſt, doch bindend. Es iſt nicht notwendig, daß die rück⸗ 
wirkende Kraft ausdrücklich ausgeſprochen werden müſſe. Es 
genügt, daß der Beſchluß erkennbar angibt, daß er ſich rückwirkende 
Kraft beilegen wolle. Dies iſt durch Beifügung des Wortes „nach⸗ 
träglich“ geſchehen. Aus dieſem geht hervor, daß das LG. ſich be⸗ 
wußt war, daß ohne Zurückbeziehung der Wirkung auf einen 


Zu 24. Die Entſch. iſt mangels Kenntnis des ihr zugrunde lie⸗ 
genden Tatbeſtandes nicht ganz verſtändlich. In einem zwiſchen Ehe⸗ 
leuten ſchwebenden Rechtsſtreit war der klagenden Frau das Armen⸗ 
recht bewilligt worden. Die Staatskaſſe hakte dem ihr beigeordneten 
NA. die von der Staatskaſſe zu erſtattenden Gebühren erſtattet. War 
die Ehefrau, wie anzunehmen iſt, unterlegen, ſo kam eine Erſtat⸗ 
tungspflicht des Mannes überhaupt nicht in Frage. 8 1387 Ziff. 1 
BGB. verpflichtet den Mann der Frau gegenüber zur Tragung der 
Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau führt, ſofern nicht die Koſten 
dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen. Im Umfange ſeiner der Frau 
gegenüber beſtehenden Verpflichtung zur Koſtentragung haftet der 
Mann dem Gläubiger neben der Frau als Geſamtſchuldner. Im Ver⸗ 
hältnis der Ehegatten zueinander fallen nun aber die Koſten des 
Rechtsſtreits zwiſchen ihnen dem Vorbehaltsgute zur Laſt, ſoweit nicht 
der Mann fie zu tragen hat ($ 1416 BGB.). Unterliegt die Frau, 
ſo hat der Mann die Koſten nicht zu tragen. Es ergibt ſich alſo, daß 
in dieſem Falle die Ausnahmebeſt. von § 1387 Ziff. 1 BGB. Platz 
greift und der Mann mit den Koſten des Rechtsſtreits überhaupt nichts 
zu tun hat. 

Wäre der Mann unterlegen, ſo würde ſeine Haftung nicht aus 
88 1387, 1388 BGB., ſondern aus 8 91 ZPO. unmittelbar folgen. 

RA. Dr. Kraemer, Leipzig. 
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früheren Zeitpunkt von ihm eine Bewilligung vorgenommen wurde, 
die eine völlig leere Form bedeutete und für den Bekl. und den 
Armenanwalt ohne jeden praktiſchen Inhalt war. Die Beifügung des 
Wortes „nachträglich“ ergibt deshalb, da die Bewilligung andernfalls 
zwecklos geweſen wäre, daß mehr gewährt werden ſollte als eine vom 
Augenblick der Bewilligung an wirkſame Armenrechtsbewilligung und 
daß etwas wieder gutgemacht werden ſollte, was bis dahin verſäumt 
war. Das Wort „nachträglich“ enthält die hinreichend deutliche An⸗ 
ordnung der Rückwirkung. 
(OLG. Kiel, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 28. Jan. 1933, 2a W 174/32.) 
Mitgeteilt von LR. Schumacher, Altona. 


* 

27. 8 119 3PO. Eine Begründung der das Arnıen- 
recht bewilligenden oder verweigernden Beſchlüſſe iſt 
nicht erforderlich. f) 

Eine Begründung der das Armenrecht bewilligenden oder ver⸗ 
weigernden Beſchlüſſe ſchreibt das Geſetz nicht vor. Sie wäre bei der 
ſehr großen Zahl der Armenrechtsſachen mit dem beſtehenden Ge⸗ 
ſchäftsgange und den vorhandenen Kräften auch gar nicht durchführbar. 
Bei dieſer Sachlage muß es dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Senats 
überlaſſen bleiben, in welchen Fällen er ausnahmsweiſe eine Be⸗ 
gründung im Intereſſe der Rechtspflege für erforderlich hält. Wün⸗ 
ſchen einzelner Parteien kann aus Erwägungen grundſätzlicher Art 
nicht entſprochen werden. 

(OLG. Kiel, 1. ZivSen., Beſchl. v. 9. Jan. 1933, 1 W 490/32.) 
Mitgeteilt vom Verein Altonaer Anwälte, Altona. 
* 
Köln. 

28. 85 114 ff. ZPO. Die Beiordnung eines Rechts- 
anwalts im Armenrecht wirkt auch hinſichtlich der Ge— 
bührenerſtattungspflicht der Staatskaſſe ſchon von dem 
Zeitpunkt der mündlichen Bekanntgabe an den Rechts- 
anwalt ab. 

Es iſt anerkannte Rſpr., daß ein Beſchluß, durch den ein 
Beteiligter lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, auch ohne 
Zuſtellung oder Verkündung bereits dann in Kraft tritt, wenn 
der Beteiligte von ihm zuverläſſige Kenntnis erhalten hat (vl. 
NG. 11, 404; RG.: JW. 1925, 1491; KG.: JW. 1927, 1496; 
Kiel: JW. 1929, 2542; Stein⸗Jonas, 8 329 Anm. I, 3). 

Der Armenanwalt iſt im Verhältnis zur Staatskaſſe ſo zu 
behandeln, als ob ſeine Tätigkeit mit der Bekanntgabe ſeiner Bei⸗ 
ordnung begonnen hätte. Eine Rückwirkung des Armenrechts⸗ 
beſchluſſes iſt nach ſtändiger Rſpr. des Senats ausgeſchloſſen (vgl. 
DRZ. 1930 Nr. 333). 

(OLG. Köln, Urt. v. 9. Jan. 1933, JW 2/33.) 
Mitgeteilt von LGR. Conrads, Bonn. 
* 
München. 

29. Die Wirkung der Armenrechtsbewilligung tritt 

grundſätzlich nur für die Zukunft ein. 
(OG. München, Beſchl v. 23. Jan. 1933, Beſchwgeg. Nr. 48/32/TIL) 
Mitgeteilt von RA. Robert Held, Starnberg. 
* 
Stuttgart. 

30. 
In Armenanwaltskoſtenerſtattungsſachen iſt weitere Be— 
ſchwerde ausgeſchloſſen. f) 

Die weitere Beſchw. iſt unzuläſſig nach § 568 Abſ. 3 ZPO., 
wonach Entſch. der LG. in betreff der Prozeßkoſten nicht der wei⸗ 


Zu 27. Der Beſchluß berührt ein längſt und vielfach von der 
Anwaltſchaft beklagtes Verfahren. Die Vereinigung der Vorſtände der 
Anwaltskammern hat in dieſer Richtung bereits Vorſtellungen an die 
Juſtizverwaltung gerichtet. Auch hier iſt darauf zu verweiſen, daß 
Jonas (a. a. O. S. 3521) meint, es werde ſich „häufiger als 
bisher empfehlen, der Ablehnung des Armenrechts eine ſachliche Be⸗ 
gründung beizufügen“. Die ex sella curuli abgegebene Erklärung, 
daß eine derartige Begründung nur ausnahmsweiſe erforderlich ſei, 
macht die Ablehnung nicht erfreulicher. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Zu 30. Der Entſch. iſt beizupflichten; fie kann ſich auf die 
herrſchende Meinung berufen (OLG. Celle: JW. 1923, 697; OLG. 
Jena: ZDJuſtAmtm. 1927, 235; KB.: JW. 1928, 2789; Sy⸗ 
dow Buſch⸗Krantz, ZPO. § 568 Anm. 6; Walter ⸗Jo⸗ 
achim⸗Friedlaender, NAGEbD. (9) Anh. II z. 1 Abſchn. 
Anm. 69; grundſätzlich auch Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren (11) S. 205 Anm. 11). Die meiſten Komm. der ZPO. 
und des ArmAnwG. berühren obige Frage überhaupt nicht. 
Seuffert⸗Walsmann, ZPO. § 568 Anm. 3b nimmt 
zwar unter Ber. auf RGB. 63, 409 von § 568 Anm. 3 b das Ver⸗ 


8 568 Abſ. 3 ZPO.; Arm Anw. v. 20. Dez. 1928. 


teren Beſchw. unterliegen. Die Beſchw. machen geltend, es 
handle ſich hier nicht um eine Entſch. in betreff der Prozeßkoſten, 
ſondern um eine Entſch. über den Umfang und die Höhe von 
Armenanwaltskoſten. Dieſe Unterſcheidung iſt nicht begründet. 
Der dem Armenanwalt nach dem Gef. v. 20. Dez. 1928 zu er⸗ 
ſtattende Betrag gehört auch zu den Prozeßkoſten. Darunter ſind 
alle Koſten des Prozeſſes zu verſtehen, über die das Gericht zu 
entſcheiden hat, gleichviel, von wem ſie zu tragen ſind, ſofern nicht 
die Bedeutung der Entſch. über die im Anſchluß an die Entſch. 
eines Rechtsſtreits ergehende Koſtenentſch. hinausragt (RG. 64, 
377). Das kann bei der hier in Frage ſtehenden Entſch. nicht ge⸗ 
ſagt werden. Ihre Bedeutung erſchöpft ſich in der Feſtſtellung, 
welchen Teil der durch die Mitwirkung beim Vergleich entſtan⸗ 
denen Anwaltsgebühr zunächſt der Staat zu tragen hat und 
welchen die Partei ſelbſt, vorbehaltlich ihres etwaigen Erſtattungs⸗ 
anſpruchs an den Gegner. Es handelt ſich alſo um eine Entſch. in 
betreff der Prozeßkoſten. 

(OLG. Stuttgart, 2. ZivSen., Beſchl. v. 17. Nov. 1932, W 890/32.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Häberlen, Geislingen. 


2, Zur Frage der Anwendbarkeit der Not Bd. v. 14. Juni 1932 
(Beſchwerdeſumme) im Berfahren betr. Erſtattung von Armen⸗ 
anwaltskoſten. 

Darmſtadt. 

31. Teil 1 Kap. III Art. 1 Not O. v. 14. Ju ni 1932 
(Rc Bl. 1932, 288); 88 119 Abſ. 1, 115 Ziff. 3 3 PD.; Arm⸗ 
Anw. v. 20. Dez. 1928; Teil 10 Abſchn. III 88 610, 615 
Heſſͤoſtendienſtanw. 

I. Die Not VO. v. 14. Juni 1932 iſt auf Beſchwerden 
des Armenanwalts nach 8 4 Arm Anw G. v. 20. Dez. 1928 
anwendbar. 

II. Die Beiordnung des Armenanwalts für die In⸗ 
ſtanz gilt nicht auch für die Zwangsvollſtreckung. 

III. Dem Armenanwalt zuviel angewieſene und aud- 
bezahlte Gebühren und Auslagen können im Volksſtaat 
Heſſen im Verwaltungsweg zurückgefordert werden, der 
Klageweg iſt nicht notwendig. f) 

Die Anwendbarkeit der NotVO. auf Beſchw. nach § 4 Arm⸗ 
Anw. iſt beſtritten. Während das KG. die Anwendbarkeit ver⸗ 
neint und die Beſchw. des Armenanwalts auch beim Fehlen der 
Beſchwerdeſumme für zuläſſig erachtet (vgl. JW. 1992, 3119), ind 
die DLG. Hamburg, Braunſchweig und Königsberg (W. 
1932, 2898, 3648 und 3652) entgegengeſetzter Auffaſſung. Das 
KG. ſtützt feine Entſch. darauf, daß die Beſt. der NotBO. 
auf die Vorſchr. des § 104 ZPO, des § 4 Gch. und des 
§ 25 GVollzchebO. ausdrücklich verweiſe, während ein Hin⸗ 
weis auf $ 4 ArmAnweß. unterblieben ſei. Das RO. iſt 
der Meinung, daß die Hinweiſe auf die genannten Vorſchr. 
i. Verb. m. den geſetzestechniſchen Bezeichnungen „Koſtenfeſtſet⸗ 
zungsbeſchluß“ und „Anſatz von Gebühren und Auslagen“ bewußt 
geſchehen ſeien und will offenbar auch ſagen, daß auch die Unter⸗ 
laſſung des Hinweiſes auf 84 ArmAnw ch. bewußt erfolgt ſei, weil 
die darnach erfolgte Entſch. weder ein Koſtenfeſtſetzungsbeſchl. noch 
ein Koſtenanſatz ſei. Auch ein mittelbarer Hinweis auf 84 Arm⸗ 
Anwi. liege nicht vor und könne nicht darin gefunden werden, 
daß dieſe Vorſchr. auf die 88 104 ZPO. 4 GNS verweiſe, weil 
dieſe Verweiſung nur den Rechtsbehelf betreffe. Die geſetzgeberiſche 
Abſicht der Beft. der NotVO. gehe eben dahin, die Gerichte auf 
Koſten der Parteien oder desjenigen zu entlaſten, der für ſich in 
eigenem Intereſſe ſtaatliche Behörden in Anſpruch nehme, nicht 


fahren über den Antrag einer armen Partei, der das Armenrecht 
bewilligt wurde, auf Gewährung eines Reiſekoſtenvorſchuſſes aus; 
doch kann dieſe Entſch. zur Analogie bei Prüfung des Begriffs: 
„in betreff der Prozeßkoſten“ kaum herangezogen werden, da ſie 
einen ganz ſingulären Fall im Auge hat; die Entſch. iſt über⸗ 
dies — wohl mit Recht — von Kann, ZPO. 8 568 Anm. 3; 
OG. Hamburg: OL GRſpr. 27, 171 beſtritten. Die weite und 
allgemeine Faſſung: „In betreff der Prozeßkoſten“ nötigt dazu, 
dieſem Begriff auch die Anſprüche des Armenanwalts auf Er⸗ 
ſtattung von Gebühren gegenüber der Staatskaſſe zu unterſtellen. 
Von ſolch weiter Auffaſſung und Auslegung gehen beiſpielsweiſe 
auch Os. Stuttgart: JW. 1931, 1115; Os. Bamberg: JW. 
1927, 2474 aus, wenn ſie ſogar das Streitwertverfahren unter 
§ 568 Abſ. 3 ſubſumieren. — Anderer Anſicht lediglich KG.: JW. 
1921, 1090 ohne Begr. 3 
IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 31.1. Daß und warum die Not VO. die Be⸗ 
ſchwerdeſumme zu 50 H nicht auch auf Armen⸗ 
anwaltskoſtenerſtattungsſachen erſtreckt, daß 
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dagegen auf Koſten Dritter, des Armenanwalts oder des Sach⸗ 
verſtändigen. Schließlich ſtützt ſich die Entſch. auch auf den Grund⸗ 
ſatz, daß Ausnahmegeſetze eng auszulegen ſind. 

Dem Sen. erſcheint es zunächſt bedenklich, den Grundſatz der 
engen Auslegung der Ausnahmegeſetze auf die Beſt. der Not VO. 
anzuwenden. Dem ſteht offenbar der geſetzgeberiſche Zweck dieſer 
Vorſchr., eine Entlaſtung der Gerichte herbeizuführen, entgegen. 
Denn dieſer Zweck wird um ſo unvollkommener erreicht, je enger 
die Vorſchr. ausgelegt wird. Dieſe ratio legis ſpricht vielmehr im 
Zweifel dafür, daß die Beſt. des Art. 1 a. a. O. ſich auch auf die 
Beſchw. nach §4 Arm Anw. bezieht. Der Wortlaut des Art. 1 
ſteht dem nicht entgegen. Insbeſ. kann aus der Verweiſung auf 
den § 104 ZPO., §4 GKG. und insbeſ. § 25 GVollzGebSO. einer⸗ 
ſeits und der Nichtanführung des SA Arm Anw. andererſeits 
nicht geſchloſſen werden, daß die Beſchw. auf Grund der letzt⸗ 
genannten Vorſchr. von Art. 1 nicht betroffen werde. Dadurch, daß 
§ 4 ArmAnwG. ſelbſt auf SA GKG. verweiſt, iſt klargeſtellt, daß 
ie Rechtsmittel dieſer Beſt. entſprechend anzuwenden find. Wird 
nun deren Zuläſſigkeit durch Geſetz beſchränkt, wie es Art. 1 
durch die Beſt. der Beſchwerdeſumme tut, jo muß, da dieſe Ein⸗ 
ſchränkung eine Ergänzung bzw. Abänderung dieſer Vorſchr. bil⸗ 
det, dieſe in der abgeänderten Faſſung Anwendung finden, falls 
es nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen wird. Dies gilt um ſo mehr, 
als Art. 1 die allgemeine Überſchrift trägt: „Beſchwerdeſumme in 
Koſteu⸗ und Gebührenſachen“ und es nicht zweifelhaft fein kann, 
daß der Beſchl. über die Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen 
eine „Koſten⸗ und Gebührenſache“ darſtellt, eine Gebührenſache 
deshalb, weil Art. 1 nicht nur Gerichtsgebühren betrifft, ſondern 
auch, wie der Hinweis auf § 104 ZPO. zeigt, die Anwalts⸗ 
gebühren im Auge hat, eine Koſtenſache deshalb, weil die Geltend⸗ 
machung des der Staatskaſſe nach §5 ArmAnwG. erwachſenden 
Anſpruchs nach den Vorſchr. über die Erhebung der Gerichtskoſten 
erfolgt. Die Erwähnung des § 25 GVollzGebO. erklärt ſich dar⸗ 
aus, daß dieſe Vorſchr. neben dem §4 GKG. auch auf den § 766 
Abſ. 2 ZPO. verweiſt, demgegenüber als einer Verfahrensvorſchr. 
und keiner reinen Koſtenbeſt. eine ausdrückliche geſetzliche Regelung 
notwendig war. Wäre bei der Faſſung des Art. 1 der Geſichtspunkt 
maßgebend geweſen, den das KG. ſeinem Beſchl. mit zugrunde 
legt, nur Koſtenanſprüche des Staats oder des ſtaatlichen Voll⸗ 
ſtreckungsorgans mit der Einſchränkung durch die Beſchwerde⸗ 
ſumme zu treffen, dann hätte folgerichtig auch der Koſtenfeſtſet⸗ 
zungsanſpruch nach § 104 ZPO. nicht betroffen werden dürfen. 
Vom Standpunkt des Anwalts aber unterſcheidet ſich ſein An⸗ 
ſpruch als Armenanwalt gegen den Staat von dem des Wahl⸗ 
anwalts gegen die Partei nicht fo weſentlich, daß man bei dem 
einen die Einſchränkung des Art. 1 verneinen, bei dem anderen ſie 
aber bejahen könnte. Im übrigen ſei verwieſen auf § 568 Abſ. 3 
ZPO., der die weitere Beſchw. gegen Entſch. der LG. inbetreff 


alſo die gegenteilige Anſicht des OLG. Darmſtadt nicht als zutref⸗ 
In anerkannt werden kann, habe ich in Anm. zu OLG. Dres⸗ 
en 15. ZivSen. v. 14. Nov. 1932 und 9. ZivSen. v. 23. Nov. 
1932 ſowie Stettin v. 19. Nov. 1932 (JW. 1933, 229/231) aus- 
führlich dargetan; ich muß aus Raumerſparnisgründen mich dar⸗ 
auf beziehen. Inzwiſchen entſchied noch i. S. meiner Auffaſſung 
OLG. Köln v. 6. Dez. 1932 unten S. 1086, im entgegengeſetzten 
Sinn OLG. Dresden, 10. ZivSen. v. 28. Nov. 1932 unten 
S. 1085; vgl. meine Anm. auch zu dieſen. 

2. Die alte Streitfrage, ob Die Beiordnung des Ar⸗ 
menanwalts in der erſten Inſtanz auch die 
Zwangsvollſtreckung erfaßt, verneint der Beſchl. Die 
überwiegende Meinung ſcheint auf dem entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt zu ſtehen; vgl. beſonders die ausgezeichnete Begr. i. S. des 
letzteren bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RA⸗ 
GebO. (9) Anh. II zu Abſchn. 1 Anm. 32, woſelbſt ſich Rſpr. und 
Rechtslehre pro und contra finden; auch Geiershöfer: JW. 
1925, 1925; 1927, 2159; 1929, 884 zählt die Zwangsvollſtreckung 
zur erſten Inſtanz, für welche der Armenanwalt beigeordnet iſt, 
es ſei denn, daß das beiordnende Gericht ſie ausdrücklich von der 
Beiordnung ausnimmt. 

3. In Rſpr. und Schrifttum wenig behandelt iſt die Frage, 
in welchem Verfahren die Staatskaſſe zuviel 
ausbezahlte Koſten des Armenanwalts von die- 
ſem zurückfordern kann. Ihr ſteht die Frage nahe, auf 
welche Weiſe der Armenanwalt ſeine Anſprüche gegen den Fiskus 
geltend zu machen hat, falls dieſer die Zahlung verweigert; die 
letztere Materie iſt in einer vortrefflich begründeten Entſch. des 
AG. Kiel: JW. 1932, 3664 erörtert, die dem Armenanwalt den 
Rechtsweg (alſo Klage zum ordentlichen Gericht!) eröffnet; in 
Anm. Geiershöfer a. a. O. finden ſich zuſtimmende Ausfüh⸗ 
rungen. Dort ſprach ſich der Unterzeichnete unter Anführung von 
Literatur und Rſpr. für die Meinung aus, daß auch der Staat 
regelmäßig die Rückforderung von zuviel gezahlten Beträgen im 
Klageweg geltend zu machen habe. Mögen auch die Beziehungen 
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der „Prozeßkoſten“ ausſchließt und nach der unbeſtrittenen Rſpr. 
(vgl. OLG. Celle: JW. 1923, 69713 und KG.: JW. 1928, 2789“) 
auch auf die Beſchw. des Armenanwalts aus §4 ArmAnw®. An⸗ 
wendung zu finden hat. Hier beſteht alſo keine Ausnahme hin⸗ 
ſichtlich der Einſchränkung des Beſchwerderechts, hier betrifft die 
Vorſchr. die Entſch. über die „Prozeßkoſten“, im Art. 1 ſind die 
Entſch. in „Koſten⸗ und Gebührenſachen“ betroffen. Warum die 
Entſch. nach §4 Arm Anw. zu den einen gehören ſoll, zu den 
anderen aber nicht, iſt nicht einzuſehen. II. Die Beiordnung des 
Armenanwalts zur vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung der 
Rechte erfolgt nach 8 115 Abſ. 3 ZPO. nur, „ſoweit eine Ver⸗ 
tretung durch Anwälte geboten tft“. Dieſer Paſſus fehlt zwar in 
dem amtlichen Beſtallungsformular, iſt aber nicht notwendig, da 
die Vorſchr. des § 115 ZPO. dem Anwalt bekannt iſt. Eine Bei⸗ 
ordnung des Anwalts für die Zwangsvollſtreckung enthält dieſes 
Formular nicht. Der erſte Satz, der die Worte „einſchließlich der 
Zwangsvollſtreckung“ enthält, bedeutet nur die Bewilligung des 
Armenrechts als ſolches. In den deutlich, abſatzweiſe getrennten 
Sätzen 2 und 3 folgt dann die Beiordnung des Anwalts und des 
Gerichtsvollziehers. Satz 2 beſagt nichts über die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, Satz 3 dagegen ſpricht von der Bewirkung von Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen. 

III. Da der BeſchwF. ſeine Erinnerung gegen die 
„Anforderung“ der 13,50 % gerichtet hatte, muß an⸗ 
genommen werden, daß er die Beſchwerde in gleichem Sinn 
eingelegt hat und muß weiter unterſtellt werden, daß er nicht nur 
den Abſtrich der 13,50 %, fondern auch die Art der An⸗ 
forderung im Wege des Koſtenbeitreibungsverfahrens bean⸗ 
ſtanden wollte. Die Frage, ob zuviel gezahlte Armenanwalts⸗ 
gebühren im Verwaltungsweg eingezogen werden können oder 
mit der Bereicherungsklage geltend gemacht werden müſſen, iſt 
beſtritten. Rittmann⸗Wenz (Anm. 5 zu 84 Arm Anm.) 
iſt der Auffaſſung, daß nur der Klageweg zuläſſig ſei, Baum⸗ 
bach (Anm. 3 zu § 4) hält den Klageweg dann für gegeben, wenn 
landesrechtliche Vorſchr. über die Einziehung fehlen. Die Entſch. 
des OLG. Naumburg, 4. ZivSen., v. 3. April 1925 (JW. 
1925, 1899/1900) ſagt mit Bezugnahme auf die Feſtſetzungs⸗ 
beſchl. aus §4 Arm Anw.: „Zu ihrer zwangsweiſen Durchfüh⸗ 
rung bedürfen ſie der Klage und des Urt. im ordentlichen Rechts⸗ 
wege“. Dagegen iſt der 6. ZivSen. des gleichen Gerichts in 
ſeinem Beſchl. v. 11. Nov. 1925 der Auffaſſung, daß die Wieder⸗ 
einziehung im Verwaltungswege zu erfolgen habe (JW. 1926, 
867/868). 

Der letzteren Meinung iſt für den Volksſtaat Heſſen zu⸗ 
zuſtimmen, da hier die landesrechtlichen Vorſchr., auf die auch 
Baumbach hinweiſt, in den SS 610, 615 der Koſtendienſtanwei⸗ 
fung gegeben find. Dieſe Beſt. finden ſich im Teil 10 Abſchn. III 
unter der Überſchrift: „Gebühren der Beamten, Rechtsan⸗ 


des als Armenanwalt tätigen RA., meil ſie einem öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Rechtsverhältnis entfließen, öffentlich⸗rechtlicher Natur fein 
(Alg. Kiel a. a. O.; RG. 103, 343) und mag auch für öffentlich⸗ 
rechtliche Anſprüche regelmäßig der Rechtsweg verſchloſſen ſein, ſo 
entſcheidet doch nicht immer der Unterſchied zwiſchen öffentlich⸗ 
rechtlichen und privatrechtlichen Anſprüchen hinſichtlich der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs; vielmehr iſt auch bei öffentlich⸗ 
rechtlichen Anſprüchen der Rechtsweg zuläſſig, wenn Sinn und 
Zweck des den Anſprüchen zugrunde liegenden Geſetzes den Rechts⸗ 
weg als üblichen Weg gegeben erſcheinen laſſen (ſo die anerkannte 
reichsgerichtliche Rſpr. (insbeſ. RG. 109, 189). So wenig die Na⸗ 
tur des Gebührenanſpruchs des Armenanwalts einer Klage im 
ordentlichen Verfahren gegen den Staat entgegenſteht, wie AGG. 
Kiel a. a. O. näher ausführt, ſo wenig ſteht der Rückforderungs⸗ 
anſpruch des Staates wegen zuviel gezahlter Koſten ſolcher Klage 
entgegen; der Anſpruch gründet ſich materiellrechtlich auf unge⸗ 
rechtfertigte Bereicherung und die Beſt. des ArmAnwes. ſowie der 
RAcGebO. Für derartige Anſprüche kann unbedenklich nach deren 
Sinn und Zweck der Rechtsweg als üblicher Weg angenommen 
werden. 

Es iſt alſo die Frage zu prüfen, ob trotzdem die landes⸗ 
geſetzliche Sondervorſchr. Rechtswirkſamkeit beſitzt. Das iſt zu be⸗ 
jahen. Eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit liegt nicht vor: § 13 
GVG. ſchlägt daher an ſich nicht ein, ſo daß die Freiheit des 
Landesrechts, die Grenze zwiſchen Rechtsweg und Verwaltung 
zu ziehen (3. B. RG. 5, 36; 107, 323 JW. 1924, 461; Sy⸗ 
dow⸗Buſch⸗Krantz, 3PO., Anm. 2 1 zu 8 13 GV.), nicht 
weiter zu prüfen ift; die Vorſchr. des $4 Einf®. zur ZPO. ſcheidet 
aus gleichem Grunde aus; denn ſie verbietet die Rechtswegaus⸗ 
ſchließung dann, wenn der Fiskus als Partei beteiligt iſt, nur 
hinſichtlich bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten. Der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen öffentlich⸗rechtlichen und bürgerlich⸗rechtlichen Streitſachen 
findet ſich bei Stein⸗Jonas, ZPO. II A vor 81 auf 
gezeigt. 2 

IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 
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wälte, Zeugen und Sachverſtändigen, ſowie ſonſtiger Perſonen.“ 
8 615 beſagt in Abſ. 1, daß der Generalſtaatsanwalt die Erſtattung 
des zuviel erhobenen Betrags an die Staatskaſſe veranlaßt und 
Abſ. 2 regelt das Einziehungsverfahren bzgl. des zuviel er⸗ 
hobenen Betrags, indem es die Vorſchr. des 8121 KDAnw. für 
anwendbar erklärt, die ihrerſeits wiederum auf $97 GKG. und 
§ 18 KO. (BO. v. 17. März 1903) ſowie auf 8610 ff. der 
KDanw. ſelbſt verweiſt. Der dritte Abſchnitt der Koſtendienſt⸗ 
anweiſung, der auch die aus der Staatskaſſe gezahlten Gebühren 
der NA. behandelt, bezog ſich z. Z. ſeines Erlaſſes (1910) im 
weſentlichen wohl auf die Gebühren, die der Offizialverteidiger 
aus der Staatskaſſe erhielt. Dieſen Gebühren ſind aber die Ge⸗ 
bühren und Auslagen, die der Armenanwalt au Grund der 
Geſetze v. 18. Dez. 1919, 15. Febr. 1923 und 20. Dez. 1928 zu 
beanſpruchen hatte und hat, i. S. der Vorſchr. der SS 610 ff. gleich⸗ 
zuſtellen. Hiernach iſt die Koſtenanforderung nicht nur nach Grund 
und Höhe, ſondern auch in dieſer Form zuläſſig und die Beſchw. 
des RA. J. wäre, wenn ſie nicht ſchon unzuläſſig wäre, auch 
in dieſer Hinſicht als unbegründet zurückzuweiſen. 

(OLG. Darmſtadt, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 20. Dez. 1932, 2 W 296/32.) 

Mitgeteilt von LGR. W. Bechſtein, Darmſtadt. 
* 

Dresden. 

32. Art. 1 Kap. III VO. des RPräſ. v. 14. Juni 1932 
(RG Bl. 1932 I, 288). Die Beſchwerdeſumme von 50 AH gilt 
auch für Beſchwerden im Verfahren betr. die Erſtattung 
von Armenanwaltskoſten. 7) 

Teil 1 Kap. III Art. 1 VO. v. 14. Juni 1932 gilt, wie der 
Sen, im Einklang mit den Beſchl. des 9. Ziv Sen. des OLG. Dres⸗ 
den 9 OReg 441/32, des OLG. Königsberg v. 26. Sept. 1932 
(DR. 1932 Nr. 743 S. 606 = ZW. 1932 S. 3652 Nr. 33), des 
OLG. Hamburg (JW. 1932, 28981“) und des OLG. Braunſchweig 
(JW. 1932, 364826) annimmt, auch im Rechtsmittelverfahren 
gegen Beſchl. des Urkundsbeamten, durch welche die dem Armen⸗ 
anwalt aus der Staatskaſſe zu erſtattenden Gebühren und Aus⸗ 
lagen feſtgeſetzt werden ($4 ArmAnwch.). Die gegenteilige Entſch. 
des KG. v. 13. Juli 1932 (JW. 1932, 3119) iſt ebenſowenig 
überzeugend wie die Fußbemerkungen dazu und zu den Entſch. 
in JW. 1932, 2898, 364825 und S. 36520. 

Richtig iſt, daß das in 84 Arm Anw. geordnete Rechtsmit⸗ 
telverfahren in die VO. v. 14. Juni 1932 nicht durch 8104 35O. 
einbezogen wird. Wohl aber geſchieht das durch die in der VO. 
weiter enthaltene Beſt., daß die Beſchwerdeſumme gilt für die 
Entſch. über eine Erinnerung gegen den Anſatz von Gebühren 
oder Auslagen (= Koſtenanſatz) im Falle des 8 4 GKG. Es iſt 
anzunehmen, daß das für alle Falle gilt, in denen 84 Gͤck. ent⸗ 
ſprechend anzuwenden iſt. Das NG. will das aus dem Grunde 
nicht gelten laſſen, weil nach der Terminologie der Koſtengeſetze 
der in 84 Arm Anw. angewendete Begriff der „Feſtſetzung des 
zu erſtattenden Betrags“ nicht dem in der VO. angezogenen Be⸗ 
griffe des „Anſatzes von Gebühren oder Auslagen“ gleichzuſtellen 
und hieraus zu erſehen ſei, daß das Rechtsmittelverfahren in 
Armenanwaltsgebührenſachen durch die in der VO. ausgeſpro⸗ 
chene Beſchwerdebeſchränkung nicht getroffen werden ſolle. 

Dem iſt nicht beizutreten. Geſetzeslechniſch wird der Aus⸗ 
druck des „Anſatzes von Gebühren oder Auslagen“ keinesfalls in 
feſtſtehendem Sinne angewendet. In der Hauptſache wird es ſich 
dabei allerdings um Berechnungen handeln, die den Koſtenanſpruch 
des Staates gegen den betreffen, welcher ſeine Tätigkeit in An⸗ 
ſpruch genommen hat (ogl. Rittmann⸗Wenz, GKG., § 4 
Anm. 1 Jonas, GKG. 81; Stein ⸗Jonas, ZPO. vor 
8 91 Anm. 6). Daneben iſt der Begriff des „Anſatzes von Gebühren 
oder Auslagen“ aber auch in anderem Sinne gebraucht, z. B. in 
8 20 ‚geugdebQ., wo von einem Koſtenanſatze die Rede iſt, 
der nicht Forderungen des Staates gegen andere, ſondern Forde⸗ 


Zu 32. Den Beſchl. halte ich nicht für zutreffend; die gegen⸗ 
teilige Meinung begründete ich ausführlich in Anm. zu Os. 
Dresden 15. Ziv Sen. v. 14. Nov. 1932 und 9. Ziv Sen. v. 23. Nov. 
1932 ſowie OLG. Stettin v. 19. Nov. 1932: JW. 1933, 229/231; 
fie wird geteilt von OLG. Köln v. 6. Dez. 1932 unten S. 1086, 
während OLG. Darmſtadt 2. Ziv Sen. v. 20. Dez. 1932 oben 
S. 1083 zum gleichen Ergebnis wie die gegenwärtig beſpro⸗ 
chene Entſch. gelangt. Die weſentlichen Gründe der letzteren 
ſind in meiner oben zit. Anmerkung bekämpft, ich beziehe mich 
darauf, um Wiederholungen zu vermeiden; lediglich zu dem Hin⸗ 
weis des Beſchl. darauf, daß der Begriff „Anſatzvon Ge⸗ 
bühren oder Auslagen“ ſich auch in §S 20 ZeugGebO. findet, 
ſei Stellung genommen. Der Hinweis iſt richtig, aber die Vergü⸗ 
tungen für Zeugen und Sachverſtändige ſind in Wirklichkeit keine 
Gebühren im üblichen und rechtlichen Sinne, wennſchon die Zeug⸗ 
GebD. dieſen Ausdruck im Titel, in 8 1, 18, 19 und 21 gebraucht; 
finden fi) doch in § 2, 3, 5, 7, 9, 20 die Bezeichnungen: „Ent⸗ 
ſchädigung, Vergütung, Beträge“ für die Anſprüche der Zeugen 
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rungen anderer gegen den Staat zum Gegenſtand hat. Ebenſo be⸗ 
zeichnet § 104 Abf. 2 ZPO. die einzelnen Poſten der von den 
Parteien aufgeſtellten Koſtenberechnungen als „Anſätze“ und 8 4 
Arm Anw. verweiſt auf dieſen 8104 Abſ. 2 ZPO. Bei der An⸗ 
wendung des Ausdrucks „Anſatz für Gebühren und Auslagen“ 
gibt es demnach keine feſtſtehende, einheitliche Geſetzesterminologie. 
Damit iſt der Hauptbegründung des KGBeſchl. der Boden ent⸗ 
zogen. 

Die in 84 ArmAnwö. angeordnete „Feſtſetzung des zu er- 
ſtattenden Betrags“ ſtellt überdies in gewiſſem Maße einen Ko⸗ 
ſtenanſatz i. S. der Anm. 1 zu 84 Gch. bei Rittmann⸗ 
Wenz dar. Denn ſie bildet eine Grundlage nicht nur für den 
Anſpruch des Armenanwalts gegen die Staatskaſſe auf Auszah⸗ 
lung der Gebühren und Auslagen, ſondern namentlich auch für 
den durch 85 ArmAnwc. gewährleiſteten Anſpruch des Staates 
gegen den Koſtenſchuldner auf Erſtattung der dem Armenanwalt 
bezahlten Gebühren und Auslagen. Deshalb ſteht auch dieſem 
Koſtenſchuldner das Recht der Erinnerung und der Beſchw. zu 
(Rittmann⸗ Wenz, Anm. 4 zu §4 Arm Anw.). Und ge⸗ 
rade aus dieſem Grund iſt auch das Rechtsmittelverfahren gegen 
die „Feſtſetzung des dem Armenanwalt zu erſtattenden Bekrags 
zufolge der ausdrücklichen Vorſchr. des §4 Arm Anw. unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung des 54 GKG., und zwar in gleicher Weiſe 
für den Staat wie für den Armenanwalt und den dritten Schuld⸗ 
ner geregelt worden. Deshalb hat der $4 ArmAnw®. das Schickſal 
des $4 GKG. zu teilen; was für dieſen beſtimmt wird, hat ent» 
ſprechend für 8 4 ArmAnw ch. zu gelten. Hieraus folgt, daß die für 
das Rechtsmittelverfahren aus §4 Geck. durch die VO. be⸗ 
ſtimmte Beſchwerdebeſchränkung auch für das ihm gleichgeordnete 
Rechtsmittelverfahren aus 84 ArmAnwG. zu gelten hat, gleich⸗ 
viel, ob es ſich um eine Beſchw. der Staatskaſſe oder des Armen⸗ 
anwalts oder des dritten Schuldners, den die Staatskaſſe in An⸗ 
ſpruch nimmt nach $5 Arm Anw. handelt. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden hätte der Geſetzgeber, wenn er das Rechtsmittelverfahren 
aus SA ArmAnwG. von der durch die VO. beſtimmten Beſchrän⸗ 
kung ausſchließen wollte, das beſonders zum Ausdruck bringen 
müſſen. Das hat er nicht getan, insbeſ. nicht durch den Klammer⸗ 
hinweis auf § 25 GVollzGebO. Dieſer Hinweis kann deshalb 
nicht als eine den 84 ArmAnw®. ausſchließende Begrenzung der 
Beſchwerdebeſchränkung, ſondern allenfalls nur als Anführung 
eines Beiſpiels erachtet werden oder aber die Ausführung des 
$25 GVollzGebO. hat ſeinen Grund in der Faſſung dieſer Beſt., 
die von der Faſſung in den anderen Fällen, wo 94 GKG. für an⸗ 
wendbar erklärt worden iſt, abweicht. 

Schließlich ſpricht auch der Sinn und Zweck der VO gegen 
die vom KG. geübte enge Auslegung. Sie will eine Verein⸗ 
fachung der e Ein e und Erſparniſſe herbeiführen und das 
auch durch die Einführung einer Beſchwerdeſumme in Koſten⸗ 
und Gebührenſachen (vgl. die Überſchriften über Teil 1 und über 
Art. 1 zu Kap. III des 1. Teils. Dieſer Zweck würde kaum er⸗ 
reicht, wollte man mit dem KO. die Einſchränkung des Beſchwerde⸗ 
rechts nur bei Beſchw. des Zahlungspflichtigen und der Staats⸗ 
kaſſe gegen Koſtenanſätze zulaſſen. Denn ſolche Beſchw. find erfah⸗ 
rungsgemäß im Verhältnis zu den anderen Koſtenbeſchw. ziem⸗ 
lich ſelten. Ihr teilweiſer Wegfall bedeutet keine nennenswerte 
Vereinfachung der Rechtspflege und ſicher keine erhebliche Erſpar⸗ 
nis. Der Ark. 1 in Kap. III zum 1. Teile der VO. würde daher 
bei der engen Auslegung des KG. überhaupt nahezu zwecklos 
ſein. Abzulehnen iſt die Annahme, daß der Geſetzgeber ein der⸗ 
artiges überflüſſiges Geſetz hat erlaſſen wollen, das die Gerichte, 
wie die widerſprechenden Entſch. zeigen, eher belaſtet als entlaſtet. 

(OLG. Dresden, 10. ZivSen., Beſchl. v. 28. Nov. 1932, 10 C Reg 
336/32.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Pruggmapyer, Dresden. 
* 


oder Sachverſtändigen; auch Baumbach, RKG. (3) meint 
zu $1 Anm. 3 ZeugchebO., daß — mit einer m. E. übrigens 
nicht gegebenen Ausnahme — die Gebühren dieſes Geſetzes keine 
wirklichen Gebühren ſeien. Man wird alſo dieſe ſog. Gebühren 
und deren Anſatz nicht wohl als Anſatz von eigentlichen Gebüh⸗ 
ren betrachten dürfen. Das um ſo weniger, als es nahe gelegen 
hätte, in der NotB O. — neben $4 Gch. und 8 25 GVollzGeb O.! 
— auch 8 20 ZeugGebO. zu zitieren, wenn fie eben die Anwen⸗ 
dung nicht auf die zit. Beſt. hatte beſchränken wollen. — Die An⸗ 
nahme ſchließlich, der Art. 1 NotVO. ſei bei der vom OLG. Dres⸗ 
den bekämpften Auffaſſung überflüſſig und ohne nennenswerte 
Bedeutung, geht fehl; denn es werden ja nicht nur die Beſchw. 
aus § 4 GK. und 825 GVollzGeb O. ſondern vor allem die be⸗ 
ſonders häufigen Beſchw. gegen auf Erinnerung erfolgende Ge⸗ 
richtsentſch. im Koſtenfeſtſetzungsverfahren (8 104 
380.) der Beſchwerdeſumme unterworfen; gerade dieſe muß die 
Not O. vor allem im Auge gehabt haben. E 
IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 
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Hamburg. 

33. Keine Beſchwerdeſumme im Verfahren betr. die 
Erſtattung der Koſten des Armenanwalts durch den Staat. f) 

Der Streitwert beträgt unter 50 RM. Es iſt in der Kfpr. 
ſtreitig, ob ſolchenfalls die Beſchwerde durch die Not VO. (RGBl. 
1932, 288) ausgeſchloſſen wird. Das iſt zu verneinen. Die durch die 
Not VO. eingeführte Wertgrenze für Beſchwerden bezieht ſich auf 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe und auf Anſätze von Gebühren und Aus⸗ 
lagen. Ein Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß iſt ein Titel, der einer Partei er⸗ 
teilt wird, damit ſie von der Gegenſeite ihre Koſten beitreiben kann. 
Gebühren und Auslagen erwachſen auf Grund des Gg., ſind alſo 
Anſprüche des Staates gegen Parteien, die bei ihm Recht ſuchen. Das 
Arm Anwcs. (RG Bl. 1928, 411) fällt unter keine dieſer beiden 
Gruppen. Es betrifft Anſprüche des Anwalts gegen den Staat auf 
Erſatz, weil er für ſeine Arbeit und ſeine Auslagen von der Partei, 
der er vom Staat beigeordnet wurde, nichts erhält. Die Höhe wird 
allerdings vom Urkundsbeamten feſtgeſetzt. Ein Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß im oben erwähnten Sinne iſt das aber nicht. Mit Unrecht 
ſucht man daraus, daß nach $4 des Gef. von 1928 auf die Rechts⸗ 
mittel gegen die Feſtſetzung 84 GKG. entſprechende Anwendung 
findet, herzuleiten, daß auch die Einſchränkungen der Noto. ent⸗ 
ſprechend anzuwenden ſeien. 

Der Hinweis des Geſetzes von 1928 beſagt nichts weiter, als 
daß die gleichen Rechtsmittel gegeben find, die 8 4 GK. vorfieht, 
d. h. Erinnerung und Beſchwerde. Er bezeichnet den Weg, den der 
BeſchwF. zu gehen hat. Das berechtigt aber nicht, die Beſchränkungen 
der Not VO. über ihren Wortlaut hinaus auf Fälle auszudehnen, die 
ſie ihrem klaren Wortlaut nach nicht behandelt. 

PATE Hamburg, 3. ZivSen., Beſchl. v. 28. Febr. 1933, Bs Z III 
33.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Ablaß, Hamburg. 


* 
Köln. 

34. 1. Die Not VO. v. 14. Juni 1932 Teil 1 Kap. 3 
Art. 1 (Beſchwerdeſumme 50 M.) findet auf Beſchwerden 
über die Koſtenerſtattung an den Armenanwalt keine An- 
wendung. 

2. Der der armen Partei beigeordnete Anwalt kann 
ſich durch ſeinen Sozius vertreten laſſen, ſoweit nicht 
der Wille der Partei entgegenfteht; dann find aus der 
Staatskaſſe auch die nach dem Tode des Anwalts durch 
die Tätigkeit des Sozius erfallenen Gebühren zu er⸗ 
ſtatten. f) 

Der Kl. war RA. F. im Armenrecht beigeordnet worden. 
Dieſer hat ſich in ſämtlichen mündlichen Verhandlungen durch 
ſeinen Sozius RA. S. vertreten laſſen. Nach ſtattgehabter Be⸗ 
weisaufnahme iſt RA. F. verſtorben. Der Rechtsſtreit iſt alsdann 
von RA. S. zu Ende geführt worden. Das LG. hat neben den 
bis zum Tode des RA. F. erfallenen Gebühren auch die weitere 
Verhandlungsgebühr nebſt Umſatzſteuer zur Erſtattung aus der 
Staatskaſſe feſtgeſetzt. 

Der Beſchw. ſteht die NotV O. v. 14. Juni 1932 Teil 1 
Kap. III Art. 1 nicht entgegen. Die Frage, ob dieſe Vorſchr. auch 
auf die Beſchw. über die Koſtenerſtattung an Armenanwälte An- 
wendung findet, iſt beſtritten. Sie wird bejaht von den OLG, 
Hamburg, Braunſchweig und Königsberg (JW. 1932, 2898, 3648, 


Zu 33. Der 3. Sen. des OL. Hamburg, der urſprünglich 
die Beſchwerdeſumme von 50 RM auch für das in der Überſchrift 
bezeichnete Verfahren gelten ließ (JW. 1932, 2898 10), hat erfreu⸗ 
licherweiſe ſeine Meinung geändert und iſt der Anſicht beigetreten, 
die man jetzt als die herrſchende bezeichnen darf. Gl. M. neuerdings: 
OLG. Celle: JVerwBl. 1933, 55; Os. Düſſeldorf und Köln 
ebenda; a. M.: OLG. Hamm und Breslau dortſelbſt; vgl. ferner die 
Zuſammenſtellung bei Geiershöfer: JW. 1933, 229. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 34. I. Der Ablehnung der Erſtreckung der 
Notwendigkeit der Beſchwerdeſumme von 
50 Hal auf Armenanwaltskoſtenerſtattungs⸗ 
ſachen iſt beizupflichten. Ich verweiſe auf die eingehende Begr. 
dieſer Auffaſſung in meiner Anm. zu OLG. Dresden v. 14. Nov. 
1932, 15. Ziv Sen., v. 23. Nov. 1932, 9. ZivSen. und OLG. Stettin 
b. 19. Nov. 1932: JW. 1933, 229/231. Inzwiſchen haben noch 
OLG. Dresden, 10. ZivSen. v. 28. Nov. 1932 oben S. 1085 
und OLG. Darmſtadt, 2. Ziv Sen., v. 20. Dez. 1932 oben S. 1083 
für ſolche Beſchw. die Anwendbarkeit des Art. 1 Kap. III Teil 1 
Not VO. bejaht (vgl. meine Anm. auch zu dieſen), KG. 20: JW. 
1933, 540, LG. Breslau: JW. 1933, 563 verneint. 

II. Beizutreten iſt auch der Zubilligung der Ar⸗ 
menanwaltskoſten gegenüber der Staatskaſſe 
für den Fall, daß der beſtellte Armenanwalt 
nach ſeinem Ableben von ſeinem Sozius im 
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3652 = DNZ. Rſpr. 1932 Nr. 743); verneint wird ſie vom KG. 
(JW. 1932, 3119 mit Anm. Geiershöferz; Friedlaen⸗ 
der: JW. 1932, 3648; Dehnow: ZW. 1932, 3652). Der Senat 
ſchließt ſich der letzteren Anſicht an, und zwar aus der Erwägung 
heraus, daß Ausnahmegeſetze grundſätzlich eng auszulegen ſind, 
daß aber angeſichts der verſchiedenen Auslegungsmöglichkeiten der 
Wille des Geſetzgebers, die Beſchw. über die Erſtattung von Ar⸗ 
menanwaltskoſten zu beſchränken, aus dem Wortlaut der Vorſchr. 
nicht mit hinreichender Sicherheit zu entnehmen iſt. Gegen einen 
ſolchen Willen ſpricht vor allem die in der fraglichen Vorſchr. ent⸗ 
haltene Einzelaufzählung. Es kann nicht angenommen werden, 
daß der Geſetzgeber verfehlt haben würde, den wichtigen und 
außerordentlich häufigen Fall der Koſtenbeſchw. in Armenſachen zu 
erwähnen, wenn er auch in dieſem Falle die Beſchränkung des 
Beſchwerderechts beabſichtigt hätte. Daß in dieſer Hinſicht die An⸗ 
führung des in 84 Arm Anw. in bezug genommenen 8 4 GKG. 
in der Not VO. nicht genügen kann, ergibt ſich ohne weiteres dar⸗ 
aus, daß in dem beſonders erwähnten 825 GVollzGeb O. gleich⸗ 
falls auf 54 GR®. verwieſen iſt. 

Sachlich iſt die Beſchw. nicht gerechtfertigt. Ihr iſt zwar zu⸗ 
zugeben, daß RA. S. aus eigenem Recht keine Anſprüche an die 
Staatskaſſe ſtellen kann, weil er ſelbſt der Kl. nicht beigeordnet 
war. Es ift aber anerkannten Rechts, daß, ſoweit der Wille der 
Partei nicht entgegenſteht, der beigeordnete Anwalt ſich in der 
Ausübung ſeiner Tätigkeit vertreten laſſen kann und daß er auch 
für die durch einen anderen Anwalt ausgeübte Vertretertätigkeit 
Gebührenerſtattung aus der Staatskaſſe verlangen kann (vgl. 
Walter ⸗Joachim⸗Friedlaender, Anm. 7 zu §1 RA⸗ 
Geb.). Das Intereſſe des Staates erſchöpft ſich inſoweit an der 
ordnungsmäßigen Vertretung der armen Partei, die zur voll⸗ 
ſtändigen Verwirklichung des ihr durch die Armenrechtsbewilligung 
gewährten Rechts erforderlich iſt. Hier iſt RA. S. als Sozius des 
RA. F. tätig geweſen. Das Soziusverhältnis ſchließt nach der in 
Anwaltskreiſen herrſchenden Übung die Befugnis zur gegenſeitigen 
Vertretung auf Grund ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Voll⸗ 
machtserteilung in ſich. Tatſächlich hat hier auch RA. S. bereits 
zu Lebzeiten für RA. F. die Sache am Gericht vertreten und teil⸗ 
weiſe auch bearbeitet. Die ihm inſoweit von RA. F. erteilte Voll⸗ 
macht kann keineswegs als durch den Tod des letzteren erloſchen 
gelten, vielmehr iſt ohne weiteres als Wille der beteiligten An⸗ 
wälte anzunehmen, daß der Überlebende die laufenden und an⸗ 
bängigen Sachen im Intereſſe der Erben des Erſtverſterbenden 
nach Maßgabe des Sozietätsverhältniſſes zu erledigen habe (bal. 
auch RGRKomm. § 168 Anm. 2 Abſ. 2). Wenn ſomit der RA. S. 
in Fortdauer der ihm von RA. F. erteilten Vollmacht und im Ein⸗ 
verſtändnis der Partei den Rechtsſtreit nach dem Tode des RA. F. 
zu Ende geführt hat, ſo ſind dagegen weder vom Standpunkt 
einer geordneten Rechtspflege noch vom Standpunkt der Staats⸗ 
kaſſe Bedenken zu erheben. Die Staatskaſſe hat dadurch ſogar eine 
volle Prozeßgebühr und eine halbe Verhandlungsgebühr geſpart, 
die bei der Beiordnung eines neuen Anwalts erforderlich gewor⸗ 
den wären. Es beſteht daher kein Anlaß, die Erſtattung der nach 
dem Tode des RA. F. durch die Tätigkeit des Sozius erfallenen 
weiteren Verhandlungsgebühr aus der Staatskaſſe zu verſagen. 

(Od. Köln, Beſchl. v 6. Dez. 1932, 7 W 305/32.) 
Mitgeteilt von LER. Conrads, Bonn. 


* 


Intereſſe der armen Partei vertreten wurde. 
Daß Sozien bei Lebzeiten kraft des Sozietätsverhältniſſes (Geſell⸗ 
ſchaft bürgerlichen Rechts) ſich regelmäßig bei Lebzeiten gegen⸗ 
ſeitig vertreten, entſpricht häufig einer ausdrücklichen Verein⸗ 
barung derſelben, häufig einer nur ſtillſchweigenden Abrede; ſolche 
ſtillſchweigende Abrede ergibt ſich regelmäßig aus einer Verkehrs⸗ 
übung; ſolche Verkehrsübung nahm das Os. an; Fried⸗ 
laender, wohl der beſte Kenner des Anwaltsrechts, weiſt auf 
das Beſtehen einer allgemeinen Verkehrsſitte hinſichtlich der gegen⸗ 
ſeitigen Vertretung hin (JW. 1931, 523); das RG. unterſtellt ſie 
gleichfalls (JW. 1931, 523) und lehnt ſie mit Recht inſoweit ab, 
als außergewöhnliche Geſchäfte in Frage kommen (vgl. dazu auch 
Friedlaender, NAD. (3) Exk. zu 8 40 Anm. 24, 33, 41 a). 
Gegen die vom OLG. angenommene Weitergeltung dieſer Ver⸗ 
tretungsbefugnis nach dem Tode des zum Armenanwalt beſtellt 
geweſenen Sozius in einem von letzterem im Armenrecht bisher 
geführten Rechtsſtreit beſteht keinerlei rechtliches Bedenken (es ſei 
beſonders auf RG.: JW. 1929, 1647 und Lehmann Anm. dort⸗ 
ſelbſt verwieſen). Das Einverſtändnis der armen Partei zur wei⸗ 
teren Vertretung des Verſtorbenen durch den überlebenden Sozius 
lag vor; im übrigen wirkt, wohl nach herrſchender Auffaſſung, die 
Vollmacht über den Tod des Machtgebers hinaus, es ſei denn, 
daß keinerlei Kauſalverhältnis, aus welchem heraus die Bevoll⸗ 
mächtigung erſolgte, mehr vorliegt (ſo Lehmann und RG. 
a. a. O.). Zwiſchen dem überlebenden Anwalt und den Erben des 
verſtorbenen Sozius beſteht aber ſolches Kauſalverhältnis fort; 


62. Jahrg. 1933 Heſt 17] 


Rechtſprechung 


1087 


München. 

35. Keine Beſchwerdeſumme im Verfahren betr. die 
Erſtattung der Koſten des Armenanwalts. f) 

Die Beſchw. iſt zuläſſig. Zwar iſt nach Art. 1 Kap. III Teil 1 
Not O. v. 14. Juni 1932 gegen die nach dem 20. Juni 1932 er⸗ 
laſſenen Entſch. über eine Erinnerung gegen einen Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß (§ 104 ZPO.) oder gegen den Anſatz von Gerichts⸗ 
vollziehergebühren (§4 GRG., § 25 GVollzGGeb O.) die Beſchw. nur 
zuläſſig, wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtands 50 .2.H% über⸗ 
ſteigt, aber dieſe Beſt. bezieht ſich nicht auf Beſch w. 
in Armenanwaltserſtattungsſachen nach dem 
Gef. v. 20. Dez. 1928, weil es ſich hier um Feſtſetzung des zu 
erſtattenden Betrages, alſo weder um Erinnerungen gegen einen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß, der die Koſtenerſtattung unter den Pro⸗ 
zeßparteien regelt, noch um den Koſtenanſpruch des Staates gegen 
diejenigen, die ſeine Tätigkeit in Anſpruch genommen haben, 
handelt (KG.: JW. 1932, 3119; Geiershöfer: JW. 1933, 
229 ff., Baumbach, RKoſtG., 4. Aufl., S. 304). Die Zulaäſſig⸗ 
keit der Beſchw. ohne Rückſicht auf den Beſchwerdewert darf trotz 
entgegenſtehender Entſch. (JW. 1933, 229, 230) als herrſchende 
Meinung betrachtet werden. Der Senat ſchließt ſich dieſer An⸗ 
ſchauung an. 

Die Beſchw. iſt aber auch begründet. Nach der Nov. von 
1924 iſt vor jeder Vertagung wenigſtens eine einſeitige Ver⸗ 
handlung nötig, da die Gründe für den Vertagungsbeſchluß, die 
nach 8227 Abf. 2 ZPO. in ihm aufzunehmen find, von dem⸗ 
jenigen, der die Vertagung beantragt, vorzubringen ſind. Daher 
iſt ſeit der Nov. von 1924 nach der herrſchenden Meinung für die 
einſeitige Verhandlung über die Vertagung die Gebühr des 823 
Abf. 5 mit 816 NAGEDDO. erwachſen (f. Baumbach a. a. D 
JW. 1928, 2796; Friedlaender, RAcgebO. Anm 32, Fuß⸗ 
note 27 zu 823; die entgegenſtehende Meinung überſieht die Be⸗ 
deutung des § 227 Abſ. 2 und 3 ZPO.). 

(OLG. München, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 22. Febr. 1933, BeſchwReg. 
363/33 III.) 
Mitgeteilt von RA. Robert Held, Starnberg a. See. 


Kiel. 3. Armenrechtsverfahren und § 91 3 PD. 
36. 8 91 ZPO. findet im Armenrechtsverfahren keine 
Anwendung. f) 

Das Beihw®. ſchließt ſich der herrſchenden Auffaſſung an, 
nach der mit dem Armenrechtsgeſuch nur ein offentlich⸗rechtlicher 
Anſpruch gegen den Staat verfolgt wird und dem Antragsgegner 
im Armenxechtsverfahren keine Parteiſtellung beizumeſſen iſt (vgl. 
u.a. Jonas: JW. 1930, 2096 zu 11; KG. [unter Aufgabe ſei⸗ 
ner früheren Anſicht Juri. 26 Nr. 2071]: JW. 1931, 23810 
Köln: JW. 1929, 1688 , München: JW. 1928, 1526 Hamm: 
JW. 1928, 1877 i; KG.: JW. 1929, 876 , Breslau: JW. 1927, 
9153; 1928, 2733; KG.: JW. 1932, 1764; Naumburg: JW. 
1932, 1166; KG.: JW. 1932, 1163; vgl. auch RG. 135, 115 ), 
wo die Entſch. offengelaſſen ift). Der abweichenden Meinung 
(u. a. KG.: JW. 1932, 121; 1931, 1116 0, Jena: JW. 1932, 


denn der erſtere wickelt die aus der Sozietät fließenden wirtſchaft⸗ 
lichen Beziehungen ſeiner Perſon zu den Erben ab, inſoweit beſteht 
noch ein Geſchäftsbeſorgungsvertrag (8 675 BGB.) und das So⸗ 
zietätsverhältnis. Daß ein Geſchäftsbeſorgungsvertrag die Fort⸗ 
19155 der Vollmacht begründet, ſpricht auch RG.: JW. 1929, 
648 aus. 

Wenig verſtändlich war im beſprochenen Fall der Standpunkt 
der Staatskaſſe; fie beſchwert ſich über die Koſtenzubilligung, ob⸗ 
ſchon die Fortführung der Armenſache durch den Sozius als Ver⸗ 
treter dem Fiskus gegenüber eine loyale Handlungsweiſe be⸗ 
deutete, da dem Staat ja andernfalls (wie das OLG. hervorhebt) 
zufolge Neubeſtellung eines anderen Armenanwalts 1½ Gebühren 
mehr erwachſen wären, der Sozius dem Fiskus alſo die Mehr- 
koſten erſparte! 


IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 35. 1. Das OLG. München ſchließt ſich in obigem Be⸗ 
ſchluß der herrſchenden Anſicht, daß im Erſtattungsverfahren des 
Arm Anw. die Beſchwerdeſumme von 50 & nicht gilt, an; es 
bezeichnet dieſe Anſicht als die herrſchende (vgl. die Zuſammen⸗ 
faſſung bei Geiershöfer: JW. 1933, 229 5). 

2. Auch bzgl. der Vertagungsgebühr folgt das OLG. Mün⸗ 
chen der herrſchenden und nun überhaupt kaum mehr um⸗ 
ſtrittenen, bejahenden Anſicht (gl. Walter⸗Joachim⸗ 
Friedlaender“ 823 Anm. 32). 

RA. Dr. Friedlaender, Münden. 


u 36. Gl. A.: KG. 6. ZivSen. v. 10. März 1933, 6 U 
9872/38. D. S. 
9) JW. 1932, 1146. 


2096 4; Breslau: JW. 1930, 1521; Friedlaender: JW. 
1928, 1877, 2159; 1931, 2382; Geiershöfer: JW. 1932, 121) 
tritt das BeſchwG. nicht bei. 
(OLG. Kiel, 2. ZivSen., Beſchl v. 9. Jan. 1933, 2 W 426/32.) 
Mitgeteilt von OSR. Lehmann, Kiel. 
* 
München. 

37. 8 91 ZPO. Der Gegner des Antragſtellers im 
Armenrechts verfahren kann einen Anſpruch auf Erftattung 
der ihm etwa erwachſenen Koſten in dieſem Verfahren 
nicht geltend machen. 

Den Darlegungen Mosheim: JW. 1932, 3166 und Car⸗ 
ſtens: JW. 1932, 3573, woſelbſt auch die Zuſammenſtellung der 
ſich widerſprechenden Entſch. und Literatur ſich findet, insbeſ. 
Jonas: JW. 1932, 2096 u kann nicht beigepflichtet werden. 

(OLG. München, 4. ZipSen., Beſchl. v. 14. Febr. 1933, BeſchwReg. 


IV 215/33.) 5 
Mitgeteilt von IR. Leo Weil, München. 
Berlin. b) Strafſachen. 
38. 8 63 RAGebdO.; 88 140, 141, 150 StPO. Der zum 


Verteidiger beſtellte Rechtsanwalt darf die Verteidigung 
nur mit Genehmigung des Gerichts einem anderen An» 
walt übertragen. Wird die Genehmigung erteilt, ſo ſind 
die Gebühren dem beſtellten Verteidiger, nicht dem Ver— 
treter zu bezahlen. 

Der BeſchwF. iſt vom Vorſitzenden zum Verteidiger des 
Angekl. beſtellt worden. Sein Antrag auf Erſtattung von Gebüh⸗ 
ren in Höhe von 83,04 %% iſt vom Urkundsbeamten abgelehnt, 
die Erinnerung von der Strͤ. zurückgewieſen worden. Die Beſchw. 
hatte Erfolg. Der Beſchw§. hat zwar die Verteidigung in der 
Hauptverhandlung vor dem Schw. am 24. Nov. 1932 nicht perſön⸗ 
lich geführt, ſondern fie durch den RA. Dr. S.⸗L., der nicht fein 
allgemeiner Vertreter gem. 525 RAD. war, als Unterbevollmäch⸗ 
tigten führen laſſen. RA. Dr. S.⸗L. iſt in der Hauptverhandlung 
ausweislich des Sitzungsprotokolls mit Untervollmacht des 
BeſchwF. aufgetreten. Ein ſolches Auftreten war nur mit Geneh⸗ 
migung des Gerichts zuläſſig (vgl. RGRſpr. 10, 104; OLG. Ham⸗ 
burg: DRZ. 1932, Rſpr. Nr. 378, Löwe ⸗Roſenberg, 
Anm. 2 c zu 8 144 StPO.; Für ſt: JW. 1932, 2181, Fußnote zu 
Nr. 41). Im borl. Pech muß aber angenommen werden, daß dieſe 
Genehmigungeſtillſchweigend erteilt worden ift. Dafür ſpricht 
der Umſtand, daß RA. Dr. S. L. — wie das Sitzungsprotokoll 
ergibt — ohne weiteres zur Führung der Verteidigung zugelaſſen 
worden ift. Hätte das Gericht die Genehmigung verſagen wollen, 
fo hätte es den Unterbevollmächtigten durch Beſchl. zurückweisen 
müſſen. Das Verhalten des SchwG. kann aber auch nicht dahin 
gedeutet werden, daß es der RA. Dr. S.⸗L. zum Pflichtverteidiger 
an Stelle des Bein. beſtellt hat, jo daß die Gebührenforderung 
nunmehr lediglich jenem zuſtände. Wenn das Schw etwas Der⸗ 
artiges gewollt hätte, ſo hätte es durch Beſchl. die Verteidigung 
dem Beſchwß. ganz oder für einen Teil des Verfahrens entziehen 
und dem RA. Dr. S.⸗L. übertragen müſſen, was gleichfalls nicht 
geſchehen iſt. Vielmehr heißt es im Sitzungsprotokoll: „Als Vertei⸗ 
diger meldete ſich RA. Dr. S. ⸗L. mit Untervollmacht des Offi⸗ 
zialverteidigers RA. Dr. W. S.“ Dieſe Faſſung deutet darauf 
hin, daß das Gericht den RA. Dr. S.⸗L. gerade mit Rückſicht 
darauf, daß er Untervollmacht des BeſchwF. beſaß, zur Führung 
der Verteidigung zugelaſſen hat, da Bedenken gegen ſeine Perſon 
offenbar nicht beſtanden. Es hätte nicht i. S. der Beteiligten ge⸗ 
legen, wenn dem BeſchwF. lediglich deshalb, weil er in der 
Hauptverhandlung v. 24. Nov. 1932 an der Führung der Ver⸗ 
teidigung verhindert war, trotz Entſendung eines Unterbevoll⸗ 
mächtigten die Führung der Verteidigung für das geſamte Ver⸗ 
fahren entzogen worden wäre. Eine nur für die Hauptverhand⸗ 
lung v. 24. Nov. 1932 geltende Entziehung aber hätte ſchon zur 
Vermeidung ſpäterer Unſtimmigkeiten eines ausdrücklichen Aus⸗ 
ſpruchs bedurft. 2 

Der Auffaſſung von Löwe⸗Roſenberg (Anm. 2c zu 
8144 SBO.; vgl. auch OLG. Hamburg a. a. O.), daß in ber 
Genehmigung der Subſtition zugleich die Beſtellung eines anderen 
Pflichtverteidigers liege, kann nicht gefolgt werden. Die Geneh⸗ 
migung hat vielmehr die Wirkung, daß der urſprünglich beſtellte 
Verteidiger ſein Amt und ſeinen Gebührenanſpruch beibehält, aber 
für einen Teil des Verfahrens von ſeinem Unterbevollmächtigten 
vertreten werden darf. Für den Unterbevollmächtigten erwachſen 
daher aus der Zulaſſung keine Gebührenanſprüche gegen die 
Staatskaſſe. Dagegen würden bei einer Beſtellung des Unter⸗ 
bevollmächtigten zum Pflichtverteidiger ihm an Stelle des Voll⸗ 
machtgebers die Gebühren zuſtehen. Schon um dieſer Wirkung 
willen muß verlangt werden, daß eine ſolche Beſtellung durch 
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ausdrücklichen Beſchl. vorgenommen wird. Ein derartiger Beſchl. 
iſt nicht ergangen. Die Gebühren ſtehen allein dem BeſchwF. zu. 
(ch., 2. StrSen., Beſchl. v. 23. Jan. 1933, 2 W 983/32.) 
Mitgeteilt von KR. Nothmann, Berlin. 


+ 
Dresden. 


39. § 303 StPO. Auch nach Vertagung der Haupt⸗ 
verhandlung bedarf die Rechtsmittelrücknahme der Zu⸗ 
ſtimmung des Gegners. 

Die Frage, ob die nach Vertagung begonnener Hauptverhandlung 
über ein Rechtsmittel erklärte Rechtsmittel cknahme zu ihrer Wirkſam⸗ 
keit der gegneriſchen Zuſtimmung bedarf, iſt beſtritten (Löwe⸗ 
Roſenberg 8 303 N. 3). Der Sen. ſchließt ſich der Rechtsauffaſſung 
an, die neuerdings das RG., insbeſ. unter Berückſichtigung des 8301 
SED. in RESt. 65, 231 entwickelt hat. Danach bedarf es, falls 
nach Beginn der Hauptverhandlung eine Vertagung erfolgt, zur Wirk⸗ 
ſamkeit der Rücknahme eines Rechtsmittels ſtets der Zuſtimmung des 
Gegners. Der Sen. lehnt ſonach die gegenteilige Auffaſſung ab, daß 
das Rechtsmittel bis zum Beginn der neuen Hauptverhandlung ohne 
Zuſtimmung des Gegners zurückgenommen werden könne. 


(OG. Dresden, Beſchl. v. 15. Febr. 1933, 1 OStReg 71/33.) 
Mitgeteilt von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 
Königsberg. 

40. § 5 Straffreiheits G. v. 20. Dez. 1932. 
griff der wirtſchaftlichen Not. 

Eine ſtrafbare Handlung fällt erſt dann unter das AmneſtieG., 
wenn die Tat unter dem unmittelbaren Druck wirtſchaftlicher Be⸗ 
drängnis begangen worden iſt, um dringende Lebensbedürfniſſe zu 
befriedigen (RGSt. 46, 409; 53, 318). Es iſt anerkannte und all⸗ 
gemeine Rſpr., daß die Berufung auf die „allgemeine wirtſchaftliche 
Notlage der heutigen Zeit“ aber nicht und keineswegs aus⸗ 
reicht, um die Zubilligung der Amneſtiewohltat zu rechtfertigen. Es 
genügt überhaupt nicht zur Anwendung des AmneſtieGG., daß der 
Täter ſich in „ſchlechter wirtſchaftlicher Lage“ befindet, ſondern es 
muß hinzukommen, daß er handelt, weil er augenblicklich nicht im 
Beſitz hinreichender Mittel iſt, um ſich und ſeine Angehörigen vor 
gegenwärtiger Not zu ſchützen. Es genügt zur Anwendung 
des Geſetzes über Straffreiheit nicht, daß möglicherweiſe in der Zu⸗ 
kunft eine Not eintreten kann, ſondern es muß feſtſtehen, daß eine 
gegenwärtige Not einen übermächtigen, zwingenden Eindruck auf den 
Willen des Täters ausgeübt hat. Solche Umſtände liegen hier keines⸗ 
wegs vor, ſie ſind insbeſ. durch die Ausführungen der Beſchw. nicht 
dargetan. Denn dieſe behauptet lediglich, der Täter habe die Straf⸗ 
taten begangen, um ſeiner ſchlechten wirtſchaftlichen Lage eine andere 
Wendung zu geben. Sie erweiſt nicht, daß zur Befriedigung drin⸗ 
gender augenblicklicher Lebensbedürfniſſe Barmittel 
gefehlt haben, wodurch die ſtrafbaren Handlungen erklärt werden 
könnten. Der ſehr umfangreiche Geſchäftsbetrieb des Angeſchuldigten 
ermöglichte es ihm zweifellos, die nötigen Barmittel zu beſchaffen, 
die zur Zeit der Begehung der Straftaten zur Befriedigung dringen⸗ 
der Lebensbedürfniſſe erforderlich waren. Auch RG.: JW. 1933, 608 
vermag den Standpunkt der Rev. nicht zu ſtützen. Aus der genannten 
Entſch. ergibt ſich lediglich, daß aus gewiſſen Umſtänden, z. B. aus 
einer vorhergehenden Ableiſtung des Offenbarungseides, auf eine 
augenblickliche wirtſchaftliche Not geſchloſſen werden kann, und daß 
der Umfang der durch eine ſolche ſpezifiſche wirtſchaftliche Notlage 
hervorgerufenen (und noch unter das Ammeitie®. fallenden) ſtrafbaren 
Handlung nach beſonderen Umſtänden des Falls nicht gar zu eng 
bemeſſen zu werden braucht. 

Im übrigen iſt indes eine Anderung der oben dargelegten Grund⸗ 


Zum Be⸗ 


Zu 1. Der erfie Teil der Entſch. ſpricht m. R. aus, daß es die 
Pflicht des Anwalts iſt, unverzüglich bei Ablauf der Widerſpruchs⸗ 
feift den Antrag auf Vollſtreckungsbefehl ohne weitere Nachfrage zu 
ſtellen. Gleichwohl verfagt das Gericht dem RA. jede Gebühr für 
dieſen Antrag, wenn ein Widerſpruch rechtzeitig einläuft. Der An⸗ 
trag könne dann nur als bedingt geſtellt angeſehen werden, und die 
Bedingung ſei ausgefallen. Die Unbilligkeit dieſes Ergebniſſes liegt 
auf der Hand. Da die Einlegung des Widerſpruchs immer — auch 
nach Ablauf der Friſt und ſelbſt nach ſpäterem Eingang des Antrags 
auf Vorſtreckbarerklärung — bis zum Erlaß des Vouftredkungs⸗ 
befehls zuläſſig iſt, ſo müßte der Anwalt bei jedem derartigen Antrag 
wegen eines Umſtandes, der von feinem Willen völlig unabhängig 
iſt — riskieren, des Entgelts für eine korrekte und pflichtgemäß 
ausgeübte Tätigkeit verluſtig zu gehen. Praktiſch würde damit die 
Entſtehung der Antragsgebühr von dem Erfolge abhängig gemacht, 
was dem ganzen Syſtem der Gebo. nicht minder widerſpräche als der 
Billigkeit und der beſonderen Faſſung des § 38: denn auch § 38 Nr. 1 
ſpricht von „Erwirkung“ (des Zahlungsbefehls), und doch wird nie⸗ 
mand behaupten wollen, daß der Anwalt für den Antrag auf Erlaſ⸗ 
ſung des Zahlungsbefehls gar nichts erhalte, wenn dem Antrage 
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ſätze, die ſtändiger Rſpr. entſprechen, aus der Entſch. des RG. nicht 
zu entnehmen. 
(OLG Königsberg, StrSen., Beſchl. v. 15. März 1933, 8 W 154/33.) 
Mitgeteilt von LER. u. AGR. Lueben, Königsberg i. Pr. 


Obergericht Danzig. 


1. 8 38 Nr. 3 RAG eb. Keine Rechtsanwaltsgebühr 
für Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls, wenn der Antrag 
in Unkenntnis des erhobenen Widerſpruchs geſtellt war. 7) 


Der Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls iſt geſtellt nach 
Ablauf der Widerſpruchsfriſt, aber vor Eingang der Nachricht von 
der Erhebung des rechtzeitig erhobenen Widerſpruchs. Das CG. hat 
die Gebühr abgeſetzt mit der Begr., daß die Kl. zur Vermeidung 
zweckloſer Koſten ſich vor Stellung des Antrages hätte erkundigen 
müſſen, ob Widerſpruch erhoben fei. 

Dieſe Begr. geht fehl. Eine Pflicht des Gläubigers im Mahn⸗ 
verfahren, vor Stellung des Antrages auf Erteilung des Vollſtrek⸗ 
kungsbefehls zunächſt ſich zu erkundigen, ob Widerſpruch eingelegt ſei, 
iſt nicht anzuerkennen. Der geſetzgeberiſche Sinn und Zweck des 
Mahnverfahrens iſt die größtmögliche Beſchleunigung der überaus 
großen Menge von Fällen, in denen der Schuldner nichts Ernſtliches 
gegen den Anſpruch einzuwenden hat, ſondern nur aus Geldverlegen⸗ 
heit ihn nicht gutwillig befriedigt. Dieſem Sinn und Zweck dieſes 
Verfahrens entſpricht es, daß dem Gläubiger die Möglichkeit gegeben 
ſein muß, nach fruchtloſem Ablauf der Widerſpruchsfriſt ſogleich, ohne 
jede Verzögerung, den Vollſtreckungsbefehl zu erlangen, und Berufs⸗ 
pflicht des von dem Gläubiger beauftragten Anwalts iſt es, für ſolche 
größtmögliche Beſchleunigung zu ſorgen. Dieſe Möglichkeit würde 
dem Gläubiger verſchränkt werden, wenn von ihm verlangt würde, 
nach Ablauf der Widerſpruchsfriſt zunächſt ſich zu erkundigen, ob 
rechtzeilig Widerſpruch eingelegt iſt. Dieſe Erkundigungen würden 
in Anbetracht der Unzahl dieſer Fälle einen unverhältnismäßig großen 
Aufwand an Zeit und Arbeit verurſachen, der meiſtens nutzlos ſein 
würde, weil in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle Widerſpruch 
nicht erhoben wird (vgl. zu dieſer Frage aus der Fülle der Entſch., 
für die auf die Zuſammenſtellung bei Friedlaender, RAGED. 
Anm. 27 zu 8 38 verwieſen werden kann, insbeſ. die ausführlich 
begründete Entſch. des KG., 20. ZivSen., v. 4. Mai 1931: JW. 
1931, 1832 Ziff. 21, und OLG. Hamm: ZW. 1931, 1112 Ziff. 22). 
Es muß deshalb dem Gläubiger die rechtliche Möglichkeit gegeben ſein, 
ohne ſolche Erkundigung den Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungs⸗ 
befehls zu ſtellen auch ſchon vor Ablauf der Widerſpruchsfriſt. 

Aber ſolche Anträge auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls, die 
ohne Feſtſtellung des fruchtloſen Ablaufs der Widerſpruchsfriſt geſtellt 
werden, können nur dahin ausgelegt werden, daß ſie geſtellt werden 
nur für den Fall fruchtloſen Ablaufs der Widerſpruchsfriſt, denn 
ſonſt wären ſie eine Verkehrtheit, wie ſie einem verſtändigen Men⸗ 
ſchen nicht zuzutrauen iſt, insbeſ. nicht einem Rechtskundigen, einem 
Anwalt, der für den Gläubiger dieſe Anträge ſtellt. Die Richtigkeit 
dieſer Auslegung zeigt ſich auch darin, daß in allen den Fallen, in 
denen der Antrag geſtellt iſt, und ſich dann herausſtellt, daß recht⸗ 
zeitig Widerſpruch erhoben iſt, von allen Beteiligten, insbeſ. auch von 
dem Anwalt des Gläubigers, der Antrag auf Erlaß des Vollſtrek⸗ 
kungsbefehls als nicht geſtellt behandelt wird, ohne eine Zurücknahme 
des Antrages. 

Da ſolche Anträge nur in ſolchem Sinne gemeint ſein können, 
kann der Anwalt nur dann, wenn dieſe felbftverftändliche Voraus⸗ 
ſetzung ſeines Antrages ſich beſtätigt, die geſetzliche Gebühr dafür von 
ſeinem Auftraggeber verlangen, und kann dieſer ſie, als zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung erforderlich, vom Gegner erſtattet 
verlangen. 

(ObGer. Danzig, 1. ZivSen., Beſchl. v. 26. Jan. 1933, 2 W 2/33.) 


Mitgeteilt von Obergerichtsrat Dr. Reiß, Danzig⸗Langfuhr. 


aus irgendeinem Grunde nicht ſtattgegeben wird. Endlich aber ver⸗ 
kennt das Gericht die gebührenrechtliche Bedeutung bedingter 
Prozeßhandlungen, auf die ich ſchon mehrfach in anderem Zuſammen⸗ 
hange hingewieſen habe (vgl. z. B. Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laender? 8 13 Anm. 83 a; 823 Fußnote 9a, 44: 836 Fuß⸗ 
note 2). Wenn ein an ſich gebührenpflichtiger Antrag mit der Maß⸗ 
gabe geſtellt wird, daß er in gewiſſen Fällen als nicht geſtellt ange⸗ 
ſehen werden möge — z. B. weil der Richter ihn für unbegründet hält 
oder weil ein Ereignis eintritt, das ihn nachträglich als unbegründet 
erſcheinen laßt —, ſo hat der Anwalt eben doch die volle Arbeit der 
Antragſtellung geleiſtet, und wenn — was auch das Ober. Danzig 
für unſeren Fall unterſtellt — dieſe Arbeit keineswegs überflüſſig 
war, ſondern der Vertragspflicht des Anwalts entſprach, fo wäre 
es unbegreiflich, wenn dieſe pflichtgemäße, zur Wahrung der Partei⸗ 
rechte zweckentſprechende und notwendige Handlung gebührenrechtlich 
als ein Nichts betrachtet werden dürfte. — Die jetzt herrſchende Mei⸗ 
nung bezüglich der Auslegung des § 38 Nr. 3 RAcGGebO. (der auch 
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Zivilſachen. 
Altona. I. Anwaltſchaft. 

1. 8 233 3PO. Begriff „unabwendbarer Zufall“. 
Sorgfaltspflicht des Rechtsanwalts bezüglich der Kon⸗ 
trolle der Büroangeſtellten. f) 

(LG. Altona, Urt. v. 30. Nov. 1932, 6 S 600/32.) 

Abgedr. JW. 1933, 5601. 

* 
Berlin, 

2. Inhalt und Rechtsfolgen des von dem zweit⸗ 
inſtanziellen Anwalt an den erſtinſtanziellen erteilten 
Auftrags, die Koſten des erſteren feſtſetzen zu laſſen und 
vom Gegner einzuziehen. f) 

In dem Rechtsſtreit D. gegen A. iſt der Kaufmann A. in der 
erſten Inſtanz von dem Bekl. RA. X. in der zweiten Inſtanz von 
dem Kl. RA. 9. vertreten worden. Nachdem in zweiter Inſtanz 
der Prozeß zugunſten von A. entſchieden worden war, hat der Kl. 
dem Bekl. ſeine Koſtenberechnung überjandt mit der Bitte, die 
Koſtenfeſtſetzung und Einziehung vom Gegner zu betreiben. Der 


Baumbach in ſeiner eben erſchienenen 4. Aufl. der RKoſtG. § 38 
Anm. 4 folgt) kann alſo durch die Ausführungen der obigen Entſch. 
nicht widerlegt werden. MU. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 1. A. Anm. Mühſam⸗Werther, ebenda. 


B. Es iſt bedauerlich, daß Mühſam⸗Werther für „Anwälte 
mit großer Berufstätigkeit“ ein Recht auf „beſondere Rückſicht“ in 
bezug auf ihre Sorgfaltspflicht im Rahmen des 8 233 ZPO. geltend 
macht. Gegen eine ſolche Unterſcheidung von beſchäftigten und un⸗ 
beſchäftigten Kollegen hat bereits Friedlaender: JW. 1922, 1048 
nit guten Gründen entſchieden proteſtiert. Mühſam⸗Werther 
bewertet die Gründe Friedlaenders mehr als ſoziale denn als 
juriſtiſche. Mit Unrecht: Eine Privilegierung des Anwalts mit großer 
Berufstätigkeit iſt auch juriſtiſch unhaltbar. Auszugehen iſt hierbei von 
der Überlegung, welche rechtliche Bedeutung ein „Aus⸗dem⸗Gedächtnis⸗ 
Verlieren“, Sich⸗nicht⸗Erinnern“ des Anwalts hat. Ein ſolches Ver⸗ 
geſſen kann an ſich — nämlich ſoweit es nicht etwa durch ein Ver⸗ 
Schulden. z. B. durch übermäßigen Alkoholgenuß, herbeigeführt iſt — 
als Verſchulden eines Menſchen gar nicht in Frage kommen. Kein 
Anwalt — mag er viel oder wenig beſchäftigt fein — ift dafür, daß 
er ein ſchlechtes Gedächtnis hat oder daß ſein Gedächtnis verſagt, 
ſchuldig zu ſprechen. Dies verkennt RG.: JW. 1931, 1086, indem es 
den Satz aufſtellt: „Bei ſtarkem Geſchäftsbetrieb kann es einem Rechts⸗ 
anwalt ... doch geſchehen, daß er auch den Eingang eines wichtigen 
Schriftſtücks bald wieder aus dem Gedächtnis verliert“, einen Satz, 
den Holzinger: JW. 1932, 1129 zu Unrecht als einen „aus⸗ 
gezeichnet formulierten Gedanken“ bezeichnet. Eine Schuld trifft viel⸗ 
mehr nur den, der keine genügenden Vorkehrungen gegen die Gefahr 
des Vergeſſens trifft. Die Anforderungen, die hinſichtlich dieſer Vor⸗ 
kehrungen im Einzelfalle zu ſtellen ſind, hängen nun allerdings von 
dem Umfang der Berufstätigkeit des Anwalts ab. Doch gerade dabei 
kommt man zu einem weſentlich andern Reſultat als Müh ſam⸗ 
Werther. Ein weniger beſchäftigter Anwalt wird nämlich — wenn 
er nicht ein beſonders ſchlechtes Gedächtnis hat und ihm dies bekannt 
iſt — ſich eher auf ſein Gedächtnis verlaſſen können und daher ſich, 
ohne ſchuldhaft zu werden, mit einem weniger durchgebildeten Büro 
begnügen dürfen als der vielbeſchäftigte Anwalt. Was die perſönliche 
Uberwachungspflicht des Anwalts anbetrifft, fo iſt lediglich zuzugeben, 
daß fie einem Anwalt, der kein im Verhältnis zum Umfang 
ſeiner Geſchäfte ausreichendes Perſonal hält, in höherem Grade 
obliegt. Daß es bei alledem auch nicht darauf ankommt, ob es ſich 
um einen „Anwalt bei einem kleineren Gericht“ oder einen ſtädtiſchen 
Großbetrieb handelt, hat RG. : JW. 1930, 704 zutreffend anerkannt 
(ogl. Anm. Friedlaender hierzu). 

RA. Baumann, Danzig. 


C. Der Rſpr. lag nichts ferner als der Gedanke einer Beſſer⸗ 
ſtellung „ſtark beſchäftigter“ Anwälte. Wenn das RG. bei der Un⸗ 
abwendbarkeitsfrage die Prüfung der Verhältniſſe, unter denen der 
Anwalt jeweilig arbeitet, für erforderlich erachtet, ſo konnte es nicht 
an der Lebenserfahrung vorbeigehen, daß der „Starköbeſchäftigte“ ſelbſt 
beim beſten Willen unmöglich die Expedition ſeines geſamten Ma⸗ 
terials mit allen techniſchen Einzelheiten ſelbſt in der Hand behalten 
kann; er muß ſich — freilich kontrollierend — zunächſt einmal auf 
ſein organiſiertes Büro verlaſſen dürfen. Anders die Berufslage des 
Anwalts, der etwa mit ein oder zwei (vielleicht jugendlichen) An⸗ 
geſtellten arbeitet und der nun je nach den Umſtänden auch perſön⸗ 
lich bei der Expedition eingreifen kann und muß. Aber gerade ihm 
ſtehen bedeutſame Entſchuldigungsgründe, wie Krankheit, Behinde⸗ 
rung uſw., zur Seite, die dem „Starkbeſchäftigten“ verſagt ſind. Die 
Möglichkeit eines Gedächtnisverluſtes wird auch in der zitierten Entſch. 
JW. 1931, 1086 gerade im Rahmen eines „ſtarken Geſchäftsbetriebes“ 


Bekl. hat den Feſtſetzungsbeſchluß erwirkt, in dem die Gebühren 
des Kl. mit 198.50 . enthalten waren, und die feſtgeſetzte Ge⸗ 
ſamtſumme von etwa 500 % vom Gegner eingezogen. An den 
Kl. hat er von dieſem Gelde nichts überſandt. 

Er hat behauptet, er habe lediglich den auf ihn entfallenden 
Koſtenanteil abgezogen und den Reſt an A. herausgegeben. 

AS. und LG. haben den Bekl. zur Zahlung verurteilt. 

Dadurch, daß der Kl. den Bekl. um Beitreibung der Koſten⸗ 
feſtſetzung und Einziehung des Geldes erſucht hat und der Bekl. 
dieſem Erſuchen nachgekommen iſt, iſt ein Auftragsvertrag en 
den Parteien abgeſchloſſen worden. Daß eine derartige Handhabung 
zwiſchen den Inſtanzanwälten üblich ift, widerſpricht in keiner Weiſe 
dieſer Beurteilung der Rechtslage. Geſetzlich beſteht keine Ver⸗ 
pflichtung für den Anwalt der erſten Inſtanz, die Koſten auch für 
den Berufungsanwalt feſtſetzen zu laſſen. Insbeſ. kann eine der⸗ 
artige Verpflichtung nicht aus § 103 Abſ. 2 ZPO. hergeleitet wer⸗ 
den. Im Koſtenfeſtſetzun sverfahren herrſcht kein Anwaltszwang 
(vgl. Baumbach, ZPO. 5 103 Anm. 4). Daher muß das Feſt⸗ 
ſetzungsgeſuch nicht notwendig von dem Anwalt der erſten Inſtanz 
eingereicht werden. Ebenſowenig kann aber von einem dahingehen⸗ 
den Gewohnheitsrecht die Rede ſein. Übernimmt alſo der erſt⸗ 
inſtanzliche Anwalt die Betreibung der Feſtſetzung für den Be⸗ 


betont. — Die Berückſichtigung der lebendigen Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten im Betriebe trifft bezeichnenderweiſe nicht nur anwalt⸗ 
liche Belange. Vielmehr gilt nach der Rſpr. (Sydow⸗Buſch, 
Anm. 2 zu 8 233 3 PO.) der gleiche Gedanke für Fabriken, Induſtrie⸗ 
unternehmungen und andere nach den Regeln der Arbeitsteilung ein⸗ 
gerichtete umfangreiche Betriebe. 

IR. Dr. Mühſam⸗ Werther, Berlin. 


Zu 2. Die Frage, ob der beklagte RA. vom Standpunkt der 
Kollegialitäts⸗ und Standespflicht aus ſein Möglichſtes getan hat, 
um die Intereſſen des Berufungsanwalts zu ſchützen, kann und ſoll 
hier nicht erörtert werden. Dazu fehlen dem Berichterſtatter die tat⸗ 
ſächlichen Unterlagen. Was aber die zivilrechtliche Frage an⸗ 
belangt, auf die es im Prozeſſe allein ankam, ſo iſt dieſe keines⸗ 
wegs ſo einfach, wie es nach der Entſch des LG. den Anſchein 
haben könnte. Die Bitte des Os G Anwalts, die Koſtenfeſtſetzung 
und Einziehung hinſichtlich ſeiner Koſten zu betreiben, kann — 
was die Koſtenfeſtſetzung anbelangt — nur den Sinn gehabt haben, 
daß der LG Anwalt auch die Koſten des Kollegen für die Par⸗ 
tei zur Feſtſetzung beantragen ſolle; denn der Erſtattungsanſpruch 
ſteht ja nur der Partei und nicht dem RA. zu. Auch der Auftrag 
zur Einziehung der Koſten kann als ſolcher aus dem⸗ 
ſelben Grunde von dem RA nicht im eigenen Namen erteilt 
werden. Die Bitte des Anwalts an den Kollegen könnte u. U 
dahin gedeutet werden, daß der LG Anwalt ſich perſönlich ver⸗ 
1 5 ſoll, die Koſten, ſofern fie bei ihm eingehen, an den OLG- 
Anwalt abzuführen. Iſt nun anzunehmen, daß der LGAnwalt ftill- 
ſchweigend eine ſolche Verpflichtung übernehmen will? Die Frage 
läßt ſich ſchwerlich bejahen. Der LG Anwalt liefe ja Gefahr, in eine 
äußerſt ſchwierige Lage zu kommen. Verlangt die Partei von 
ihm die Herauszahlung der Koſten (wie es anſcheinend in obiger 
Sache der Fall war), ſo kann er ihr die Vereinbarung mit dem 
OL GAnwalt nicht entgegenhalten; jedenfalls nicht in allen Fällen; 
die Partei kann ja auch behaupten, fie ſei dem Od Anwalt nichts 
mehr ſchuldig, ſie habe Abrechnungsdifferenzen mit ihm aus an⸗ 
deren Sachen uſw. Sicherlich wird man im Zweifel nicht an⸗ 
nehmen können, daß der LGAnwalt eine mit ſolchen Schwierig⸗ 
keiten verbundene Verpflichtung übernehmen wollte, ja man 
wird davon ausgehen dürfen, daß eine ſo weitgehende Zumutung 
auch dem Os Anwalt fernlag. Er wird in aller Regel nicht mehr 
von dem Kollegen verlangen wollen, als daß dieſer ſeinen Koſten⸗ 
anſpruch nach Tunlichkeit, alſo innerhalb der Grenzen deſſen, 
was zumutbar iſt, | Hi tz e. Das Gericht hätte alſo prüfen müſſen: 

1. ob die Bitte des OScGAnwalts, feine Koſten einzuziehen, 
mit genügender Deutlichkeit einen Auftrag zum Schutz des Koſten⸗ 
anſpruchs im obigen Sinne erkennen ließ; 

2. ob (bei Bejahung der erſten Frage) der LGAnwalt dieſem 
von ihm angenommenen Auftrage ſchuldhaft zuwidergehandelt hat. 

Die Bejahung der Frage zu 1 kann ſich aus den Umſtänden, 
insbeſ. aus ſonſtigen Außerungen der beiden Anwälte ergeben, 
etwa daraus, daß — wie beide Anwälte wußten — bon dem 
Klienten kein Vorſchuß geleiſtet und freiwillige Zahlung der Koſten 
nicht zu erwarten war. 

Was in ſolchen Fällen „zumutbar“ iſt, wird ſich nur von Fall 
zu Fall entſcheiden laſſen. Ergeben ſich Schwierigkeiten, ſo wird der 
beauftragte Anwalt vor allem die Pflicht haben, den Kollegen 
möglichſt ſchnell zu benachrichtigen, damit dieſer ſelbſt ſeine Maß⸗ 
nahmen treffen kann. Zu erheblichen Aufwendungen, zur Aus⸗ 
tragung von Konflikten mit dem Klienten, zur Übernahme von 
Niſiken iſt er im Zweifel nicht verpflichtet; bei Konkurrenz der 
Intereſſen beider Anwälte (3. B. bei nur teilweiſem Eingang der 
Geſamtkoſten) wird der beauftragte RA. dieſe beiderſeitigen Inter⸗ 
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zlungsanwalt, jo tut er das im Rahmen eines Schuldverhält⸗ 
niſſes, und zwar, ſofern es, wie hier, unentgeltlich geſchieht, auf 
Grund eines Auftrags. 

Auch die weiterhin vom Bekl. geltend gemachte Auffaſſung, 
der Kl. habe, wenn überhaupt ein Auftrag erteilt worden fei, dabei 
als Vertreter des Mandanten A. gehandelt, iſt nicht zutreffend. 
Daß der Gebührenerſtattungsanſpruch gegen den Gegner nicht dem 
Kl., ſondern dem Mandanken zuſtand, ſpielt für das Verhältnis 
zwiſchen dem Kl. und dem Bekl. keine Rolle. Dem Bekl. gegen⸗ 
über iſt der Kl. unverkennbar in eigenem Namen aufgetreten, und 
hat auch lediglich ſein eigenes Intereſſe verfolgt. Ob der Auftrag 
ſich auf eine eigene Forderung des Kl., oder auf eine fremde mit 
ausdrücklich erteilter oder mit ſtillſchweigender vorausgeſetzter oder 
überhaupt ohne Ermächtigung des Forderungsinhabers bezog, iſt 
höchſtens dieſem, nicht aber dem Bekl. gegenüber erheblich. 

(26.1 Berlin, 12. Z K., Urt. v. 15. Dez. 1932, 212 8 6276/32.) 


Mitgeteilt von RA. Bernſtein, Berlin. 


Berlin. II. Verfahren und Gebühren. 


3. 88 329, 577, 900 3PO. Form und Inhalt von Be⸗ 
ſchlüfſen, ihrer Ausfertigung und Zuſtellung. Zuſtellung 
verkündeter Beſchlüſſe ohne Zuſtellung des ganzen Pro⸗ 
tokolls. 7) 

Der Schuldner macht zur Rechtfertigung ſeines zweiten Wider⸗ 
ſpruchs gegen die Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides 
und der Beſchwerde geltend, daß der den erſten Widerſpruch ver⸗ 
werfende amtsgerichtliche Beſchluß ihm nicht ordnungsgemäß zugeſtellt, 
infolgedeſſen die Notfriſt zur Einlegung der ſofortigen Beſchwerde 
gegen die Entſch. aus 8577 Abſ. 2 3850. bisher überhaupt noch 
nicht in Lauf geſetzt und der Veſchluß noch nicht formell rechtskräftig 
geworden und daher die Fortſetzung des Offenbarungseidsverfahrens 
unzuläſſig geweſen ſei. Die Rüge iſt begründet. 

Auf Grund des Inhalts der Akten i. Verb. m. der vom 
Schuldner überreichten und ihm zugeſtellten beglaubigten Abſchrift 
des fraglichen Beſchluſſes iſt inſoweit feſtzuſtellen: Der den erſten 
Widerſpruch verwerfende Beſchluß iſt ſofort im Anſchluß an die Er⸗ 
hebung des Widerſpruchs im Eidestermin v. 9. Okt. 1931 ver⸗ 
kündet worden. Die dem Gläubiger vom Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle des Vollſtrer. zum Zwecke der Zuſlellung erteilte Aus⸗ 
fertigung des Beſchluſſes beſteht nicht in einer Ausfertigung des 
ganzen Protokolls, enthält vielmehr nur die genaue Bezeichnung 
der Parteien und ihrer Vertreter, die Entſcheidungsformel des Be⸗ 
ſchluſſes nebſt Gründen und die Namen des Vollſtreckungsrichters 
und des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle, welche den Termin 
wahrgenommen haben, ſowie den Ausfertigungsvermerk nebſt Siegel, 
während die Bezeichnung des Gerichts, das Datum und die Tatſache 
der Verkündung nicht aufgenommen ſind. Eine beglaubigte Abſchrift 
dieſer Ausfertigung iſt dem Schuldner am 17. Okt. 1931 im Partei⸗ 
wege zugeſtellt worden. 

r Schuldner hält die Zustellung wegens Fehlens der Gerichts⸗ 
bezeichnung, des Datums und eines Verkündungsvermerks für 
unwirkſam und führt zur Begründung ſeiner Auffaſſung mit der 
Beſchw. insbeſ. noch aus, daß er infolge der Unzulänglichkeit der 


eſſen möglichſt gleichheitlich, d. h. nach dem Verhältnis der in Frage 
ſtehenden Summen zu berückſichtigen haben uſw. 

Aus dem vorl. Falle ergibt ſich wieder einmal die Erkenntnis, 
wie unzulänglich unſere Rechtsordnung bzgl. des Schutzes der an⸗ 
waltſchaftlichen Koſtenforderungen iſt. Das Pfandrecht des RA an 
dem Koſtenerſtattungsanſpruch der Partei, das in Oſterreich geſetz⸗ 
lich geregelt iſt, bei uns aber nur zugunſten der Armenanwälte be⸗ 
ſteht (§ 124 ZPO.), bedarf dringend der allgemeinen geſetzlichen 
Einführung und Ausgeſtaltung. Es iſt ein unerträglicher Rechts⸗ 
zuſtand, daß die Partei über ihren Erſatzanſpruch verfügen kann, 
wahrend der Anwalt, um deſſen Koſten es ſich bei dem „Erſatz“ 
handelt, leer ausgeht. Solange das eſetz nicht geändert iſt, wer⸗ 
den die Anwälte gut tun, wenn ſie für ihre vom Gegner zu er⸗ 
ſtattenden Koſten nicht gedeckt ſind und der Fall Anlaß zur Vor⸗ 
ſicht bietet, ſich den Koſtenerſtattungsanſpruch rechtzeitig abtreten 
zu laſſen. Lehnt der Klient dies ohne triftigen Grund ab, ſo gibt 
es geſetzliche Mittel, um einer Schädigung zu begegnen. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 3. Das Ergebnis iſt in jedem Falle im höchſten Maße 
unerfreulich: Der Schuldner, der im Offenbarungseidsverfahren inner⸗ 
halb der Friſt zur ſofortigen Beſchwerde nach Zuſtellung einer Aus- 
fertigung des den Widerſpruch zurückweiſenden Beſchluſſes ſofortige 
Beſchwerde nicht eingelegt hat, dann neu geladen wird, wiederum 
Widerſpruch erhebt und dieſen Widerſpruch darauf ſtützt, daß die ihm 
zugeſtellte Beſchlußausfertigung formell nicht in Ordnung geweſen ſei, 
dringt damit durch und gewinnt, nachdem im bisherigen Verfahren 
ſicherlich ſchon viele Wochen verſtrichen find, wiederum eine geraume 
Friſt zur Verzögerung der Eidesleiſtung. Dies alles deshalb, weil 


ihm zugeſtellten Veſchlußabſchrift an der Einlegung einer ordnungs⸗ 
gemäßen Beſchwerde behindert geweſen fei. Das AG. hat den Wider⸗ 
ſpruch verworfen, weil in $329 Abf. 2 ZPO. die Anwendung der für 
Urt. geltenden 88 313 Abſ. 1 Nr. 2 und 315 Abf. 3 ZPO. für das 
Beſchlußverfahren nicht angeordnet und durch den der Beſchwerde⸗ 
ausfertigung beigedrückten Stempel das beſchließende Gericht hin⸗ 
reichend gekennzeichnet worden fei. 

Die Kammer vermag ſich der amtsgerichtlichen Auffaſſung jedoch 
nicht anzuſchließen. Die Zuſtellung des Beſchluſſes v. 9. Okt. 1931 ift, 
da er verkündet worden iſt, im Parteiwege vorzunehmen (88 496, 
495, 317 Abf. 1, 329 Abſ. 2 ZPO.) und zwar durch Übergabe einer 
beglaubigten Abſchrift der Urſchrift oder einer Ausfertigung des Be⸗ 
ſchluſſes (Stein⸗Jonas, Anm. II 3 zu 8170 ZPO.; Baum⸗ 
bach, Anm. 1 zu § 170 ZPO.) zu bewirken geweſen. Sie geſchieht 
in derartigen Füllen in der Praxis oft durch Zuſtellung einer be⸗ 
glaubigten Abſchrift einer Ausfertigung des ganzen Terminsprotokolls. 
Da es zur Inlaufſetzung der Rechtsmittelnotfriſt aus 8577 Abſ. 2 ZPO. 
aber nur der Zuſtellung des Beſchluſſes ſelbſt und nicht auch der des 
Protokolls über den Offenbarungseidstermin bedarf, erſcheint dieſe 
Zuſtellungsart nicht notwendig, muß es vielmehr auch für aus⸗ 
reichend erachtet werden, wenn die bei der Zuſtellung zu übergebende 
beglaubigte Abſchrift nur den Beſchluß enthalt. Die ſich hiernach 
weiter ergebende Frage, welchen Mindeſtinhalt in ſolchen Fällen die 
beglaubigte Abſchrift haben muß, iſt dahin zu beantworten, daß die 
ſämtlichen prozeſſual weſentlichen Beſtandteile eines ordnungsgemäßen 
Beſchluſſes abgeſchrieben fein müjlen. Denn die nach der Prozeß⸗ 
ordnung durch Übergabe einer beglaubigten Abſchrift erfolgende Zu⸗ 
ſtellung eines Beſchluſſes kann mangels entgegenſtehender geſetzlicher 
Beſt. naturgemäß nur dann als wirkſam angeſehen werden, wenn 
die beglaubigte Abſchrift die ſämtlichen weſentlichen Teile des Be⸗ 
ſchluſſes enthält. Zu dieſen weſentlichen Beſtandteilen eines ordnungs⸗ 
gemäßen Beſchluſſes gehört nun aber auch die Bezeichnung des Ge⸗ 
richts, das Datum und, bei verkündeten Beſchlüſſen, ein auf die 
Verkündung Hinweifender Vermerk. Richtig it, daß unter den in 
§ 329 Abſ. 2 ZPO. auch für das Beſchlußverfahren für entſprechend 
anwendbar erklärten Beſt. über den Inhalt des Urt. die Vorſchr. 
der 88 313 Abſ. 1 Ziff. 2 und 315 Abſ. 3 ZPO. über die Bezeichnung 
des Gerichts und den Verkündungsvermerk nicht aufgeführt ſind. 
Allein die Aufzeichnung in 8329 Abſ. 2 ZPO. iſt nach allgemein 
herrſchender Anſicht nicht vollſtändig und es iſt deshalb aus dem 
Schweigen bezüglich der übrigen Urteilsvorſchriften nicht anzunehmen, 
daß ſie ſämtlich unanwendbar wären oder hinſichtlich des Beſchluß⸗ 
verfahrens etwa gar das Gegenteil gelten ſolle. Daß die nach all⸗ 
gemeiner Meinung in jedem Falle ſchriftlich notwendige Abfaſſung 
eines gerichtlichen Beſchluſſes als Staatsakts die Bezeichnung des be⸗ 
ſchließenden Gerichts ſowie das Datum der Beſchlußfaſſung enthalten 
muß, erſcheint ſelbſtverſtändlich. Die Aufnahme eines die Verkündung 
erkennen laſſenden Vermerkes in den Beſchluß iſt mit Rückſicht auf 
die weitgehende prozeſſuale Bedeutung dieſer Form der Entäußerung 
des Beſchluſſes durch das Gericht (vgl. 88 329 Abſ. 2, 310 3 .: 
88 496, 495, 317 Abſ. 1, 329 Abſ. 2 ARD.) dringend erforderlich 
und muß deshalb als ein weſentlicher Beſtandteil des Beſchluſſes 
angeſehen werden. Geht man von dieſen Erwagungen aus, ſo kann 
aber die Zuſtellung einer beglaubigten Abſchrift eines Beſchluſſes, 
in der die Bezeichnung des Gerichts, das Datum und der Ver- 


die Ausfertigung des Beſchluſſes, der doch wahrſcheinlich ſogar in 
Gegenwart des Schuldners verkündet worden iſt, die Bezeichnung 
des Gerichts, das Datum des Beſchluſſes und den Verkündungsver⸗ 
merk vermiſſen läßt. War eine ſo unerfreuliche Entſch. wirklich not⸗ 
wendig? Es iſt richtig, daß nach herrſchender Meinung (vgl. hierzu 
insbeſ. auch Baumbach, Anm. 3 zu § 329 ZPO.) die Aufzählung 
der analog anzuwendenden Vorſchr. aus der Urteilsvorſchrift in 
§ 329 Abſ. 2 ZPO. lückenhaft iſt, und daß die Anwendung des 
argumentum e contrarium unerwünſcht iſt. Daraus ergibt ſich aber 
noch nicht, daß nunmehr auch die 88 313 und 315 FED. für den 
Juhalt des zuzuſtellenden Beſchluſſes anwendbar ſein müſſen. Auch 
Baumbach, der den Standpunkt vertritt, daß die Aufzählung in 
Abf. 2 des § 329 ZPO. lückenhaft ift, will weder § 313 noch 8315 
ZPO. anwenden. Es wäre deshalb ſicherlich möglich geweſen, die zu⸗ 
geſtellte Ausfertigung trotz ihrer Mängel für ausreichend zu er⸗ 
achten. Gilt doch auch für das Zuſtellungsweſen nach der Nipr. der 
allgemeine Satz, daß, wenn der Empfänger eine Zuſtellung überhaupt 
erhält, ſchließlich über Formfehler dieſer Zuſtellung hinweggeſehen 
werden kann. Der Schuldner konnte doch im vorliegenden Falle weder 
über das Gericht noch über das Datum des Beſchluſſes noch über 
die Tatſache der Verkündung im Zweifel ſein. 

Für die Anwaltſchaft ergibt ſich aber aus der 
Entſch. die Lehre, daß in den Fällen, in denen der 
Widerſpruch im Offenbarungseids verfahren bald im 
Termin durch verkündeten Veſchluß zurückgewieſen 
wird — dies iſt ja die regelmäßige Art der Zurück⸗ 
weiſung — es zweckmäßiger iſt, ſich eine Ausferti⸗ 
gung des Protokolls erteilen zu laſſen und dieſe 
zuzuſtellen. IR. Dr. Lemberg, Breslau. 
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kKündungsvermerk fehlen, nicht als ordnungsgemäß und wirkſam 
erachtet werden. 
(26. I Berlin, 9. 3R., Beſchl v. 15. Febr. 1932, 209 T 1139/32.) 
Mitgeteilt von LR. Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 
4. Notariatsgebühren. Gebührenſchuldner iſt jeder, 
der eine Erklärung vor dem Notar abgegeben hat. 1) 
(LG. 1 Berlin, Urt. v. 6. Juli 1932, 246 8 3705/32.) 
Abgedr. JW. 1932, 3659. 


Berlin. III. Armenrecht. 


5. 88 119 ff. 30 O.; Teil 6 88 11, 12 Not VO. v. 6. Okt. 
1931. Es iſt ſtatthaft, vor Entſcheidung über das Armen⸗ 
rechtsgeſuch Ermittlungen anzuſtellen und dem Geſuch⸗ 
ſteller die Vorſchußpflicht aufzuerlegen. ) 

Das AG. hat ſich die Entſch. über die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für den Bekl. vorbehalten und ſodann durch Beweisbeſchluß 
zunächſt die Einholung eines Gutachtens angeordnet, das von der 
Einzahlung eines Koſtenvorſchuſſes von 60 Nell durch den Bekl. ab⸗ 
hängig gemacht worden iſt. Ohne das Ergebnis des Gutachtens, das 
ſich auf die Beantwortung techniſcher Fragen der Inſeratenbranche 


Zu 4. A. Anm. Fiſcher, ebenda. 


B. LG. I Berlin: JW. 1932, 3659 erklärt zum Gebühren⸗ 
ſchuldner des in einer Gen Verſ. einer AktG. amtierenden Notars 
jeden anweſend geweſenen Aktionär, weil die Aktionare, um die Ab⸗ 
haltung der nicht ordnungsgemäß einberufenen GenVerſ. zu ermög⸗ 
lichen, den Verzicht auf die Förmlichkeit einer ordnungsmäßigen Ein⸗ 
berufung zu notariellem Protokoll erklärt haben. 

Dieſe Rechtsauffaſſung würde geradezu zu einer wirtſchaftlichen 
Gefahr führen. 

Das Urt. glaubt von dem Regelfall, daß für die Koſten des in 
der Gen Verf. einer ARt®. amtierenden Notars nur die AktG. als 
ſolche haftet, eine Ausnahme machen zu können, weil es ſich um den 
Fall einer ſog. Univerſal Gen Verſ. der Geſellſchaft handelt, in der 
ſämtliche anweſenden Aktionäre die Erklärung abgaben, auf Ladung 
und Friſteinhaltung zu verzichten. 

Aber Auftraggeber des Notars und Veranlaſſer ſeiner Tätigkeit 
war das Organ der Akt., welches die GenVerf. einberufen hatte. 
Indem die Aktionäre einen Verzicht auf Innehaltung der Förm⸗ 
15 1 50 erklärten, wurden ſie nicht Veraulaſſer der Tätigkeit des 

otars. 

Im Verhältnis zwiſchen dem Notar und ſeinem urſprünglichen 
Auftraggeber hatte ſich nicht das geringſte dadurch geändert, daß die 
GenVerſ. unter Verzicht auf gewiſſe Förmlichkeiten ſtattfand. Die 
Aktionäre handelten auch nicht, wie Fiſcher (Fußnote zu S. 3659) 
meint, als Mitglieder der ſich konſtituierenden Gen Verſ., die zum 
Zwecke der Konſtituierung, d. h. der Organbildung eines Notars be⸗ 
darf. Es konftituierte ſich gar keine neue GenVerſ., ſondern die „ein⸗ 
beruſene“ wurde nur von gewiſſen Mängeln ihrer Rechtsgültig⸗ 
keit befreit. 

Auch der Verſuch, die Haftung der Aktionäre dem Notar 
gegenüber unter Berufung auf KG.: ZW. 1932, 669 zu begründen, 
weil dort ausgeführt iſt: „Die notarielle Verhandlung iſt dabei als 
eine einheitliche aufzufaſſen. Alle an der notariellen Verhandlung 
durch Abgabe von Erklärungen Beteiligten haften für die geſamten 
Gebühren als Geſamtſchulduer“, geht fehl. 

In dem, dem KG. zur Enkſch. vorl. Fall handelt es fi) um 
einen notariellen Grundſtückskaufvertrag, bei welchem über einen Teil 
der Kaufſumme in der Urkunde quittiert wurde, während der Reſt 
in einem Scheck dem Notar gegeben worden war, der dafür die Geld⸗ 
erhebungsgebühr liquidierte. Wenn dieſe beiden notariellen Akte als 
eine Einheit aufgefaßt wurden, wenn die beiden, doch am ganzen Ge⸗ 
ſchäft intereſſierten Kontrahenten zur Zahlung der ganzen Notariats⸗ 
gebühr herangezogen wurden, ſo iſt das ſelbſtverſtändlich; denn es 
handelte ſich um einen einheitlichen Kaufvertrag, welcher in allen 
ſeinen Teilen der Mitwirkung der Beteiligten bedurfte. 

Ganz anders aber liegt der Fall der auf die Förmlichkeiten 
verzichtenden Aktionäre. Will man überhaupt, was ich oben widerlegt 
zu haben glaube, den Aktionär als Schuldner des Notar heranziehen, 
ſo iſt ſeine ſelbſtändige Betätigung mit der notariellen Verzichts⸗ 
erklärung erſchöpft. Was der Notar weiter in der Gen Verſ. be⸗ 
urkundet hat, ſind die Vorgänge, um deretwillen der Vorſtand der 
ARLS. ihn beauftragt hatte. 

Zu welchen unmöglichen Konſequenzen der für Grundſtücks⸗ 
geſchäfle paſſende Satz von der Einheitlichkeit des notariellen Akts 
im Aktienrecht führen würde, leuchtet ohne weiteres ein, wenn man 
ſich z. B. vorſtellt, daß bei einer AktG., deren Aktienkapital 
100 Mill. umfaßt, der kleine Aktionär, welcher 2000 RA Anteile 
beſitzt, für die nach einem Objekt von 100 Mill. berechneten No⸗ 
tariatsgebühren voll und ſolidariſch haften ſoll, nur weil er einen 


bezieht, ift nicht zu entſcheiden, ob die Einwendungen des Bekl. zu⸗ 
treffen oder nicht. Nach § 11 Abf. 3 NotVO. v. 7. Okt. 1931 
(RGBl. I, 1931) iſt aber das Gericht erſter Inſtauz zu derartigen 
Erhebungen vor der Bewilligung des Armenrechts befugt, und nach 
§ 12 a. a. O. verpflichtet, dieſe von der angeordneten Vorſchuß⸗ 
leiſtung abhängig zu machen. Die Entſch. iſt alſo zutreffend ergangen 
und der Bekl. hat keinen Anſpruch auf die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts, ehe durch die Einholung des Gutachtens, für das er Vorſchufß 
zahlen muß, die Berechtigung feiner Einwendungen geklärt wird. 
(SG. I Berlin, 46. 38, Veit. v. 7. Jan. 1933, 246 T 65/33.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Menſing, Wuppertal⸗Elberfeld. 


Frankfurt a. M. Amtsgerichte. 


1. 876 Racheb O.; 8 670 BOB. Schreibgebühren in 
Höhe von 30 Rpf. für die Seite für Abſchriften, die bei 
der Urkundenklage gemäß $ 593 3. der Klageſchrift 
beigefügt werden müſſen, ſind erſtattungsfähig, ſoweit 
die Herſtellung der Abſchriften zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung erforderlich iſt. 

(AG. Fran furt a. M., Veſchl. v. 21. Dez. 1932, 222 D 148/32.) 
Mitgeteilt von RA. Rummel, Waldſee (Württbg.) 


Verzicht auf Formalien ausgeſprochen oder weil er im Laufe der 
GenVerſ. einen Proteſt gegen irgendeinen Beſchluß zu Protokoll er⸗ 
klärt hat. Ihn dann mir vielleicht 10000 AM Notariatsgebühren 
zu belaſten, hieße wirklich Vernunft zu Unſinn machen. 

TOR. i. R. Dr. Sontag, Berlin. 


Zu 5. Für die Bedeutung und Auslegung der das Armenrecht 
behandelnden Beſtimmungen der NotVO. v. 6. Okt. 1931 (vgl. 
JW. 1931, 2890 und 3519), wo ſich auch die geiſtigen Väter der 
neuen Beſtimmungen geäußert haben. Wollte man ſelbſt grundſätzlich 
dem Gedanken der Not VO. beipflichten, fo kann man doch einen 
Beſchluß, wie den vorliegenden, nicht „ungeſcholten“ laſſen; man kann 
jeine Logik nicht verſtehen. Es handelt ſich nicht um Rechtsverfolgung. 
ſondern um Rechtsverteidigung. Der Bell. verlangt das Armenrecht, 
und nunmehr macht das Gericht die Entſch. über fein Geſuch von 
Erhebungen abhängig, deren Koſten der Antragſteller gerade, wenn 
und weil er arm iſt, nicht vorſchteßen und nicht zahlen kann. Die 
88 379, 402 ARD. beziehen ſich wortdeutlich auf die Vernehmung von 
Zeugen und Sachverſtändigen im Beweisverfahren. Die „Erhebungen“, 
von denen die NotBO. ſpricht, find keine Beweisaufnahmen, weder 
Volkmar noch Jonas find in dem oben angeführten Aufſatze auf 
den Gedanken gekommen, daß ſolche „Erhebungen“ von Einzahlung 
eines Vorſchuſſes abhängig gemacht werden könnten; Jonas weiſt 
im Gegenteil darauf hin, daß die Vernehmung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen mit Rückſicht darauf, daß die Kosten zunachſt von der 
Staatskaſſe zu verauslagen find, auf verhältnismäßig ſeltene Fälle 
beſchränkt bleiben wird. Der im Beſchluß angeführte 8 84 GKG. tt 
ebenſowenig anwendbar; bare Auslagen find nicht mit dem Antrag 
auf Bewilligung des Armenrechts, ſondern nur durch die von Amts 
wegen, nicht auf Antrag des Bekl., erfolgende „Erhebung“ verbunden. 
Der Beſchluß iſt alſo geſetzlich unzutreffend. Auch abgeſehen davon 
aber iſt das Ergebnis des Beſchluſſes die glatte Rechtloſigkeit der 
armen Partei, die, mag ſie auch noch ſo ſehr zu Unrecht beklagt ſein, 
durch die „Erhebungen“ außerſtaud geſetzt iſt, im Anwaltsprozeß ihre 
Einwendungen vorzubringen, weil ſie eben das Armenrecht nicht 
erhält. 

Auch abgeſehen davon, wächſt ſich die Vernehmung von Zeugen 
im Armenrechtsverfahren allmählich zu einer Landplage aus. Die 
Gerichte werden auch hier fiskaliſcher als der Fiskus. 

Auch hier find die Verfaſſer der Not VO. durchaus anderer 
Anſicht als ein großer Teil der Gerichte. Volkmar wie Jonas 
wollen die Vernehmung von Zeugen im Armenrechts⸗ 
verfahren nur „in beſonders liegenden Fällen“ als 
„nicht ausgeſchloſſen“ gelten laſſen, „auf verhält 
nismäßig jeltene Fälle“ beſchränken. g 

Ganz beſonders abenteuerlich wirkt das Verfahren, das mit 
dieſen „Erhebungen“ verbunden wird, wenn die Partei das Armen⸗ 
recht nachſucht, um Berufung einzulegen. Erfolgen dann derartige 
„Erhebungen“ mit Zeugenvernehmungen, ſo vergehen Wochen oder 
Monate; die in erſter Inſtanz obſiegende Partei iſt der Meinung, 
das von ihr erlangte Urt. ſei längſt rechtskräftig, erhält dann nach 
Monaten eine Berufungsſchrift mit Wiedereinſetzungsgeſuch und ſieht, 
daß alle ihre Dispoſitionen, die ſie mit Rückſicht auf die angenom⸗ 
mene Rechtskraft des erlangten Urt. treffen durfte und getroffen hat, 
über den Haufen geworfen werden! 

Der erſte Regreß gegen den Fiskus aus 8 839 BGB. in Ver⸗ 
bindung mit dem Beamtpaftpflß. könnte der jetzt beliebt gewor⸗ 
denen Praxis ein Ende bereiten. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 
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Rechtſprechung 


B. Arbeitsgerichte. 
Keſchs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt Dr. Georg 
Baum (1), Berlin, und Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


I. 5 73 ArbGG.; 8549 3 PO. Im Arbeitsgerichts⸗ 
verfahren kann die Reviſion auch auf Verletzung aus⸗ 
ländiſchen Rechts geſtützt werden. 

Nach § 549 ZPO. kann die Rev. auf die Verletzung eines aus⸗ 
ländiſchen Geſetzes nicht geſtützt werden, und nach § 562 3 O. iſt die 
Entf. des BG. über das Beſtehen und den Inhalt eines ſolchen Ge⸗ 
ſetzes für die RevEntſch. maßgebend. In arbeitsgerichtlichen Sachen 
kann dagegen die Rev. allgemein auf die Nichtanwendung oder un⸗ 
richtige Anwendung einer geſetzlichen Beſtimmung ... geſtützt 
werden (873 ArbG.) Der Begriff der irreviſiblen Rechtsnorm iſt 
mithin dem ArbGG. fremd. Das Schrifttum nimmt, ſoweit es ſich 
über die Frage ausfpricht, allgemein an, daß im ArbGVerfahren die 
Rev. auch auf die Verletzung ausländiſcher Beſtimmungen geſtützt werden 
könne (Derſch⸗Volkmar fa. Aufl.] zu § 73 Anm. 1; ebenſo 
Schmincke⸗Sell und Flatow⸗Joachim; Baumbach⸗ 
Königsberger erwähnen die Frage nicht). Nach dieſer Auffaſſung 
hat das RATES. auch die richtige Anwendung des ausländiſchen Rechts 
nachzuprüfen. Das RArbcg. hat bisher der Neuerung des § 73 ArbGG. 
für das deutſche Recht gebührend Rechnung getragen, d. h. es hat inner⸗ 
deutſche Normen ſchlechthin nachgeprüft, auch wenn ſie nach der ZPO. 
trreviſibel waren. Für das ausländiſche Recht iſt die Frage bisher nicht 
ausdrücklich entſchieden worden. Die Neuerung des § 73 ArbGG, ein- 
leuchtend für das deutſche Recht, iſt für das Auslandsrecht nicht ohne 
Bedenken. Die Begründung zum ArbGG. gibt keine Rechtfertigung 
für eine fo weitgehende Abweichung von dem bisherigen Recht. Die 
Beurteilung ausländiſchen Rechts belaſtet das RArbG. mit beſonderer 
Mühe und Verantwortung, ohne zu der mit dem ArbGG. angeſtrebten 
Beſchleunigung und Vereinfachung etwas beizutragen. Zudem lag der 
geſetzgeberiſche Grund für die 88 549, 562 SPD. nicht ſowohl in der 
Erſparung von Mühewaltung und Verantwortung als in dem Ziele, 
das man ſich mit der Errichtung des einheitlichen höchſten Gerichts⸗ 
hofs für das Deutſche Reich geſetzt hatte. Es ſollte die Rechtseinheit 
für das geſamte Reich gewahrt werden, indem man die oberſte Rſpr. 
einheitlich dem höchſten Gerichtshof zuwies. Für die Anwendung aus⸗ 
ländiſchen Rechts kam ein gleiches Intereſſe nicht in Frage, um fo 
weniger als die höchſte Autorität für das ausländiſche Recht nicht bei 
dem deutſchen Gerichtshof lag, ſondern bei den Gerichten des aus⸗ 
ländiſchen Staates. Auch unter dieſem Geſichtspunkt ließe ſich be⸗ 
zweifeln, ob die Sachlage bei Einführung des ArbGG. es erforderte, 
daß man dem R ArbG. die Nachprüfung der Anwendung auslandiſchen 
Rechts ohne weiteres auferlegte. 

Dieſe Bedenken mögen es als zweifelhaft erſcheinen laſſen, ob 
der Wille des Geſetzgebers bei Schaffung des § 73 ArbGG. in der 
Tat dahin ging, daß das RArbcd. auch die Anwendung des Aus⸗ 
landsrechts durch die BG. nachzuprüfen haben ſollte. Aber der Wort⸗ 
laut des $ 73 kennt nun einmal keine Unterſcheidung. Es würde eine 
Berichtigung des Geſetzes bedeuten, wenn das R Arb. die Unter⸗ 
ſcheidung in den $ 73 hineintragen wollte. Schließlich zeigt ja auch 
der gegenwärtige Fall, daß ein gewiſſes Bedürfnis für die Nachprüfung 
des ausländiſchen Rechts beſteht. Denn hier hängen erſichtlich die Be⸗ 
lange größerer geſchloſſener Teile der Arbeitnehmerſchaft davon ab, 
wie das Schweizer Recht im Verhältnis zum deutſchen Recht zu be- 
urteilen iſt; und dasſelbe kann ſich an anderen Grenzen des Reiches 
wiederholen. 


(RArbG., Urt. v. 28. Mai 1932, RAG 620/31. — ns 
B. 


4 


+ 


** 2. 88 80ff. ArbGG. Unrichtige Parteibezeichnung 
iſt im arbeitsgerichtlichen Beſchlußverfahren unſchädlich. 
Weſentlich iſt, daß die zur Einleitung eines Verfahrens 
nach dem Geſetz erforderlichen Anträge von der hierzu be⸗ 


Zu 1. Nach 8 62 Abſ. 2 ArbSS. finden die Vorſchr. des 
8. Buches der ZPO. Anwendung, ſoweit nicht § 62 Abſ. 1 ArbchG. 
etwas anderes beſtimmt. Da dieſe Sonderregelung hier nicht in 
Betracht kommt, bewendet es alſo bei den Beſtimmungen der 
IPOD. die unmittelbar — nicht nur „entſprechend“ gelten, wie 
dies z. B. die §8 9 Abſ. 1, 13 Abſ. 2 für die Vorſchriften über 
Sitzungspolizei und Rechtshilfe anordnen. Dieſe „entſprechende“ 
Anwendung erlaubt bekanntlich, z. B. an die Stelle des OLG. in 
den Fällen der §8 159 Abſ. 1, 181 GVG. das L ArbG. als BeſchwG. 
treten zu laſſen (KGBeſchl. v. 10. Okt. 1927: ArbRipr. 1928, 67 
und RArbch. 2, 275). Im Zwangsvollſtreckungsverfahren dürfte 
es aber grundſätzlich nicht zuläſſig ſein, da, wo bei unmittelbarer 
Anwendung der Vorſchr. der ZPO. ein ordentliches Gericht zu⸗ 
ſtändig iſt, eine Arbeitsgerichtsbehörde eintreten zu laſſen; hoch⸗ 
ſtens wird man 8 708 Ziff. 7 ZPO. auf die Entſch. der LArbG. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


rechtigten Perſon geſtellt werden, und es iſt Aufgabe des 
Arb G., ſeinerſeits die am Verfahren Beteiligten feſtzu⸗ 
ſtellen, ſie zu hören und auf einen von der hierzu be⸗ 
rufenen Stelle geſtellten Antrag ſachlich zu entſcheiden. 


(RArböl., Beſchl. v. 25. Febr. 1933, RAG RB 58/32.) 0 


Landesarbeitsgerichte. 


Hamburg. 

I. 58 794, 795, 724 ff. 3PO. Das Arbeitsgericht iſt für 
eine Zwangsvollſtreckungsgegenklage zwar gegenüber Ur⸗ 
teilen des Arbeitsgerichts, nicht aber gegenüber Ver⸗ 
gleichen zuſtändig. 5) 

1. Die Kl. hat gegenüber einem vor dem Arb®. zwiſchen den 
Parteien geſchloſſenen Vergleich die Zwangsvollſtreckungsgegen⸗ 
klage beim ArbG. erhoben. Das LALBG. hat den Rechtsſtreit an 
das AG. verwieſen, weil das ArbG. für eine Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gegenklage zwar gegenüber Urteilen des Ard®., nicht aber 
gegenüber Vergleichen zuſtändig iſt. Das ergibt ſich aus fol⸗ 
gendem: 

Zwar beſtimmt § 795 ZPO., daß auf die Zwangsvollſtreckung 
aus den im § 794 erwähnten Schuldtiteln (alſo auch aus Ver⸗ 
gleichen) die Beſtimmungen der SS 724—793 entſprechende An⸗ 
wendung finden, ſchränkt dies aber durch den Zuſatz ein, „ſoweit 
nicht in den §§ 795 a—800 abweichende Vorſchr. enthalten ſind.“ 
§ 797 Abſ. 5 enthält nun aber betr. der Zuſtändigkeit eine von 
5 767 abweichende Vorſchr. Denn während Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gegenklagen gegenüber Urteilen beim Prozeßgericht erſter In⸗ 
ſtanz, alſo eventuell beim ArbGG. anhängig zu machen ſind, be⸗ 
ſtimmt § 797 Abſ. 5 hinſichtlich Vollſtreckungsgegenklagen gegen 
Vergleiche und gegen die übrigen im § 794 bezeichneten Titel als 
zuſtändig „das Gericht, bei welchem der Schuldner im Deutſchen 
Reiche ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat“. Das iſt gem. §§ 12, 
13 ff. das AG. oder LG. am Wohuſitz des Schuldners und man 
kann, ohne dem Wortlaut des Geſetzes Gewalt anzutun, nicht 
ſagen, daß das Arb®. unter Umſtänden der allgemeine „Gerichts⸗ 
ſtand einer Perſon ſei, nämlich für Klagen aus dem Arbeitsver⸗ 
hältnis. Denn das Gericht, bei welchem jemand ſeinen „allge⸗ 
meinen“ Gerichtsſtand hat, iſt gem. 812 ZPO. ja gerade das 
Gericht, das für alle Klagen gegen einen Schuldner zuſtändig iſt, 
fur die eben nicht ein anderer ausſchließlicher Gerichtsſtand (wie 
vor allem arbeitsgerichtlich) begründet iſt. Ebenſo ausdrücklich 
Stein⸗Jonas, Aum. V zu 8797 ZPO. Die abweichenden — 
übrigens zunächſt nur auf vormaligen Gewerbe⸗ und Kaufmanns⸗ 
gerichten bezüglich Ausführungen von Neumann: Buſchs Z. 
Bd. 36 ſind nicht überzeugend. 

2. Der zu 1. behandelte Einwand des Bekl. iſt gem. SS 274 
Abſ. 3, 40 Abſ. 2, 802 ZPO. auch noch in der Ber Inſt. (und zwar 
eventuell ſogar von Amts wegen) zu beachten. Denn der Gerichts⸗ 
ſtand des § 797 Abſ. 5 iſt gem. 8802 ein ausſchließlicher. Daher 
konnte der Bekl. gem 88 40 Abf. 2 nicht auf ihn gem. § 38 ZPO. 
verzichten und kann ihn daher gem. 8 274 letzter Abſatz auch nach 
Beginn der mündlichen Verhandlung geltend machen, und zwar 
gem. § 529 ZPO. auch noch in der Ber Inſt. 

3. Die von der Kl. eventuell beantragte Verweiſung beruht 
auf § 276 ZPO. Daß fie auch noch in der Ber Inſt. moglich iſt 
und daß dann an das zuſtändige Gericht erſter Inſtanz zu ver⸗ 
weiſen iſt (und zwar in dieſem Falle durch Urteil unter Aufhebung 
des Urteils des unzuſtändigen ArbG.), ergeben die zutreffenden 


anwenden dürfen (ebenſo Derſch⸗Volkmar S. 467). Von 
ſolchen Erwägungen ausgehend müßte man dem Urteil zuſtimmen. 

Allein es darf nicht überſehen werden, daß es böchſt um⸗ 
ſtritten iſt, ob 8797 Abſ. 5 ZPO. überhaupt auf Prozeßvergleiche 
anwendbar iſt. Im Gegenſatz zu RG. 21, 345 wird von vielen 
gewichtigen Stimmen, beſonders der neueren Zeit (vgl. z. B. 
Baumbach zu § 794 Bem. 1; Kann, ebenda Ben. 1 b; 
Stein⸗Jonas, ebenda Bem. I; Roſenberg S. 628) auf 
die Unzweckmäßigkeit dieſer Auffaſſung hingewieſen. Denn nach ihr 
ſind die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel und die Einwendungen 
dagegen bei Vergleichen vor dem Richterkommiſſar oder Prozeß⸗ 
gericht dem Urkundsbeamten des Prozeßgerichtes zuzuweiſen 
(88 797 Abf. 1 und 3 3P O.), während für die Klage auf Erteilung 
der Klauſel und die Gegenklage wegen der erteilten Klauſel ein 
fremdes Gericht, für die etwaige Fortſetzung des Prozeſſes das 
Prozeßgericht und für die Vollſtreckungsgegenklage wieder ein 
fremdes Gericht zuſtändig fein konnte. Völlig unzuträglich wird 
aber dieſe Spaltung, wenn ſie zu einer Aufteilung der Funktionen 
unter die Arbeitsgerichtsbehörden und die ordentlichen Gerichte 


führt. 
Prof. Dr. Wilhelm Groh, Heidelberg. 
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Ausführungen bei Stein⸗Jonas, zu 8276 Anm. VII, denen 
dieſes Gericht beitritt. 
(LArbGG. Hamburg, Urt. v. 26. Juli 1932, LA Bf 256/260/32.) 
Mitgeteilt von RA. Curt de Caſtro, Hamburg. 


c. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Bo ethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. § 1 Nr. 1 UmſStG. Die berufliche Selbſtändigkeit 
wird in der Regel nicht dadurch aufgehoben, daß ein 
Rechtsanwalt ſeine Auwaltstätigkeit auf längere Zeit 
unterbricht, um ſeine ganze Arbeitskraft der Abwicklung 
der Geſchäfte eines zuſammengebrochenen Großunter⸗ 
nehmens zu widmen. Umſatzſteuerrechtlich kommt für die 
Frage der Selbſtändigkeit allein in Betracht, ob es ſich 
um ein einheitliches Unternehmen oder um zwei Unter⸗ 
nehmen handelt, ob der Bf. in das Unternehmen der 
dienſtberechtigten Geſellſchaft derart eingegliedert war, 
daß er kraft dieſer Stellung den Weiſungen des Berechtigten 
zu folgen verpflichtet war. Die Dauer der Tätigkeit iſt 
nicht ausſchlaggebend. 

(RZH., 5. Sen., Urt. v. 6. Febr. 1933 V A 404/32.) 
* 


2. 8 222 RA bg. 1931. Treu und Glauben bei Aus- 
füllung der Steuererklärung im Hinblick auf die Frage 
der Berichtigungsveranlagung. 7) 

Streitig iſt, ob wegen der Veranlagung des Beſchwerde⸗ 
gegners zur Einkommenſteuer 1929 eine Berichtigungsveranlagung 
nach § 222 RAID. zuläſſig war. Der Beſchwerdegegner hatte in 
ſeiner Einkommenſteuererklärung bei der 1 nach der Zuſam⸗ 
menſetzung ſeiner Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit (Er⸗ 
läuterungen zu Ziff. 4) die Frage zu b: „Sachbezüge (Dienft-, 
Werkswohnung, freie Beköſtigung und Wohnung, Kohlendeputate 
uſw.)“ ohne nähere Erklärung durch bloße Einſetzung der Zahl 
„900 Rn“ beantwortet. Das Fin A., dem bekannt war, daß der 
Beſchwerdegegner in einem ſeiner Arbeitgeberin gehörigen Hauſe 
frei wohnte, hatte angenommen, daß der Beſchwerdegegner damit 
den Wert der freien Dienſtwohnung bewerten wolle, hat dieſe Be⸗ 
wertung als angemeſſen angeſehen und den Beſchwerdegegner 
dementſprechend veranlagt. Nachträglich hat das Fin A. feſtgeſtellt, 
daß der Beſchwerdegegner nicht bloß freie Wohnung, ſondern auch 
— neben Gartenbenutzung — freie Heizung und Beleuchtung im 
Sonderwert von allein 1074 An erhält. Es hat deshalb eine 
Berichtigungsveranlagung des Beſchwerdegegners für 1929 vor⸗ 
genommen, wobei es die Geſamtſachbezüge auf 2 200 An be 
wertete. Das FinGer. erklärte die Berichtigungsveranlagung für 
unzuläſſig. k n 

Die Rechtsbeſchw. des Fin A. iſt wegen der Frage der Be⸗ 
richtigungsveranlagung begründet. Der RF. hat ſchon mehrfach 
feſtgeſtellt, daß eine Tatſache dem Fin A. nicht ſchon i. S. des 
8222 RAbgO. bekannt iſt, wenn der Stpfl. in ſeiner Steuer⸗ 
erklärung ſeine Angaben ſo undeutlich und unklar macht, daß das 
Fin A. ohne nähere Nachprüfung zunächſt bei unbefangener Be⸗ 
urteilung den Inhalt der Erklärung in dem ohne weiteres nahe⸗ 
liegenden Sinn auslegen konnte. Die Tatſache, daß der wahre 


Zu 2. Wenn in letzter Zeit in den Entſch. des RFH. (wie 
auch des Pr OVG. in Steuerſachen) die Wendung von Treu und 
Glauben int Steuerrecht erfreulicherweiſe öfters gebraucht wurde, 
ſo geſchah es meiſt i. S. einer Einſchränkung der Macht der 
Steuerbehörde. Die vorl. Entſch. zeigt, daß ſich auch die Steuer⸗ 
verwaltung zuweilen auf dieſe Begriffe berufen muß. Die Art, 
wie der objektive Inhalt der Erklärung des Pflichtigen hier feſt⸗ 
geſtellt wird, erinnert ſtark an die Regeln über Auslegung von 
Willenserklärungen im Privatrecht. Allerdings war hier nicht der 
Erklärende im Irrtum, aber die Steuerbehörde wurde durch ſie 
in Irrtum verſetzt, und wenn ſie hier nun die Möglichkeit der 
Berichtigung der ſo beeinflußten Veranlagung zugeſprochen erhielt, 
fo ergibt ſich, daß die Möglichkeit der Berichtigungsveranlagung 
zugleich fo etwas wie ein Erſatz für die nicht ausreichend vorge⸗ 
ſehene Möglichkeit der Anfechtung behördlicher Willenserklärungen 
iſt. Denn um den Beſcheid zurücknehmen zu können, bedürfte die 
Behörde nach § 94 Nr. 2 der Zuſtimmung des Pflichtigen. 

Prof. Dr. Bühler, Muünſter. 
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Sachverhalt anders ift, als er hiernach zunächſt zu unterſtellen 
war, iſt dann als neue Tatſache i. S. des § 222 RAbgO. anzu⸗ 
ſehen. Gerade der auch das Steuerrecht beherrſchende Grundſatz 
von Treu und Glauben im Verkehr erfordert hier die Möglichkeit 
der Neuveranlagung, wenn durch das unklare Verhalten des 
Stpfl. dem Fin A. weſentliche Tatumſtände verborgen bleiben. 
Dies gilt auch im vorl. Fall. Es war zwar dem Fin A. bekannt, 
daß der Beſchwerdegegner Sachbezüge hatte, es war ihm auch 
bekannt, daß der Beſchwerdegegner dieſe Sachbezuge auf 900 . 
bewertet hatte. Es war dem Fin A. ferner bekannt, daß der Be⸗ 
ſchwerdegegner freie Dienſtwohnung hatte. Mehr war weder aus 
der Steuererklärung, noch aus den Akten des Fin A. zu entnehmen. 
Insbeſ. war dem Fin A. nicht bekannt, daß der Beſchwerdegegner 
zu ſeiner Dienſtwohnung noch freie Heizung und namentlich Be⸗ 
leuchtung hatte. Aus der Steuererklärung konnte es dies um ſo 
weniger entnehmen, als der Beſchwerdegegner ſeiner Erklärungs⸗ 
pflicht zuwider — nach Ziff. 4 der Anleitung (auf der Steuer⸗ 
erklärung) hatte er ſämtliche Fragen zu beantworten und nicht 
zutreffendes zu durchſtreichen — die Art der Sachbezüge nicht er⸗ 
läutert hatte. Unter dieſen Umſtänden konnte das Fin A. aus der 
Steuererklärung nicht entnehmen, daß der Beſchwerdegegner 
neben ſeiner freien Wohnung auch noch freie Heizung und Be⸗ 
leuchtung erhalten hatte. Es hat daher den Beſchwerdegegner zu⸗ 
nächſt in einem Irrtum über die in Betracht kommenden Arten 
und den tatſächlichen Umfang der Sachbezüge veranlagt. Nachdem 
das Fin A. diefen Irrtum erkannt hatte, durfte es zu einer Ber 
richtigungsveranlagung ſchreiten. Dem ſteht nicht entgegen, daß 
das Fin A. bei näherer Prüfung des Sachverhalts den wahren 
Tatbeſtand ſchon hätte bei der urſprünglichen Veranlagung auf⸗ 
decken können oder vielleicht ſogar aufklären ſollen. Es handelte 
ſich auch nicht bloß um eine anderweite Bewertung bekannter 
Sachgüterempfänge. 
(RETH., 6. Sen., Urt. v. 11. Jan. 1933, VI A 1944/2.) 


Gewerbeſteuerberufungsausſchuß Hannover. 


1. 885, 6 PrGewSt O. Beiträge zu Standesver⸗ 
einen ſind nicht abzugsfähig. Eine Vergütung an den 
Stationsreferendar iſt im Zweifel nicht abzugsfähig. 
Abzugsfähigkeit des Mietwertes der Büroräume im 
eigenen Hauſe. f) 

Der Steuerpflichtige betreibt in H. eine Anwaltspraxis im 
eigenen Hauſe. Gegen ſeine Heranziehung zur Gewerbeſteuer hat er 
Einſpruch erhoben, dem durch Entſch. des Gewerbeſteuerausſchuſſes 
v. 10. Mai 1932 nur unvollkommen Rechnung getragen iſt. Streitig 
find jetzt noch folgende Beträge: 1. Beitrag zum Anwaltsverein in 
Höhe von 60,45 ./; 2. Beitrag zum Verein der Amtsgerichts⸗ 
anwälte mit 5,.— RA; 3. ein Betrag von 600, — RA, die er dem 
Referendar Dr. S. gezahlt hat; 4. ein Betrag von 1800, — A, den 
er als Miete für die Praxisräume in Anrechnung bringt. Dieſe Be⸗ 
träge beantragt der Steuerpflichtige ihm bei ſeinem ſteuerpflichtigen 
Gewerbeertrage abzuziehen. ra 

Die Angelegenheit war zu abſchließender Entſch. nur in geringem 
Umfange geeignet, und zwar nur ſoweit fie die oben erwähnten beiden 
Vereinsbeiträge betrifft. Hierbei handelt es ſich um Beiträge zu 
Vereinen, denen anzugehören eine Verpflichtung für den Steuer⸗ 
pflichtigen nicht beſteht. Auch für die Praxis iſt der Beitritt zu 
dieſen Vereinen durchaus nicht notwendig. Jedenfalls hat der Steuer⸗ 
pflichtige nach dieſer Richtung hin nichts dargetan. Vielmehr handelt 
es ſich bei dieſen Vereinigungen, wie gerichtsbekannt, um Standes⸗ 
organisationen. Die Intereſſen der einzelnen Praxis ſind aber mit 
denen des Standes, die vielfach nicht rein wirtſchaftlicher Natur, 
ſondern auch ideeller und ſozialer Art ſind, durchaus nicht ohne 


Zu 1. Die Entſch. gibt zu Bedenken Anlaß: 

1. Ausgangspunkt iſt, daß die ſog. Sonderleiſtungen zwar bei 
Berechnung des Einkommens, nicht aber bei Berechnung des Gewerbe⸗ 
ertrages abgezogen werden können. Andererſeits beſagt die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Sonderleiſtungen im $ 17 CinkSt®. noch nicht, daß 
dieſe Ausgaben keine Werbungskoſten ſein können. Im Gegenteil, der 
RFH. hat wiederholt anerkannt (z. B. Rh.: StW. 1927 Nr. 570), 
daß die Sonderleiſtungen zugleich auch Werbungskoſten fein können. 
Die obige Entſch. ſcheint nun die Beiträge zur Anwaltskammer als 
Sonderleiſtungen, zugleich aber auch als abzugsfähige Werbungskoften 
zu behandeln, nicht aber die Beiträge zum Anwaltverein und zum 
Verein der Amtsgerichtsanwälte, welche auf Grund von 8 17 Ziff. 6 
EinkSt®. zu den Sonderleiſtungen gehören. Uns ſcheint dieſe Ver⸗ 
ſagung des Abzugs recht kleinlich zu ſein und die Begründung: 

„Der Beitritt zu dieſen Vereinen ſei nicht notwendig, die 
Intereſſen der einzelnen Praxis ſeien mit denen des Standes, die 
vielfach nicht rein wirtſchaftlicher Natur, ſondern auch ideeller und 
ſozialer Art ſeien, nicht ohne weiteres gleichzuſetzen“, 

zeigt kein rechtes Verſtändnis für die Aufgaben und die Bedeutung der 


1094 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


weiteres gleichzuſetzen. Inſofern konnte das Rechtsmittel alſo keinen 
Erfolg haben. 

Was die an den Referendar S. gezahlte Vergütung anbetrifft, 
ſo ſteht bisher nicht genügend feſt, aus welchem Grunde ſie gezahlt 
iſt. In dem Schriftſatze v. 29. April 1932 hat der Steuerpflichtige 
zwar angegeben, ſie wäre an den Referendar für deſſen „Tätigkeit“ 
in ſeinem Büro gezahlt worden. Da der Referendar dabei als 
„Stationsreferendar“ bezeichnet ift, fo ift anzunehmen, daß es ſich 
dabei um eine Tätigkeit gem. § 30 Abſ. 1d AusbO. v. 11. Aug. 1923 
(Juſt Min Bl. 1929, 589) handelt. Solche Tatigkeit eines Referendars 
erfolgt jedoch regelmäßig zu deſſen eigener Ausbildung und nicht 
etwa deshalb, um dem Anwalt irgendwelche Arbeiten abzunehmen. 
Zahlt der Anwalt in ſolchem Falle eine Entſchädigung, ſo iſt dies 
eine reine Freigiebigkeit, deren Betrag er von ſeinem der Gewerbe⸗ 
ſteuer unterliegenden Einkommen nicht abſetzen kann. 

Der Fall kann jedoch auch anders liegen und der Referendar 
in einer Weiſe im Anwaltsbüro tätig ſein, die über das zu ſeiner 
eigenen Ausbildung erforderliche Maß hinausgeht. In dieſem Falle 
verrichtet er nebenamtliche Arbeit, zu der er die Genehmigung des 
zuſtändigen Oberlandesgerichtspräſidenten bedarf (val. Zimmer⸗ 
Klee zu 8 53 Ausb.). 

Welcher Art die Tätigkeit des Referendars Dr. S. im vor⸗ 
liegenden Falle geweſen iſt, wird noch feſtzuſtellen ſein. Dafür wird 
vor allem von Bedeutung ſein, ob die Genehmigung des Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten eingeholt iſt. Gegebenenfalls wäre noch zu er⸗ 
mitteln, welchen Anteil ſeine Arbeit im Notariat gehabt hat. 

Nach 8 6 GewStd. unterliegt das Betriebsvermögen, ſoweit es 
der Grundvermögensſteuer unterfällt, nicht der Gewerbeſteuer. Der 
Mietwert der Büroräume des Steuerpflichtigen iſt daher von feiner 
Gewerbeſteuererklärung abzusetzen. Dies kann jedoch nicht in der 
Weiſe geſchehen, wie es hier von dem Steuerpflichtigen vorgeſchlagen 
it. Vielmehr muß hierfür eine Unterlage gefchaffen werden, die eine 
zweifelsfreie Einſchätzung des Mietwertes der Büroräume zuläßt. Zu 
berückſichtigen bei dieſer Abſchätzung wird auch ſein, wie hoch etwa 
der Wert der Benutzung der Büroräume für das Notariat anzuſetzen 
iſt. Eine ſolche kann nur durch Vernehmung von Sachverſtändigen, 
insbeſ. durch ein Gutachten des zuſtändigen Hochbauamtes beigebracht 
werden. 

(Gewerbeſteuerberufungsausſchuß Hannover, Entſch. v. 14. u. 27. Dez. 
1932, III 4A 74 B.) 
Mitgeteilt von Regierungsrat Dr. Naß, Hannover. 


Berufsvereine. Es iſt gewiß möglich, daß man Rechtsanwalt iſt, ohne 
Mitglied eines Anwaltvereins zu ſein, ebenſo aber richtig iſt es, daß 
man ſich einem Berufsverein anſchließt, um der dem Anwaltverein 
obliegenden Förderung der Berufstätigkeit teilhaftig zu werden, m. a. W. 
weil der Anſchluß die Berufstätigkeit ſelbſt fördert. 

2. Nach Anſicht des Berufungsausſchuſſes ſoll das an den 
Stationsreferendar gezahlte Honorar nur dann zu den abzugsfähigen 
Werbungskoſten gehören, wenn feſtgeſtellt iſt, daß der Stations⸗ 
referendar eine nebenamtliche, vom zuftändigen Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten genehmigte Arbeit verrichtet hat. Es darf die Frage auf⸗ 
geworſen werden, warum das Honorar dann nicht zu den Werbungs⸗ 
koſten gehören ſoll, wenn dieſe Genehmigung nicht eingeholt war. 
Liegt dann etwa ein Geſchenk an den Referendar vor? Nach der das 
Steuerrecht beherrſchenden wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe käme es 
nicht einmal darauf an, ob die Honorarvereinbarung nach Zivilrecht 
zuläſſig oder unzuläſſig ſein würde. Hiernach hat der „ſtandesrecht⸗ 
lich“ unzuläſſige Kauf der Praxis ſehr wohl ſteuerrechtliche Wirkun⸗ 
gen, die zivilrechtlich unzuläſſigen Wucherzinſen ſind Einkommen, ſo⸗ 
lange ſie als Zinſen gezahlt und nicht zurückgefordert werden. Auf 
dem Gebiete des Lohnſteuerrechts iſt im übrigen anerkannt, daß das 
Entgelt für eine geleiſtete Arbeit Lohn iſt und auch dann nicht als 
Geſchenk zu behandeln iſt, wenn ein Anſpruch auf Bezahlung nicht 
beſtand. Ebenſo fteht nach ſtändiger Rſpr. feſt, daß der Stations⸗ 
referendar lohnſteuerpflichtig iſt. 

Rechtsanwalt Dr. Paul Marcufe, Berlin. 


Zu 1. 897 Abſ. 2 Renappſchch. bedeutet eine Durchbrechung 
des auch das Sozialverſicherungsrecht beherrſchenden Prinzips der 
materiellen Rechtskraft und außerdem des grundſätzlichen Verbots der 
reformatio in pejus. Er eröffnet die Möglichkeit, beim Vorliegen ge- 
wiſſer Vorausſetzungen eine Neufeſtſtellung der Rente vorzunehmen. 
Während nach § 65 des alten RKnappſchcß. v. 23. Juni 1923 eine 
neue Feſtſtellung getroffen werden „konnte“, wenn ſich herausſtellte, 
daß die Leiſtung mit Unrecht abgelehnt, entzogen, eingeſtellt oder 
„au niedrig“ feſtgeſtellt war, iſt durch die jetzige Vorſchrift des 8 97 
Abj. 2 beſtimmt, daß eine neue Feſtſtellung getroffen werden „muß“, 
wenn eine erneute Prüfung ergibt, daß die Leiſtung mit Unrecht 
abgelehnt, entzogen, eingeſtellt oder „unrichtig“ feſtgeſtellt worden 
iſt. Zutreffend hat das RVerſA. in der grundſätzlichen Entſch. 3284 
(ANachrfgVerſ. 1928, 343: JW. 1928, 2942 iſt nur der Wortlaut 
des vom RVerſA. geprägten Grundſatzes mitgeteilt) aus dieſer Neu⸗ 
ſormulierung gefolgert, daß nach dem neuen Recht ein neuer Feſt⸗ 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt.] 


0 Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt.] 


* 1. 8 97 Abſ. 2 RKnappſchG. Sf im Rechtsmittel⸗ 
verfahren über einen Anſpruch aus der knappſchaftlichen 
Penſionsverſicherung ein Urteil ergangen, ſo kann zuun⸗ 
gunſten des Berechtigten eine neue Feſtſtellung wegen un⸗ 
richtiger Berechnung der Leiſtung nicht mehr getroffen 
werden. f) 

Daß die Reichsknappſchaft befugt iſt, zuungunſten der Verſicherten 
von ihr ſelbſt feſtgeſtellte Leiſtungen nach 8 97 Abſ. 2 RKnappſchcg. 
zu mindern, wenn fie unrichtig berechnet find, iſt vom MVerfA. in 
der Entſch. 3284, ANachrfVerſ. 1928, IV, 343, Eu. 23, 230 
Nr. 102 1) dargelegt worden. Weiter iſt in der Entſch. 3956, 
ANachrfRVerſ. 1931, IV, 41, Eu. 29, 147 Nr. 56 2) ausgeführt, 
daß dieſe Befugnis auch gegenüber Entſch. des Geſchäftsausſchuſſes ge⸗ 
geben iſt, weil auch dieſe Feſtſtellungen des Verſicherungsträgers ſind. 
Damit ſind aber nach Auffaſſung des Senats die Grenzen gezogen, 
innerhalb deren die Reichsknappſchaft von 897 Abſ. 2 RKnappſchG. 
zuungunſten des Verſicherten Gebrauch machen kann. 

Hat das KnappſchOVerſA. entſchieden, fo handelt es ſich für eine 
Nachprüfung nicht mehr um eine Feſtſtellung des Verſicherungstragers, 
ſondern um ein im Rechtsmittelverfahren ergangenes Urt. des Ge⸗ 
richts. Es würde dem Aufbau des Rechtsmittel verfahrens widerſprechen 
und mit der Bedeutung der Entſch. eines Gerichts unvereinbar fein, 
wenn eine dem Richterſpruch unterworfene Partei das Recht hätte, 
ſelbſt die Richtigkeit des Urt. nachzuprüfen und dieſes Urt. zu ihrem 
eigenen Vorteil ſelbſt abzuändern, wenn ſie es für unrichtig hält. Die 
Partei kann das Urt. nicht befeitigen; nur ein Gericht kann auf 
ihren Anruf das Urt. aufheben; das Geſetz beſtimmt, in welchem Um⸗ 
fange der Partei eine Anrufung des Gerichts zur Beſeitigung des Urt. 
gegeben iſt. So hat auch das RVerſorgcher. zu § 65 Abſ. 2 Xerf®. 
1. d. Faſſ. v. 20. März 1928 (RG Bl. I, 71) entſchieden, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörde im Intereſſe der Rechtsſicherheit Urt. der Spruch⸗ 
behörden nicht berichtigen darf (vgl. Entſch. v. 28. Jan. 1926: 
Aderjorgöl. 1926, 29). Aus dieſen Erwägungen folgt, daß die Reichs⸗ 


ſtellungsbeſcheid auch erfolgen muß, wenn die urſprüngliche Leiſtung 
einen Fehler zugunſten des Berechtigten enthält, daß alſo jetzt die 
reformatio in pejus zuläfjig iſt. Auf die Einzelheiten der inſoweit 
zutreffenden Begründung braucht hier nicht eingegangen zu werden, 
an ihr in dieſem Zuſammenhang auch keine Kritik hinſichtlich der 
weiteren — m. E. verfehlten — Darlegungen geübt zu werden, nach 
denen eine Entziehung der Leiſtung dann nicht zuläſſig ſein ſoll, 
wenn ſie „zu Unrecht“ feſtgeſetzt iſt (vgl. hierzu Mansfeld⸗ 
Pohle, Komm. z. Rialnappſcheh. S. 506). In der weiteren grund⸗ 
ſätzlichen Entſch. 3956 (ANachrfRVerſ. 1931, 41: JW. 1931, 1209 
{ft wiederum nur der geprägte Grundſatz abgedruckt) hat das RVerſAl. 
nach nochmaliger Prüfung ſeinen alten Grundſatz aufrechterhalten, daß 
gem. 8 97 Abſ. 2 RKnappſchch. eine unrichtig feſtgeſtellte Leiſtung 
auch zuungunſten des Verſicherten neu feſtgeſetzt werden müſſe. Die 
Begründung iſt weſentlich vertieft und erweitert. Sie iſt auch durch⸗ 
aus billigenswert. Das RVerſA. hat dann weiter — auch inſoweit 
wenigſtens im Ergebnis zutreffend — in jener Entſch. ausgeführt, 
daß die erneute Prüfung i. S. des 8 97 Abſ. 2 RKnappſchch. auch 
durch eine rechtskräftige Entſch. des Geſchäftsausſchuſſes der Bezirks⸗ 
knappſchaft nicht ausgeſchloſſen werde. Es begründet dieſes an ſich 
richtige Ergebnis jedoch nicht mit der in § 97 Abſ. 2 liegenden Durch⸗ 
brechung des Rechtskraftsprinzips, ſondern damit, daß der Geſchäfts⸗ 
ausſchuß als Organ der zu Weiſungen an ihn berechtigten Verwaltung 
tätig werde, nicht etwa richterliche Funktionen ausübe (vgl. zu der 
eigenartigen Doppelſtellung der Geſchäftsausſchüſſe Mansfeld⸗ 
Pohle S. 697 ff.), es ſich alſo bei feinem Entſcheid um eine Feſt⸗ 
ſtellung der nachprüfenden Verwaltung ſelbſt handele. Die jetzt vor⸗ 
liegende grundſätzliche Entſch. 4263 (eingehender abgedruckt in 
ANachrfRVerſ. 1932, 38) zeigt die Folge jener m. E. fehlſamen Be⸗ 
gründung. Das RVerſA. ſetzt dem Recht und der Pflicht des Ver⸗ 
ſicherungsträgers zur Nachprüfung gem. 8 97 Abſ. 2 RKnappſchcd. 
eine Grenze. Hat das OVerſA. oder RVerſA., alſo ein Gericht — 
rechtskräftig oder nicht — entſchieden, jo kann 8 97 Abſ. 2 weder 
zuungunſten noch auch — das iſt jedenfalls der Begründung zwingend 
zu entnehmen — zugunſten des Verſicherten zum Zuge kommen. Ich 
halte dieſe Entſch für verfehlt, weil fie der Bedeutung des § 97 Abſ. 2 
NKnappſchGG nicht gerecht wird, die gerade — in Anlehnung an 8 309 
Ang2erj®., 51319 RBO. — in der Ausnahme von dem Prinzip der 
materiellen Rechtskraft früherer Entſch. beſteht. Der materiellen 
Rechtskraft find übrigens auch die Beſcheide der Geſchäftsausſchüſſe 


1) JW. 1928, 2942 6. 931, 2094. 
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Knappſchaft eine neue Feſtſtellung zuungunſten des Verſicherten nad 
897 Abf. 2 nicht treffen kann, ſobald eine Entſch. des KnappſchO Vers A. 
ergangen iſt. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob das Urt. rechts⸗ 
kräftig iſt oder nicht. 

(RVerſel., 3. RevSen., [KnappſchSen.], Urt. v. 6. Nov. 1931, IIIa 
Kn 270,17.) ist.] 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 
[en Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt. 

1. Der Rekurs iſt auch gegenüber einem Urteil des 
VerſorgGer., das einen Wiederaufnahmeantrag als un⸗ 
zuläſſig verworfen hat, ausgeſchloſſen. 

(RVerſorgcher., Entſch. v. 1. Febr. 1932, M Nr. 12 545/31 8.) 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenpPräſ. Geh. an 5 n Kries u. RA. Dr. Görres, 
erlin. 


1. PrPol Verw. v. 1. Juni 1931. Sog „Schluß⸗“ 
oder „Anſchluß⸗Klagen“, wie fie nach dem LVG. beim DVG, 
in erſter Inſtanz erhoben werden konnten, find feit 1. Ott. 
1931 regelmäßig nicht mehr gegeben. Für ſolche Klagen 
ſind ſeit dieſem Zeitpunkt grundſätzl. die Bez Ausſchüſſe 
zuſtändig, auch ſoweit die Klage vor dem 1. Okt. 1931 beim 
OVG. erhoben worden war. f) 

Gegen die Pol Vfg. v. 25. Sept. 1930 hatte der Kl. Beſchwerde 
beim Landrat erhoben und gegen deſſen zurückweiſenden Beſcheid 
weitere Beſchwerde beim RegPräſ., der die weitere Beſchwerde gleich⸗ 
falls zurückwies. Hiergegen hatte der Kl. vor dem 1. Okt. 1931 
Klage beim OWS. erhoben. Dieſes hat nach dem 1. Okt. 1931 den 


jähig. Sie wird alſo ſchon durchbrochen, wenn man mit dem RVerſA. 
die Anwendung des 897 Abf. 2 zuungunſten des Verſicherten auch 
bei rechtskräftigen Entf. dieſer Ausſchüſſe anerkennt. Daß es ſich 
hier wirklich um eine Ausnahme von dem Prinzip der materiellen 
Rechtskraft handelt, ergibt klar der Zuſammenhang mit dem Abſ. 1. 
Warum dann aber, wenn dieſe Ausnahme gegeben iſt, vor „Urteilen 
des Gerichts“ haltzumachen iſt, vermag ich nicht einzuſehen. Die 
Begründung des RVerſA. iſt nur für denjenigen überzeugend, der 
ſolche Ausnahmen überhaupt leugnet und davon ausgeht, daß es mit 
der „Bedeutung der Entſch. eines Gerichts unvereinbar“ ſei, wenn 
ſie den Streit der Parteien nicht endgültig zur causg finita mache. 
So außerhalb des Rechts ftehen ſolche Ausnahmen nun aber doch 
nicht. Ein Hinweis auf 8 323 ZPO. und die clausula rebus sic 
siantihns mag genügen. Das NVerfA. hat verſäumt, ſich in der vor⸗ 
liegenden Entſch. mit dem Prinzip der materiellen Rechtskraft und 
ſeinen Ausnahmen auseinanderzuſetzen und damit in das Problem 
überhaupt einzudringen. Sonſt hätte es nicht die Auffaſſung ver⸗ 
treten können, daß die Anwendung des 8 97 Abſ. 2 ſelbſt dann aus⸗ 
geſchloſſen ſei, wenn das Gericht überhaupt geſprochen habe, die Entſch. 
alſo noch nicht einmal rechtskräftig ſei. So abwegig, wie das 
RVerſA. meint, iſt ja auch das Vorgehen des Verſicherungsträgers 
nicht, wenn er trotz der gerichtlichen Entſch. den 897 Abſ. 2 zu 
ſeinen Gunſten anwendet. Gerade die Tatſache, daß der Verſicherungs⸗ 
träger bei der Anwendung des 8 97 Abſ. 2 einen neuen rechtsmittel⸗ 
fähigen Beſcheid erteilen und deshalb wieder das Gericht über die 
Ntechtäwirkfamkeit der Rentenherabſetzung oder ⸗ablehnung entſcheiden 
muß, räumt die doch wohl höchſtens rechtspolitiſch zu wertenden Be⸗ 
denken des MBerfü. aus, daß ſich hier eine Partei gewiſſermaßen 
richterliche Befugniſſe anmaße. Die Entſch. RVerſorg BBl. 1926, 29 be⸗ 
trifft die „Berichtigung“ von Urteilen durch Verwaltungsbehörden und 
hat mit Ausnahmen vom Rechtskraftprinzip nichts zu tun. Jedenfalls 
ſcheint mir die Auslegung des 8.97 Abſ. 2 durch das RVerſA. ver⸗ 
fehlt und hinſichtlich ihrer Auswirkungen nicht unbedenklich zu ſein. 
RA. Priv Doz. Dr. Mansfeld, Eſſen. 


Zu 1. Grundlegende geſetzliche Vorſchr. ſind 88 79, 80 Pol⸗ 
Rermßd. v. 1. Juni 1931, aber dennoch handelt es ſich hier nicht 
um Fragen des Polizeirechts, ſondern um ſolche des Verfahrensrechts 
(im weiteren Sinne), denn die Entſch. hängt nicht davon ab, ob die 
angefochtene Verfügung eine polizeiliche i. 

Der Bez Ausſch. durfte auf keinen Fall die Klage abweiſen und 
damit der angefochtenen Verfügung Rechtskraft verleihen; denn die 
Rechtskraft war durch die zuläſſigerweiſe erhobene Klage gehemmt 
(814 Einl. AL gt.) und konnte daher nur durch ein in der Sache 
ſelbſt entſcheidendes Urteil wieder hergeſtellt werden. Wenn der Bez⸗ 


Parteien mitgeteilt, daß ſeine Zuständigkeit am 1. Okt. 1931, dem 
Tage des Inkrafttretens des Pol VerwG. v. 1. Juni 1931, fort⸗ 
gefallen ſei und daß die Sache demgemäß an den nunmehr zuftändigen 
BezAusſch. abgegeben werde. Als die Parteien ſich hierauf nicht 
äußerten, hat das OVG. die Streitſache an den BezAusſch. zur 
weiteren zuſtändigen Bearbeitung abgegeben. Dieſer hat darauf die 
Klage wegen Unzuſtändigkeit abgewieſen. Hiergegen richtet ſich Die 
Rev. des Kl., dem das DVG. ſtattgab. 

Nach der Nſpr. des O8. (vgl. R.⸗ u. PrVerwBl. 52, 793 und 
894), die mit der des NG. übereinftimmt, finden neue verfahrens⸗ 
rechtliche Vorſchr. vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens ab auch auf 
ſchwebende Verfahren Anwendung, ſofern im Geſetz nichts Gegen⸗ 
teiliges beſtimmt iſt. Da das Pol Verws. v. 1. Juni 1931 die im 
Schrifttum als „Schluß“ oder „Anſchlußklage“ bezeichnete Klage vor 
dem OVG., wie ſie nach den aufgehobenen Beſt. des LVG. zuläſſig 
war, abgeſehen von dem hier nicht vorliegenden Falle der 88 47 
Abj. 20 49 (landespolizettiche Vfg.), nicht mehr vorſieht, fo iſt mit 
Inkrafttreten des Pol Verw. (nämlich feit 1. Okt. 1931) eine ſolche 
Klage unzuläffig geworden. Das OVG̃ war folglich von dieſem Tage 
ab nach dem Geſetz nicht mehr in der Lage, über eine ſolche Klage in 
erſter Inſtanz zu entſcheiden. Ebenſowenig konnte es dieſe Klage 
etwa als Rev. behandeln, weil eine Rev. nach altem wie nach neuem 
Recht nur gegen Entſch. der Bez Ausſch. gegeben iſt. Da der Geſetz⸗ 
geber es unterlaſſen hat, die prozeſſuale Behandlung der bei In⸗ 
krafttreten des Pol Verwäß. am DSG. bereits anhängigen, aber noch 
nicht entſchiedenen Sachen zu regeln, ſo liegt es der Rſpr. ob, zu 
prüfen, ob dieſe Lücke im Wege der Auslegung geſchloſſen werden 
kann. In dem genannten Urt. v. 15. Okt. 1931 hat das OVG. es 
als dem Willen des Geſetzgebers entſprechend anerkannt, daß die vor 
dem 1. Okt. 1931 von den damals zuſtändigen Behörden getroffenen 
Rechtsmittelentſcheidungen beſtehen bleiben, dagegen die Zuständigkeit 
der in den weiteren Inſtauzen zur Entſch. berufenen Behörden und 
das Verfahren vor dieſen ſich nach den Vorſchr. des PolVerwG. zu 
richten haben. Hätte in der vorliegenden Sache bei Inkrafttreten des 
Pol VerwG. ein Beſchwerdebeſcheid erſter Inſtanz vorgelegen, 
fo hätte ſich die Überführung in das neue Verfahren durch Behand⸗ 
lung des weiter eingelegten Rechtsmittels als Klage gem. 8 49 Pola 
BVerwG. lückenlos vollzogen. Daß ſich ein Beſchwerdebeſcheid zweiter 
Inſtanz dazwiſchengeſchoben hat, ändert nichts daran, daß v. 1. DM. 


Ausſch. ſich für unzuſtändig hielt, jo konnte er nicht zum Nachteil 
des Kl. in der Sache entſcheiden, zumal da bei ihm gar keine Klage 
erhoben war. So könnte auch das OV. nicht eine Berufung zu⸗ 
rückweiſen, die bei dem Bez Ausſch. wirkſam eingelegt und irrtümlich 
dem OVG. ſtatt dem Bundesamte für das Heimatweſen vorgelegt ift. 

Aber in der Zuſtändigkeitsfrage ſelbſt hatte m. E. der BezAusſch. 
Recht und das O8. Unrecht. Es iſt richtig, daß Vorſchr. über die 
Form des Verfahrens ſofort anzuwenden ſind (zahlreiche Belege: 
Friedrichs, Allg. Teil des Rechts 8 150 Anm. 5). 

Dieſer Grundſatz wird ſehr weit gezogen. Wenn der Rechts⸗ 
oder Amtsweg für unzuläſſig erklärt wird, ſo wird das Verfahren 
eingeſtellt Nh. 101, 424 — JW. 1921, 747; 102, 201 — JW. 
1921, 1078; 103, 305), auch wenn kein anderer Weg ſtatt deſſen 
eröffnet iſt (RG. 110, 162 = SE. 1925, 1614; OVG. v. 27. Jan. 
1931: R.⸗ u. PrVerwBl. 1931, 793; Stein⸗Jonas, 8274 
Erl. III Anm. 23), aber der Rechtsweg bleibt zuläſſig, wenn zwiſchen 
Abſchluß eines Jagdpachtvertrags und der Erhebung der Klage das 
Berwaltungsiteeitverfahren 898. iſt (OVG. 53, 359). 

In Polizeiſachen wird die Berufung als Rev. behandelt, 
dasſelbe Gericht zuſtändig bleibt (OVG. Be 15. 9255 1901 18580 Es, 
214; R- u. PrVerwöl. 1931, 894; DIE. 1931, 1439; O. 
v. 3. Dez. 1931: OVG. 88, 373); hier handelt es ſich aber weder 
um Formen des Verfahrens noch um Zulaſſigkeit des Amtsweges oder 
um Wegfall von Behörden oder ähnliche Fragen, ſondern um ander⸗ 
weite Verteilung der ſachlichen Zuſtändigkeit (in erſter Inſtanz) unter 
zwei im Inſtanzenverhältnis zueinander ſtehende Behörden, die 
beide als ſolche beſtehen bleiben. Das Och. iſt nicht allgemein un⸗ 
zuſtändig geworden, über Klagen in erſter Inſtanz zu entſcheiden. Da 
muß alſo 8 263 Abſ. 2 ZPO. angewendet werden, der auch im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren gilt (OVG. 70, 401). Die Sache ist alſo 
ebenſo zu behandeln, wie wenn die Zuſtändigkeitsgrenze zwiſchen LG. 
und AG. (8 23 Abſ. 1 GVG.) herabgeſetzt würde, oder bei Begrün⸗ 
dung der Zuſtändigkeit eines bejonderen Gerichts (RG. 103, 102 = 
JW. 1922, 1121; Stein⸗Jonas, $263 Erl. IV Anm. 47, 48). 

Wenn aber 8 263 Abſ. 2 ZPO. nicht anzuwenden, ſondern die 
Sache an die untere Inſtanz abzugeben wäre, ſo konnte es auch nicht 
darauf ankommen, ob die Sache friſch an das OVG. gelangt, oder ſchon 
vor dem 1. Okt. 1931 (dem Tage des Inkrafttretens des Pol Verw.) 
verhandelt oder Beweis beſchloſſen oder erhoben wäre. Der BezAusſch. 
wäre weder verpflichtet, den vom OVch. beſchloſſenen Beweis zu er⸗ 
heben, noch befugt, die nicht unter ſeiner Leitung erhobenen Beweiſe 
zu benutzen, zumal wenn es ſich um Verhältniſſe handelt, die bei 
dem Bez Ausſch. gerichtskundig find, bei dem OLG. nicht, oder 
umgekehrt (auch das it ſchon einmal vorgekommen: das OGG. er⸗ 
klärte Zuſtände in Charlottenburg für offenkundig, von denen der 
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1931 ab das Rechtsmittel des neuen Geſetzes, nämlich gem. § 49 die 
Klage beim Bez Ausſch., gegeben iſt. Dies iſt die unvermeidliche Folge 
deſſen, daß, wie geſagt, v. 1. Okt. 1931 ab eben auch anhängige 
Verfahren ſich nach den Vorſchr. des neuen Geſetzes beurteilen, eine 
Übergangsbeſtimmung aber, welche dieſe Folge ausſchlöſſe, im Geſetz 
nicht enthalten iſt. Dagegen kann nicht geltend gemacht werden, daß 
9 49 ſich nur auf erſtinſtanzliche Beſchwerdebeſcheide beziehe. 8 49 gilt 
unmittelbar allerdings nur für das im Pol Verw. vorgeſehene Ver⸗ 
fahren, nämlich für die Anfechtung erſtinſtanzlicher Beſchwerde⸗ 
beſcheide. Regeln ſich aber dem § 49 entſprechend auch laufende Ver⸗ 
fahren — gemäß dem Satze, daß dieſe den neuen Verfahrensvor⸗ 
ſchriften von deren Inkrafktreten ab unterſtehen —, ſo iſt es un⸗ 
vermeidlich, 8 49 auch auf ſolche Klagen anzuwenden, die gegen 
zweitinſtanzliche Beſchwerdebeſcheide gerichtet ſind und, weil zur Zeit 
ihrer Erhebung eine Klage auch gegen zweitinſtanzliche Beſchwerde⸗ 
beſcheide zuläſſig war, gerichtet ſein durften. Aus dem Überordnungs⸗ 
verhältnis, in dem der OPräſ. zum Regpräſ. ſteht, kann, obgleich 
dieſer zugleich Vorſitzender des BezAusſch. iſt, kein Bedenken gegen 
dieſe Regelung entnommen werden, weil der Bez Ausſch. hier als 
richterliche Behörde tätig wird. Daß auch der Geſetzgeber ein ſolches 
Bedenken nicht hegt, dafür bietet der Umſtand einen Anhalt, daß in 
den Fällen des 8 47 Abſ. 2 zu d i. Verb. m. 8 49 PolVerwG. der 
Bez Ausſch. in Berlin über Beſcheide des dortigen OPräſ. befindet, 
obwohl dieſer auch in Berlin die Dienſtaufſicht über den Bez Ausſch. 
führt (8 48 LVG. ). 

Hiernach iſt die Klage zu Unrecht wegen Unzuſtändigkeit ab⸗ 
gewieſen. Die Sache war mithin an den Bez Ausſch. zurückzuverweiſen. 

(PrOVG., 4. Sen., Urt. v. 11. Juli 1932, IV O 34/32.) 


* 


2. Folgen der Nichtzahlung eines Gebühren vor⸗ 
ſchuſſes. Iſt gegen einen die Klage abweiſenden Vorbe⸗ 
ſcheid des Bez Ausſch. Antrag auf mündliche Verhandlung ge⸗ 
ſtellt, die Anſetzung eines Termins aber von der Zahlung 
eines Gebührenvorſchuſſes abhängig gemacht, fo iſt es un⸗ 
zuläſſig, den Antrag als nicht geſtellt zu betrachten, falls 
der Vorſchuß binnen beſtimmter Friſt nicht gezahlt wird. 5) 

Nach Erlaß eines die Klage abweiſenden Vorbeſch. hat der Kl. 
Antrag auf mündliche Verhandlung geſtellt. Der Vorſigende des Bez⸗ 
Ausſch. hat darauf die Anſetzung eines Termins von der Zahlung 
eines Gebührenvorſchuſſes von 50 RA abhängig gemacht und, als 
der Kl. eine letzte Friſt von zehn Tagen zur Zahlung dieſes Vor⸗ 
ſchuſſes hatte verſtreichen laſſen, dem Kl. eröffnet, daß nach Ablauf 
der Friſt „der Antrag auf mündliche Verhandlung als nicht geſtellt“ 
betrachtet und Auftrag zur Berechnung und Einziehung der Koſten ge⸗ 
geben werde. Der Beſchw. des Kl., die darlegt, daß der Stand der 
geſetzlichen Beſt. es nicht rechtfertige, den geſtellten Antrag auf 
mündliche Verhandlung als erledigt zu betrachten, gab das OVG. ftatt. 

Die geſetzlichen Vorſchr. für das VerwStr Verf. kannten ur⸗ 
ſprünglich überhaupt keine Verpflichtung zur Vorauszahlung von 
Koſten und Auslagen des Verfahrens. 8 103 LVG. beſtimmt, daß die 
Koſten und baren Auslagen von dem unterliegenden Teile zu 
zahlen ſind. Die Perſon des Koſtenſchuldners iſt daher erſt nach einer 
rechtskräftigen Entſch. feſtſtellbar. Da auch der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes im Endurteil feſtzuſetzen ift, iſt eine Berechnung 
der Koſten tatſächlich vorher nicht möglich. Ein Runderl. des betei⸗ 
ligten Min. v. 24. Dez. 1926 (MER. 1927, 3), welcher unter 
Ziff. IX beſtimmte, daß noch dem Ermeſſen des Verwcher. Auslagen⸗ 
vorſchüſſe, in beſonderen Fallen auch Gebührenvorſchüſſe erfordert wer⸗ 
den könnten, wurde wegen Fehlens einer geſetzlichen Grundlage von 


Bez Ausſch. Potsdam nichts wußte; heute würde allerdings dieſes Bei⸗ 
ſpiel nicht mehr möglich fein). 

Auch dürfen ſolche Vorſchr. wie § 154 (III) LVG.; 8163 (II) 
Zuft®.; $2 Zuſtdeovelle v. 14. Juli 1914 (GS. 149): 8 383 Waſſch. 
b. 7. April 1913; Art. VII Abſ. 4 BO. v. 13. Febr. 1924; und ähn⸗ 
liche nicht als Sondervorſchriften gegen den Geiſt des Rechts auf⸗ 
gefaßt werden, ſondern als Ausdruck eines allgemeinen ungeſchrie 
benen Rechtsſatzes. 

Übereinftimmend mit dem vorſtehenden Urteil ſind allerdings 
OVG. v. 15. und 19. Okt. 1931: OG. 88, 214; R.⸗ u. PrVerwBl. 
1931, 894; InnMinerl. v. 26. Sept. 1931 (Inn Bl. 973); 
Froelich: R. u. PrVerwBl. 1931, 788 unter A3; Kerſtiens: 
Deutſche Verwaltungskartei v. Auguſt 1932 (Nr. VI A 61). 

JR. Dr. Karl Friedrichs, Ilmenau. 


Zu 2. Der Staat hat ſich in neuerer Zeit immer mehr gegen 
den Ausfall der ihm in Rechtsſachen zuſtehenden Gebühren zu ſchützen 
verſucht. Im Zivilprozeß wird vor Anberaumung eines Termins auf 
eine Klage der Nachweis der Einzahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes 
verlangt. Über eine Berufung und eine Rev. wird nur verhandelt, 
wenn der Vorſchuß eingezahlt iſt und dieſe Rechtsmittel werden ver⸗ 
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dem Gerichtshof für rechtsungültig erklärt (ogl. PrVerwBl. 49, 908 
u. 909). Eine ſolche geſetzliche Grundlage wurde dann erſtmalig durch 
die auf Grund der VO. des RPräſ. v. 24. Aug. 1931 (RG Bl. I, 453) 
und v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 537) erlaſſene VO. des PrStaats⸗ 
min. zur Ergänzung der 1. und 2. SparBD. v. 14. März 1932 
(GS. 123) gegeben. In Teil 2 Kap. X derſ. wird in § 2 dem § 3 
Gef, über ſtaatl. Verwcheb. v. 29. Sept. 1923 (GS. 455) folgender 
Abſ. 4 hinzugefügt: „Es können Gebuhren⸗ und Auslagenvorſchüſſe 
erhoben werden; von ihrer Entrichtung kann die Vornahme einer 
Amtshandlung abhängig gemacht werden.“ Da nach § 8 Abſ. 3 Geſ. 
über ſtaatl. VerwGheb. i. d. Faſſ. des § 15 Gold Abg VO. v. 18. Jan. 
1924 (GS. 40) die Vorſchr. dieſes Geſ. auch für das VerwStr Verf. 
gelten, iſt auch der genannte neue Abſ. 4 hier anwendbar. Der Ver⸗ 
waltungsrichter kann daher Vorſchuß für Gebühren und Auslagen 
verlangen; ob er es tun will, iſt in ſein grundſätzlich in der Rechts⸗ 
mittelinſtanz nicht nachprüfbares Ermeſſen geſtellt. Das Vorſchußver⸗ 
langen an ſich iſt daher auch vorliegend von dem Gerichtshof ſchon aus 
Anlaß einer früheren Beſchw. für berechtigt erklärt. Die jetzige Beſchw. 
richtet ſich jedoch gegen die Folgerungen, die der BezAusſch. aus der 
Nichtzahlung des Vorſchuſſes ziehen will. Dieſe Folgerungen, das 
Verfahren als rechtskräftig erledigt anzuſehen, werden durch den 
klaren Wortlaut des Geſetzes nicht gerechtfertigt; denn nach dem oben 
wiedergegebenen Abſ. 4 kann nur die Vornahme einer Amtshandlung 
von dem Vorſchuß abhängig gemacht werden. Es kann alſo bei Ein⸗ 
gang einer Klage oder Einlegung eines Rechtsmittels jede weitere 
Amtshandlung, wie die Mitteilung an den Gegner, Anſetzung eines 
Termins, vor der Vorſchußzahlung abgelehnt werden. Bei einem An⸗ 
trag auf mündliche Verhandlung nach Vorbeſcheid kann die An⸗ 
ſetzung des Termins für dieſe bis dahin verweigert werden. Zu wei⸗ 
terem ermächtigt das Geſetz nicht. Es mag fein, daß der Geſetzgeber 
weitere Folgerungen beabſichtigt hat, daß er insbeſ. an die Nicht⸗ 
zahlung des Vorſchuſſes dauernde Rechtsverluſte hat knüpfen wollen 
und daß es nicht ſeine Abſicht geweſen iſt, ſchwebende Verfahren auf 
unbeſtimmte Zeit unerledigt zu laſſen. Solche etwaige Abſicht iſt aber 
im Geſetz nicht zum Ausdruck gekommen, wenn ſie auch nach 
Abſchn. IV AusfBeſt. v. 26. Juli 1927 (MER. 782) z. Z. des 
Runderl. v. 24. Dez. 1926 vorhanden geweſen ſein mag; dort iſt 
nämlich vorgeſehen, daß bei Anforderung eines Vorſchuſſes bei Stel⸗ 
lung eines Antrages auf mündliche Verhandlung dem Antragſteller 
zu eröffnen iſt, daß bei nicht rechtzeitiger Zahlung der Antrag als 
nicht geſtellt gelten müſſe. Der Richter iſt nur berechtigt, das Geſetz 
auszulegen, er darf im Rahmen dieſer Befugnis wohl eine Lücke des 
Geſetzes ausfüllen, wenn ihm der ſonſtige Inhalt des Geſetzes dazu 
eine Möglichkeit gibt, und kann nach Wortlaut und Sinn des Ge⸗ 
ſetzes zu einer ausdehnenden Deutung gelangen. Er darf ſich aber 
nicht au die Stelle des Geſetzgebers ſetzen und einer Handlung oder 
Unterlaſſung Folgewirkungen zuſprechen, die der Geſetzgeber nicht 
beſtimmt hat. 
(FrO G.., 2. Sen., Beſchl. v. 18. Okt. 1932, II ER 463/32.) 


Berichtigungen. 
Das JW. 1933, 765 Ziff. 4 abgedr. RGurt. it am 16. Dez. 
1932, nicht 16. Febr. 1932 verkündet. 


JW. 1932, 2407 l. Sp. Zeile 18 v. u. muß es ſtatt noch heißen 
nach. In der Berichtigung JW. 1933, 979 war irrigerweiſe S. 2406 
angegeben. 

JW. 1933, 954 Ziff. 9 muß der Eingang der Überſchrift lauten: 
$4 Kap. III Teil 8. D. S. 


worfen, wenn der Nachweis der rechtzeitigen Zahlung nicht erbracht 
worden iſt (88 519 b, 554 und 554 a 3 PD.). Nach der im Urt. an⸗ 
geführten VO. v. 14. März 1932 kann auch in Verwaltungsſachen 
die Vornahme einer Amtshandlung von der Entrichtung der Gebühren⸗ 
und Auslagenvorſchüſſe abhängig gemacht werden. Der Staat hat an 
dieſen Einrichtungen ein großes praktiſches Intereſſe, weil ihm 
früher ſehr erhebliche Beträge an Gebühren entgangen ſind, und die 
erwähnten Vorſchr. ſind bei der ſchlechten Finanzlage des Staates 
verſtändlich. Die Verwaltung würde ſich auf das heftigſte ſträuben, 
eine Abänderung dieſer Vorſchr. zuzulaſſen. Die Vorſchr. ſind aber 
für das Rechtsleben wenig erfreulich. Es wird die richterliche Tätig⸗ 
keit des Staates von einer Geldzahlung abhängig gemacht und die 
Anrufung der Gerichte wird auf dieſe Weiſe praktifch ſehr erſchwert, 
zumal da das Armenrecht jetzt nicht mehr ſo leicht wie früher ge⸗ 
währt wird. Um ſo mehr iſt es zu begrüßen, wenn das OVG. es ab⸗ 
lehnt, der Vorſchr. in der VO. v. 14. März 1932 eine ausdehnende 
Auslegung zu gewähren. All die erwähnten Vorſchr. ſtellen ein jus 
singulare dar, welches nur durch die Finanznot des Staates entſchul⸗ 
digt werden kann. In keinem Falle dürfen dieſe Vorſchr. im Wege 
der Auslegung noch erweitert werden. 
SR. Dr. Riemann, Breslau. 
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